Deutscher Bundestag 
11. Wahlperiode 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Übereinkommen zur Errichtung der Europäischen Bank 
für Wiederaufbau und Entwicklung vom 29. Mai 1990 


A. Zielsetzung 

Die Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung soll den 
wirtschaftlichen Fortschritt und Wiederaufbau der Staaten Mittel- und 
Osteuropas fördern, die ihre Volkswirtschaften nach marktwirtschaft- 
lichen Grundsätzen reformieren wollen. Der Übergang zur Marktwirt- 
schaft soll vornehmlich durch Kreditvergabe und Gewährung tech- 
nischer Hilfe im wettbewerbsorientierten privatwirtschaftlichen Sektor 
insbesondere für kleine und mittlere Betriebe unterstützt werden. Sie 
soll im Rahmen ihrer Tätigkeiten eine ökologisch auch langfristig 
unbedenkliche Entwicklung fördern. 

Es liegt auch im Interesse der Bundesrepublik Deutschland, daß die 
Reformen in Mittel- und Osteuropa von einem breiten Kreis von 
Ländern in und außerhalb Europas unterstützt werden, wie dies durch 
die Errichtung der Bank geschehen soll. 

B. Lösung 

Durch die Zustimmung der gesetzgebenden Körperschaften in der 
Form eines Vertragsgesetzes nach Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes sollen die verfassungsmäßigen Voraussetzungen für 
die Ratifizierung des oben bezeichneten Übereinkommens geschaffen 
werden. 

C. Alternativen 
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D. Kosten 

Durch die Ausführung des Gesetzes verpflichtet sich die Bundes- 
republik Deutschland, der Europäischen Bank für Wiederaufbau und 
Entwicklung ab 1991 in fünf Jahresraten als einzahlbaren Grund- 
kapitalanteil 255,525 Mio ECU (nach gegenwärtigem Wechselkurs ca. 
521 Mio DM) zur Hälfte bar zur Verfügung zu stellen. Die andere Hälfte 
kann in nichtübertragbaren unverzinslichen Schuldscheinen geleistet 
werden. 

Die Bundesrepublik verpflichtet sich außerdem, zur Absicherung von 
Kreditaufnahmen der Bank Haftungskapital in Höhe von 596,225 Mio 
ECU (nach gegenwärtigem Wechselkurs ca. 1 216 Mio DM) zu zeich- 
nen. Haushaltsrechtlich handelt es sich um eine Gewährleistung, für 
welche die erforderliche gesetzliche Ermächtigung zu schaffen ist. 

Länder und Gemeinden werden nicht mit Kosten belastet. Es können 
ihnen aber aufgrund der vorgesehenen Befreiungen (Artikel 53) mög- 
liche Einnahmen entgehen. 

Auswirkungen auf Einzelpreise bzw. das Verbraucherpreisniveau sind 
nicht zu entarten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

121 (42) - 680 06 - Eu 1/90 Bonn, den 27. September 1990 


Ah den 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Übereinkommen zur Errichtung der Europäischen 
Bank für Wiederaufbau und Entwicklung vom 29. Mai 1990 mit Begründung 
und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 619. Sitzung am 21. September 1990 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen zu erheben. 

Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Übereinkommen vom 29. Mai 1990 zur Errichtung der Europäischen Bank 

für Wiederaufbau und Entwicklung 

Vom 1990 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates 
das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Paris am 29. Mai 1990 von der Bundesrepublik 
Deutschland Unterzeichneten Übereinkommen zur Errich- 
tung der Europäischen Bank für Wiederaufbau und Ent- 
wicklung wird zugestimmt. Das Übereinkommen wird 
nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Zur Erfüllung der Verbindlichkeiten, die der Bundesrepu- 
blik Deutschland aus dem Beitritt zum Übereinkommen 
über die Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwick- 
lung erwachsen, wird die Bundesregierung ermächtigt, 
vom Grundkapital 85 175 (In Worten: Fünfundachtzigtau- 
sendeinhundertfünfundslebzig) Anteile im Wert von 
851 750 000 ECU (in Worten: Achthunderteinundfünfzig 
Millionen Siebenhundertfünfzigtausend ECU), davon 


Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Übereinkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes Anwendung, da es sich auf Gegen- 
stände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Abs. 
3 des Grundgesetzes erforderlich, da durch die Steuerbe- 
freiung nach Artikel 53 des Übereinkommens auch Steu- 
ern betroffen sind, deren Aufkommen ganz oder zum Teil 
den Ländern oder den Gemeinden zufließt. 

Zu Artikel 2 

Wie Im Teil III der Denkschrift ausgeführt, wird die Bundes- 
republik einen Kapitalanteil an der Europäischen Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung von 8,5175% überneh- 
men. Das entspricht 851,75 Mio. ECU. Davon sind 
255,525 Mio ECU in fünf Jahresraten zur Hälfte in bar 
einzuzahlen. Die andere Hälfte kann in nichtübertragbaren 
unverzinslichen Schuldscheinen geleistet werden. Der 
Betrag von 596,225 Mio. ECU stellt Haftungskapital dar. 
Die Inanspruchnahme des Haftungskapitals im Falle von 
Verlusten der Bank aus ihrer ordentlichen Geschäftstätig- 
keit kommt nur an letzter Stelle nach Ausschöpfung aller 
übrigen der Bank zur Verfügung stehenden Mittel in 
Betracht (Artikel 17). 

Die Bestimmung des Artikels 2 gibt der Bundesregierung 
die gesetzliche Ermächtigung zur Erfüllung der finanziellen 


59 225,5 Anteile als abrufbares Haftungskapital zu er- 
werben. 

Artikel 3 

Die Deutsche Bundesbank ist Hinterlegungsstelle für die 
Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung 
nach Artikel 34 Abs. 1 des Übereinkommens. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das Land 
Berlin die Anwendung dieses Gesetzes feststellt. 

Artikel 5 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Übereinkommen nach Artikel 
62 für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, ist im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Verpflichtungen. Die erforderlichen Beträge werden aus 
dem Einzelplan 60 des Bundeshaushalts zur Verfügung 
gestellt. 

Zu Artikel 3 

Diese Bestimmung trägt der Aufgabenstellung der Deut- 
schen Bundesbank Rechnung. 

Zu Artikel 4 

Das Gesetz soll auch auf das Land Berlin Anwendung 
finden; es enthält daher die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 5 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erforder- 
nis des Artikels 82 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 Ist der Zeitpunkt, in dem das Übereinkom- 
men für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Schlußbemerkung 

Auswirkungen auf Einzelpreise oder das Preisniveau, ins- 
besondere das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu 
erwarten. 
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Übereinkommen 

zur Errichtung der Europäischen Bank 
für Wiederaufbau und Entwicklung 

Agreement 

establishing the European Bank 
for Reconstruction and Development 

Accord 

portant cräation de la Banque europeenne 
pour la reconstruction et le developpement 

Cor/iaujeHMe 

o6 yHpe>KfleHMM Eeponet^CKoro öaHKa 

peKOHcrpyKquM m pasBUTWA 


Inhalt 


Contents 


Kapitel 

I. Zweck, Aufgaben und Mitgliedschaft 
H. Kapital 

III. Geschäftstätigkeit 

IV. Kreditaufnahme und sonstige Befugnisse 

V. Währungen 

VI. Organisation und Geschäftsführung 

VII. Austritt und Suspendierung der Mitgliedschaft, vorüberge- 
hende Einstellung und Beendigung der Geschäftstätigkeit 

VIII. Rechtsstellung, Immunitäten, Vorrechte und Befreiungen 

IX. Änderungen, Auslegung, Schiedsverfahren 

X. Schlußbestimmungen 
Anlage A 

Anlage B 

Die Vertragsparteien - 

im Bekenntnis zu den Grundprinzipien der Mehrparteiendemo- 
kratie, der Rechtsstaatlichkeit, der Achtung der Menschenrechte 
und der Marktwirtschaft; 

unter Hinweis auf die Schlußakte der Konferenz von Helsinki über 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa und insbesondere auf 
die Prinzipienerklärung dieser Konferenz; 


Chapters 

I. Purpose, functions and membership 

II. Capital 

III. Operations 

IV. Borrowing and other miscellaneous powers 

V. Gurrendes 

VI. Organization and management 

VH. Withdrawal and Suspension of membership, temporary Sus- 
pension and termination of operations 

VIII. Status, immunities, Privileges and exemptions 

IX. Amendments, Interpretation, arbitration 

X. Final provisions. 

Annex A 

Annex B 

The contracting parties, 

Committed to the fundamental principles of multiparty democ- 
racy, the rule of law, respect for human rights and market 
economics; 

Recalling the Final Act of the Helsinki Conference on Security 
and Cooperation in Europe, and in particular its Declaration on 
Principles; 


erfreut über die Absicht der mittel- und osteuropäischen Länder, 
die praktische Umsetzung der Mehrparteiendemokratie, die Stär- 
kung der demokratischen Einrichtungen, die Rechtsstaatlichkeit 
und die Achtung der Menschenrechte zu fördern, sowie über ihre 
Bereitschaft, am Ziel der Marktwirtschaft ausgerichtete Reformen 
durchzuführen; 

in Anbetracht der Bedeutung einer engen und abgestimmten 
Zusammenarbeit in dem Bemühen, den wirtschaftlichen Fort- 
schritt der mittel- und osteuropäischen Länder zu fördern, um 
ihren Volkswirtschaften zu mehr internationaler Wettbewerbsfä- 
higkeit zu verhelfen, sie bei ihrem Wiederaufbau und ihrer Ent- 
wicklung zu unterstützen und dadurch gegebenenfalls Risiken im 
Zusammenhang mit der Finanzierung ihrer Volkswirtschaften zu 
verringern; 


Welcoming the Intent of Central and Eastern European coun- 
tries to further the practical Implementation of multiparty democ- 
racy, strengthening democratic institutions, the rule of law and 
respect for human rights and their willingness to Implement 
reforms In Order to evolve towards market-oriented economles; 


Considering the Importance of dose and coordinated Coopera- 
tion in Order to promote the economic progress of Central and 
Eastern European countries to help their economies become 
more internationally competitive and assist them In their recon- 
struction and development and thus to reduce, where appropriate, 
any risks related to the financing of their economies; 
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Table des Matieres 

Chapitres 

I. Objet, fonctions et membres 

II. Capital 

ML Op^rations 

IV. Pouvoirs d’emprunt et autres pouvoirs 

V. Monnaies 

VI. Organisation et fonctionnement 

VI L Retrait et Suspension de membres, arret temporaire et arrM 
d^finitif des op^rations de )a ßanque 

VIII. Statut, immunitös, Privileges et exemptions 

IX. Amendements, Interpretation, arbitrage 

X. Dispositions finales 
Annexe A 

Annexe B 

Les parties contractantes, 

Attachees aux principes fondamentaux de la d^mocratie plura- 
liste, de l’ötat de droit, du respect des droits de l’homme, et de 
r^conomie de march6; 

Rappelant l’Acle final de la Conference d’Helsinki sur la securite 
et la Cooperation en Europa, et en particulier la Declaration sur les 
principes; 

Se feiicitant de l’intention des pays d’Europe centrale et orien- 
tale de promouvoir la mise en pratique de la democratie pluraliste, 
en renforgant leurs institutions democratiques, retat de droit et le 
respect des droits de l’homme, ainsi que teur volonte de proceder 
aux reformes propres a favoriser la transition vers des economies 
de marche; 

Considerant Timportance d’une Cooperation etroite et coordon- 
nee pour promouvoir l’essor economique des pays d’Europe 
centrale et orientale, aider leurs economies ä devenir plus compe- 
titives au plan international, les assister dans leur reconstruction 
et leur developpement et reduire ainsi, le cas echeant, les risques 
associes au financement de leurs economies; 


Or/iaBjieHne 

fnaea 

I. Me/ib, cJ}yHKqnM m nneHCTBO 

II. KanMTan 

III. Onepaqkiki 

IV. SauMCTBOBaHun m npoHwe no/iHOMOHun 

V. BaniOTbi 

VI. OpraHMsamin m ynpaB/ieHne 

VII. Bwxofl H3 H/ieHCTBa M npnocraHOBKa nneHCTBa: Bpe- 
MeHHsm npMocraHOBKa m OKOHHarenbHoe npexpameHne 
onepaqidM 

VIII. CraTyc, uMMyHMTeTbi, npMBunermi \a ns-baTun 

IX. rionpaBKM, TO/iKOBaHne, apöMTpaxc 

X. SaK/tfOHMTenbHwe nonoKeHMn 
npMno>KeHMe A 

npMno>KeHne B 

floroBapuBaioinnecn CropoHbi, 

öyAyHM npMBep>KeHbi ocHOBononaraJOimiM npuHqunaM MHoro- 
napTMMHOM AöMOKpaTMM, npaBOBoro rocyAapcTBa, yBa)KeHMn 
npaB HenoBeKa m pbiHOHHOki aKOHOMkiKki; 

HanOMMHSW 0 Xe/lbCMHKCKOM SaK/llOHMTejlbHOM aKTe COBe- 
u\aHv\9\ no öesonacHocTu m coTpyAHMHecTBy b EBpone m, b 
H acTHOCTid, 0 copßp^au\eiAC9{ b hbm A^K/iapaq^ki npkiHqkinoB; 

npuBeTCTByn HaMepeHwe CTpan UeHrpa/ibHOM n Boctohhom 
E aponw cnocoöcTBOBaTb ocymecrBneHuK) na npaKTWKe MHöro- 
napTMMHOM AöMOKpaTMM, yKpenneHMio AeMOKpaTMHecKMX mhctm- 
TyroB, npaeoBoro rocyAapcTBa m yBa>KeHHK) npaa HenoeeKa, a 
TajoKe MX roTOBHOCTb ocyiAecTB/WTb pe4x)pMbi c qenbio nepe- 

XOAa K SKOHOMMKe, OpMeHTMpOBaHHOPi Ha pbIHOK; 

yHMTbiBan BaoKHOCTb jecHoro m CKOopAMHMpoBaHHoro corpyA- 
HMHecTBa B pjane coabhctbmh sKOHOMMnecKOMy nporpeccy 
CTpaH l4eHTpanbHOM m Boctohhom EBponbi, oxasaHMn noMOiqM 
MX SKOHOMMXe B nOBbllUeHMM KOHKypeHTOCnOCOÖHOCTM Ha 
Me>KAyHapoAHbix pbiHxax, b peKOHCTpyxqMM m pbsbmtmm m tbm 
C aMbJM, npM HeoÖXOAMMOCTM, B CHM>KeHMM pMCKOB, CBflSaHHblX C 
Ct>MHaHCMpOBaHMeM MX skohommkm; 
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überzeugt, daß die Gründung eines multilateralen Finanzinsti- 
tuts, das im wesentlichen europäisch und bezüglich seiner Mitglie- 
der weitgehend international ist, dazu beitragen würde, diesen 
Zielen zu dienen, und eine neue und einzigartige Struktur der 
Zusammenarbeit in Europa schaffen würde - 


sind übereingekommen, hiermit die Europäische Bank für Wie- 
deraufbau und Entwicklung (im folgenden als „Bank“ bezeichnet) 
zu errichten, die nach Maßgabe folgender Bestimmungen tätig 
wird: 


Kapitel I 

Zweck, Aufgaben und Mitgliedschaft 

Artikel 1 
Zweck 

Zweck der Bank Ist es, durch Unterstützung des wirtschaftli- 
chen Fortschritts und Wiederaufbaus in den mittel- und osteuro- 
päischen Ländern, die sich zu den Grundsätzen der Mehrpartei- 
endemokratie, des Pluralismus und der Marktwirtschaft bekennen 
und diese anwenden, den Übergang zur offenen Marktwirtschaft 
zu begünstigen sowie die private und unternehmerische Initiative 
zu fördern. 

Artikel 2 

Aufgaben 

(1) Um langfristig Ihren Zweck zu erfüllen, den Übergang der 
mittel- und osteuropäischen Länder zur offenen Marktwirtschaft 
sowie die private und unternehmerische Initiative zu fördern, 
unterstützt die Bank die Empfängermitgliedländer bei der Durch- 
führung struktureller und sektoraler Wirtschaftsreformen ein- 
schließlich Beseitigung der Monopole, Dezentralisierung und Pri- 
vatisierung, um ihren Volkswirtschaften zu voller Integration In die 
internationale Wirtschaft zu verhelfen, und zwar durch Maßnah- 
men mit dem Ziel, 

i) mit Hilfe privater und sonstiger Interessierter Investoren die 
Schaffung, Verbesserung und Ausweitung der produktiven, 
wettbewerbsorientierten und privatwirtschaftlichen Tätig- 
keit, insbesondere von Klein- und Mittelbetrieben, zu för- 
dern; 

ii) zu dem unter Ziffer i beschriebenen Zweck inländisches und 
ausländisches Kapital aufzubringen und erfahrenes Mana- 
gement zu gewinnen; 

iil) produktive Investitionen einschließlich solcher im Dlenstlei- 
stungs- und Finanzsektor und In der damit zusammenhän- 
genden Infrastruktur zu fördern, wo dies zur Stützung der 
privaten und unternehmerischen Initiative notwendig ist, um 
dadurch zur Schaffung eines vom Wettbewerb geprägten 
Umfelds sowie zur Verbesserung der Produktivität, des 
Lebensstandards und der Arbeitsbedingungen beizutragen; 

Iv) technische Hilfe bei der Vorbereitung, Finanzierung und 
Durchführung In Frage kommender Vorhaben zu leisten, 
wobei es sich um Einzelvorhaben oder solche im Rahmen 
bestimmter Investitionsprogramme handeln kann; 

v) die Entwicklung von Kapitalmärkten anzu regen und zu 
unterstützen; 

vl) solide und wirtschaftlich gesunde Vorhaben zu fördern, an 
denen mehr als ein Empfängermitgliedland beteiligt Ist; 

vii) im Rahmen Ihrer gesamten Tätigkeiten eine ökologisch 
auch langfristig unbedenkliche Entwicklung zu fördern; 

vlil) alle sonstigen Tätigkeiten auszuüben und alle sonstigen 
Dienste zu leisten, die der Erfüllung dieser Aufgaben förder- 
lich sein können. 


Convinced that the establishment of a multilateral financial 
Institution which is European in its basic character and broadly 
international In its membership would help serve these ends and 
would constitute a new and unique structure of Cooperation in 
Europa; 


Have agreed to establish hereby the European Bank for Recon- 
struction and Development (hereinafter calied “the Bank”) which 
shall operate in accordance with the following: 

Chapter I 

Purpose, functions and membership 

Article 1 

Purpose 

In contributing to economic progress and reconstruction, the 
purpose of the Bank shall be to foster the transition towards open 
market orlented economies and to promote private and entre- 
preneurlal initiative in the Central and Eastern European countries 
committed to and applying the principles of multiparty democracy, 
plurallsm and market economics. 

Article 2 
Functions 

1 . To f Ulf 11 on a long-term basis its purpose of fosterlng the 
transition of Central and Eastern European countries towards 
open market-orlented economies and the promotion of private and 
entrepreneurial initiative, the Bank shall assist the recipient 
member countries to Implement structural and sectoral economic 
reforms, including demonopolization, decentralization and privatl- 
zation, to help their economies become fully integrated into the 
international economy by measures: 


(i) to promote, through private and other interested Investors, 
the establishment, Improvement and expansion of produc- 
tive, competitive and private sector activity, in particular 
small and medium sized enterprises; 

(il) to mobillze domestic and foreign Capital and experienced 
management to the end described in (i); 

(iii) to foster productive Investment, including in the Service and 
financial sectors, and in related infrastructure where that is 
necessary to Support private and entrepreneurial Initiative, 
thereby assisting In making a competitive environment and 
raising productivity, the Standard of living and conditions of 
labour; 

(Iv) to provide technical asslstance for the preparation, financ- 
ing and Implementation of relevant projects, whether indi- 
vidual or In the context of specific Investment programmes; 

(v) to Stirn ulate and encourage the development of Capital 
markets; 

(vi) to glve Support to sound and economically viable projects 
involving more than one recipient member country; 

(vil) to promote In the full ränge of its activities envlronmentally 
sound and sustainable development; and 

(vill) to undertake such other activities and provide such other 
Services as may further these functions. 
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Convaincues que l’ Etablissement d’une Institution financlere 
multilaterale, europeenne dans son essence et largement interna- 
tionale par sa composition, aiderait ä servir ces objectifs et 
constituerait en Europe une structure nouvelle et unique de Coo- 
peration; 


Sont convenues d’instituer la Banque europEenne pour la 
reconstruction et le dEveloppement (dEnommEe ci-apres la «Ban- 
que»), qui fonctionnera conformEment aux dispositions suivantes: 

Chapitre Premier 
Object, fonctions, membres 

Article 1 
Objet 

L’objet de la Banque est, en contribuant au progres et ä la 
reconstruction Economiques des pays d’Europe centrale et orien- 
tale qui s’engagent ä respecter et mettent en pratique les prin- 
cipes de la dEmocratie pluraliste, du pluralisme et de l’Economie 
de marchE, de favoriser la transition de leurs Economies vers des 
Economies de marchE, et d’y promouvoir Tinitiative privEe et 
l’esprit d’entreprise. 

Article 2 
Fonctions 

1. Pour remplir ä long terme ses objectifs qui consistent ä 
favoriser la transition des Economies des pays d’Europe centrale 
et orientale vers une Economle de marchE et ä y encourager 
l’initiative privEe et l’esprit d’entreprise, la Banque aide les pays 
membres bEnEficiaires ä mettre en ceuvre des rEformes Economi- 
ques structurelles et sectorielles, y compris celles visant au 
dEmantelement des monopoles, ä la dEcentralisation et ä la 
privatisation, propres ä aider leurs Economies ä devenir pleine- 
ment intEgrEes ä l’Economie internationale; pour ce faire, la 
Banque prend des mesures destinees ä: 

(i) promouvoir, par l’intermEdiaire d’investisseurs privEs et 
d’autres investlsseurs intEressEs, r Etablissement, l’amElio- 
ration et le dEveloppement des activitEs du secteur produc- 
tif, concurrentiel et prive, et en particulier des petites et 
moyennes entreprises; 

(ii) mobiliser, dans le but dEcrit ä l’alinEa (i), des capitaux 
nationaux et Etrangers ainsi que des Equipes de cadres 
expErimentEs; 

(iii) favoriser Tinvestissement productif, y compris dans le sec- 
teur des Services et dans le secteur financier ainsi que dans 
les infrastructures lorsque cela est nEcessaire pour soutenir 
l’initiative privEe et l’esprit d’entreprise, aidant ä la mise en 
place d’un environnement concurrentiel ä l’amElioration de 
la productivitE, du niveau de vie et des conditionsde travail; 

(iv) fournir l’assistance technique pour l’Elaboration, le finance- 
ment et l’exEcution des projets relevant des objectifs de la 
Banque, qu’ils soient isolEs ou qu’ils s’inscrivent dans le 
cadre de programmes spEcifiques d’investissement; 

(v) stimuler et encourager le dEveloppement des marchEs de 
capitaux; 

(vi) apporter un soutien aux projets fiables et economiquement 
viables intEressant plusieurs pays membres bEnEficiaires; 

(vii) promouvoir dans le cadre de l’ensemble de ses activitEs un 
dEveloppement sain et durable du point de vue de 1’ environ- 
nement; et 

(viii) entreprendre toutes autres activitEs et fournir tous autres 
Services destinEs ä lui permettre de s’acquitter de ces 
fonctions. 


öyflymi y6e>KAeHbi, 4T0 y4pe>KAaeMbiM MHorocTopoHHuPi 
AUHaHCOBblüf MHCTMTyT, eBDOneMCKMM no CBOeWiy OCHOBHOMy 
xapaKTepy tUMpoKO Me>KAyHapoAHbiM no CBoeMy 4/ieHCK0My 
cocTaBy, noMO>KeT AOCTM>KeHMio yKasaHHWx qe/ieii m öyfleT 
npeflcraB/iBTbCOöoM HOByio m yHMKanbHywcTpyKrypy coTpyflHu- 
HecTBa B EBpone; 

HacTOBLqiiM cor/iacM/iMcb y^pep,WTh EBponePicKkiM öbhk 
peKOHCTpyKqkiki m pasBkiTMB (^anee HMeHyeMbiH „BaHK"), koto- 
pblM fleMCTByeT B COOTBerCTBUM C HM)KeM 3 nO>KeHHblM: 


r naea I 

L|enb, n HneHCTBo 

CraTbsi 1 
Me/ib 

Lle/ib BaHKa coctomt b tom, 4To6bi, bhocb bk/iba b skohomm- 
4ecKMM nporpecc m peKOHCTpyKquK), coflewcTBOBaTb nepexofly k 

OTKpblTOM SKOHOMMKe, OpMeHTMpOBaHHOM HB pblHOK, B TBtOKe 
pasBHTMK) 4acTH0H M npe/vipMHkiMaTejibCKOf^ liHkiqiiaxMBbi b 
CT panax LleHrpa/ibHOM m Bocto4hom EBponw, npMBep>KeHHbix 
npiiHqünaM MHoronapTiiiiHOii A^f^OKpaTiiii, n/iK)pd/iii3Ma \a 
pblH04H0ii SKOHOMMKH Ü npOBOA^Lqi^X HX B >KH3Hb. 

CraTbsi 2 
OyHKqMM 

1 . /Inn AOCTM>KeHMB Ha Ao/irocpo4HOM ocHOBe CBoen qe/iM no 
cofleMCTBHK) nepexofly crpaH LleHTpanbHoii h Bocto4hoh 
E eponbl K OTKpblTOf^ SKOHOMHKe, OpiieHTHpOBaHHOPi Ha pbIHOK, H 
no pa3BHTHK) 4aCTH0H H npeAnpHHHMaje/lbCKOH HHHqHBTHBbl 
Bbhk OKa3biBaeT cofleHCTBiie CTpaHaM-no/iynaTennM, 4jieHaM 
Bbhkb b ocyLqecTBneHHii crpyicrypHbix h orpac/ieBbix skohomh- 
4ecKHX pechopM, BKjii04aq A^i^OHono/iiiaaqHio, A^L^^HTpannaa- 
qiiK) H paarocyAapCTB/ieHHe (npHBaTHaaqHio), 4T06bi noM04b 
3K0H0MHKe 9THX CTpBH nOJIHOCTbK) BKnK)4HTbCB B MHpOByK) 3K0- 

HOMMKy nyreM: 

(i) coAeHCTBHB 4epe3 nacTHbix v\ HHbix aakiHrepecoBaHHbix 
HHBeCTOpOB HanaXCHBaHHIO, COBepmeHCTBOBaHHK) H 
paCUJMpeHMK) npOAyKTMBHOM, KOHKypeHTOCnOCOÖHOM H 
4acTH0npeAnpMHHMaTeJibCK0M Ae^Te/ibHOCTH, b hbctho- 

CTH, MB/ibiM H cpeAHHM npeAnpHBTHBM; 

(ii) npHBneneHHB BHyrpeHnero h HHOcrpaHHoro KanHTa/ia, a 
xajoKe ynpaB/ieHHecKoro onbixa a^b AOCXHMennB qe/in, 
yKaaaHHOM b nyHKxe (i); 

(iii) coAencxBHB npoAyKXHBHbiM HHBecxnqHBM, BKnK)4aB HHBe- 
cxnqMM B c4)epbi yc/iyr h cJjMHaHCOB, h b cooxBexcxByioutyK) 
MHChpacxpyKxypy, KorAa 3XO hooExoammo a/i^^ noAA©P>*<KM 
HacxHOH H npeAnpHHHMaxe/ibCKOH liHHqkiaxHBbi, cno- 
coöcxByn xbm caMbiM co3AaHHK) KOHKypenxHOH cpeAbi h 
nOBblLUeHMK) npOM3BOAHXeJlbHOCXM XpyAa, ypOBHB >KM3HM, a 
xaKXce y/iynmeHHK) ycnoBHH xpyAa; 

(iv) OKaaaHMB xexHUHecKoro coAencxBHB b noAroxoBxe, 

ChUHaHCMpOBaHHH H OCyiHeCXB/ieHHM COOXBeXCXByiOIAHX 
npoeKXoB, KBK oxAe/ibHbix, xbk h b paMxax cnequanbHbix 
HHBecxHqnoHHbix nporpaMM; 

(v) CXMMyjlHpOBaHMB H nOOiqpeHMB paaBMXMB pblHKOB KanH- 
xana; 

(vi) nOAAep>*<KM OÖOCHOaaHHblX H 3 K 0 H 0 MM 4 eCKM >KM 3 Hecno- 
coöHbix npoeKXOB, b Koxopbix npMHMMaex ynacxHe 6 o/iee 
oAHoro 4 /ieHa-nojiy 4 axenB; 

(vii) COASHCXBHB BO BOOM CBOBi/i Aö^Te/lbHOCXM 3K0norM4eCKM 
SAOpOBOMy H ycxoH4HBOMy paaBHXHK); h 

(viii) ocyiAecxBJieHHB xbkoh HHoiü A^^Ta/ibHocxH h oKaaaHHB 
xaKMx MHbix ycnyr, Koxopbie Moryx cnocoöcxBOBaxb 
BbinonneHHio yKaaaHHbix cpyHKqHH. 
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(2) Bei der Erfüllung der in Absatz 1 genannten Aufgaben 
arbeitet die Bank eng zusammen mit allen ihren Mitgliedern sowie 
in einer Weise, die sie nach Maßgabe dieses Übereinkommens 
als angemessen erachtet, mit dem Internationalen Währungs- 
fonds, der Internationalen Bank für Wiederaufbau und Entwick- 
lung, der Internationalen Finanz-Corporation, der Multilateralen 
Investitions-Garantie- Agentur und der Organisation für Wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit und Entwicklung; sie arbeitet ferner 
zusammen mit den Vereinten Nationen und deren Sonderorgani- 
sationen sowie sonstigen damit in Beziehung stehenden Gremien 
und allen öffentlichen oder privaten Stellen, die sich mit der 
wirtschaftlichen Entwicklung der mittel- und osteuropäischen Län- 
der und mit Kapitalanlagen in diesen Ländern befassen. 

Artikel 3 
Mitgliedschaft 

(1 ) Mitglieder der Bank können werden 

i) 1. europäische Länder und 2. nichteuropäische Länder, die 
Mitglieder des Internationalen Währungsfonds sind; 

ii) die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft und die Europäi- 
sche Investitionsbank. 

(2) Länder, die nach Absatz 1 als Mitglieder In Frage kommen, 
aber nicht nach Artikel 61 Mitglieder werden, können zu von der 
Bank festgelegten Bedingungen als Mitglieder aufgenommen 
werden, wenn mindestens zwei Drittel der Gouverneure, die min- 
destens drei Viertel der Gesamtstimmenzahl der Mitglieder vertre- 
ten, zustimmen. 


Kapitel It 
Kapital 

Artikel 4 

Genehmigtes Stammkapital 

(1) Das ursprüngliche genehmigte Stammkapital beträgt zehn 
Milliarden (10 000 000 000) ECU. Es ist aufgeteilt in eine Million 
(1000000) Anteile mit einem Nennwert von je zehntausend 
(10 000) ECU, die nur von Mitgliedern nach Maßgabe des Artikels 
5 gezeichnet werden können. 

(2) Das ursprüngliche Stammkapital ist aufgeteilt in eingezahlte 
Anteile und abrufbare Anteile. Der Gesamtnennwert der einge- 
zahlten Anteile beträgt zunächst drei Milliarden (3 000 000000) 
ECU. 

(3) Das genehmigte Stammkapital kann zu dem Zeitpunkt und 
zu den Bedingungen, die für ratsam erachtet werden, mit den 
Stimmen von mindestens zwei Dritteln der Gouverneure, die 
mindestens drei Viertel der Gesamtstimmenzahl der Mitglieder 
vertreten, erhöht werden. 


Artikel 5 

Zeichnung von Anteilen 

(1) Jedes Mitglied zeichnet vorbehaltlich der Erfüllung seiner 
gesetzlichen Voraussetzungen Anteile des Stammkapitals der 
Bank. Jede Zeichnung von ursprünglichem genehmigtem Stamm- 
kapital erfolgt für eingezahlte und für abrufbare Anteile im Verhält- 
nis 3 zu 7. Die Anzahl der Anteile, die von Unterzeichnern dieses 
Übereinkommens, die nach Artikel 61 Mitglieder werden, 
ursprünglich gezeichnet werden können, ist in Anlage A fest- 
gelegt. Die Erstzeichnung eines Mitglieds darf nicht weniger als 
100 Anteile betragen. 


2. In carrying out the functions referred to in paragraph 1 of this 
Artlcle, the Bank shall work in dose Cooperation with all its 
members and, in such manner as It may deem appropriate within 
the terms of this Agreement, with the International Monetary Fund, 
the International Bank for Reconstruction and Development, the 
International Finance Corporation, the Multilateral Investment 
Guarantee Agency, and the Organisation for Economic Coopera- 
tion and Development, and shall cooperate with the United 
Nations and its Specialised Agencies and other related bodies, 
and any entity, whether public or private, concerned with the 
economic development of, and Investment in. Central and Eastern 
European countries. 


Article 3 
Membership 

1. Membership In the Bank shall be open: 

(i) to (1) European countries and (2) non-European countries 
which are members of the International Monetary Fund; and 

(ii) to the European Economic Community and the European 
Investment Bank. 

2. Countries eligible for membership under paragraph 1 of this 
Article, which do not become members in accordance with Artlcle 
61 of this Agreement, may be admitted, under such terms and 
conditions as the Bank may determine, to membership in the 
Bank upon the affirmative vote of not less than two-thirds of the 
Governors, representing not less than three-fourths of the total 
voting power of the members. 


Chapter II 
Capital 

Article 4 

Authorized Capital stock 

1 . The original authorized Capital stock shall be ten thousand 
million (10,000,000,000) ECU. It shall be divided into one millipn 
(1,000,000) shares, having a par value of ten thousand (10,000) 
ECU each, which shall be avallable for subscription only by 
members in accordance with the provisions of Article 5 of this 
Agreement. 

2. The original Capital stock shall be divided into paid-in shares 
and callable shares. The initial total aggregate par value of paid-ln 
shares shall be three thousand million (3,000,000,000) ECU. 


3. The authorized Capital stock may be increased at such time 
and under such terms as may seem advisable, by a vote of not 
less than two-thirds of the Governors, representing not less than 
three-fourths of the total voting power of the members. 


Article 5 

Subscription of shares 

1 . Each member shall subscribe to shares of the Capital stock of 
the Bank, subject to fulfilment of the menber’s legal requirements. 
Each subscription to the original authorized Capital stock shall be 
for paid-in shares and callable shares in the Proportion of three (3) 
to seven (7). The initial number of shares available to be sub- 
scribed to by Signatories to this Agreement which become mem- 
bers In accordance with Artlcle 61 of this Agreement shall be that 
set forth in Annex A. No member shall have an initial subscription 
of less than one hundred (100) shares. 
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2. Dans l’exerclce des fonctlons mentionnöes au paragraphe 1 
du present article, !a Banque travaille en etroite coopöratlon avec 
tous ses membres et, de la faqon qui lul paraltra appropride dans 
le respect des dispositions du present Accord, avec le Fonds 
monetaire international, la Banque internationale pour la recons- 
tructlon et le developpement, la Soci6t6 financiöre internationale, 
TAgence multilaterale de garantie des investissements et l’Organi- 
sation de Cooperation et de developpement economiques; eile 
coopere avec l’Organisatlon des nations-unies, ses Institutions 
specialisees et tout autre organisme connexe, ainsi qu’avec toute 
entite, publique ou privee, qui serait concemee par le developpe- 
ment economique et l’investissement dans les pays d’Europe 
centrale et orientale. 


Article 3 
Membres 

1 . La qualite de membre peut etre accordee: 

(i) 1 ) aux pays europeens et 2) aux pays non-europeens qui sont 
membres du Fonds Monetaire International; et 

(ii) ä la Communaute economique europeenne et ä la Banque 
europeenne d’investissement. 

2. Les pays ä qui la qualite de membre peut etre accordee 
conformement au paragraphe 1 du present article, mais qui ne le 
deviennent pas conformement ä T article 61 du present Accord, 
peuvent etre admis comme membres, selon des conditions et 
modalites que la Banque peut determiner, par decision expresse 
des deux tiers au moins du nombre des gouvemeurs, represen- 
tant au moins les trois quarts du nombre total des voix attribuees 
aux membres. 

Chapitre II 
Capital 

Article 4 

Capital social autorise 

1. Le Capital social autorise initial est de dix (10) milliards 
d’ecus. II se divise en un million (1 000 000) d’actions d’une valeur 
au pair de dix mille (10 000) ecus chacune, ces actions ne 
pouvant etre souscrites que par les membres et conformement 
aux dispositions de Tarticle 5 du present Accord. 

2. Le Capital social initial se compose d’actions liberees et 
d’actions sujettes ä appel. La valeur totale initiale des actions 
liberees entierement s’eieve ä trois (3) milliards d’ecus. 


3. Le Capital social autorise peut etre augmente, ä tout moment 
et dans les conditions qui paraissent les plus appropriees, par un 
vote ä la majohte des deux tiers au moins du nombre des 
gouvemeurs, representant au moins les trois quarts du nombre 
total des voix attribuees aux membres. 

Article 5 

Souscription des actions 

1. Chaque membre, sous reserve de l’accomplissement des 
procedures juridiques, souscrit des parts du Capital de la Banque. 
Chaque souscription au Capital social initial autorise se fait dans la 
Proportion de 3 pour 7 pour les actions liberees et les actions 
sujettes ä appel. Le nombre initial d’actions auxquelles peuvent 
souscrire les signataires du present Accord qui deviennent mem- 
bres conformement ä 1’ article 61 du präsent Accord est le nombre 
prevu ä r Annexe A. Aucun membre n’effectue de souscription 
initiale inferieure ä cent (100) actions. 


2. npM BbinojiHeHMM cbyHKqMi^, yKasaHHbix b nyHxre 1 HacTO- 
niqeM craTbM, BaHK paöoraeT b tochom coTpyAHMHecTBe co 
BCeMM CBOMMM HJieHaMU M, B TOft CtXJpMe, KBKyiO OH COHTeT 
qenecooöpasHOM b paMKax HacToniqero CornaiueHMyi, c MejKAy^ 
HapOflHblM BariKDTHblM ctX)HAOM, Me)KAyHapOAHblM ÖaHKOM 
peKOHCTpyKqMM h pasBMTMn, MextAyHapoAHon cbuHaHcoBoti 
KopnopaqMef^, MHorocropoHHHM areHTCTBOM no rapaHTMpoBa- 
HMio KanMTanoBJio>KeHMM m OpraHMsaqvieM aKOHOMWHecKoro 
coTpyAHMHecTBa m pasBHTVin, a TaK>Ke coTpyAHHHaer c OpraHM- 
saqHeH Oö'beA^HeHHux HaqHH h ee cneqHa/iHSHpoBaHHbiMH 
yMpexcAeHM^MM m ApyrMMM cooTBejCTByioiAMMM opraHaMM, paBHO 
KaK H c jik)6om nyöJiHHHO-npaBOBOM mjim nacTHOM opraHMsaqMefi, 
CBnSaHHOM C SKOHOMMHeCKHM paSBHTMeM M MHBeCTMqMnMM B 

CTpanax IjeHTpanbHOti h Boctohhom EBponbi. 

CTSTbSI 3 

4/ieHCTBO 

1 . MneHCTBo b BaHKe OTKpbiTo A^n; 

(i) (1) eBponencKHX crpan h (2) HeeBponei^CKMX CTpan, nB/inio- 
lAMXcn HJieHaMM Me>KAyHapoAHoro BanioTHoro cboHAa; m 

(ii) EBponeMCKoro aKOHOMMnecKoro cooöiAecTBa m EBponefi- 
cKoro MHBecTMqMOHHoro öaHKa. 

2. CrpaHbi, MMeioiAMe npaBo cratb HnenaMM b cooTBercTBHM c 
nyHKTOM 1 HacTOfliAeM cxaTbH, KOTOpbie He CTanoenjcn nne- 
HaMH cornacHO cxarbe 61 nacToniAero CornaiueHMn, Moryr öbiTb 
npuH^Tbi B HJieHbi Ha ycnoBMnx, KOTOpwe MO>KeT ycraHOBUTb 
BaHK, ec/iM 3a 3 To nporonocyer ne wienee ßßyx Tpereti ynpaB- 
jiqjoiAMX, npeACTaBJiaioiAHx ne Menee rpex HeTBepreM ot oöiAero 
Ko/iMHecTBa rojiocoB, Ha Koropoe mmbiot npaao H/ienbi. 

PnaBa tl 
Kannran 

CTSTbSI 4 

PaapemeHHbiM k SbinycKy SKAMOHepHbiM KsnMTsn 

1 . nepBOHana/ibHHM paapeujeHHbiM k BwnycKy aKqMOHepHbiiü 
KaniiTan ycTanaB/iMBaeTCfl b pasMepe a6c«tm MM/i/iMapAOB 
(10 000 000 000) 9KIO. Oh AenHTCfl na oamh mmji/imoh (1 000 000) 
aKi 4 Hti no AöCsiTb twcsih (10 000) DKKD KaxcAafl no HOMMHany, 
noAHMcaTbcn na KOTOpbie Moryr TonbKo M/ienbi b cooTBercTBHM c 
no/K»KeHMnMM craTbH 5 nacToniAero CornaiueHHn. 

2. riepBOHaHa/ibHbti^ aKqHOHepHbiH Kannran A^^^^cn na 
onnaHMBaeMbie aKqMM h aKqMM, noAnexoiAne onnaxe no xpe- 
OoBaHMK). nepBOHananbHafl oöLqasi HOMMHanbnasi cyMMa 
onnaHMBaeMwx aKquM cocxaenaex xpw MMjiJiMapAa 
(3 000 000 000) 3KIO. 

3. PaapeiueHHbiM k BbinycKy aKquonepHbiM Kanuxan BanKa 
MO>Kex öbixb yBe/iMMen b xaKoe BpeMsi m na xaKMX ycnoBMqx, 
Koxopwe Moryx öbiXb npnanaHbi qenecooOpaaHbiMM, ec/iM aa axo 
nporojiocyex ne Menee pßyx xpexevi ynpaB/iaioiAMX, npeACXae- 
jiflioiAnx He Menee xpex HexBepxew ox oöiAero KOJiMMecxBa 
ronocoB, na Koxopoe MMejox npaao Hnenbi. 

CxaTbB 5 

riOAnMCKS HS aK14MM 

1. KaxcAbiti H/ien noAnMCwaaexcsi na aKqMn aKquoHepnoro 
KanMxana BanKa npM ycnoBMM BbinoJineHMsi xpeöoBanMM CBoero 
saKOHOAaxe/ibCXBa. BcflKaa noAnwcKa na nepBonaHa/ibHWM 
paapeujeHHbiM k BbinycKy aKqHonepHbin Kanuxan ocyiqecxBT 
nnexcn na onnaHUBaeMbie m noAne>KaiAMe onnaxe no xpeöoBa- 
HMK) aKqMH B COOXHOlUeHMM XpM (3) K COMM (7). FlepBOHaMa/ibHoe 
Ko/iMHecxBO aKqMti, na Koxopbie Moryx noAnncaxbca cxopOHbi, 
noAnMcaBUJMe nacxosiiAee Cor/iaiueHne m cxaeiuMe HnenaMM b 
cooteexcxBMM co cxaxbew 61 Hacxoniqero CornaiueHMSi, ycxa- 
HOB/ieno B npMno>KeHMM A. KaxcAbiti H/ien Aon>KeH nepBOnan- 
a/ibHo noAnwcaxbcq ne Menee, hsm na cxo (100) aKqwM. 
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(2) Die Anzahl der von Ländern, die nach Artikel 3 Absatz 2 als 
Mitglieder aufgenommen werden, ursprünglich zu zeichnenden 
Anteile wird vom Gouvemeursrat beschlossen; jedoch darf keine 
derartige Zeichnung genehmigt werden, die zur Folge hätte, daß 
der von Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft zusammen mit der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Europäischen Investitionsbank gehaltene Teil des 
Stammkapitals unter die Mehrheit des gesamten gezeichneten 
Stammkapitals absinkt. 


(3) Der Gouverneursrat überprüft das Stammkapital der Bank 
mindestens alle fünf (5) Jahre. Bei einer Erhöhung des genehmig- 
ten Stammkapitals wird jedem Mitglied ausreichend Gelegenheit 
gegeben, zu vom Gouverneursrat festgesetzten einheitlichen 
Bedingungen den Teil des Erhöhungsbetrags zu zeichnen, der 
dem Anteil des von dem betreffenden Mitglied gezeichneten 
Kapitals am gesamten gezeichneten Stammkapital unmittelbar 
vor der Erhöhung entspricht. Die Mitglieder sind nicht verpflichtet, 
sich an der Zeichnung von Erhöhungen des Stammkapitals zu 
beteiligen. 


(4) Der Gouverneursrat kann vorbehaltlich des Absatzes 3 auf 
Antrag eines Mitglieds dessen Zeichnungsbetrag erhöhen oder 
ihm von anderen Mitgliedern nicht übernommene Anteile des 
genehmigten Stammkapitals zuteilen; jedoch darf eine derartige 
Erhöhung nicht zur Folge haben, daß der von Mitgliedstaaten der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft zusammen mit der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen Investi- 
tionsbank gehaltene Teil des Stammkapitals unter die Mehrheit 
des gesamten gezeichneten Stammkapitals absinkt. 


(5) Die von den Mitgliedern ursprünglich gezeichneten Kapital- 
anteile werden zum Nennwert ausgegeben. Weitere Anteile wer- 
den zum Nennwert ausgegeben, sofern nicht der Gouverneursrat 
mit den Stimmen von mindestens zwei Dritteln der Gouverneure, 
die mindestens zwei Drittel der Gesamtstimmenzahl der Mitglie- 
der vertreten, beschließt, sie bei Vorliegen besonderer Umstände 
zu anderen Bedingungen auszugeben. 

(6) Die Kapitalanteile dürfen weder verpfändet noch belastet 
werden und sind nicht übertragbar; ausgenommen sind Übertra- 
gungen auf die Bank nach Kapitel Vll. 

(7) Die Haftung der Mitglieder aus Anteilen ist auf den nicht 
eingezahlten Teil ihres Ausgabepreises beschränkt. Ein Mitglied 
haftet nicht aufgrund seiner Mitgliedschaft für Verbindlichkeiten 
der Bank. 

Artikel 6 

Einzahlung der gezeichneten Beträge 

(1) Die Einzahlung der eingezahlten Anteile Im Rahmen des 
von jedem Unterzeichner dieses Übereinkommens, der nach Arti- 
kel 61 Mitglied wird, ursprünglich gezeicheten Betrags erfolgt ln 
fünf (5) Raten von je zwanzig (20) v. H. des Betrags. Die erste 
Rate wird von jedem Mitglied binnen sechzig (60) Tagen nach 
Inkrafttreten dieses Übereinkommens oder nach Hinterlegung 
seiner Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde 
gemäß Artikel 61 gezahlt, falls diese nach dem Inkrafttreten 
erfolgt. Die restlichen vier Raten werden jeweils ein Jahr nach 
Fälligwerden der vorhergegangenen Rate fällig und werden vor- 
behaltlich der Erfüllung der gesetzlichen Voraussetzungen jedes 
Mitglieds eingezahlt. 


2. The initial number of shares to be subscribed to by countries 
which are admitted to membership in accordance with Paragraph 
2 of Article 3 of this Agreement shall be determined by the Board 
of Governors; provided, however, that no such subscription shall 
be authorized which would have the effect of reducing the percen- 
tage of Capital stock held by countries which are members of the 
European Economic Community, together with the European 
Economic Community and the European Investment Bank, below 
the majority of the total subscribed Capital stock. 


3. The Board of Governors shall at intervals of not more than 
five (5) years review the Capital stock of the Bank. In case of an 
increase In the authorized Capital stock, each member shall have 
a reasonable opportunity to subscribe, under such uniform terms 
and conditions as the Board of Governors shall determine, to a 
Proportion of the increase in stock equivalent to the proportion 
which its stock subscribed bears to the total subscribed Capital 
stock immediately prior to such increase. No member shall be 
obliged to subscribe to any pari of an increase of Capital stock. 


4. Subject to the provisions of paragraph 3 of this Article, the 
Board of Governors may, at the request of a member, increase the 
subscription of that member, or allocate shares to that member 
within the authorized Capital stock which are not taken up by other 
members; provided, however, that such increase shall not have 
the effect of reducing the percentage of Capital stock held by 
countries which are members of the European Economic Com- 
munity, together with the European Economic Community and the 
European Investment Bank, below the majority of the total sub- 
scribed Capital stock. 


5. Shares of stock initially subscribed to by members shall be 
issued at par. Other shares shall be issued at par unless the 
Board of Governors, by a vote of not less than two-thirds of the 
Governors, representing not less than two-thirds of the total voting 
power of the members, decides to issue them in special circum- 
stances on other terms. 

6. Shares of stock shall not be pledged or encumbered in any 
manner whatsoever, and they shall not be transferable except to 
the Bank in accordance with Chapter Vll of this Agreement. 

7. The liability of the members on shares shall be limited to the 
unpaid portion of their issue price. No member shall be liable, by 
reason of its membership, for obligations of the Bank. 

Article 6 

Payment of subscriptions 

1 . Payment of the paid-in shares of the amount initially sub- 
scribed to by each Signatory to this Agreement, which becomes a 
member in accordance with Article 61 of this Agreement, shall be 
made in five (5) instalments of twenty (20) per cent each of such 
amount. The first instalment shall be paid by each member within 
sixty (60) days after the date of the entry into force of this 
Agreement, or after the date of deposit of Its Instrument of 
ratification, acceptance or approval in accordance with Article 61, 
if this latter is later than the date of the entry into force. The 
remaining four (4) instalments shall each become due succes- 
sively one year from the date on which the preceding instalment 
became due and shall each, subject to the legislative require- 
ments of each member, be paid. 
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2. Le nombre initial d’actions ä souscrire par les pays admis ä 
devenir membres conform^ment au paragraphe 2 de l’article 3 du 
present Accord est determinö par le Conseil des gouverneurs, 
etant entendu, cependant, qu’une teile souscription ne peut avoir 
pour eff et de ramener le pourcentage d'actions dötenues oonjoin- 
tement par les pays membres de la Communaute 6conomique 
europ^enne, la Communaute economique europeenne et la Ban- 
que europeenne d’investissement ä moins de la majohte de la 
totalite du Capital souscrit. 


3. Au moins tous les cinq (5) ans, le Conseil des gouverneurs 
procede ä une revision du Capital social de la Banque. En cas 
d'augmentation du Capital social autorise, chaque membre se voit 
offrir, selon les conditions et modalites uniformes fixees par le 
Conseil des gouverneurs, une possibilite raisonnable de souscrire 
une fraction de l’augmentation eq ui valente au rapport qui existe 
entre le nombre des actions d^jä souscrites par lui et le Capital 
social total de la Banque imm^diatement avant Taugmentation. 
Aucun membre n’est tenu de souscrire une fraction quelconque 
d'une augmentation de Capital. 


4. Sous r^serve des dispositions du paragraphe 3 du präsent 
Article, le Conseil des gouverneurs peut, ä la demande d’un 
membre, augmenter la part de ce membre ou allouer ä ce 
membre des parts du Capital social autorisö qui n’ont pas e\§ 
souscrites par d’autres membres; mais cette augmentation ou 
allocation de parts ne doit pas avoir pour effet de ramener le 
pourcentage d’actions detenues conjointement par les pays mem- 
bres de la Communaute economique europeenne, la Commu- 
naute economlque europeenne et la Banque europeenne d’inves- 
tissement a moins de la majorite de la totalite du Capital souscrit. 


5. Les actions initialement souscrites par les membres sont 
emises au pair. Les autres actions sont emises au pair ä moins 
que, par un vote ä la majorite des deux tiers au moins du nombre 
des gouverneurs, representant au moins les deux tiers du nombre 
total des voix attribuöes aux membres, le Conseil des gouver- 
neurs d^cide, dans des circonstances particulieres, d’une sous- 
cription selon d 'autres modalites. 

6. Les parts ne doivent etre ni donn^es en nantissement, ni 
grev^es de charges de quelque maniere que ce soit, ni c6dees, 
sauf ä la Banque dans les conditions prevues par le chapitre VII 
du präsent Accord. 

7. La responsabilite encourue par les membres au titre des 
actions est limitee ä la partie non vers^e de leur prix d 'Emission. 
Aucun membre ne peut, du fait de sa qualite de membre, etre tenu 
pour responsable des obligations contract^es par la Banque. 

Article 6 

Paiement des souscriptions 

1 . Le paiement des actions lib^rees du Capital initial souscrit par 
les signataires du präsent Accord qui deviennent membres 
conformement aux dispositions de l’article 61 du präsent Accord 
s’^ffectue en cinq (5) versements representant vingt (20) pour 
Cent chacun. Le premier versement est effectu6 par chaque 
membre dans un delai de soixante (60) jours, soit apres la date 
d'entree en vigueur du present Accord, soit apres la date du d^pöt 
de son Instrument de ratification, d’acceptation, ou d’approbation 
conformement aux dispositions de l’article 61, si celui-ci intervient 
apräs la date d’entree en vigueur, Les quatre versements suivants 
viennent ä echeance successivement le dernier jour de la pdriode 
d’un an qui suit immediatement recheance precedente et sont 
effectuös SOUS reserve des dispositions legislatives propres ä 
chaque membre. 


2. nepBOHana/ibHoe Ko/iMnecTBo aKMMPi, Ha KOTopbie flon>KHbi 
noflnMcaTbcsi cTpaHw, npMHATbie b mieHbi b cooTBeicTBUH c 
nyHKTOM 2 craTbM 3 HacTOBi^ero CornaiueHHB, onpefle/iBerCB 
CoBBTOM ynpaBüBioiqMX, npw ycnoBHw, oflHaKO, hto hb öyfler 
flonycKaTbCB laKOf^ noflnMCKM Ha aKixm, KOTopa« npHeefler k 
cHH)KeHHio npoMBHTHOM flonH aKqHOHBpHoro KanHxana, npHHa^- 
nejKaiqero CTpanaM-HneHaM Eeponet^CKoro SKOHOMHnecKoro 
coo6i4ecTBa cobmbctho c EeponevicKHM skohommhbckhm coo6- 
iqeCTBOM H EBpOneHCKHM HHBOCTHMHOHHblM OaHKOM, HH)Ke 
ypoBHfl, cooTBBTCTByioLqero öonbuJHHCTBy ot oOiqei^ cyMMbi 
aKMHOHBpHoro KanMTana, na KOTOpbii;^ ocyiqecTB/iBBTCB nofl- 
nHCKa. 

3. CoBer ynpaBJiBioiitHX nepecMaTpHsaeTaKqHOHepHbiH Kann- 
ran BanKa ne pe)Ke oflHoro pasa b n^xb (5) nex. B cnynae 
yBe/iHHeHHfi pasMepa paspeuieHHoro k BbinycKy aKqnoHepHoro 
KanMxana, Kam^h\9i nnen nonynaex pasyivinyio B03Mo)KHocxb 
npoHSBecxH no/^nncKy Ha e^HHOOöpasHbix ycnoBHBx, ycxanaa- 
jiHBaeMbix CoBexoM ynpaanniOLqHx, na onpe/^eneHHyio nponop- 
MHOHajibHyio flonio ox yBenHneHH« aKqHonepHoro KanHxana, 
sKBHBa/iBHXHyio nponopMHOHa/ibHOH ppne aKisy^Pi, na Koxopbie 
ocyu^ecxB/iena noflnncKa, no oxHomeHHio k oOiqeMy pasMepy 
aKUMOHepHoro KanHxana BanKa, Ha KoxopbiH npoHSBeflena nofl- 
nHCKa, HenocpeACXBeHHo nepe^ yKasannbiM yBennHenneM. Mh 
OA^H Hnen He obnaan noAHHCbiBaxbcn na KaKyio-nMöo nacxb ox 
yBenHHeHHB pasMepa aKqnoHepHoro Kannxana. 

4. ripH ycnoBHH co6nK)AeHHB nono)KeHnji nyHKxa 3 HacxoniABH 
cxaxbH CoBex ynpaBnnioiAHX MO>Kex no npocböe KaKoro-nn6o 
Hnena yBenHHHXb cyMMy noAnncKM yKasannoro nnena Hnw 
pacnpeAenHXb sxoMy nneny, b npeAenax paspemeHHoro k 
BbinycKy aKqHonepnoro KanHxana, aKqHH, ne npHHBXbie APy- 
THMM HnenaMM, npM ycnoBHn, OAHaKO, hxo xaKoe yaenHHeHHe ne 
npHBeAGT K coKpaLABHHio npoqeHXHot^ AO^^ aKqnoHepHoro 
KanHxana, npHHaAnejKaiqero cxpaHaM-HnenaM EaponencKoro 
SKOHOMHHBCKOrO COOOlABCXBa COBMOCXHO C EBpOnOHCKHM 3K0- 
HOMHHeCKHM COOÖLABCXBOM H EBponei^CKHM HHBBCXHqHOHHblM 
ÖaHKOM, HH>Ke ypOBHB, COOXBBXCXByiOlAerO ÖOnblUHHCXBy ox 
oöLABH cyMMbi aKqHOHepHoro Kannxana, Ha KoxopuH ocyatecxB- 
nnexcn noAnnCKa. 

5. Akahh, Ha Koxopbie nepBOHananbHO noAnncbiBaioxcn 
HneHbi, BbinycKaK)xcn no HOMHnany. flpyrne aKqnn BbinycKaioxcn 
no HOMHHany, ecnn Cobbx ynpaennioiAHX öonbiuHHCXBOM ne 
MBHee AByx xpexen ynpaBnnioiAHx, npeAcxaBnmoLqHx ne Menee 
AByx xpexen ox oöiAero KonnnecxBa ronocoB, na Koxopbie 
HMBiOx npaBo HneHbi, ne npHMex pemeHnn o BbinycKe aKqnn b 
ocoöbix oöcxonxenbCXBax na APyrux ycnoBHnx. 

6 . Akahh HB Moryx öbixb 3ano>KeHbi nnn oöpeMeHBHbi kbkhm- 
nnöo HHbiM cnocoöoM, ohh hb Moryx öbixb nepeAanw HHKOMy, 
KpoMe BaHKa b cooxbbxcxbhh c rnaBOH VII Hacxoniitero 
CornaujeHHB. 

7. OxBBxcxBeHHocxb HneHOB no aKqnnM orpaHHHHBaexcn 
HeonnaneHHOH nacxbio qeHbi aKqHH, ycxaHOBneHHOH b momohx 
HX BwnycKa. HneHw ne necyx oxBexcxBeHHOcxn, b cnny CBoero 
HneHcxBa, no o6n3axenbCXBaM BanKa. 

Craxbsi 6 

Onnaxa aKi^MM, Ha Koropue npoMsaeAeHa noAnncKa 

1. Bbinnaxa b chbx onnaHHBaeMbix bkahh, na cyMMy nep- 
BOHananbHot^ noAnncKH Ka>KAoi^ cxopoHbi, noAnncaBiueH nacxo- 
fliqee CornaiueHHe h cxaBmen nneHOM b cooxbbxcxbhh co cxaxb- 
en 61 Hacxonmero CornaiueHH«, npoH3BOAMTcn nnxbio (5) b3ho- 
caMH no ABaAqaxb (20) npoqenxoB ox xbkoh cyMMW KSOKAbiH. 
riepBbiH B3H0C BbinnaHHBaexcB kbjkawm nnenoM b xenenne 
luecxHAecnxH (60) ahbh ox Aaxbi BcxynneHHn b cnny nacxonmero 
CornaujeHHn nnn ox abtn AenonnpOBaHH« ero AOKyMenxa o 
paXHCjDHKaMHH, npHHBXHH HnH OAOÖpeHHH B COOXBBXCXBHH CO 

cxaxben 61, ecnn AenonnpoBaHne öyAex HMexb Mecxo nocne 
BcxynneHHB b cnny. Ka>KAbiH H3 nexbipex ocxaBiuHxcn b3hocob 
noAnejKHx ynnaxe cnycxn oahh roA c mombhxb nacxynneHHn 
cpoKa ynnaxbi npeAbiAyiAero B3Hoca, h Ka>KAbi(^ h3 hhx onnann- 
Baexcn c coOmoAenneM xpeOoBannn aaKonoAaxenbcxBa Ka>K- 
Aoro Hnena. 
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(2) Die Zahlung jeder Rate nach Absatz 1 dieses Artikels oder 
die Zahlung durch ein Mitglied, das nach Artikel 3 Absatz 2 
aufgenommen wurde, kann zu fünfzig (50) v. H. in von dem 
betreffenden Mitglied ausgegebenen Schuldscheinen oder sonsti- 
gen Schuldverschreibungen erfolgen, die auf ECU, US-Dollar 
oder Yen lauten; sie werden in dem Umfang abgerufen, in dem die 
Bank Mittel für Zahlungen im Rahmen Ihrer Geschäftstätigkeit 
benötigt. Diese Schuldscheine oder Schuldverschreibungen sind 
nicht übertragbar, unverzinslich und auf Verlangen zum Nennwert 
an die Bank zahlbar. Zahlungsaufforderungen für solche Schuld- 
scheine oder Schuldverschreibungen haben während angemes- 
sener Zeiträume so zu erfolgen, daß der von einem Mitglied 
eingeforderte Betrag in ECU zum Zeitpunkt der Zahlungsaufforde- 
rung der Anzahl der eingezahlten Anteile entspricht, die das 
betreffende Mitglied, das solche Schuldscheine oder Schuldver- 
schreibungen hinterlegt, gezeichnet hat und hält. 

(3) Sämtliche Zahlungsverpflichtungen eines Mitglieds aus der 
Zeichnung von Anteilen am ursprünglichen Stammkapital werden 
entweder in ECU oder in US-Dollar oder Yen auf der Grundlage 
des durchschnittlichen ECU-Wechselkurses der jeweiligen Wäh- 
rung für den Zeitraum vom 30. September 1989 bis zum 31 . März 
1990 erfüllt. 

(4) Der auf das abrufbare Stammkapital der Bank gezeichnete 
Betrag wird unter Berücksichtigung der Artikel 17 und 42 nur in 
dem Umfang und zu dem Zeitpunkt abgerufen, wie ihn die Bank 
zur Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten benötigt. 

(5) Im Fall eines Abrufs nach Absatz 4 erfolgt die Zahlung durch 
das Mitglied in ECU, US-Dollar oder Yen. Dabei haben die Abrufe 
für alle abrufbaren Anteile zu einem einheitlichen ECU-Wert zu 
erfolgen, der zum Zeitpunkt des Abrufs berechnet wird. 


(6) Der Ort für Zahlungen aufgrund dieses Artikels wird späte- 
stens einen Monat nach der Eröffnungssitzung des Gouverneurs- 
rats von der Bank festgelegt; bis dahin wird die erste Rate nach 
Absatz 1 an die Europäische Investitionsbank als Treuhänderin 
der Bank gezahlt. 


(7) Bei anderen Zeichnungen als den in den Absätzen 1 , 2 und 
3 vorgesehenen erfolgen die Zahlungen der Mitglieder aufgrund 
der Zeichnung eingezahlter Anteile am genehmigten Stammkapi- 
tal in ECU, in US-Dollar oder in Yen entweder bar oder in Form 
von Schuldscheinen oder sonstigen Schuldverschreibungen. 


(8) Im Sinne dieses Artikels umfaßt die Zahlung oder Denomi- 
nierung in ECU die Zahlung oder Denominierung In jeder voll 
konvertierbaren Währung, wobei der Wert am Tag der Zahlung 
oder Einlösung dem Wert der betreffenden Verpflichtung in ECU 
entspricht. 

Artikel 7 

Ordentliches Kapital 

In diesem Übereinkommen bezeichnet der Ausdruck „ordent- 
liches Kapital“ der Bank 

i) das nach Artikel 5 gezeichnete genehmigte Stammkapital 
der Bank, zu dem sowohl die eingezahlten als auch die abruf- 
baren Anteile gehören; 

ii) Mittel, die durch Kreditaufnahme der Bank kraft der ihr in 
Artikel 20 Ziffer i zugewiesenen Befugnis aufgebracht wer- 
den und auf welche die Bestimmung des Artikels 6 Absatz 4 
über den Abruf Anwendung findet; 


2. Fifty (50) per cent of payment of each instalment pursuant to 
Paragraph 1 of this Article, or by a member admitted in accord- 
ance with paragraph 2 of Article 3 of this Agreement, may be 
made in promissory notes or other obligations issued by such 
member and denominated in ECU, in United States dollars or in 
Japanese yen, to be drawn down as the Bank needs funds for 
disbursement as a result of its operations. Such notes or obliga- 
tions shall be non-negotiable, non-interest-bearing and payable to 
the Bank at par value upon demand. Demands upon such notes or 
obligations shall, over reasonable periods of time, be made so that 
the value of such demands in ECU at the time of demand from 
each member is proportional to the number of paid-in shares 
subscribed to and held by each such member depositing such 
notes or obligations. 


3. All payment obligations of a member in respect of subscrip- 
tion to shares in the initial Capital stock shall be settied either in 
ECU, In United States dollars or In Japanese yen on the basis of 
the average exchange rate of the relevant currency in terms of the 
ECU for the period form 30 September 1989 to 31 March 1990 
inclusive. 

4. Payment of the amount subscribed to the callable Capital 
stock of the Bank shall be subject to call, taking account of Articles 
17 and 42 of this Agreement, only as and when required by the 
Bank to meet its liabilities. 

5. In the event of a call referred to in paragraph 4 of this Article, 
payment shall be made by the member in ECU, in United States 
dollars or in Japanese yen. Such calls shall be uniform in ECU 
value upon each callable share calculated at the time of the call. 


6. The Bank shall determine the place for any payment under 
this Article not later than one month after the inaugural meeting of 
its Board of Governors, provided that, before such determination, 
the payment of the first instalment referred to in paragraph 1 of 
this Article shall be made to the European Investment Bank, as 
trustee for the Bank. 

7. For subscriptions other than those described in paragraphs 1 , 
2 and 3 of this Article, payments by a member in respect of 
subscription to paid-in shares in the authorized Capital stock shall 
be made in ECU, in United States dollars or in Japanese yen 
whether in cash or in promissory notes or in other obligations. 


8. For the purposes of this Article, payment or denomination in 
ECU shall include payment or denomination in any fuliy convert- 
ible currency which is equivalent on the date of payment or 
encashment to the value of the relevant Obligation in ECU. 

Article 7 

Ordinary Capital resources 

As used in this Agreement, the term “ordinary Capital resour- 
ces” of the Bank shall include the following: 

(i) authorized Capital stock of the Bank, including both paid-in 
and callable shares, subscribed to pursuant to Article 5 of this 
Agreement; 

(ii) funds raised by borrowings of the Bank by virtue of powers 
conferred by subparagraph (i) of Article 20 of this Agreement, 
to which the commitment to calls provided for in paragraph 4 
of Article 6 of this Agreement is applicable; 
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2. Cinquante pour Cent du paiement de chaque versement du 
au titre du paragraphe 1 du prösent article ou par un membre 
admis conform6ment au paragraphe 2 de l’article 3 du präsent 
Accord peut ötre fait en billets ä ordre ou tout autre Instrument 
§mis par le membre et libellö soit en 6cus, soit en dollars des 
Etats-Unis, soit en yens, et pr§lev6 en fonction des besoins de 
d^caissement de la Banque Ii6s ä ses opörations. Ces billets ou 
Instruments, incessibles et non porteurs d’int^röts, sont encaiss§s 
ä leur valeur nominale ä la demande de la Banque. L’encaisse- 
ment de ces billets ou Instruments est effectuö de fagon ä ce que, 
sur des periodes raisonnables, leur valeur en §cu soit, ä la date de 
la demande, proportionnelle au nombre d’actions ä libörer sous- 
crites et detenues par chaque membre ayant d§pos§ lesdits billets 
ou Instruments. 


3. Tout paiement fait par un membre au titre de sa souscription 
d’actions du Capital social initial s’effectue soit en ^us. soit en 
dollars des Etats-Unis, soit en yens, sur la base du taux de 
Change moyen de la monnaie en question par rapport ä l’öcu pour 
la Periode allant du 30 septembre 1989 au 31 mars 1990 Indus. 

4. Les montants souscrits en actlons du Capital social de la 
Banque sujettes ä appel font l’objet d’un appel, conformöment aux 
articles 17 et 42 du präsent Accord, seulement aux dates et 
conditions fixees par la Banque pour faire face ä ses engage- 
ments. 

5. Dans le cas d’un appel tel que prevu au paragraphe 4 du 
present article, le paiement est effectuö par le membre soit en 
6cus, soit en dollars des Etats-Unis, soit en yens. L’appel est 
effectuö uniformöment sur la base de la valeur en ecus de chaque 
action sujette ä appel, calculee au moment de l’appel. 

6. Un mols au plus tard apres la seance inaugurale du Conseil 
des gouverneurs, la Banque d6termine le lieu oü tous les paie- 
ments pr^vus par le präsent article seront effectu6s, 6tant 
entendu que, jusqu’ä ce que la Banque prenne cette döcision, le 
paiement du premier versement vise au paragraphe 1 du präsent 
article se fait auprös de la Banque Europeenne d’lnvestissement, 
en sa qualitö de mandataire (trustee) de la Banque. 

7. Pour les souscriptions autres que celles visees aux para- 
graphes 1 , 2 et 3 du present article, les paiements effectu6s par 
un membre au titre de sa souscription des parts liberees du Capital 
social autorls6 de la Banque le seront en §cus, en dollars des 
Etats-Unis ou en yens, qu’il s’agisse de paiement en numeraire, 
par billets ä ordre ou par tout autre Instrument. 

8. Aux fins du present article. le paiement ou la dönomination en 
ecus dösigne notamment le paiement ou la denominatlon dans 
toute monnaie pleinement convertible qui 6quivaut, ä la date du 
paiement ou de l’encaissement, ä la valeur de 1’ Obligation concer- 
nde en ecus. 

Article 7 

Ressources ordinaires en Capital 

Aux fins du present Accord, le terme «ressources ordinaires en 
Capital» de la Banque inclut: 

(!) le Capital social autorisö de la Banque, souscrit en application 
de r article 5 du prösent Accord, et compose d’actions ä 
llbörer et d’actions sujettes ä appel; 

(ii) les fonds obtenus par la Banque par voie d’emprunt en vertu 
des pouvoirs qui lui sont conf6r6s par l’alln^a (i) de Tarticle 20 
du präsent Accord, et auxquels s’appliquent les dispositions 
relatives aux appels mentionn6s au paragraphe 4 de l’arti- 
cle 6 du präsent Accord; 


2. nflTbflecflT (50) npoqeHTOB BbinnaTbi ot cyMMW Ka>Kfloro 
BSHoca cornacHO nyHKTy 1 HacTo;iiiteti cxarbn, nnn BbinnaTbi, 
KOTOpan npOMSBOflMTCfl HneHOM, npHH;iTblM B COOTBeJCTBUH c 
nyHKTOM 2 CTaibM 3 HacTo;iiMero CornaiueHun, MO>KeT öbUb 
npoMSBefleHO npocxbiMn BeKcen^Mn nnn ApyrnMn oö^isarenbCT- 
BaMM, BblCTaBneHHblMH TaKMM MnOHOIWT M flOHOMUHUpOBaHMblMH 
B 3KKD, B flonnapax CLUA nnn b ;inoHCKnx Menax, KOTOpbie 
npefl'bnBnqKDTCfl k onnaie Torfla, Korfla BaHKy noxpeöyiOTCfl 
cpeflCTBa Bbinnax no ero onepaqunM. TaKne BeKcenn nnn 
oö^isaxenbCXBa nBnnKDXcn HeoöopoxHbiMM, öecnpoqeHXHbiMH m 
noAneJKaiMUMn onnaxe no xpeöoBaHMio BaHKa no HOMunany. 
TaKne BeKcen;i nnn obasaxenbcxBa no McxeneHnn pasyMHoro 
nepMOfla BpeMOHn npeAt^Bnaioxc;! k onnaxe xaK, Hxoöbi mx 
cyMMa B 3KKD b MOMeHX npefl-b^BneHHfl k onnaxe Ka>KAOMy 
Hneny öbina nponopquonanbHa KonnnecxBy onnaHneaeMbix 
aKquM, Ha Koxopbie noflOHcanc;! h KoxopbiMH Bnafleex Ka>KAbiH 
xaKOM HneH, AenoHnpyK)iMHM Bexcen^ wnH oönsaxenbcxBa. 

3. Bce nnaxe>KHbie oö^saxenbCXBa KaKoro-nn6o nneHa b 
oxHoiueHHH noflnHCKH Ha aKqHH nepBOHananbHoro aKqnoHep- 
Horo KanHxana Hcnonn^ioxc;! b 3KiO. b flonnapax CLilA HnH b 
;inoHCKnx Henax na ochobo cpeflnero oöMeHHoro Kypca coox- 
BexcxByioiAeH BanioTbi k 3KKD sa nepHOfl c 30 cenxnöpn 1989 
r. no 31 Mapxa 1990 r. BKnK)HnxenbHO. 

4. Bbinnaxa cywM b cnex noA/iexcaiAero onnaxe no xpeöoBa- 
HHK) aKqHOHepHoro KanHxana BaHKa, na KoxopbiH ocyiAecxB- 
nena noflnHCKa, npOHSBOflHxca no xpeöOBaHHio cynexoM cxaxeH 
1 7 H 42 HacxofliAero CornaiueHHn, nmub Korfla Banxy sxo neoö- 
xoflHMo /vin HcnonneHHn cbohx oönsaxenbCXB. 

5. B cnynae xpeöoBanHsq, ynoMjiHyxoro b nynKxe 4 Hacxoninen 
cxaxbM, Bbinnaxa öyflex npoMSBOflHXbcsi nnenoM b 3KiO, b flon- 
napax CLUA MnH b ;inoHCKnx Henax. TaKne xpeboBannn Aon>KHbi 
ÖbIXb OflHHaKOBblMH nO CXOHMOCXH B 3KKD npHWeHHXenbHO K 
Ka)KAOH aKqHH, noA/ie>KaiAeH onnaxe no xpeöOBaHHK), b hchhc- 
neHHH Ha momohx npefl'bBBneHHB xpeboBannn. 

6. BaHK onpeflennx Mecxo nKDöoro nnaxexca no nacxoniueH 
cxaxbe He nosflnee, hom nepes oahh wecnq nocne Bcxynnxenb- 
Horo saceflaHHB Coeexa ynpaenBioiAHX, npn ycnoBHH, hxo ao 
xaKoro onpeAe/ieHH« nepBbin bshoc, ynoM;iHyTbiH b nyHKxe 1 
HacxoniAen cxaxbH, öypßj cAerian EBponencKOMy HHBecxHqnoH- 
HOMy öaHKy b KanecxBe AOBepennoro nnqa BaHKa. 

7. B cnyMae noAnncKH na aKqnn na hhwx ycnoBnnx, hbm xe, 
HXO yKasaHbi b nyHKxax 1, 2 h 3 Hacxo;iiAeH cxaxbH, nnen 
npOHSBOAnx Bbinnaxbi b oxHOiueHHH noAnncKH na onnannaa- 
eMbie aKqHH paspemenHoro k BbinycKy aKqHonepHoro Kannxana 
BaHKa B 3KiO, b Aonnapax CLUA nnn b ;inoHCKHX nenax nnöo 
HanHHHbiMH, nnöo npocxbiMH BeKcennMH, nnöo APyrHMH oöflsa- 
xenbcxBaMH. 

8. flnn qenen Hacxo;iiAeH cxaxbH onnaxa nnn AöHOMHHaqnn b 
3KiO BKnKDHaex onnaxy nnn AöHOMHHaqHio b nioöoH nonnocxbio 
KOHBepxHpyeMOH Banioxe, sKBHBanenxHOH na A^^y nnaxe>Ka, 
HnH HHKaccaqHH cxohmocxh cooxBexcxByKDiAero oöasaxenbCXBa 
B 3KHD. 


CTaTbn 7 

06biHHbie ocHOBHbie pecypcbi 

rioHflxHe „oöbiHHbie ocHOBHbie pecypcbi“ BaHKa b tom 
CMbicne, B KaKOM OHO npHMeHBexcn b Hacxo;iiAeM CornamennH, 
BKnKDHaex b ce6n HHJKecneAytoiAee: 

(i) paspeiueHHbiH k BbinycKy aKqnoHepHbiH Kannxan BaHKa, 
BKnionafl onnaHHBaeMbie aKqnn h aKqHH, noAJ^e^KaiAHe 
onnaxe no xpeöoBaHHK), na KoxopbiH ocyinecxenena noA- 
HHCKa no cxaxbe 5 nacxoflinero CornameHHn; 

(ii) cpeACXBa, nonyneHHbie nyxeM saHMCXBOBannn BanKa, na 
ocHOBaHHH nonHOMOHHH, onpeAeneHHbtx b noAnynKxe (I) 
cxaxbH 20 Hacxonu^ero CornauieHHB, k KOXopbiM oxhocjixc^i 
oönsaxenbcxBa no xpe6oBaHH;iM, ynoM^HyxbiM b nyHKxe 4 
cxaxbH 6 Hacxo;iiAero CornameHH^; 
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iii) Gelder aus der Rückzahlung von Darlehen oder Garantien 
und aus dem Erlös aus der Veräußerung von Kapitalbeteilh 
gungen, für welche die unter den Ziffern I und ii genannten 
Mittel verwendet worden sind; 

iv) Einnahmen aus Darlehen und Kapitalbeteiligungen, für wel- 
che die unter den Ziffern i und ii genannten Mittel venwendet 
worden sind, sowie Einnahmen aus Garantien und Emis- 
sionsübernahmen, die nicht Bestandteil der besonderen 
Geschäftstätigkeit der Bank sind; 

v) alle sonstigen Mittel oder Einnahmen, welche die Bank erhält 
und die nicht Bestandteil ihrer in Artikel 19 vorgesehenen 
Sonderfondsmittel sind. 

Kapitel III 
Geschäftstätigkeit 

Artikel 8 

Empfängerländer und Verwendung der Mittel 

(1) Die Mittel und Fazilitäten der Bank werden ausschließlich 
zur Erfüllung des in Artikel 1 bezeichneten Zweckes und zur 
Wahrnehmung der in Artikel 2 bezeichneten Aufgaben verwendet. 

(2) Die Bank kann ihre Geschäftstätigkeit in den mittel- und 
osteuropäischen Ländern ausüben, die beim Übergang zur Markt- 
wirtschaft und bei der Förderung der privaten und unternehme- 
rischen Initiative stetig voranschreiten und die durch konkrete 
Schritte und auf andere Weise die in Artikel 1 bezeichneten 
Grundsätze anwenden. 

(3) In Fällen, in denen ein Mitglied eine Politik verfolgt, die mit 
Artikel 1 unvereinbar ist, oder bei Vorliegen außergewöhnlicher 
Umstände prüft das Direktorium, ob der Zugang eines Mitglieds 
zu den Mitteln der Bank ausgesetzt oder sonst geändert werden 
sollte und kann dem Gouverneursrat entsprechende Empfehlun- 
gen unterbreiten. Beschlüsse über diese Angelegenheiten faßt 
der Gouverneursrat mit einer Mehrheit von mindestens zwei Drit- 
teln der Gouverneure, die mindestens drei Viertel der Gesamt- 
stimmenzahl der Mitglieder vertreten. 

(4) i) Jedes in Frage kommende Empfängerland kann die 

Bank ersuchen, ihm während eines Zeitraums von 
drei (3) Jahren, der nach Inkrafttreten dieses Überein- 
kommens beginnt, für begrenzte Zwecke Zugang zu 
ihren Mitteln zu gewähren. Jedes derartige Ersuchen 
wird, sobald es gestellt Ist, diesem Übereinkommen 
als Bestandteil beigefügt. 

ii) Während dieses Zeitraums 

a) gewährt die Bank dem betreffenden Land sowie 
Unternehmen in seinem Hoheitsgebiet auf Er- 
suchen technische Hilfe und andere Arten von 
Unterstützung zur Finanzierung seiner Privat- 
wirtschaft, zur Erleichterung des Übergangs 
staatseigener Unternehmen in Privateigentum 
und unter private Kontrolle sowie zur Unterstüt- 
zung von Unternehmen, die auf Wettbewerbs- 
grundlage arbeiten und eine Teilnahme an der 
Marktwirtschaft anstreben; dabei gilt das in Arti- 
kel 1 1 Absatz 3 festgelegte Verhältnis; 


b) darf der Gesamtbetrag dieser Hilfe und Unter- 
stützung den von dem betreffenden Land für 
seine Anteile gezahlten Gesamtbetrag in Barmit- 
teln und Schuldscheinen nicht übersteigen. 


(iii) funds received in repayment of loans or guarantees and 
proceeds from the disposal of equity Investment made with 
the resources indicated in sub-paragraphs (i) and (ii) of this 
Article; 

(iv) income derived from loans and equity Investment, made from 
the resources indicated in sub-paragraphs (i) and (ii) of this 
Article, and income derived from guarantees and Underwrit- 
ing not forming part of the special operations of the Bank; and 


(v) any other funds or income received by the Bank which do not 
form part of its Special Funds resources referred to in Article 
19 of this Agreement. 

Chapter III 
Operations 

Article 8 

Reciplent countries and use of resources 

1. The resources and facillties of the Bank shall be used 
exclusively to Implement the purpose and carry out the functions 
set forth, respectively, in Artlcles 1 and 2 of this Agreement. 

2. The Bank may conduct its operations in countries from 
Central and Eastem Europa which are proceeding steadily In the 
transition towards market oriented economies and the promotion 
of private and entrepreneurial initiative, and which apply, by 
concrete Steps and otherwise, the principles as set forth in Arti- 
cle 1 of this Agreement. 

3. In cases where a member might be implementing policies 
which are inconsistent with Article 1 of this Agreement, or in 
exceptional circumstances, the Board of Directors shall consider 
whether access by a member to Bank resources should be 
suspended or otherwise modified and may make recommenda- 
tions accordingly to the Board of Governors. Any decision on 
these matters shall be taken by the Board of Governors by a 
majority of not less than two-thirds of the Governors, representing 
not less than three-fourths of the total voting power of the 
members. 

4. (i) Any potential recipient country may request that the 

Bank provide access to its resources for limited pur- 
poses over a period of three (3) years beginning after 
the entry into force of this Agreement. Any such 
request shall be attached as an integral part of this 
Agreement as soon as it is made. 


(ii) Düring such a period: 

(a) the Bank shall provide to such a country, and to 
enterprises in its territory, upon their request, 
technical assistance and other types of assist- 
ance directed to finance its private sector, to 
facilitate the transition of state-owned enter- 
prises to private ownership and control, and to 
help enterprises operating competitively and 
moving to participation in the market oriented 
economy, subject to the proportion set forth In 
Paragraph 3 of Article 1 1 of this Agreement; 


(b) the total amount of any assistance thus provided 
shall not exceed the total amount of cash dis- 
bursed and promissory notes issued by that 
country for its shares. 
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(iii) les fonds regus en remboursement de pröts ou de garanties, 
ou provenant de cessions de participations effectu^s gräce 
aux ressources vis^es aux alineas (i) et (il) du present article; 

(iv) les revenus provenant des pr§ts et des investissements en 
Capital financ^s au moyen des ressources visees aux alln^as 
(i) et (ii) du präsent article, et les revenus provenant de 
garanties et de souscriptions fermes ne ressortissant pas aux 
op^rations sp^ciales de la Banque; et 

(v) tous autres fonds ou revenus de la Banque ne ressortissant 
pas aux ressources des Fonds Sp^ciaux d^finis ä l’article 19 
du present Accord, 

Chapitre lii 
Operations 

Article 8 

Pays b^n^ficiaires et emploi des ressources 

1 . Les ressources et facilitös de la Banque sont exclusivement 
employöes pour remplir l’objet et les fonctions definis respectlve- 
ment ä l’article 1 et ä l’article 2 du present Accord. 

2. La Banque peut executer ses operations dans des pays 
d’ Europa centrale et orientale qui procädent ä une transition 
r^solue vers l’^conomie de march6, participent ä la promotion de 
l’initiative priv^e et de l’esprit d’entreprise et appliquent, gräce ä 
des mesures concrötes ou autres moyens, les principes enoncös 
ä l’article 1 du präsent Accord. 

3. Au cas oCt un membre mettrait en oeuvre une poiitique 
incompatible avec l’article 1 du präsent Accord, ou dans des 
circonstances exceptionneiles, le Conseil d’administration exa* 
mine si l’accds d’un membre aux ressources de la Banque doit 
§tre suspendu ou modifi^, et peut faire les recommandations 
necessaires au Conseil des gouverneurs. Toute decision en la 
mati^re est prise par le Conseil des gouverneurs ä la majorit^ d’au 
moins deux tiers des gouverneurs, repr^sentant au moins trols 
quarts du total des voix attribu^es aux membres. 

4. 


(iii) cpeflCTsa, no/iyneHMbie b chot noraujeHHfl satiMOB no 
rapaHTMfiM, a TaK>Ke BbipynKa ot peannsaqun nHBecTwqnM 
B aKqMOHepHbiM Kankiran, ocyu4ecTB/ieHHbtx lis pecypcoB, 
yKasaHHbix b noflnyHKrax (I) ki (ii) nacTOfluteM crarbM; 

(iv) floxoflbi, no/iyneHNbie ot npeflocraBJieHHbix saiiMOB li ot 
kiHBecTkiqMM b aKq^oHepHbiM KaniiTan, ocyiqecTBneHHbix m 
pecypcoB, yKasaHHbix b noflnyHKrax (i) ki (ii) HacTOfliqeM 
craTbM, M floxo^bi OT rapaHTMM m ot rapaHTMpOBaHHoro 
pasMeiqeHMfl qeHHbix öyMar, ne oTHOcfiiqMxcfl k cnequanb- 
HbiM onepaqiifiM BaHKa; m 

(v) jifoöbie nHbie cpe^CTBa njin /^oxoAbi, no/iyneHHbie Bbhkom, 
KOTopbie He flB/iflK)TCfl HBCTbK) pecypcoB cneqkia/ibHbix cjDOH- 
flOB, ynoMflHyrbix b CTaTbe 1 9 HacTOfiiqero CornaiueHiifl. 

rnaea lii 
Onepa{\m 

CraTbst 8 

CrpaHbi-nonyHaTenM m Mcno/ibsosaHMe pecypcoa 

1 . Pecypcbi M ycnyrw BaHKa iicnonbaywTCfl ncKnK)HHTenbHO 
f\nf\ flocTM>KeHHfl ero Menu h BbinonneHMfl ero chyHKqMM, onpe- 
fleneHHbix, cooTeeTCTBenHO, b cTaTb^x 1 m 2 nacTOfliMero 
Cor/iaiueHHfl. 

2. BaHK MO>KeT npOBOflMTb CBOM onepaqiiM b CTpanax Lien* 
TpanbHOii li Boctohhom EBponw, KOTOpbie noc/ieflOBaTenbHo 
ocyiqecTBjiflWT nepexofl k 3K0H0MHKe, opneHTnpoBaHHOM na 
pbiHOK, kl K pasBkiTiiK) MacTHOH kl npeAnpkiHHMaTenbCKOH kiHkiqki- 
aTkiBbi M npkiweHfliOT, nocpeflCTBOM KOHKpeTHbix Mep kinki xaKHM- 
/ikiöo kiHbiM nyreM, npHnqiinw, lisnojKeHHbie b craTbe 1 nacTO- 
flutero CornaiueHkifl. 

3. B cnynae, ecnki KaKOM-niibo m/ibh ocytqecTBnfleT nonkiTkiKy, 
HecoBMecTkiMyK) CO CTaTbe^i 1 HacTOfliqero CornaiueHkifl, kuiii b 
c/iynae HpesBbmaMHbix oöcTOflTe/ibCTB, Cobot flHpeicropOB 
paccMaTpkiBaeT Bonpoc o npHOCTanoBKe kinii KaKOM-nn6o mhom 
liSMeHeHkiki flocTyna Taxoro nnena k pecypcaM BaHKa m mojkot 
cfle/iaTb cooTBOTCTByioiqkie peKOMeH^aqiiki CoeeTy ynpaanflio- 
iqkix. CoBeTynpaB/iflioiqkix npnHMMaeT/iK)6oe peujeHHe noTaKHM 
Bonpocaw öo/ibüJkiHCTBOM He wenee fleyx TpeTen ynpae/ifiioiqMx, 
npeflCTaBnflK)U4Mx ne Menee Tpex neTsepTeti ot oöu^ero ko/im- 
necTBa ronocoB, na KOTOpoe mmbiot npaeo nneHbi. 


(i) Tout pays ben^ficiaire potentiel peut demander que la 
Banque lui permette Tacc^s ä ses ressources ä des 
fins iimitees et sür une Periode de trois (3) ans ä 
compter de la date d’entr^e en vigueur du present 
Accord. Toute demande de cette natu re est jointe en 
tant que partie integrante du present Accord des 
qu’elle a present^e. 

(ii) Au cours de cette periode: 

a) la Banque fournit audit pays et aux entreprises 
situ^es sur son territoire, ä leur demande, une 
assistance technique et tout autre type d’assis- 
tance visant ä financer son secteur prive, ä facili- 
ter le passage d’entreprises d’Etat ä la propri^te 
et au contröle prives et ä aider les entreprises 
fonctionnant de maniere concurrentielle et se 
pr6parant ä op6rer selon les rägles de l’öcono- 
mie de marche, et ce dans la Proportion vis^e au 
paragraphe 3 de l’article 1 1 du präsent Accord; 


b) le montant total de toute assistance ainsi foumie 
ne peut exc^der le montant total des liquidit^s 
d^caiss^es et des billets ä ordre 6mis par ledit 
pays au titre de ses actions. 


4. (i) Jlioöafl cTpana-npeflnonaraeMbiH nonyHaTenb 

MO>KeT OÖpaTMTbCfl K BaHKy C npOCbÖOM o6 OTKpW- 
TkiM AOCTyna k ero pecypcaM p^9\ orpaHkiseHHbix 
qe/iew na nepkioA TpM (3) ro^a, HaHkinaioiqMMCfl co 
BCTynneHvifl BCM/iy HacTOfluteroCornameHkifl. Jlioöam 
TaKan npocböa öy/^eT npunoKena b KanecTBe 
HeoTbeMneMOH sacTH HacTOfiiqero CornameHkifl, kbk 
TonbKO OHa öyflBT cflenana. 

(ii) B TeMeHkie TaKoro nepkiofla: 

(a) BaHK OKasbiBaeT TaKon CTpane m npeflnpki- 
ATkiflM, HaxoA^tquMCfl Ha ee TepkiTOppkiki, no kix 
npocböe, TexHkiHecKoe cofleiiCTBHe ki ApyrMe 
BM/^bi cofleMCTBiifl, HanpaB/ieHHbie na 4)kiHaH- 
ckipoBaHkie ee nacTHoro ceKTOpa, na oönerne- 
Hkie nepexo^a rocyflapCTBennbix npe^npHfiTHM 
B HaCTHyK) COÖCTBeHHOCTb H nOfl HaCTHbfM KOH- 
Tpo/ib kl Ha OKasaHkie noMOu^ii npeAnpki^TiifiM, 
Aö^CTeyioiqiiM b ycnoBkifix KpHKypeHTHOM 
cpeAbi kl nepexoA^iqiiM k ynacTkiio b 3koho- 
MkiKe, opkieHTkipoBaHHOH na pbiHOK, npki ycno- 
BkiH coöniofleHkifl cooTHouieHkifi, ycTanoBnen- 
Horo B nyHKTe 3 CTaTbki 1 1 nacTOfiiqero 
CornameHMfl; 

(b) o6iqa5? cyMMa jiioöoro TaKoro coflencTBUfl ne 
npeBbiujaeT oöiqeM cyMMbi nnaTe>KeM nankin- 
HbiMki kl npocTbix BBKceneM, BbiCTaB/iennbix 
TaKOM CTpanoH no ee aKqu^M. 
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iii) Am Ende dieses Zeitraums wird der Beschluß, einem 
solchen Land über die unter den Buchstaben a und b 
festgesetzten Grenzen hinaus Zugang zu den Mitteln 
zu gewähren, vom Gouverneursrat mit der Mehrheit 
von mindestens drei Vierteln der Gouverneure, die 
mindestens fünfundachtzig (85) v. H. der Gesamt- 
stimmenzahi der Mitglieder vertreten, gefaßt. 

Artikel 9 

Ordentliche und besondere Geschäftstätigkeit 

Die Geschäftstätigkeit der Bank gHedert sich in eine ordentliche 
Geschäftstätigkeit, die aus dem ordentlichen Kapital der Bank 
nach Artikel 7 finanziert wird, und eine besondere Geschäftstätig- 
keit, die aus den in Artikel 19 vorgesehenen Sonderfondsmitteln 
finanziert wird. Die beiden Arten der Geschäftstätigkeit können 
kombiniert werden. 

Artikel 10 

Trennung der Geschäftsbereiche 

(1 ) Das ordentliche Kapital und die Sonderfondsmittel der Bank 
werden jederzeit und in jeder Hinsicht völlig getrennt gehalten, 
verwendet, festgelegt, angelegt oder anderweitig verwertet, im 
Finanzausweis der Bank werden die Rücklagen der Bank zusam- 
men mit der ordentlichen Geschäftstätigkeit und - getrennt davon 
- die besondere Geschäftstätigkeit der Bank aufgeführt. 

(2) Das ordentliche Kapital der Bank wird unter keinen Umstän- 
den mit Verlusten oder Verbindlichkeiten aus der besonderen 
Geschäftstätigkeit oder anderen Tätigkeiten, für die ursprünglich 
Sonderfondsmittel verwendet oder bestimmt wurden, belastet 
oder zur Deckung derselben verwendet, 

(3) Ausgaben, die unmittelbar mit der ordentlichen Geschäftstä- 
tigkeit Zusammenhängen, gehen zu Lasten des ordentlichen 
Kapitals der Bank. Ausgaben, die unmittelbar mit der besonderen 
Geschäftstätigkett Zusammenhängen, gehen zu Lasten der Son- 
derfondsmittel. Alle sonstigen Ausgaben gehen vorbehaltlich des 
Artikels 18 Absatz 1 zu Lasten desjenigen Kontos, das die Bank 
bestimmt. 

Artikel 11 

Geschäftsmethoden 

(1) Die Bank kann in Erfüllung ihres Zweckes und ihrer Aufga- 
ben nach den Artikeln 1 und 2 jedes der nachstehenden 
Geschäfte einzeln oder zusammen betreiben: 

i) Gewährung beziehungsweise - zusammen mit multilatera- 
len Institutionen, Geschäftsbanken oder sonstigen interes- 
sierten Kapitalgebern - Kofinanzierung von Darlehen oder 
Beteiligung an Darlehen an privatwirtschaftliche Unterneh- 
men oder an auf Wettbewerbsgrundlage arbeitende und 
eine Teilnahme an der Marktwirtschaft anstrebende staats- 
eigene Unternehmen sowie an staatseigene Unternehmen, 
deren Übergang in Privateigentum und unter private Kon- 
trolle dadurch erleichtert werden soll; Insbesondere soll 
dabei die Beteiligung von privatem und/oder ausländischem 
Kapital an solchen Unternehmen erleichtert beziehungs- 
weise verstärkt werden; 

ii) a) Kapitalbeteiligung an privatwirtschaftlichen Unterneh- 

men; 

b) Kapitalbeteiligung an auf Wettbewerbsgrundlage arbei- 
tenden und eine Teilnahme an der Marktwirtschaft 
anstrebenden staatseigenen Unternehmen sowie an 
staatseigenen Unternehmen, deren Übergang In Privatei- 
gentum und unter private Kontrolle erleichtert werden 


(iii) At the end of this period, the dectsion to allow such a 
country access beyond the limits specified in sub- 
paragraphs (a) and (b) shall be taken by the Board of 
Governors by a majority of not less than three-fourths 
of the Governors representing not less than eighty- 
five (85) per Cent of the total voting power of the 
members. 

Article 9 

Ordinary and special operations 

The operations of the Bank shall consist of ordinary operations 
financed from the ordinary Capital resources of the Bank referred 
to in Article 7 of this Agreement and special operations financed 
from the Special Funds resources referred to in Article 19 of this 
Agreement. The two types of operations may be combined. 

Article 10 

Separation of operations 

1 . The ordinary Capital resources and the Special Funds resour- 
ces of the Bank shall at all times and in all respects be held, used, 
committed, Invested or otherwise disposed of entirely separately 
from each other. The financial Statements of the Bank shall Show 
the reserves of the Bank, together with its ordinary operations, 
and, separately, its special operations. 

2. The ordinary Capital resources of the Bank shall under no 
circumstances be charged with, or used to discharge, losses or 
liabilities arising out of special operations or other acitivities for 
which Special Funds resources were original ly used or committed. 


3. Expenses appertaining directly to ordinary operations shall 
be charged to the ordinary Capital resources of the Bank. Expen- 
ses appertaining directly to special operations shall be charged to 
Special Funds resources. Any other expenses shall, subject to 
Paragraph 1 of Article 18 of this Agreement, be charged as the 
Bank shall determine. 

Article 11 

Methode of Operation 

1. The Bank shall carry out its operations in furtherance of Its 
purpose and functions as set out in Articles 1 and 2 of this 
Agreement in any or all of the following ways: 

(i) by making, or cofinancing together with multilateral institu- 
tions, commercial banks or other interested sources, or par- 
ticipating in, loans to private sector enterprises, loans to any 
state-owned enterprise operating competitiveiy and moving 
to participation in the market oriented economy, and loans to 
any state-owned enterprise to facilltate its transition to private 
ownership and control; in particular to facilltate or enhance 
the participation of private and/or foreign Capital in such 
enterprises; 


(Ii) (a) by Investment in the equity Capital of private sector 
enterprises; 

(b) by Investment in the equity Capital of any state-owned 
enterprise operating competitiveiy and moving to partici- 
pation in the market oriented economy, and Investment 
in the equity Capital of any state-owned enterprise to 
facilltate its transition to private ownership and control; 
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(ill) A la fin de cette Periode, la döcislon de permettre 
l’acces aux ressources audit pays au-delä des limites 
indiqu^es aux alin^as (a) et (b) est prise par le 
Conseil des gouverneurs ä la majorit^ d’au moins 
trois quarts des gouverneurs, representant au moins 
quatre-vingt cinq (85) pour cent du nombre total des 
voix attribu6es des membres. 

Articie 9 

Op^rations ordinaires et sp^iales 

Les op6rations de la Banque comprennent les operations ordi- 
naires financees sur des ressources ordinaires en Capital de la 
Banque, d^finies ä l’article 7 du präsent Accord, et les operations 
speciales financees sur des ressources des Fonds Speciaux 
definies ä l’article 19 du present Accord. Les deux types d’opera- 
tions peuvent etre combinös. 


Articie 10 

Separation des operations 

1. Les ressources ordinaires en Capital et celles des Fonds 
Speciaux de la Banque sont, ä tout moment et ä tous egards, 
detenues, utilisees, engagees, investies ou autrement employees 
de maniere totalement separee. Les etats financiers de la Banque 
font apparaitre les reserves de la Banque ainsi que ses operations 
ordinaires et, de maniere separee, ses operations speciales. 

2. Les ressources ordinaires en Capital de la Banque ne peu- 
vent en aucun cas supporter ou servir ä apurer les pertes ou les 
obligations decoulant d’operations speciales ou d’autres activites 
pour lesquelles des ressources des Fonds Speciaux ont ete ä 
l’origine utilisees ou engagees. 

3. Les depenses directement liees aux operations ordinaires 
sont imputees sur les ressources ordinaires en Capital. Les 
depenses directement liees aux operations speciales sont impu- 
tees sur les ressources des Fonds Speciaux. Toute autre forme 
de depense est imputee, sous reserve du paragraphe 1 de l’arti- 
cle 18 du present Accord, dans les conditlons definies par la 
Banque. 

Articie 11 

Methodes de fonctionnement 

1 . Dans la poursuite de ses objectifs et l’exercice de sa mission 
tels qu’ils sont definis aux articles 1 et 2 du present Accord, la 
Banque effectue ses operations de Tune quelconque ou de toutes 
les manieres suivantes: 

(i) Soit en accordant des prets en faveur d’entreprises du sec- 
teur prive, de toute entreprise d’Etat fonctionnant de maniere 
concurrentielle et se preparant a op6rer selon (es regles de 
reconomie de marche ou de toute entreprise d’Etat en vue de 
favoriser sa transition vers la proprl6t6 et le contröle priv6s, 
soit en cof inangant de tels prets avec des institutions multi- 
laterales, des banques commerciales ou d’autres sources de 
financement interessees, soit en participant a de tels prets, le 
but etant notamment de renforcer ou de faciliter la participa- 
tion des capitaux priv6s et/ou etrangers dans ces entre- 
prises; 


(ii) (a) en prenant des participations dans des entreprises du 
secteur prive; 

(b) en prenant des participations dans toute entreprise 
d’Etat fonctionnant de maniere concurrentielle et se 
preparant ä operer selon les regles de reconomie de 
marche et en prenant des participations dans toute 
entreprise d ’ Etat en vue de favoriser sa transition vers la 


(iii) B KOHqe xaKoro nepMO^a Coeex ynpaenfitoiMtix 6oJib- 
LüMHcxBOM He MeHee xpex MexBepxew ynpaB/iflioiqHx, 
npeflcxaB/intoiqMx He Menee, neM BOceMbAecnx nnxb 
(85) npoqenxoB ox oöiqero KO/iMMecxBa ronocoB, na 
Koxopoe HMeK)x npaBo Mnenbi, npHHHMaex pemeHne o 
npeflocxaBJieHMH xaKOM cxpane flocxyna, Bbixofl- 
fiu^ero 3a npe^enbi orpaHnneHkiki, yKasannbix b noA- 
nyHKxax (a) h (b). 

CraTbH 9 

OöbiHHbie M cneitMa/ibHbie onepaLtMM 

OnepaqwM BaHKa cocxonx m 3 oöbHHwx onepaqwM, c(5MHaHCM- 
pyeMbix m oöbiMHwx ochobhwx pecypcoB BaHKa, ynoMAHyxbix b 
cxaxbe 7 nacxoniAero Cor/iaiueHMfl, m cneqwa/ibHWx onepaquii, 
chMHaHCMpyeMwx m 3 pecypcoB cneqHa/ibHbix 4 )Ohaob, ynoM^ny- 
xbix B cxaxbe 1 9 Hacxofliqero CornaiueHMfl. Bo3mo>kho cowexa- 
Hwe oöoMx xMnoB onepaqMM. 


CxaTbsi 10 

PasAe/ieHne onepaitMM 

1. OöbiHHbie ocHOBHbie pecypcbi m pecypcbi cneqna/ibHbix 
4 )ohaob BaHKa nocxoflHHO w bo Bcex oxHOiueHMflx yMHXbiBatoxcn, 
Mcnojib3y»oxcfl, nepeflajoxcfl no o6fl3axenbcxBaM, MHBecxüpy- 
»oxcfl MJiM pa3MeiAaioxcn MHbiM obpaaoM nonnocxbio oxflejibHO 
Apyr ox flpyra. B öa/iaHcoBwx cnexax BaHKa noKaawBaJOxcn 
peaepBbi BaHKa BMecxe c ero oöbtMHbtMM onepaqMflMM, a cne- 
qHa/ibHbie onepaqHM noKaabiBatoxcfi oxAe/ibHo. 

2. OöbiHHbie ocHOBHbie pecypcbi BaHKa hh npn KaKHx ycno- 
BMflx He Moryx öbixb wapacxoflOBaHbi m/im Mcnonb30BaHbi 
noKpbixMfi yöbixKOB HJiM Mcno/iHeHMfl obnaaxe/ibcxB, BbixeKaw- 
u^Hx H3 cneqMa/ibHbix onepaqniii hjim mhom A^^'r^JibHOCXM, 
KoxopOM nepBOHaMa/ibHO Mcnonb30Banncb mjim npeflHaanaMa- 
jiMCb pecypcbi M3 cneqMa/ibHbix 

3. PacxoAbi HenocpeACXBeHHO no oöbtHHbiM onepaqunM ocy- 
lAecxBJifitoxcfl 3 a cnex oöbNHbix ochobhux pecypcoB BaHKa. 
PacxoAbi HenocpeACXBOHHO no cneqna/ibHbiM onepaqnfiM ocy- 
lAecxBHflioxcfl 3a cnex pecypcoB cneqwa/ibHbix 4 x>haob. Jlioöbie 
MHbie pacxoflbi, npH ycnoBHw cobmofleHHfl nyHKxa 1 cxaxbM 18 
Hacxoflinero CornameHMn, ocymecxB/inioxcn no ycMOxpenmo 
BaHKa. 

Cxaxba 11 

Cnocoöbi npoBGAeHMa onepaitMM 

1. BaHK Beflex cbom onepaqMM b cooxboxcxbhm co cboom 
qenwo M CjjyHKMWflMM, M3/10>KeHHblMM B cxaxbflx 1 M 2 Hacxo- 
fliqero CornaujeHMfl, nioöbiM mjim bcomm HH)KenepeHMC/ieHHbiMH 
cnocobaMH: 

(i) npeflocxaB/ieHMe aaMMOB, jimöo coBMecxHoe c mhopocxo- 
pOHHHMM HHCXMXyxaMH, KOMMepHOCKHMM ÖBHKaMH H/lH 
MHbIMM 3aHHXepeCOBaHHblMH yspeJKAeHHflMM ChMHaHCMpO- 
BaHHe, riMöo ynacxwe b aaPlMax npeflnpMFixMnM nacxHoro 
ceKxopa, nioöoMy rocyflapcxBennoMy npeflnpHflxmo, 
flencxByKJiAeMy b ycnoBnnx KOHKypeHqwM m nepexofln- 
iqeMy k ynacxMio b sKOHOMMKe, opüeHXMpoBaHHOM na 
pwHOK, M 3aMMOB nioöoMy rocyflapcxBOHHOMy npeflnpH- 
nxMio B qenflx oö/ierneHMfl ero nepexofla b nacxnyto coöcx- 

BOHHOCXb M nOfl MBCXHblM KOHXpOJlb; B MaCXHOCXM, /VW 
xoro, Mxoöbi cnocoöcxBOBaxb MiiM oönerMHXb ysacxMe 
nacxHoro m/mjim MHOcxpannoro Kankixa/ia b xaKMx npefl- 
npiwxkwx; 

(ii) (a) HHBecxüqHM b aKqnoHepHbiH KanHxa/i npeAnpnfixHH 

nacxHoro ceKxopa; 

(b) HHBecxMMMM B aKquoHOpHbiM Kanwxaji nioboro rocy- 
flapcxBeHHoro npeflnpwflxMfl, flewcxByioivero b ycno- 
BMflx KOHKypeHqMM M nepexoA^iqero k ysacxMio b 3ko- 

HOMHKe, OpMeHXMpOBaHHOM HB pWHOK, H MHBeCXMqMH B 
aKqMOHepHbm Kanvixa/i /iioöoro rocyflapcxBOHHoro 
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soll; insbesondere soll dabei die Beteiligung von privatem 
und/oder ausländischem Kapital an solchen Unterneh- 
men erleichtert beziehungsweise verstärkt werden; 


c) Übernahme von Wertpapieremissionen privatwirtschaftli- 
cher Unternehmen sowie der unter Buchstabe b genann- 
ten staatseigenen Unternehmen für die unter Jenem 
Buchstaben genannten Ziele, falls andere Finanzierungs- 
formen nicht geeignet sind; 

ili) Erleichterung des Zugangs zu inländischen und internatio- 
nalen Kapitalmärkten für privatwirtschaftliche Unternehmen 
oder andere unter Ziffer i bezeichnete Unternehmen zur 
Erfüllung der unter der genannten Ziffer erwähnten Ziele 
durch Gewährung von Garantien, falls andere Finanzie- 
rungsformen nicht geeignet sind, sowie durch Finanzbera- 
tung und sonstige Formen der Unterstützung; 

iv) Einsatz von Sonderfondsmitteln entsprechend den für ihre 
Verwendung geltenden Übereinkünften; 

v) Gewährung von Darlehen oder Beteiligung an Darlehen 
sowie Bereitstellung technischer Hilfe zum Wiederaufbau 
oder zum Ausbau der für die Entwicklung einer Privatwirt- 
schaft und den Übergang zur Marktwirtschaft erforderlichen 
Infrastruktur einschließlich Umweltprogramme. 


Im Sinne dieses Absatzes gilt ein staatseigenes Unternehmen nur 
dann als auf Wettbewerbsgrundiage arbeitend, wenn es wei- 
sungsungebunden ist und in einem vom Wettbewerb geprägten 
marktwirtschaftlichen Umfeld tätig ist sowie dem Konkursrecht 
unterliegt. 

(2) i) Das Direktorium überprüft mindestens einmal jährlich 
die Geschäftstätigkeit und die Kreditvergabestrategie 
der Bank in den einzelnen Empfängerländern, um 
sicherzustellen, daß dem Zweck und den Aufgaben 
der Bank nach den Artikeln 1 und 2 voll entsprochen 
wird. Beschlüsse auf der Gundlage einer solchen 
Überprüfung bedürfen einer Mehrheit von mindestens 
zwei Dritteln der Direktoren, die mindestens drei Vier- 
tel der Gesamtstimmenzahl der Mitglieder vertreten. 


li) im Rahmen dieser Überprüfung werden unter ande- 
rem die Fortschritte der einzelnen Empfängeriänder 
bei der Dezentralisierung, Beseitigung der Monopole 
und Privatisierung sowie die jeweiligen Anteile der 
Darlehen an privatwirtschaftliche Unternehmen, an 
staatseigene Unternehmen, die sich im Übergang zur 
Teilnahme an der Marktwirtschaft oder in Privatisie- 
rung befinden, für Infrastruktur, technische Hilfe und 
sonstige Zwecke geprüft. 


(3) i; Unbeschadet der in diesem Artikel genannten sonsti- 
gen Tätigkeiten der Bank werden höchstens vierzig 
(40) V. H. des Gesamtbetrags der von der Bank 
gewährten Darlehen, Garantien und Kapitalbeteili- 
gungen dem staatlichen Sektor zur Verfügung 
gestellt. Diese prozentuale Einschränkung gilt 
zunächst für einen Gesamtzeitraum von zwei (2) Jah- 
ren ab dem Tag der Aufnahme der Geschäftstätigkeit 
der Bank, danach für jedes einzelne Geschäftsjahr. 


in particular to facilitate or enhance the participation of 
private and/or foreign Capital in such enterprises; and 


(c) by Underwriting, where other means of financing are not 
appropriate, the equity issue of securities by both private 
sector enterprises and such state-owned enterprises 
referred to in (b) above for the ends mentioned in that 
subparagraph; 

(ili) by facilitating access to domestic and international Capital 
markets by private sector enterprises or by other enterprises 
referred to in subparagraph (i) of this paragraph for the ends 
mentioned in that subparagraph, through the Provision of 
guarantees, where other means of financing are not appro- 
priate, and through financial advice and other forms of assist- 
ance; 

(iv) by depioying Special Funds resources in accordance with the 
agreements determining their use; and 

(v) by making or parücipating in loans and providing technical 
assistance for the reconstruction or development of infra- 
structure, tnciuding environmental programmes, necessary 
for private sector development and the transition to a mar- 
ket oriented economy. 


For the purposes of this paragraph, a state-owned enterprise 
shail not be regarded as operating competitively uniess it operates 
autonomously in a competitive market environment and uniess it 
is subject to bankruptcy laws. 

2. (i) The Board of Directors shail review at least annualiy 

the Bank’s operations and lending strategy in each 
recipient country to ensure that the purpose and the 
functions of the Bank, as set out in Articles 1 and 2 of 
this Agreement, are fully served. Any decision pur- 
suant to such a review shail be taken by a majority of 
not less than two-thirds of the Directors, representing 
not less than three-fourths of the total voting power of 
the members. 


(ii) The said review shail involve the consideration of, 
inter alia, each recipient country's progress made on 
decentralization, demonopolization and privatization 
and the relative shares of the Bank’s lending to pri- 
vate enterprises, to state-owned enterprises in the 
process of transition to participation in the market- 
oriented economy or privatization, for infrastructure, 
for technical assistance, and for other purposes. 


3. (i) Not more than forty (40) per cent of the amount of the 

Bank’s total committed loans, guarantees and equity 
investments, without prejudice to its other operations 
referred to in this Article, shail be provided to the state 
sector. Such percentage limit shail apply initially over 
a two (2) year period, from the date of commence- 
ment of the Bank’s operations, taking one year with 
another, and thereafter in respect of each subsequent 
financial year. 
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propri6t6 et le contröle priv6s, le but 6tant notamment de 
faciliter ou de renforcer la participation des capitaux 
privös et/ou etrangers dans ces entreprises; 


(c) en garantissant, lorsque d’autres moyens de finance- 
ment ne sont pas ad6quats, r Emission de titres par des 
entreprises du secteur prive et des entreprises d’Etat 
telles que celles vis6es ä l’alin^a (b) ci-dessus aux fins 
mentionndes dans cet alin^a; 

(iii) en facilitant Tacces des march^s de capitaux nationaux et 
intemationaux aux entreprises du secteur priv§ ou aux autres 
entreprises visöes ä l’alinöa (i) du present paragraphe aux 
fins d^rites par cet alin^a, par Toctroi de garanties, lorsque 
d’autres moyens de financement ne sont pas adequats, et 
par la mise ä disposition de conseiis en matiere financiere ou 
de toutes autres formes d’assistance; 

(iv) en employant les ressources des Fonds Speciaux conforme- 
ment aux accords definissant leur utilisation; et 

(v) en accordant ou en participant ä des pr§ts et en fournissant 
une assistance technique pour la reconstruction et le d^ve~ 
loppement des infrastructures, y compris les programmes 
Ii6s ä la protection de l’environnement, necessaires au d6ve- 
loppement du secteur priv^ et ä la transition vers une econo- 
mie de march6; 

Aux fins du present paragraphe, une entreprise d’Etat n’est pas 
consider^e comme fonctionnant de maniere concurrentielle si eile 
n’est pas g^r^e de fagon autonome dans un environnement de 
marchd concurrentiel et si eile n’est pas soumise aux lois regis- 
sant la faillite. 

2. (I) Le Conseil d’administration procdde ä un examen au 

moins annuel des op^rations et de la Strategie de la 
Banque en matiöre de prets dans chaque pays b^nö- 
ficiaire pour s’assurer que l’objet et la mission de la 
Banque tels qu’ils sont däfinis aux articles 1 et 2 du 
präsent Accord sont pleinement remplis. Toute d6ci- 
sion resultant de cet examen est prise ä ta majorite 
des deux tiers au moins des administrateurs, repr^- 
sentant au moins les trois quarts du nombre total des 
voix attribu^es aux membres. 


(ii) Cet examen comprend, entre autres, l’analyse des 
progräs r^alises par chaque pays ben^ficiaire en 
matiere de d6centralisation, de d^mantälement des 
monopoles et de privatisation de son dconomie; il 
tient compte ^galement de la Proportion des pr§ts 
consentis aux entreprises priv^es et aux entreprises 
d’Etat engagees dans un processus d’övolution vers 
r^conomie de march^ ou de privatisation, au titre des 
infrastructures, de l’assistance technique et ä d’autres 
fina. 


3. (i) Sans pr^judice des autres op^rations vis6es par le 

präsent articte, quarante (40) pour Cent au plus du 
montant total des engagements de la Banque en 
matiöre de prets, de garanties et de prises de partici- 
pation, sont consacr^s au secteur d’Etat. Dans un 
Premier temps, cette limite s’appliquera pendant une 
Periode de deux (2) ans considör^e globalement ä 
compter du däbut des op6rations de la Banque, puis 
pour chaque exercice ult^rieur. 


npe^npn^TM^ b qe/inx o6/ierHeHii$i ero nepexo^a b 

HaCTHyK) COÖCTBeHHOCTb M nOfl MBCTHblM KOHTpO/lb; B 
HaCTHOCTM, TOrO, HTOÖbJ OÖfierHMTb M/IM CnOCOÖCT- 
BOBaTb ynacTMio nacTHoro w/nnM nHocrpaHHoro Kanw- 
Ta/ia B TaKMx npeAnpMStiMsix; m 

(c) Korflß APyr^e cnocoöw 4)MHaHCMpoBaHMfl Heqenecoo- 
öpasHbi, rapaHTMpoBaHHoe pasMeiqeHMe qeHHbix 
öyMar, BbinycKaeMbix kbk npeAnpn^XM^MM nacTHoro 
ceKTopa, TBK M rocyAapCTBeHHbiMM npeAnpn^TMStMn, 
ynoMflHyjbiMM b noAnyHKxe (b) Bbime, a^is? qe/ieM, yxa- 
saHHbix B 3T0M noAnyHKTe; 

(iii) oö/ierHeHne Aocxyna npeAnpMstXMM HacTHoro ceKTopa m 
AP yrMX npeAnpMflTMM, ynoMaHyrwx b noAnyHKTe (i) nacTO- 
fliqero nyHKra, k BHyrpeHHUM m Me>KAyHapoAHbiM pwHKaM 
KanMTa/ia a^J? AOCTM>KeHMfl qenefi, yKasaHHwx b tom >Ke 
noAnyHKTe, nyreM npeAOcraBJieHHfl rapaHTMM, KorAa 
Heqe/iecooöpasHO npHMeH^Tb APyrne cpeAcrea 4)MHaHCM- 
poBaHMst, a TaK)Ke nyreM npeAOCTaB/ieHMs? chMHancoBbix 
KOHcy/ibTaqHH H oKasaHH^i coAeHCTBH$i B ppyrv\x (popMax; 

(iv) pasMeiqeHiie pecypcoB cneqna/ibHbix ({xdhaob b coot- 
BercTBMM c cor/iaujeHMflMM, onpeAenstroiHMMM hx Mcnonbso- 
BaHHe; h 

(v) npeAOcraB/ieHMe mjim ynacTMe b saMMax h oKasaHMe rex- 
HMHecKoro coaöhctbm« An^t peKOHCTpyKqMM v\nv\ pas- 
BMTMfl MH4)pacTpyKTypbi, BK/noHa« npMpoAooxpaHHwe 
nporpaMMw, HeoöxoAMMoü An« pasBMTMsi nacTHoro ceK- 
Topa M AHfl nepexoAa k skohommko. opMeHTMpoBaHHOM na 

pbIHOK. 

qeneM HacToaiqero nyHKra rocyAapcTBOHHbiM npeAnpM- 
«TMOM, AeHCTByJOlAMM B KOHKypeHTOi^ pWHOHHOM Cpeflß, CHMTa- 
ercfl To/ibKo TO npeAnpHaxHe, KOTopoe AencrByer caMOcro- 
«re/ibHo B KOHKypeHTHOM pbiHOHHOM cpOAB M noAHBAaeT noA 
saKOHOAare/ibCTBO o öaHKpoTCTBe. 

2. (i) CoBBT AHpaKTopoB He pexce oahopo pasa b toa, 

paccMarpHBaer ocyLqecTB/i$ieMbie b Ka>KAOf^ 
CTpaHe-no/iynaTe/ie onepaqHM BanKa m ero crpare- 
THK) B OÖ/iaCTM npeAOCTBB/ieHH^I SBHMOB A^^ o6e- 

cneneHMfl nonnoro coö/imdaöhm« qe/iM m 4)yHKqMM 
BaHKa, KBK OHM onpeAeneHW b crarbMX 1 m 2 hbcto- 
niqero CornaujeHMM. /lioöoe peiuenMe, BbiTeKaK)iAee 
M3 yKasBHHoro paccMorpeHMM, npMHMMaerc^i 
öo/ibiuMHCTBOM HO MOHee AByx TpereM AnpexropoB, 
npeAcraB/iMKxqMX ne Menee rpex neTBepreM ot 
oöiqero Ko/iMHecTBa ronocoB, na KOTopoe mmbiot 
npaBO H/ienw. 

(ii) VKasaHHoe paccMorpeHMe BKnroHaer, oommmo 
nponero, paccMorpeHMe nporpecca Ka>KAOM 
CTpaHbi-no/iyHare/ifl b oönacTM AeLteHTpa/iMsaqMM. 
AeMOHononMsaqMM m pasrocyAapcTB/ieHMsi (npMBa- 
TMsaqMM), a raioKe paccMorpeHMe oTHocMre/ibHbix 
AO/ieM SBMMOB, npeAOCTaB/iaeMbix Bbhkom hbct- 

HbiM npeAnpHsiTM^M, rocyAapcTBOHHbiM npeAnpM- 

»TMftM, HaxoA^iAMMC$t B npoqecce nepexoAa k yna- 

CTMK) B 3K0H0MMKe, OpMeHTMpOBaHHOM HB pbIHOK, 
MnM B npoqecce pasrocyAapcTB/ieHMM (npMBarMsa- 
Mmm), Ha MHchpacTpyKTypy, na OKaaaHMe rexHMHec- 
Koro coAeMCTBMM M Ha APyc^B qe/iM. 

3. (i) FocyAapcTBeHHOMy ceicropy npeAOCTaB/ifleTC« ne 

öo/iee copoKB (40) npoqeHTOB cyMMU Bcex sbmmob, 
rapaHTMM m MHBecTMqMM B BKqMOHepHbiti KanMTan, 
npeAOCTBBnMeMwx Bbhkom, öea ymepOa ahm APy^MX 
ero onepaqMM, ynoMstHyrbix b HacTOfliqeM crarbe. 
yKasBHHoe npoqeHTHoe orpaHMHenMe nepBona- 
Ha/ibHO npMMeHfleTCH B TeneHMe AByx/iernero 
nepMOAa or Aarbi Hana/ia onepaqMM BaHKa, npMHeM 
AByx/ieTHMM nepMOA noHMMaercH b snaneHMM abb 
(2) roAa noApstA. b enocjieACTBMM yKasannoe orpa- 
HMHOHMe öyAer OTHOCMTbca k KaxcAowy nocneAyK)- 
U4eMy 4)MHaHCOBOMy roAy. 
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H) Unbeschadet der in diesem Artikel genannten sonsti< 
gen Tätigkeiten der Bank werden je Land höchstens 
vierzig (40) v. H. des Gesamtbetrags der von ihr 
gewährten Darlehen, Garantien und Kapitalbeteili- 
gungen während eines Gesamtzeitraums von fünf (5) 
Jahren dem staatlichen Sektor zur Verfügung gestellt. 


iii) Im Sinne dieses Absatzes 

a) umfaßt der staatliche Sektor die Zentralregierun- 
gen und Gebietskörperschaften, ihre Behörden 
sowie die ihnen gehörenden oder von ihnen kon- 
trollierten Unternehmen; 

b) gelten Darlehen oder Garantien an staatseigene 
Unternehmen, die ein Programm zur Überfüh- 
rung In Privateigentum und unter private Kon- 
trolle durchführen, oder Kapitalbeteiligungen an 
solchen Unternehmen nicht als dem staatlichen 
Sektor zur Verfügung gestellt; 

c) gelten Darlehen an einen Finanzmittler zur Wei- 
tergabe an die Privatwirtschaft nicht als dem 
staatlichen Sektor gewährt. 


Artikel 12 

Grenzen der ordentlichen Geschäftstätigkeit 

(1 ) Der ausstehende Gesamtbetrag der von der Bank im Rah- 
men ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit gewährten Darlehen, 
Kapitalbeteiligungen und Garantien darf zu keiner Zeit erhöht 
werden, wenn dadurch der Gesambetrag des unverminderten 
gezeichneten Kapitals und der zum ordentlichen Kapital gehö- 
renden Rücklagen und Überschüsse überschritten würde. 

(2) Der Betrag einer Kapitalbeteiligung darf nomalerweise einen 
vom Direktorium aufgrund einer allgemeinen Regel als angemes- 
sen festgesetzten Hundertsatz des Grundkapitals des betreffen- 
den Unternehmens nicht überschreiten. Die Bank wird durch eine 
derartige Beteiligung keinen beherrschenden Einfluß auf das 
Unternehmen anstreben; sie wird keinen derartigen Einfluß aus- 
üben fKX^h eine direkte Verantwortung für die Leitung eines Unter- 
nehmens übernehmen, an dem sie beteiligt ist, es sei denn bei 
tatsächlicher oder drohender Nichterfüllung der Verpflichtungen in 
bezug auf die Beteiligung, bei tatsächlicher oder drohender Zah- 
lungsunfähigkeit des Unternehmens, an dem sie beteiligt ist, oder 
bei Vorliegen anderer Umstände, die nach Auffassung der Bank 
die Beteiligung zu gefährden drohen; in diesem Fall kann die Bank 
alle Maßnahmen ergreifen und alle Rechte ausüben, die sie zum 
Schutz ihrer Interessen für erforderlich erachtet. 


(3) Der Betrag der von der Bank eingegangenen Kapitalbeteili- 
gungen darf den Gesamtbetrag ihres unverminderten eingezahl- 
ten gezeichneten Kapitals, ihrer Überschüsse und ihrer allgemei- 
nen Rücklage zu keiner Zeit überschreiten. 

(4) Die Bank darf weder Garantien für Exportkredite überneh- 
men noch Versicherungsgeschäfte betreiben. 


(ii) For any country, not more than forty (40) per cent of 
the amount of the Bank’s total committed loans, 
guarantees and equity Investments over a period of 
five (5) years, taking one year with another, and 
without prejudice to the Bank’s other operations refer- 
red to in this Article, shall be provided to the state 
sector. 

(iii) For the purposes of this paragraph, 

(a) the state sector includes national and local gov- 
ernments, their agencies, and enterprises owned 
or controlied by any of them; 


(b) a loan or guarantee to, or equity Investment in, a 
state-owned enterprise which is implementing a 
Programme to achieve private ownership and 
control shall not be considered as made to the 
state sector; 


(c) loans to a financial intörmediary for onlending to 
the private sector shall not be considered as 
made to the state sector. 


Article 12 

LImitations on ordinary operations 

1 . The total amount of outstanding loans, equity Investments 
and guarantees made by the Bank in its ordinary operations shall 
not be increased at any time, if by such increase the total amount 
of its unimpaired subscribed Capital, reserves and surpluses 
included in its ordinary Capital resources would be exceeded. 


2. The amount of any equity investment shall not normally 
exceed such percentage of the equity Capital of the enterprise 
concerned as shall be determined, by a general rule, to be 
appropriate by the Board of Directors. The Bank shall not seek to 
obtain by such an investment a controHing interest in the enter- 
prise concerned and shall not exercise such control or assume 
direct responsibiiity for managing any enterprise in which it has an 
investment, except in the event of actual or threatened default on 
any of its Investments, actual or threatened insolvency of the 
enterprise in which such investment shall have been made, or 
other situations which, in the opinion of the Bank, threaten to 
jeopardize such investment, in which case the Bank may take 
such action and exercise such rights as it may deem necessary for 
the protection of Its interests. 


3. The amount of the Bank’s disbursed equity Investments shall 
not at any time exceed an amount corresponding to its total 
unimpaired paid^in subscribed Capital, surpluses and general 
reserve. 

4. The Bank shall not issue guarantees for export credits nor 
undertake Insurance adtivities. 


Artikel 13 

Geschäftsgrundsätze 

Für die Geschäftstätigkeit der Bank gelten folgende Grund- 
sätze: 

i) Die Bank wendet bei allen ihren Geschäften gesunde Bank- 
grundsätze an; 


Article 13 

Operating principles 

The Bank shall operate in accordance with the following prin- 
ciples: 

(i) the Bank shall apply sound banking principles to all its 
operations; 
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(ii) Quel que solt le pays, et sans pr^judice des autres 
operations visees par ie present article, quarante (40) 
pour Cent au plus du montant total des engagements 
de la Banque en matiere de pröts, de garanties et de 
prises de participation sont consacr^s au secteur 
d’Etat pendant une periode de cinq (5) ans consid^- 
ree globalement. 

(iii) Aux fins du present paragraphe, 

a) le secteur d’Etat comprend les gouvemements 
nationaux, les administrations locales, les orga- 
nismes et les entreprises qu’ils possädent ou 
contrölent; 

b) ne sont pas consider^s comme concours au 
secteur d’Etat les prets et garanties accord^s ä 
des entreprises d’Etat ou les prises de participa- 
tion effectu^s au sein de telles entreprises qui 
mettent en ceuvre un programme les privatisant 
ou faisant passer leur directlon sous propri§t6 et 
contröle prives; 

c) ne sont pas consid^r^s comme concours au 
secteur d’Etat les prets consentis ä des interm6- 
diaires financiers qui les utilisent pour financer 
des operations du secteur priv6. 

Article 12 

Limitation des operations ordinaires 

1 . Le montant total de l’encours des prets, des participations et 
des garanties realis^s par la Banque au titre de ses operations 
ordinaires ne doit ä aucun moment etre augmente si cette aug- 
mentation entraine un depassement du montant total de son 
Capital social net d’obligations, des reserves et des excedents 
compris dans ses ressources ordinaires en capital. 

2. Le montant total de toute prise de participation ne depasse 
pas, en regle generale, le pourcentage du capital social de 
l’entreprise concernee que le Conseil d’administration juge appro- 
prie. La Banque ne cherche pas ä obtenir par de telles prises de 
participation le contröle de Tentreprise concernee; eile n’exerce 
pas un tel contröle et n’assume pas de responsabilite directe dans 
la gestion des entreprises dans lesquelles eile a investi, sauf en 
cas de detaut ou de menace de detaut pesant sur ses investisse- 
ments, ou en cas d’insolvabilite effective ou potentielle de l’entre- 
prise auprös de laquelle eile a fait ces investissements, ou dans 
d’autres situations qui, du point de vue de la Banque, menacent 
lesdits investissements, la Banque peut prendre toute initiative ou 
exercer tout droit qu’elle juge necessaire auxquels cas pour 
protöger ses interöts. 


3. L’encours des prises de participation döcaissöes par la 
Banque ne doit ä aucun moment döpasser le montant de son 
Capital souscrit en actions ä libörer net d’obligations, augmentö 
des excödents et de la röserve gönörale. 

4. La Banque n’accorde pas de garanties sur des crödits ä 
l’exportation et n’exerce aucune activitö d’assurance. 

Article 13 

Principes des opörations 

Les opörations de la Banque sont menees selon les principes 
suivants: 

(i) la Banque applique les principes d une saine qestion ban- 
caire dans toutes ses opörations: 


(ii) rocyflapcTBeHHOMy ceKTopy KaKOM-nnöo cTpanbi 
npeAocTaBJifieTCfi ne öonee copOKa (40) npoqeHTOB 
cyMMbf Bcex sa^MOB, rapaHTHM m liHBecTi^qi/tM b 
aKquoHepHbiM Kannran, npeflocTaB/ieeMbix BaHKow, 
öes yiqepöa APV^mx ero onepaqMM. ynoMfiHyTbix 
B HacTOfliqeM CTaxbe, b TeneHMe nfiTmieTHero 
nepMOfla, npunew nfiTw/ieTHMM nepnofl noHMwaeTCfi 
B SHaneHMM nfiTb (5) ner noflpfi/^. 

(iii) qeneii HacTOfliqero nyHKTa: 

(a) rocy/vapcTBeHMbii^ cetaop BKnionaer qeHjpanb' 
Hbie M MecTHbie opraHbi enacTH, m ynpe* 
>KfleHMfl, a TaioKe npe^npMflTMfl, KOTopbie 
HaXOA«TCfl B MX COÖCTBeHHOCTM M/IM nOfl MX 
KOHTponeM; 

(b) saeM M/IM rapaHTMfi, m/im mmbcctml^mm b aKqMO' 
HepHbiM KanMTan rocyAapcTBeHHoro npeA- 
npMflTMR, KOTopoe ocyiqecTB/iJieT nporpaMMy, 
HanpaB/ieHHyio Ha nepexofl b nacTHyio coöct- 
BeHHocTb M noA HacTHbiM KOHTpo/ib, HS paccwa- 
TpMBaioTCfl KaK npeflocTaB/iMewbie rocy^apcT- 
BeHHOwy ceKTOpy; 

(c) saMMbi, npeAOCTaB/ifieMbie (})MHaHCOBOMy noc- 
peflHMKy c qe/ibKD nepeflaMM mx nacTHOMy ceK- 
Topy, He paccMajpMBaiOTCfi kbk npeflocTaB/ine' 
Mbie rocy^apcTBeHHOMy ceicropy. 

CTaTbn 12 

OrpaHMHeHMfi no oöbiHHbiM onepai^MsiM 

1 . Oöiqafl cywwa HenorauieHHwx saMMOB, MHBecTMqMM b aKqMO- 
HepHbiM KanMTan m rapaHTMM, npeflocTaaneHHbix BaHKOM no 
CBOMM oöbHHbiM onepaqMMM, He /^on>KHa yeenMHMBaTbcn hm npM 
KaKMx ycnoBMMx, ecnM npM tbkom ysenMneHMM npeBbimaeTcn 
oöiqan cyMMa HeoöpeMeHeHHoro Kannrana, Ha KOTOpwi^ ocy- 
utecTBnena no^nMCKa, pesepBOB m aKTMBHoro canbflo, BKntoneH- 
Hbix B oöbNHbie oöLi^Me pecypcbi SaHKa. 

2. CyMMa KaKMx-nMöo MHBecTMqM»^ b aKqMonepHbiM KanMTan 
oöbiHHo He Aon>KHa npeebnuaTb Ty npoqeHTHyK) flonio aKqMonep- 
Horo KanMTana cooTBeTCTeytomero npeflnpMATMn, KOTopan 
onpeflenena CoeeTOM /^MpeicropOB qenecooöpasHOM no 
oöiqeMy npaBMny. BaHK ne CTpeMMTcn nyreM TaKMx MHBecTMqMM 
K nonyneHMio KOHTponbHoro naKOTa aKuy\\fi cooTBeTCTeyioiqero 
npe/^npMMTMfi m ne ocymecrenneT KOHTponb MnM ne neceT 
HenocpeACTBeHHOi;i OTBeTcreeHHOCTM sa ynpaeneHMe nioöbiM 
npeflnpMHTMeM, b KOTopoe oh Bno>KMn KanMTan, KpoMe Tex 
cnynaeB, Kor^a penb M^eT o (})aKTMHecKoi^ HeynnaTe no KaKMM- 
nMöo ero MHBecTMqMnM, o c})aKTMHecKOM HennaTe>Kecnoco6Ho- 
CTM npeflnpMflTMn, b KOTopoe Bbhk Bno)KMn KanMTan, MnM o6 
yrpose HeynnaTw m HennaTe>Kecnoco6HocTM, nMöo o ApyrMX 
CMTyaqMnx, KOTopwe, no mhohmio BaHKa, Moryr nocTaoMTb no^ 
yrposy yKasaHHbie MHeecTMqMM; b tbkom cnynae BaHK mo^kbi 
npMHMMaTb TBKMe Mepw M ocyLqecTBnflTb TBKMe npaea, KOTopwe 
OH COHTOT HeOÖXOflMMbIMM SaiqMTbl CBOMX MHTGpeCOB. 

3. CyMMa MHBecTMqMM BaHKa b onnanennbiM aKqMonepHbiM 
KanMTan hm b koom cnynae He Aon>KHa npeBWLuaTb oöiqeM 
cyMMbi HeoöpeMeneHHoro onnaHMBaeMoro KanMTana BaHKa, na 
KOTopwvi ocyiqecTBneHa noAnncKa, aKTMBHoro canbAO m oöutMx 
pesepBOB. 

4. BaHK He BWAaeT rapaHTMM no SKcnopTHbiM kpoamtbm m hc 
saHMMaeTcn cTpaxoeaHMeM. 

CraTbs« 13 

ripMHi^Mnbi A^RrenbHocTM 

BaHK AeficTByeT b cootbbtctbmm c HMJxecneAyioiAMMM npMu- 
qMnaMM: 

(i) BaHK BO Bcex cbomx onepaqMnx pyKOBOACTByeTcn SAopo- 
BNMM ÖaHKOBCKMMM npMHqMnBMM; 
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ii) die Geschäftstätigkeit der Bank dient der Finanzierung 
bestimmter Vorhaben, bei denen es sich entweder um 
Einzel Vorhaben oder um Vorhaben im Rahmen bestimmter 
Investitionsprogramme handeln kann, sowie der Bereitste^ 
lung technischer Hilfe zur Erfüllung ihres Zweckes und ihrer 
Aufgaben nach den Artikeln 1 und 2; 

iii) die Bank finanziert keine Vorhaben Im Hoheitsgebiet eines 
Mitglieds, wenn dieses Mitglied dagegen Einspruch erhebt; 

iv) die Bank läßt nicht zu, daß ein unverhältnismäßig großer 
Teil ihrer Mittel zugunsten eines einzelnen Mitglieds ver- 
wendet wird; 

v) die Bank achtet bei allen ihren Kapitalanlagen auf eine 
angemessene Streuung; 

vi) ein Darlehen oder eine Garantie wird erst dann gewährt 
oder eine Kapitalbeteiligung wird erst dann eingegangen, 
wenn der Antragsteller einen geeigneten Vorschlag einge- 
reicht und der Präsident der Bank dem Direktorium einen 
auf eine Untersuchung der Bank gestützten schriftlichen 
Bericht mit Empfehlungen vorgelegt hat; 

vii) die Bank stellt keine Finanzlerungsmittel oder Fazilitäten 
zur Verfügung, wenn der Antragsteller anderweitig ausrei- 
chende Finanzierungsmittel oder Fazilitäten zu Bedingun- 
gofi erfitillun kann, die üuj Bank als ihm zumutbar efschei- 
nun. 

vili) bei der Besctiatfung oder Garantierung von Finanzierungen 
wird die Bank gebührend berücksichtigen, ob der Darle- 
hensnehmer und gegebenenfalls der Bürge Aussicht bie- 
ten, ihre Verpflichtungen aus dem finanzierungsvertrag zu 
erfüllen; 

ix) im Fall eines von der Bank gewährten direkten Darlehens 
geslatlet die Bank dem Darlehensnehmer die Inanspruch- 
nahme der Mittel nur in Höhe der tatsächlich entstehenden 
Ausgaben; 

x) die Bank wird sich bemühen, ihre Mittel durch Verkauf von 
Kapitalanlagen an private Anleger wieder zu mobilisieren, 
wann immer dies angemessen und zu zufriedenstellenden 
Bedingungen möglich ist; 

xi) bei Kapitalanlagen in einzelnen Unternehmen gewährt die 
Bank ihre Finanzierungsmittel zu Bedingungen, die ihr unter 
Berücksichtigung des Bedarfs des Unternehmens, der von 
der Bank übernommenen Risiken und der von privaten 
Anlegern für ähnliche Finanzierungen üblicherweise erziel- 
ten Bedingungen angemessen erscheinen; 

xii) die Bank unterwirft die Beschaffung von Waren und Dienst- 
leistungen in einem Land mit Hilfe der Mittel aus Darlehen, 
Kapitalanlagen oder sonstigen Finanzierungen, die im Rah- 
men der ordentlichen oder der besonderen Geschäftstätig- 
keit der Bank getätigt worden sind, keinerlei Beschränkun- 
gen; in allen geeigneten Fällen macht sie ihre Darlehen und 
sonstigen Geschäftstätigkeiten von der Durchführung inter- 
nationaler Ausschreibungen abhängig: 

xiii) die Bank trifft alle erforderlichen Maßnahmen, um sicherzu- 
stellen, daß die Mittel aus Darlehen, welche die Bank 
gewährt oder garantiert oder an denen sie sich beteiligt hat, 
oder aus Kapitalbeteiligungen nur für die Zwecke, für die 
das Darlehen gewährt oder die Beteiligung eingegangen 
worden ist, und unter gebührender Berücksichtigung von 
Wirtschaftlichkeit und Leistungslafiigkeil verwendet wer- 
den. 

Artikel 14 

Bedingungen für Darlehen und Garantien 

(1) Bei Darlehen, welche die Bank gewährt oder garantiert oder 

an denen sie sich beteiligt, werden die jeweiligen Bedingungen, 

darunter diejenigen für die Zahlung von KcpUal, Zinsen und 


(ii) the operations of the Bank shall provide for the financing of 
specific projects, whether individual or in the context of 
specific investment programmes, and for technical assist- 
ance, designed to fulfil its purpose and functions as set out 
in Articles 1 and 2 of this Agreement; 

(iii) the Bank shall not finance any undertaking in the territory of 
a member if that member objects to such financing; 

(iv) the Bank shall not allow a disproportionate amount of its 
resources to be used for the benefit of any member; 

(v) the Bank shall seek to maintain reasonable diversification in 
all its investments; 

(vi) before a loan, guarantee or equity investment is granted, 
the applicant shall have submitted an adequate proposal 
and the President of the Bank shall have presented to the 
Board of Directors a written report regarding the proposal, 
together with recommendations, on the basis öf a staff 
study; 

(vii) the Bank shall not undertake any financing, or provide any 
facilities, when the applicant is able to obtain sufficient 
Itnancing or facilities elsewhere on terms and conditions 
that the Bank conskjers reasonable; 

(viii) in providing or guaranteeing financing, the Bank shall pay 
due regard to the prospect that the borrower and its guaran- 
tor, if any, will be in a Position to meet their obligations under 
the financing contract; 

(ix) in case of a direct loan made by the Bank, the borrower shall 
be permilted by the Bank to draw ils funds only to meet 
expenditure as it is actualty incurred; 

(x) the Bank shall seek to revolve its funds by selling its 
Investments to private Investors whenever it can appropri- 
ately do so on satisfactory terms; 

(Xi) in its investments in individual enterprises, the Bank shall 
undertake its financing on terms and conditions which it 
considers appropriate, taking into account the requirements 
of the enterprise, the risks being undertaken by the Bank, 
and the terms and conditions normally obtained by private 
investors for similar financing; 

(xii) the Bank shall place no restriction upon the procurement of 
goods and Services from any country form the proceeds of 
any loan, investment or other financing undertaken in the 
ordinary or special operations of the Bank, and shall, in all 
appropriate cases, make its loans and other operations 
conditional on international invitations to tender being ar- 
ranged; and 

(xiii) the Bank shall take the necessary measures to ensure that 
the proceeds of any loan made, guaranteed or participated 
in by the Bank, or any equity investment, are used only for 
the purposes for which the loan or the equity investment 
was granted and with due attention to considerations of 
economy and efficiency. 


Article 14 

Terms and conditions for loans and guarantees 

1 . In the case of loans made, participated in, or guaranteed by 
the Bank, the contract shall establish the terms and conditions for 
the loan oi ihe guarantee concerned, including those relating to 
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(ii) les op6rations de la Banque assurent ie financement de 
projets speciflques, qu’ils soient ponctuels ou qu’ils s’inscri- 
vent dans Ie cadre de programmes sp^cifiques d’investisse- 
ment, ainsl que la mise en oeuvre de l’assistance technique, 
correspondant ä l’objet et aux fonctions d^crits aux articles 
1 et 2 du present Accord; 

(iii) la Banque ne finance aucune entreprise sur Ie territoire d’un 
membre si celui-ci s’y oppose; 

(iv) la Banque ne permet pas qu’une part disproportionnee de 
ses ressources seit employee au profit de Tun quelconque 
de ses membres; 

(v) la Banque s’efforce de maintenir une diversificatlon raison- 
nable en ce qui concerne ses investissements; 

(vi) avant qu'un pret ou une garantie ne soient accordes, ou 
qu’une prise de participation ne soit realis^e, Ie demandeur 
doit avoir soumis une proposition ad^uate et Ie president 
de la Banque doit avoir presente au Conseil d’administra- 
tion un rapport 6crit concernant la proposition, ainsi que ses 
recommandations, stabiles sur la base d’une etude realis^e 
par les Services de la Banque; 

(vil) la Banque n’accorde aucun financement ni aucune facilite 
lorsque Ie demandeur peut obtenir ailleurs des finance- 
ments ou facilites süffisante, selon des conditions et moda- 
lites que la Banque juge raisonnables; 

(viii) la Banque, en accordant ou en garantissant un finance- 
ment, donne l’importance qui lui est due ä l’examen de la 
capacit^ de l’emprunteur et, Ie cas echeant, du garant, de 
faire face ä leurs engagements dans Ie cadre du contrat de 
financement; 

(ix) lorsque la Banque accorde un pret direct, eile n’autorise 
l’emprunteur ä prelever les fonds que pour couvrir les frais 
au für et ä mesure qu'ils ont engages; 

(x) chaque fois qu’elle peut Ie faire de maniere appropriee et 
dans des conditions satisfaisantes, la Banque s’efforce de 
renouveler ses ressources en cedant ses investissements ä 
des investisseurs prives; 

(xi) la Banque, selon les conditions et modalites qui lui parais- 
sent appropriees, procede ä des investissements dans des 
entreprises individuelles en tenant compte des besoins de 
ces entreprises, des risques qu’elle encourt, ainsi que des 
conditions et modalites qui sont normalement obtenues par 
les investisseurs prives pour des financements simüaires; 

(xii) la Banque n’impose aucune restriction ä l’utilisation du 
produit d’un pr^t, d’un investissement ou d’un autre finance- 
ment consentis dans Ie cadre de ses op^rations ordinaires 
ou au titre de ses operations sp^ciales, en vue de l’acquisi- 
tion de biens et de Services dans quelque pays que ce soit; 
dans tous les cas appropri^s, ses prets et autres operations 
sont accordes sous reserve de l’organisation d’appels d’of- 
fres internationaux; et 

(xiii) la Banque prend les dispositions necessaires pour s’assu- 
rer que Ie produit d’un pret quelconque consenti ou garanti 
par eile ou auquel eile participe, ou de toute prise de 
participation en Capital est employ6 exclusivement aux fins 
auxquelles ledit pret ou ladite participation a eX6 accordee, 
en donnant aux considerations d’6conomie et d’efficacite 
l’importance qui leur est due. 


Article 14 

Conditions et modalites d*octroi des prdts et des garanties 

1 . Les contrats de prdts consentis par la Banque, auxquels eile 
participe ou qu’elle garantit, en fixent les conditions et modalites, 
notamment en ce qui concerne Ie remboursement du principal, Ie 


(ii) onepaqun BaHKa oöecneHneaiOT cJ)HHaHcnpOBaHne koh- 
KpeTHbtX npOeXTOB, KOK klH/^llBll/^yaJIbHblX, TBK Vi B pBMKBX 
KOHKpeTHbix HHBecTuquoHHbix nporpaMM, a TaK>Ke rexHu- 
necKoro cofleCicTBun b cooTBercTBUH c qenbio n 4)yHK- 
qnnMH, onpefleneHHbiMM b craTbnx 1 n 2 HacToniqero 
CornaiueHun; 

(iii) BaHK He ct)HHaHcnpyeT HMKaKHX MeponpiinTHi^ Ha TeppH- 
jopvivi KaKoro-nn6o nnena, ecnvi 3tot nnen B03pa)KaeT 
npoTHB TaKoro ct)HHaHcnpOBaHnn; 

(iv) BaHK He flonycKaer HenponopqHonanbHoro Hcnonbso- 
BaHHn CBOHX pecypcoB b no/ibsy KaKoro-nn6o nnena; 

(v) BaHK cTpeMHTcn k paayMHOH flHBepcncJ)MKaqnn Bcex 
CBOHX HHBeCTHMHH; 

(vi) pp npeflOCTaBnenun KaKoro-nnöo aaiÜMa, rapaHTHH vim 
HHBecTMquM B aKquoHepHbiH KannTan, sanBUTe/ib flo/DKen 
npeflCTaBiiTb cooTBeTCTByioinee npeA/io)KeHMe, a npeaw- 
flOHT BaHKa flOJDKeH npeflCTaBHTb CoBexy flnpeKTOpOB 
nHCbMOHHoe saK/iJoneHMe b oTHOiueHMM aroro npefl- 
no)KeHHn BiviecTe c peKOMeHflaqunMH na ochobo nccneflo- 
BaHHn, BbinonneHHoro coTpyflHHKaMH BaHKa; 

(vii) BaHK He npeflocTaB/iner HHKaKoro cfjHHaHCupoBaHMn h ne 
oKasbiBaer HHKaKwx ycnyr, Korfla aanBurenb MO)KeT 
nonyHMTb flocTaJOHHoe 4)HHaHcnpoBaHne v\nv\ ycnym m 3 
flpyrux HCTOHHMKOB HB yCJlOBHnX, KOTOpbie BaHK CHMTaeT 
paayMHbiMH; 

(viii) npH npeAOCTaBjieHHH vsnvi rapaHTupoeaHMH ct)HHaHCHpo- 
BBHHn BaHK flOrOKHblM OÖpaaOM yHUTWeaeT B 03 M 0 )KH 0 CTb 
BbinonneHHn aaeMiqMKOM h ero rapanjoM, npM nanuHMH 
TaKOBoro, CBOHX obnaare/ibCTB no floroBopy o ({»hhbhch- 
PObbhhh; 

(ix) B criynae npeflocTaB/iennn Bohkom npnMoro aaniwia 3aeM- 
iqHK no/iynaeT ot BaHKa paapeiueHHe HcnonbaoBaxb ero 
CpeflCTBB TO/lbKO nO Mepe B03HHKH0BeHHn HeObXOAHMO- 
CTH B paCXOA^; 

(x) BaHK cjpeMHTcn k nepHOAnnecKOMy oöHOBneHHK) cbohx 
ct)OHAOB nyreM npoAcOKH cbohx HHBecTnqHH nacTHbiM 
HHBecTopaM, KorAB OH Mo>KeT ocyiqecTB/inTb xaKne one- 
paqHH HB yAOB/ieTBOpHTenbHbix ycnoBHnx; 

(xi) npn HHBecTHpoBBHHH B HHAHBHAyajibHbie npeAnpHnrnn 
Bbhk ocyiqecTBnneT ct}HHaHCHpoBaHHe na ycnoBnnx, 
KOTopbie OH cHHTaer npHewneMbiMH, yHHTbiBan noTpeöHO- 
CTH npeAnpHnrnn, pncKH, KOTOpbie BaHK npHHHMaej na 
ce6n, a TaK)Ke ycnoBHn, oöbiHHo nonynaeMbie nacTHbiMH 
HHBecTopaMH npn anajiorHHHOM ct)HHaHCHpoBaHHH; 

(xii) BaHK He ycTaHaenneaeT KaKHX-nnöo orpaHHneHHH na 
npHOöpereHHe ToeapOB h ycnyr h3 nioöOH crpanbi aa cner 
cpeACTB KaKoro-nHöo aanMa, HHeecTnqHH nnn APyroro 
c^HHBHCHpoBaHHn, ocyiAecTBnneMbix no oöbNHbiM nnn 
cneqnanbHbiM onepaqnnM BaHKa, h bo Bcex cootbotct- 
ByjoiqHx cnynanx Bbhk npCAOCTaannex cboh aanMbi h ocy- 
lAecTBnneT APyrn© onepaqHH na ycnoBHnx opraHnaaqHH 
Me>KAyHapoAHbix xoproa; h 

(xiii) Bbhk npHHHMaej neoöxoAMMbie Mepbi a^^ Toro, Hjoöbi 
cpeACTBB OT KBKoro-nHöo 3aHMa, npeAOCTBBneHHoro hhh 
rapaHTHpoBaHHoro Bohkom, nnn aaHMa, b KoropoM Bohk 
npHHnn ynacTHe, nnöo or ynacrnn BaHKa b aKqnoHepHOM 
Kannrane ncnonbaoBanncb ronbKO b qennx, A^n Koropbix 
Bbhk npeAOcraBHn yKaaaHHbiH aaeM nnn npHHnn ynacTne 
B BKqHOHepHOM KBOHTane, Aon)KHbiM obpaaoM yHHtbiBan 
npn 3T0M C 006 pa)KeHHn SKOHOMHH H 3Ct)4)eKTHBHOCTH. 

CTaTbn 14 

ycjiOBMfi npeAOCTaB/ieHMfi aaMMOB m rapaHTMM 

1. B cnynae npeAOCjaBneHnn Bbhkom aaftMOB, ynacinn 

BaHKa B HHX nnn BbiAann Bbhkom rapanrnn ycnOBHn npeAocra- 

Bnennn yKaaaHHoro aanMa nnn rapanrnn onpeAenniorcn b Aoro- 
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sonstigen Gebühren und Spesen, sowie die jeweiligen Fälligkeits- 
und Zahlungstermine im Vertrag festgelegt. Bei der Festsetzung 
dieser Bedingungen trägt die Bank der erforderlichen Sicherung 
ihrer Einnahmen voll Rechnung. 

(2) Ist der Empfänger eines Darlehens oder einer Darlehens- 
garantie nicht selbst Mitglied, sondern ein staatseigenes Unter- 
nehmen, so kann die Bank, wenn dies wünschenswert erscheint, 
unter Berücksichtigung des für öffentliche und im Übergang in 
Privateigentum und unter privater Kontrolle befindliche staatsei- 
gene Unternehmen geeigneten unterschiedlichen Vorgehens ver- 
langen, daß das oder die Mitglieder, in deren Hoheitsgebiet das 
betreffende Vorhaben durchgeführt werden soll, oder eine der 
Bank annehmbar erscheinende öffentliche Stelle oder Einrichtung 
des oder der betreffenden Mitglieder die Rückzahlung des Kapi- 
tals und die Zahlung der Zinsen und sonstigen Gebühren und 
Spesen für das Darlehen nach Maßgabe der jeweiligen Darle- 
hensbedingungen garantieren. Die diesbezügliche Praxis der 
Bank wird unter gebührender Berücksichtigung ihrer Kreditwür- 
digkeit alljährlich vom Direktorium überprüft. 

(3) Im Darlehens- oder Garantievertrag wird ausdrücklich fest- 
gelegt, In welcher Währung oder welchen Währungen alle ver- 
traglichen Zahlungen an die Bank zu erfolgen haben, oder ob sie 
in ECU zu erfolgen haben. 


Artikel 15 

Provisionen und Gebühren 

(1) Die Bank erhebt außer den Zinsen eine Provision für Dar- 
lehen, die sie im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit 
gewährt oder an denen sie sich In diesem Rahmen beteiligt. Die 
Bedingungen für diese Provision werden vom Direktorium fest- 
gelegt. 

(2) Bel der Garantierung eines Darlehens im Rahmen ihrer 
ordentlichen Geschäftstätigkeit oder der Übernahme von Wert- 
papieremissionen erhebt die Bank als angemessene Entschädi- 
gung für die von Ihr übernommenen Risiken Gebühren, deren 
Höhe und Zahlungstermine vom Direktorium festgelegt werden. 

(3) Das Direktorium kann beliebige andere Spesen der Bank im 
Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit sowie Provisionen, 
Gebühren oder sonstige Spesen im Rahmen ihrer besonderen 
Geschäftstätigkeit festsetzen. 


Artikel 16 
Sonderrücklage 

(1) Die nach Artikel 15 von der Bank eingenommenen Provisio- 
nen und Gebühren werden als Sonderrücklage zurückgestellt, die 
zur Deckung von Verlusten der Bank nach Artikel 1 7 venA/endet 
wird. Die Sonderrücklage wird in einer von der Bank zu beschlie- 
ßenden Form liquide angelegt. 

(2) Stellt das Direktorium fest, daß die Sonderrücklage aus- 
reicht, so kann es beschließen, daß die Provisionen oder Ge- 
bühren künftig ganz oder teilweise zu den Einnahmen der Bank 
gehören sollen. 

Artikel 17 

Methoden der Deckung von Verlusten der Bank 

(1) Tritt bei Darlehen, welche die Bank im Rahmen ihrer ordent- 
lichen Geschäftstätigkeit gewährt oder garantiert oder an denen 
sie sich beteiligt, Zahlungsverzug oder Nichtzahlung ein, oder 
treten bei Emissionsübernahmen oder Kapitalbeteiligungen, wel- 
che die Bank in diesem Rahmen vornimmt, Verluste auf, so trifft 
die Bank die Ihr angebracht erscheinenden Maßnahmen. Die 
Bank bildet angemessene Rückstellungen für etwaige Verluste. 


payment of principal, Interest and other fees, charges, maturlties 
and dates of payment in respect of the loan or the guarantee, 
respectively. In setting such terms and conditlons, the Bank shall 
take fully into account the need to safeguard its income. 

2. Where the recipient of loans or guarantees of loans is not 
itself a member, but is a state-owned enterprise, the Bank may, 
when it appears desirable, bearing in mind the different 
approaches appropriate to public and state-owned enterprises in 
transition to private ownership and control, require the member or 
members in whose territory the project concerned is to be carried 
out, or a public agency or any instrumentality of such member or 
members acceptable to the Bank, to guarantee the repayment of 
the Principal and the payment of interest and other fees and 
charges of the loan In accordance with the terms thereof. The 
Board of Directors shall review annually the Bank’s practice in this 
matter, paying due attention to the Bank’s creditworthiness. 


3. The loan or guarantee contract shall expressly state the 
currency or currencies, or ECU, in which all payments to the Bank 
thereunder shall be made. 


Article 15 

Commission and fees 

1 .The Bank shall Charge, in addition to interest, a Commission 
on loans made or participated in as part of its ordinary operations. 
The terms and conditions of this Commission shall be determined 
by the Board of Directors. 

2. In guaranteeing a loan as part of its ordinary operations, or in 
Underwriting the sale of securities, the Bank shall Charge fees, 
payable at rates and times determined by the Board of Directors, 
to provide suitable compensation for Its risks. 


3. The Board of Directors may determine any other charges of 
the Bank In its ordinary operations and any commission, fees or 
other charges in its special operations. 

Article 16 
Special reserve 

1 . The amount of commissions and fees received by the Bank 
pursuant to Article 15 of this Agreement shall be set aside as a 
special reserve which shall be kept for meeting the losses of the 
Bank in accordance with Article 1 7 of this Agreement. The special 
reserve shall be held in such liquid form as the Bank may decide. 

2. If the Board of Directors determines that the size of the 
special reserve is adequate, it may decide that all or part of the 
said commission or fees shall henceforth form part of the income 
of the Bank. 

Article 17 

Methode of meeting the losses of the Bank 

1. In the Bank’s ordinary operations. In cases of arrears or 
default on loans made, participated in, or guaranteed by the Bank, 
and in cases of losses on Underwriting and in equity Investment, 
the Bank shall take such action as it deems appropriate. The Bank 
shall maintain appropriate provisions against possible losses. 
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paiement des int^rets et autres commissions ou charges, les 
echeances et les dates de paiement. En arretant ces conditions et 
modalites, ia Banque prend pleinement en compte ia nöcessite de 
preserver ses revenus. 

2. Dans le cas oü le beneficiaire de prets ou de garantles de 
prets n’est pas un membre mals une entreprise d’Etat, ia Banque 
peut, lorsque cela lui apparait souhaltable, en gardant ä l’esprlt 
des approches differentes selon qu’ll s’agit d’entreprises publi- 
ques ou d'Etat evoluant vers un Systeme de proprldte et de 
contröle prives, exiger du membre ou des membres sur le terri- 
tolre duquel ou desquels le projet dolt etre rdallsö, ou d’un 
organisme public ou de toute Emanation de ce membre ou ces 
membres agrees par Ia Banque, qu’ils garantlssent, conforme- 
ment au contrat de pret, le remboursement du principal, le paie- 
ment des interets et autres charges et commissions lies au pret. 
Le Conseil d’adminlstratlon procede ä un examen annuel de ia 
Strategie de Ia Banque en ce domaine, en prenant düment en 
compte sa solvabllit^. 

3. Le contrat de pret ou de garantie indique expressöment Ia ou 
les monnales, ou i’ecu, dans iesquels tous les paiements dus ä Ia 
Banque au titre de ce pret ou de cette garantie seront effectues. 

Article 15 

Commission et redevances 

1 . La Banque pergoit, en sus des interets, une Commission sur 
les pröts qu’elle consent ou auxquels eile participe au titre de ses 
operations ordlnaires. Les conditions et modalites de cette Com- 
mission sont fixees par le Conseil d’adminlstration. 

2. Lorsqu’elle apporte sa garantie ä un pret dans le cadre de 
ses operations ordinal res, ou lorsqu'elle garantit Ia vente de titres, 
Ia Banque pergoit, comme juste compensation des risques qu’elle 
assume, une redevance payable selon des taux et ä des dates 
fix6s par le Conseil d’adminlstration. 

3. Le Conseil d’adminlstration peut fixer les autres charges ä 
payer au titre des operations ordinaires de Ia Banque ainsl que les 
commissions, redevances et charges diverses affdrentes aux 
operations speciales. 

Article 16 
Reserve speciale 

1. Le montant des commissions et redevances pergu par Ia 
Banque en vertu de l’article 1 5 du präsent Accord est constitue en 
reserve spdciale que Ia Banque conserve pour faire face ä ses 
pertes conformement ä l’article 17 du präsent Accord. La reserve 
speciale est conservee sous la forme de liquidite que Ia Banque 
jugera appropriee. 

2. Si le Conseil d’administration estime que le montant de la 
reserve speciale est suffisant,r il peut decider que tout ou partie 
desdites commissions ou redevances seront desormais consi- 
deres comme faisant partie des revenus de la Banque. 

Article 17 

Methodes permettant ä la Banque de faire face ä ses pertes 

1. Pour ses operations ordinaires, en cas d’arrierös ou de 
defaut de paiement relatifs aux prets qu’elles a consentis, aux- 
quels eile participe ou qu’elle garantit, et en cas de pertes li^es ä 
des garanties d’emisslon ou ä des prises de participation, la 
Banque engage toute action qu’elle juge appropriee. La Banque 
conserve des provisions süffisantes de fagon ä couvrir les pertes 
eventuelles. 


Bope, BKnioMafl ycnoBna Bbinnaxbi ochobhopo flonra, npoqeHTOB, 
cöopOB, HaHMcneHMM, cpoKOB M flat nnaTe>Ka no sawMy nnn 
rapaHTMM cooTBercTBeHHo. Flpn onpefleneHnn stmx ycnoBnii 
BaHK B nonHOM Mepe ynnTbiBaeT HeoöxoflUMOCTb obecneMeHn« 

CBOMX flOXOAOB. 

2. B Tex c/iynanx, Korfla no/iynaTenb saiiMOB nnn rapaHTMM no 
saMMaM He ABnaeTCfl nnenoM, ho PB/ifleTCfl rocyflapCTBennbiM 
npeflnpMJiTMeM, Bbhk MO>KeT, ec/iM sto npeACTaB/ijieTc« >Ke/ia- 
TenbHbiM, yHMTbiBan pasJiMHHbie noAXOAW k nyö/iMHHO-npaBO- 
BbiM M rocyAapCTBeHHbiM npeAnpMJiTMflM, nepexoA^iMUM b nacT- 
Hyio coöCTBeHHOCTb M noA nacTHbiM KOHTpo/ib, noTpebOBaTb ot 
H/ iena mjim MnenoB, na TeppMTOpMM KOTOpbix ppnyKeH 
BbinOJlHJITbCJI COOTBeTCTByiOlAMM npOOKT, M/IM OT KaKOPO-nMÖO 
nyönMHHO-npaBOBoro yMpe>KAeHM5i miim APyr^x npMeMjieMbix 
ATiJi BaHKa opranoB SToro nnena mjim sneHOB, rapaHTMpoeaTb 
noraiueHMe ochobhopo pfinra m BbinnaTy npoqeHTOB, a TaK>Ke 
npOHMX cöopOB M HasMcneHMM no aaMMy b cootbotctemm c ero 
ycnoBMflMM. CoBeT a^^Pöktopob exceroAHO paccMaTpMBaeT 
npaKTMKy Bbhkb b stom oönacTM, yAen^fl AO^>*<Hoe BHMMaHMe 
KpeAHTocnocoöHOCTM BaHKa. 

3. B AoroBope o saMMe mjim rapaHTMM ycTaHaanMBaeTCfl 
BanioTa mjim BamoTbi, mhm 3KKD, b KOTopbixocyiAecTBJiflioTcyi Bce 
nnaTexcM BanKy no TaKOMy aaüMy mjim rapaHTMM. 

CTaTbn 15 
Kommccmsi m c6opbi 

1 . noMMMO npoqeHTOB BaHK BSMMaeT kommccmk) no npeAocTa- 
BJieHHblM MM SaMMaM MHM UO SaMMaM, B KOTOpbiX OH yMaCTByBT, 
B paMKax CBOMX oöbiHHbix onepaqMM. Ychobm« BbinnaTbi kommc- 
CMM onpeAeJiJ’WTCJi Cobotom a^^Pöktopob. 

2. npM npeAocTBBJieHMM rapaHTMM no saMMy b paMKax cbomx 
oöbiHHbix onepaqMM mhm npM rapaHTMpoBannoM pasMeLqeHMM 
qeHHbix öyMar BaHK BSMMaeT cöopbi, yn/iaHMeaeMwe no CTae- 
KaM M B cpOKM, onpeAenJ^OMbie Cobotom a^^P^ktopob c tom, 
yroöbi oöecneHMTb cooTBeTCTayioiAyio KOMneHcaqMio sa cbom 

pMCKM. 

3. CoBeT A^peKTopOB moxcot ycTaHaBJiMBaTb nioöbie APy^^e 
HaHMCiieHMfi, KOTopbie BaHK BSMMaeT no cbomm oöbiHHbiM one- 
pai4M$iM, a TaKxce nioöbie kommccmm, cöopbi m MHbie naHMcneHM^i 
no cbomm cneqManbHbiM onepaqM^iM. 

CraTbn 16 

CneqManbHbiM pesepa 

1. CyMMa KOMMCCMM M cöopOB, no/iyHeHHa« BanKOM b coot- 
BeTCTBMM CO cTBTbeM 1 5 HBCTOJiiAero Cor/iaiueHM«, BbiAenfleTCJi 
B KanecTBe cneqMa/ibHoro pesepBa, npeAHasnanaeMoro a^a 
noKpbiTMfl yöbiTKOB BaHKa b cootbotctbmm CO CTaTbeM 17 
HacTOfliqero CornaiueHM«. CneqManbHbiM pesepB coAep>KMTcyi b 
TBKOM JIMKBMAHOM (jXDpMe, KOTOpytO MO>KeT yCTaHOBMTb BBHK. 

2. EcnM CoBeT A^tpe*<TopOB cohtot, hto pasMep cneqMa/ib- 
Horo pesepBa AOCTaTonen, oh mombt npMHATb peiueHMe o tom, 
HTO B AaribHeMiueM BbimeyKasaHHbie kommccmm mjim cöopbi non- 
HOCTbK) MJIM HBCTMHHO ÖyAyT COCTaBJI^Tb HBCTb AOXOA^ BBHKB. 

CTaTba 17 

Cnocoöbi noKpbiTMfi yöbiTKOB BaHKa 

1 . npM ocyiqecTBJieHMM Bbhkom cbomx oöwsHbix onepaqMM b 
criynae npocpoHKM nJiaTe>Ka mjim neynjiaTbi no saMMBM, npe- 

AOCTBBJieHHblM BBHKOM, SaMMBM, B KOTOpblX OH yHBCTByeT MJIM 
KOTOpbie OH rapaHTMpyeT, a TaK)Ke b cjiynae yöbiTKOB no rapan- 
TMpoBBHHOMy pasMeiqeHMK) qeHHbix öyMar m no MHBecTMqMjiM b 
aKqMOHepHbiM KanMTa/i Bbhk npMHMMaeT TBKMe Mepbi, KOTopwe 
OH coHTeT yMecTHbiMM. Bbhk noAAep>KHBaeT cooTBOTCTayioiAMe 
pesepBbI npOTMB BOSMO>KHblX ybblTKOB. 
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(2) Mit Verlusten im Rahmen der ordentlichen Geschäftstätig- 
keit der Bank werden belastet 

i) an erster Stelle die in Absatz 1 genannten Rückstellungen; 

ii) an zweiter Stelle die Reineinnahmen; 

iii) an dritter Stelle die in Artikel 16 vorgesehene Sonderrück- 
lage; 

iv) an vierter Stelle die allgemeine Rücklage und die Über- 
schüsse; 

v) an fünfter Stelle das unverminderte eingezahlte Kapital; 

vi) an letzter Stelle ein entsprechender Betrag des unabgerufe- 
nen, bei Abruf zahlbaren gezeichneten Kapitals, der nach 
Artikel 6 Absätze 4 und 5 abgerufen wird. 


Artikel 18 
Sonderfonds 

(1) Die Bank kann die Verwaltung von Sonderfonds überneh- 
men, die ihrem Zweck dienen und in ihren Aufgabenbereich fallen. 
Sämtliche Kosten für die Verwaltung eines solchen Sonderfonds 
gehen zu Lasten des betreffenden Sonderfonds. 

(2) Die von der Bank übernommenen Sonderfonds können in 
jeglicher Weise und zu jeglichen Bedingungen verwendet werden, 
die mit dem Zweck und den Aufgaben der Bank, den sonstigen 
einschlägigen Bestimmungen dieses Übereinkommens sowie der 
oder den über diese Fonds geschlossenen Übereinkünften ver- 
einbar sind. 

(3) Die Bank erläßt alle für die Errichtung, Venvaltung und 
Verwendung der einzelnen Sonderfonds erforderlichen Regelun- 
gen. Diese müssen mit den Bestimmungen dieses Übereinkom- 
mens mit Ausnahme derjenigen, die ausdrücklich nur auf die 
ordentliche Geschäftstätigkeit der Bank anwendbar sind, verein- 
bar sein. 

Artikel 19 
Sonderfondsmittel 

Der Ausdruck „Sonderfondsmittel“ bezeichnet die Mittel der 
einzelnen Sonderfonds; dazu gehören 

i) Mittel, welche die Bank zur Aufnahme in einen Sonderfonds 
übernommen hat; 

ii) Mittel aus Rückzahlungen im Zusammenhang mit Darlehen 
oder Garantien sowie Erlöse aus Kapitalbeteiligungen, die 
mit Sonderfondsmitteln finanziert wurden und die nach den 
für den betreffenden Sonderfonds geltenden Regelungen 
diesem Sonderfonds zufallen; 

iii) Einnahmen aus der Anlage von Sonderfondsmitteln. 


Kapitel IV 

Kreditaufnahme und sonstige Befugnisse 

Artikel 20 

Allgemeine Befugnisse 

(1) Neben den andenweltig In diesem Übereinkommen genann- 
ten Befugnissen hat die Bank die Befugnis, 

i) in den Mitglied ländern oder anderswo Kredite aufzuneh- 
men, vorausgesetzt, 


2. Lösses arlsing in the Bank‘s ordinary operations shall bp 
charged: 

(i) first, to the provisions referred to in paragraph 1 of this Article; 

(ii) second, to net income; 

(iii) third, against the special reserve provided for in Article 1 6 of 
this Agreement; 

(iv) fourth, against its general reserve and surpluses; 

(v) fifth, against the unimpaired pald-in Capital; and 

(vi) last, against an appropriate amount of the uncalied sub- 
scribed callable Capital which shall be calied in accordance 
with the provisions of paragraphs 4 and 5 of Article 6 of this 
Agreement. 

Article 18 
Special Funds 

1 . The Bank may accept the administration of Special Funds 
which are designed to serve the purpose and come within the 
functions of the Bank. The full cost of administering any such 
Special Fund shall be charged to that Special Fund. 

2. Special Funds accepted by the Bank may be used in any 
manner and on any terms and conditions consistent with the 
purpose and the functions of the Bank, with the other applicable 
provisions of this Agreement, and with the agreement or agree- 
ments relating to such Funds. 

3. The Bank shall adopt such rules and regulations as may be 
required for the establishment, administration and use of each 
Special Fund. Such rules and regulations shall be consistent with 
the provisions of this Agreement, except for those provisions 
expressly applicable only to ordinary operations of the Bank. 

Article 19 

Special Funds resources 

The term “Special Funds resources” shall refertothe resources 
of any Special Fund and shall Include: 

(i) funds accepted by the Bank for inclusion in any Special Fund; 

(ii) funds repaid in respect of loans or guarantees, and the 
proceeds of equity Investments, financed from the resources 
of any Special Fund which, under the rules and regulations 
governing that Special Fund, are received by such Special 
Fund; and 

(iii) income derived from Investment of Special Funds resources. 


Chapter IV 

Borrowing and other miscellaneous powers 

Article 20 
General powers 

1. The Bank shall have, in additlon to the powers specified 
elsewhere in this Agreement, the power to: 

(i) borrow funds in member countries or elsewhere, provided 
always that: 
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2. Les pertes intervenant au titre des opörations ordinaires de la 

Banque sont imputees; 

(i) en Premier lieu, sur les provisions visees au paragraphe 1 du 
present article; 

(ii) en deuxieme lieu, sur son revenu net; 

(iii) en troisiöme lieu, sur la röserve spöclale prövue ä l’article 16 
du präsent Accord; 

(iv) en quatrieme lieu, sur la reserve generale et les excedents; 

(v) en cinquieme lieu, sur le capital d’actions Iib6r6es net d’obli- 
gations; et 

(vl) en dernier lieu, sur un montant approprie du capital souscrit 
en actions sujettes ä appel mais non encore appelöes et dont 
Pappel est effectuö conformement aux dispositions des para- 
graphes 4 et 5 de 1’ article 6 du prösent Accord. 


Article 18 
Fonds Sp^claux 

1 . La Banque peut accepter la gestion de Fonds Sp6ciaux cre6s 
pour la r^alisation de son objet et entrant dans le cadre de sa 
mission. Les frais de gestion de chaque Fonds Sp6cial sont 
imputös ä ce fonds. 

2. Les Fonds Spöciaux acceptes par la Banque peuvent etre 
utilises de quelque maniere que ce soit selon toutes conditions et 
modalites compatibles avec I’ objet et la mission de la Banque, 
avec toute autre disposition applicable du pr6sent Accord ainsi 
qu’avec la ou les conventions rdgissant ces Fonds. 

3. La Banque adopte les rögles et rbglements necessaires ä 
Institution, ä la gestion et ä Tutilisation de chaque Fonds Special. 
Ces regles et reglements doivent etre compatibles avec les dispo- 
sitions du prösent Accord, ä l’exception de celles se rapportant 
expressement et exclusivement aux opörations ordinaires de la 
Banque. 

Article 19 

Ressources des Fonds Speclaux 

L’expression «ressources des Fonds Spöciaux» dösigne les 
ressources de tout fonds spöcial et comprend: 

(I) les fonds acceptös par la Banque en vue de leur affectation ä 
un Fonds Special; 

(ii) les fonds remboursös au titre de prets ou garanties ainsi que 
le produit de prises de participations, financöes au moyen 
des ressources d’un fonds special, et qui font retour audit 
fonds, conformement aux rögles et reglements applicables ä 
ce fonds; et 

(iii) les revenus provenant de l’investissement des ressources 
des Fonds Sp^iaux. 

Chapitre IV 

Pouvoir d’emprunt et autres pouvoirs 

Article 20 
Pouvoirs g^n^raux 

1 . Outre les pouvoirs qui lui sont conferes par d’autres disposi- 
tions du present Accord, la Banque est habilitöe ä: 

(i) emprunter des fonds dans les pays membres ou ailleurs, ä 
condition que: 


2. yöbiTKH no oöbiHHbiM onepaqu^M BaHKa OTHOc^Tcn: 

(i) B nepeyio OHepeflb, na pesepBbi, ynoMWHyrbie b nyHKTe 1 
HacTOfltnef^ cTaTbn; 

(ii) BO BTopyK) OMepeflb, na nucTbit^ floxofl; 

(iii) B TpeTbKD OMepeflb, na cmot cnequa/ibHoro pesepBa, npe- 
flycMOTpeHHOro cTaibeü^ 16 HacTOJiutero CornameHun; 

(iv) B MeTBepTyK) OMepeflb, na ero oöutne pesepBw n nepacnpe- 
fleneHHyK) npnöbinb; 

(v) B nj?TyK) OHepeflb, na HeoÖpeMeHeHHbit^ onnannBaeMbifi 
KannTan; 

(vi) n HaKOHeq, Ha cooTBeTcTByKDutyK) nacTb HeBOCTpeöoBaH- 
Horo KannTana, Ha KOTopbiiii ocyutecTB/ieHa noflnMCKa n 
KOTOpbiM noAne)KHT onnate no TpeÖOBannK) b cooTBexcT- 
sm c nono>KeHM«MH nynKTOB 4 n 5 craxbn 6 nacTOflutero 
CornameHHn. 

Cxarbfi 18 

CneitMaiibHbie (|>OHAbi 

1. BaHK MO)KeT npuHflTb Ha ceöfl ynpaanenne cnequanbHbiMM 
4x)HAaMM, npeAHasHaHeHHbiMki pip9\ AOCTH>KeHkin qen^ BanKa ki 
BbinonneHHn ero cJjyHKqMM, Bce pacxoflbi no ynpaeneHUK) nnDöbiM 
TaKMM cneqHajibHbiM cjx)HflOM OTHOcnrcn na 3tot cneqManbHbiPi 

2. CneqMajibHbie c|x)H|qbi, npMHnxbie BanKOM, Moryx Mcnonbso- 
BaxbCJi jiKDöbiM cnocoöoM H Ha nioöbix ycnoBunx, cooxBexcxeyK)- 
LUHX qeriM n ctDyHKqH^M BaHKa, a xaioKe b cooxBexcxBHH 
c flpyruMM npMMeHMMbiMH nono)KeHMflMH nacxonutero 
CornaiueHMfl m c cornaiueHMeM mjim cornaujeHnniviM, KacaKDutn- 
MHcn xaKkix c|x)h/^ob. 

3. BaHK npMUHMaex npaaiina m nono>KeHnn, Koxopbie Moryx 
noxpeöOBaxbcn cosflaHMfl, ynpaaneHHn m HcnonbsoBaHMfl 
Ka>KAoro cnequanbHoro ct)OHAa. TaKMe npaamia h nono)KeHHfl 
flon)KHbi cooxBexcxBOBaxb nono)KeHnnM nacxofliitero Co- 
rnameHun, sa MCKfinDHeHneM xex nono>KeHmi^, Koxopbie npnMO 
npMMeHHMbi xonbKo K oÖbiHHbiM onepaquwM BaHKa. 

Cxaxbfi 19 

Pecypcbi cneL|Ma/ibHbix <poHf\OB 

rioHnxue „pecypcbi cneqHanbHbix cJxjHflOB“ oxHOCUXcn k 
pecypcaM nwöoro cneqHa/ibHoro ctx)Hfla m BK/iKDHaex: 

(i) cpeflCXBa, npunnxbie BaHKOM BKniOHeHun b KaKot^- 
jinöo cneqMa/ibHbit^ cJxiHfl; 

(ii) cpeflcxBa, BbinnaneHHbie b noraiuenne saiüMOB nnn no 
rapaHXMsRM, a xaioxe cpeflcxBa, nonyMennbie ox hhbocxm- 
u,m B aKquoHepHbiH KanMxan, ctDunancupyeMbie ns pecyp- 
COB KaKoro-HMöo cneqnanbHoro cfxjHfla, Koxopbie no npa- 
BHjiaM M nono)KeHMflM, perynupyKDutMM xaKOü cneqHanbHbiM 
cJXDHA, nonyHeHbi yKasannbiM cnequanbHbiM c|x)HflOM; h 

(iii) floxoflbi, nonyHeHHbie ox MHBecxMquJ^, nponsBefleHHbix ns 
pecypcoB cnequanbHbix cJ}OHflOB. 

rnaea IV 

SauMCXBOBaHMfl M npoHMe nonHOMOHMJi 

Cxaxbfi 20 

OÖUtMe nOJIHOMOMMfl 

1. B flononneHHe k nonnoMOMH^M, onpefleneHHWM b KaKMX- 
nn6o Apyrux nono>KeHHJix Hacxoy?iAero CornaiueHMfl, Bbhk 
UM eex cneflyKDutne nonnoMOHun: 

(i) sauMcxBOBaxb cpe^cxBa b cxpanax-Hnenax hjim rfle-jiMöo 
eute npM HenpeMOHHOM ycnoBUH, hxo; 
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a) daß die Bank vor Veräußerung eigener Schuldverschrei- 
bungen im Hoheitsgebiet eines Landes dessen Zu- 
stimmung einholt; 

b) daß die Bank, wenn ihre Schuldverschreibungen auf die 
Währung eines Mitglieds lauten sollen, dessen Zu- 
stimmung einholt; 

ii) Mittel, die sie für ihre Geschäfte nicht benötigt, anzulegen 
oder anderweitig einzuzahlen; 

iii) Wertpapiere, die sie ausgegeben oder garantiert oder in 
denen sie Mittel angelegt hat, auf dem Sekundärmarkt zu 
kaufen und zu verkaufen; 

iv) Wertpapiere, in denen sie Mittel angelegt hat, zu garantie- 
ren, um ihren Verkauf zu erleichtern, 

v) die Emission von Wertpapieren zu übernehmen, die von 
einem Unternehmen für mit dem Zweck und den Aufgaben 
der Bank in Übereinstimmung stehende Zwecke ausge- 
geben werden, beziehungsweise sich an derartigen Über- 
nahmen zu beteiligen; 

vi) technische Beratung und Hilfe zu gewähren, die ihrem 
Zweck dienen und in ihren Aufgabenbereich fallen; 

vil) alle sonstigen Befugnisse auszuüben und alle Regelungen 
zu erlassen, die zur Förderung ihres Zweckes und ihrer 
Aufgaben im Einklang mit diesem Übereinkommen not- 
wendig oder sachdienlich sind; 

viii) Übereinkünfte zur Zusammenarbeit mit öffentlichen oder 
privaten Rechtsträgern zu schließen. 

(2) Jedes von der Bank ausgegebene oder garantierte Wertpapier 
hat auf der Vorderseite einen deutlich sichtbaren Vermerk zu 
tragen, daß das Wertpapier keine Verbindlichkeit einer Regierung 
oder eines Mitglieds darstellt, es sei denn, daß es sich tatsächlich 
um die Verbindlichkeit einer bestimmten Regierung oder eines 
bestimmten Mitglieds handelt; in diesem Fall hat der Vermerk 
entsprechend zu lauten. 

Kapitel V 
Währungen 

Artikel 21 

Festlegung und Verwendung von Währungen 

(1) Wird es aufgrund dieses Übereinkommens notwendig, fest- 
zulegen, ob eine Währung im Sinne dieses Übereinkommens voll 
konvertierbar ist, so trifft die Bank diese Festlegung unter Berück- 
sichtigung der vorrangigen Notwendigkeit, ihre eigenen finanziel- 
len Interessen zu wahren, falls erforderlich nach Konsultation mit 
dem Internationalen Währungsfonds. 

(2) Die Mitglieder dürfen der Bank keine Beschränkungen 
bezüglich der Entgegennahme, des Besitzes, der Verwendung 
oder der Übertragung folgender Mittel auferlegen: 

i) Währungen oder ECU, welche die Bank nach Artikel 6 für 
Zeichnungen auf ihr Stammkapital erhält; 

ii) Währungen, welche die Bank durch Kreditaufnahme erwirbt; 

iii) Währungen und sonstige Mittel, die als Sonderfondsbeiträge 
von der Bank verwaltet werden; 

iv) Währungen, welche die Bank durch Kapitalrückzahlung oder 
durch Zahlung von Zinsen, Dividenden oder sonstigen Spe- 
sen für Darlehen oder Kapitalanlagen oder als Erlös aus der 
Veräußerung solcher Anlagen, die mit den unter den Ziffern i 
bis iii genannten Mitteln vorgenommen wurden, oder durch 
Zahlung von Provisionen, Gebühren oder sonstigen Spesen 
erhält. 


(a) before making a sale of its obligations In the territory of a 
country, the Bank shall have obtained its approval; and 

(b) where the obiigations of the Bank are to be denominated 
in the currency of a member, the Bank shall have 
obtained its approval; 

(ii) Invest or deposit funds not needed in Its operations; 

(iii) buy and seil securlties, in the secondary market, which the 
Bank has issued or guaranteed or in which it has invested; 

(iv) guarantee securlties in which it has invested in Order to 
facilltate their sale; 

(v) underwrite, or participate in the Underwriting of, securlties 
issued by any enterprise for purposes consistent with the 
porpose and functlons of the Bank; 


(vi) provide technical advice and assistance which serve its 
purpose and come within its functlons; 

(vil) exercise such other powers and adopt such rules and 
regulations as may be necessary or appropriate in further- 
ance of its purpose and functlons, consistent with the provi- 
sions of this Agreement; and 

(viii) conclude agreements of Cooperation with any public or 
private entity or entitles. 

2. Every securlty issued or guaranteed by the Bank shall bear 
on Its face a conspicuous Statement to the effect that it is not an 
Obligation of any Government or member, unless it is in fact the 
Obligation of a particular Government or member, in which case It 
shall so state. 


Chapter V 
Gurrendes 

Article 21 

Determination and use of currencies 

1 . Whenever it shall become necessary under this Agreement 
to determine whether any currency is fully convertible for the 
purposes of this Agreement, such determination shall be made by 
the Bank, taking into account the paramount need to preserve its 
own financial Interests, after consultation, if necessary, with the 
International Monetary Fund. 

2. Members shall not impose any restrictions on the receipt, 
holding, use or transfer by the Bank of the following: 

(I) currencies or ECU received by the Bank in payment of 
subscriptions to Its Capital stock, in accordance with Article 6 
of this Agreement; 

(ii) currencies obtained by the Bank by borrowing; 

(iii) currencies and other resources adminlstered by the Bank as 
contributions to Special Funds; and 

(iv) currencies received by the Bank in payment on account of 
Principal, interest, dividends or other charges in respect of 
loans or Investments, or the proceeds of disposal of such 
Investments made out of any of the funds referred to in sub- 
paragraphs (I) to (Iii) of this paragraph, or in payment of 
Commission, fees or other charges. 
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a) avant de mettre ses obligations en vente sur le territoire 
d’un pays, eile ait obtenu l’assentiment dudit pays; et 

b) lorsque ses obligations doivent etre libellees dans la 
monnaie d’un membre, eile ait obtenu Tassentinnent de 
celui-ci; 

(ii) placer ou mettre en depöt les fonds dont eile n’a pas besoin 
pour ses operations; 

(iii) acheter et vendre, sur le marche secondaire, les titres 
qu’elle a emis ou garantis ou dans lesquels eile a place des 
fonds; 

(iv) garantir les titres dans lesquels eile a fait des placements, 
pour en faciliter la vente; 

{v) souscrire ferme ou participer ä la souscription ferme de 
titres emis par toute entreprise dans un but compatible avec 
l’objet et la mission de la Banque; 


(vi) donner tous les conseils et toute l’assistance techniques qui 
servent ses objectifs et entrent dans le cadre de ses fonc- 
tions; 

(vii) exercer tous autres pouvoirs et adopter toutes regles et tous 
reglements compatibles avec les dispositions du present 
Accord qui pourralent etre nöcessaires ou appropriees ä la 
poursuite de ses objectifs et ä l’accomplissement de ses 
fonctions; et 

(viii) conclure des accords de Cooperation avec toute entite 
publique ou privee. 

2. II est clairement indique, au recto de tout titre emis ou garanti 
par la Banque que ce titre ne constitue pas un engagement pour 
un gouvernement ou un membre quel qu’il soit, ä molns que la 
responsabilitö d’un gouvernement ou d’un membre determinö ne 
soit eff ective ment engagee, auquel cas mention expresse en est 
portee sur le titre. 

Chapitre V 
Monnaies 

Article 21 

Determination et utilisation des monnaies 

1 . Lorsqu’il devient nöcessaire, aux termes du present Accord, 
de determiner si une monnaie est pleinement convertible aux fins 
de celui-ci, il appartient ä la Banque de le faire en tenant compte 
de la nöcessite primordiale de pr^server ses interets financiers et, 
si necessaire, apres consultation du Fonds monetaire interna- 
tional. 

2. Les membres n’imposent aucune restriction ä la Banque en 
ce qui concerne la reception, la dötention, Tutilisation ou le trans- 
fert: 

(i) des monnaies ou des 6cus que la Banque regoit en paiement 
des souscriptions au Capital social, conformement aux dispo- 
sitions de l’article 6 du present Accord; 

(ii) des monnaies que la Banque se procure par vole d’emprunt; 

(iii) des monnaies et autres ressources que la Banque gere au 
titre des contributions aux Fonds Speciaux; et 

(iv) des monnaies que la Banque regoit en paiement du principal, 
des interets, des dividendes et autres charges, pergus au 
titre des prets, ou investlssements ou du produit de la ces- 
sion de ces investlssements, effectues au moyen des res- 
sources Visses aux alineas (i), (ii) et (Iii) du present para- 
graphe, ainsi qu’en paiement de commlssions, de rede- 
vances ou d’autres charges. 


(a) nepefl npoAa>KeM cbomx oössaTenbCTB Ha reppHTopMH 
CTpaHbi, BaHK nonyHMT ee oflo6peHne; h 

(b) Korfla oösisaTenbCTBa BaHKa Ao/i>KHbi öbub 
BbipeoKeHbi B BaniOTe nneHa, BaHK flon>KeH nonyHMTb 
ero ofloöpeHHe; 

(ii) HHBecTMpoeaTb nun pasMeii^arb b flenosMTbi cpeflCTBa, b 
KOTOpbix BaHK He Hy>KflaeTcy» cbohx onepaqnM; 

(iii) noKynaTb h npoflaearb na btopmhhom pbiHKe qeHHbie 
öyMam, KOTopbie BaHK BbinycTnn m/ih rapaHTupoean, hjih 
B KOTOpbie OH MHBeCTMpOBan CBOH CpeflCTBa; 

(iv) rapaHTHpoBaxb qeHHbie 6yMarn, b KOTOpbie oh HHsecTHpo- 
Ba/i CBOH CpeflCTBa, c qenbK) obnerneHHy? hx npofla>Kn; 

(v) ocyii4ecTB/iflTb rapaHTMpoeaHHoe pasMeiflenMe mjih ynacT- 
BOBaTb B rapaHTHpoBaHHOM pasMeLfleHHki qeHHbix öyMar, 
BbinyifleHHbix KaKkiM-jiHöo npeflnpH^THeM fl/i» qenen, 
cooTBBTCTByioiflMx qejiM H cf)yHKMn«M BaHKa; 

(vi) npeflocTaBJiJ^Tb TexHHHecKHe KOHcyjibTaqnn m coflencT- 
Bwe, KOTopbie cny>KaT ero qe/iM m BxoflJiT b ero c)DyHKqnn; 

(vii) ocyiflecTB/i«Tb nK>6bie flpyrkie nonnoMOHH« h npMHMMaTb 
npaBHJia m nono>KeHn«, KOTopwe Moryr öbiTb HeoöxoflM- 
MbiMM kiJiH yMecTHbiMM fln^^ cofleiiCTBH^ CBoen qe/iH m 
C fjyHKqHJ^M, B COOTBeTCTBHM C n0/10>KeHHflMH HBCTO^lflerO 

CornaiijeHH«; h 

(viii) saKniOHaTb cornaujeHHJ? o coTpyflHHnecTBe c nioöbiM 
nyönHHHO-npaBOBbiM min nacTHbiM cyö-beKTOM hjih cyö-b- 
eKTBMH. 

2. Ha BHflHOM MecTe no nnqeBOM cTopone Ka>Kfloii qeHHOM 
6yMarn, BbinyifleHHOii \Am rapaHTHpoeaHHOM BanKOM, floji>KHa 
öbiTb noMOTKa o TOM, HTo flaHH6w qeHHafl öyMara ne «enj^eTcyi 
o6«3aTejibCTBOM KaKoro-JiMöo npaBMTejibCTBa mjim H/iena, 
KpoMe Tex cnyHaeB, Korfla penb flencTBHTenbHo MfleT o6 oö^^aa- 
TenbCTBe Toro mjih nHoro npaBHTenbCTsa min H/iena, o hbm na 
TaKOM oöflsaTe/ibCTBe flenaeTC« cooTBeTCTsyioiflap noMOTKa. 

rnaea V 

Ba/iiOTbi 

CTaTbfl 21 

OnpefleneHMe m McnoiibaoeaHMe ea/iioT 

1 . Ec/IM no HacTOJ^ifleMy CornaiueHmo neöxoflMMO onpefleriMTb, 
jiB/i«eTCJ? m KaKafl-jiHöo eaniOTa nonnocTbio KOHBepTMpyeMOH 
flji» qerieH nacTo^^iflero CornameHM^^, TaKoe onpefle/ieHHe 
flejiaeTC» BaHKOM, npHHHMa» bo BHMMaHkie nepBOonepeflHyio 
HeOÖXOflHMOCTb COÖ/llOfleHM« cbomx COÖCTBeHHblX CjDMHaHCOBblX 
MHTepecoB, nocne KOHcyribTaqMM, b cnynae neoöxoflMMocTM, c 
Me)KflyHapOflHblM Ba/llOTHblM CjXDHflOM. 

2. HneHbi ne ycTanaeriMBaiOT kbkmx-jimöo orpaHMHOHMM b 
OTHOLueHMM no/iyHeHM», BjiafleHM», Mcno/ibsoeaHM» mjim nepe- 
BOfla BaHKOM: 

(i) BajifOT MJIM 3KK), no/iynaeMyx BanKOM b chot ynnaTbi no 
noflnMCKe na ero aKqMonepHbiM KanMTa/i b cootbotctemm 
CO CTaTbeM 6 nacToy^iflero CornameHMfl; 

(ii) BajiiOT, nonynaeMbix BaHKOM npM saMMCTBoeaHMM; 

(iii) BaniOT m flpyrnx pecypcoB, kotophmm ynpaenj^eT Bbhk b 
K anecTBe nocTynneHMM b cneqMa/ibHbie choHflbi; m 

(iv) BaniOT, nonyHaeMwx Bbhkom b onnaTy b chot ocHOBHoro 
flojira, npoqeHTOB, flMBMfleHflOB mjim flpyrMx HaHMcneHMM b 
OTHOLUeHMM SBMMOB, MHBBCTMqMM MJIM BbipyHKM OT peaJIMSa- 
qMM TaKMX MHBeCTMLJ|MM, npOMSBeflOHHUX M3 JlIOÖblX 
cpeflCTB, yKaaaHHbix b noflnyHKrax (i) - (iii) HacTosiflero 
nyHKTa, mjim aa chbt BbinjiaT kommccmi^, cöopoB mjim flpyrMX 
HaHMCJieHMM. 


31 




Drucksache 11/7997 


Deutscher Bundestag -11. Wahlperiode 


Kapitel VI Chapter VI 

Organisation und Geschäftsführung Organization and management 


Artikel 22 
Aufbau 

Die Bank hat einen Gouverneursrat, ein Direktorium, einen 
Präsidenten, einen oder mehrere Vizepräsidenten sowie alle 
weiteren für erforderlich erachteten leitenden und sonstigen 
Bediensteten. 

Artikel 23 

Gouverneursrat: Zusammensetzung 

(1) Jedes Mitglied ist im Gouverneursrat vertreten und ernennt 
einen Gouverneur und einen Stellvertreter. Jeder Gouverneur und 
jeder Stellvertreter bleibt im Amt, solange ihn das Mitglied, das ihn 
ernannt hat, nicht abberuft. Stellvertreter nehmen nur bei Ab- 
wesenheit ihres Gouverneurs an der Abstimmung teil. Auf jeder 
seiner Jahrestagungen wählt der Rat einen der Gouverneure zum 
Vorsitzenden; dieser bleibt bis zur Wahl des nächsten Vorsitzen- 
den im Amt. 

(2) Die Gouverneure und Stellvertreter sind in dieser Eigen- 
schaft ohne Vergütung durch die Bank tätig. 

Artikel 24 

Gouverneursrat: Befugnisse 

(1) Alle Befugnisse der Bank liegen beim Gouverneursrat. 

(2) Der Gouverneursrat kann seine Befugnisse ganz oder teil- 
weise auf das Direktorium übertragen; davon ausgenommen ist 
jedoch die Befugnis, 

i) neue Mitglieder aufzunehmen und die Bedingungen für ihre 
Aufnahme festzusetzen; 

ii) das genehmigte Stammkapital der Bank zu erhöhen oder 
herabzusetzen; 

iii) ein Mitglied zu suspendieren; 

iv) über Berufungen gegen die Auslegung oder Anwendung 
dieses Übereinkommens durch das Direktorium zu ent- 
scheiden; 

v) den Abschluß allgemeiner Übereinkünfte zur Zusammen- 
arbeit mit anderen internationalen Organisationen zu ge- 
nehmigen; 

vi) die Direktoren und den Präsidenten der Bank zu wählen; 

vil) die Bezüge der Direktoren und ihrer Stellvertreter sowie das 
Gehalt und die sonstigen Bedingungen des Dienstvertrags 
des Präsidenten festzusetzen; 

viii) nach Prüfung des Berichts der Rechnungsprüfer die all- 
gemeine Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung der 
Bank zu genehmigen; 

ix) über die Rücklagen sowie die Zuweisung und Verteilung der 
Reingewinne der Bank zu befinden; 

x) dieses Übereinkommen zu ändern; 

xi) die Beendigung der Geschäftstätigkeit der Bank und die 
Verteilung ihrer Vermögenswerte zu beschließen; 

xii) alle sonstigen Befugnisse auszuüben, die in diesem Über- 
einkommen ausdrücklich dem Gouverneursrat zugewiesen 
sind. 

(3) Der Gouverneursrat behält volle Weisungsbefugnis in allen 
nach Absatz 2 oder anderswo in diesem Übereinkommen dem 
Direktorium übertragenen oder zugewiesenen Angelegenheiten. 


Article 22 
Structure 

The Bank shall have a Board of Governors, a Board of Direc- 
tors, a President, one or more Vice-Presidents and such other 
officers and staff as may be considered necessary. 

Article 23 

Board of Governors: Composition 

1. Each member shall be represented on the Board of Gover- 
nors and shall appoint one Governor and one Alternate. Each 
Governor and Alternate shall serve at the pleasure of the appoint- 
ing member. No Alternate may vote except in the absence of his 
or her principal. At each of its annual meetings, the Board shall 
elect one of the Governors as Chairman who shall hold Office until 
the election of the next Chairman. 


2. Governors and Alternates shall serve as such without remun- 
eration from the Bank. 


Article 24 

Board of Governors: Powers 

1 . All the powers of the Bank shall be vested in the Board of 

Governors. 

2. The Board of Governors may delegate to the Board of 

Directors any or all of Its powers, except the power to: 

(i) admit new members and determine the conditions of thelr 
admission; 

(ii) increase or decrease the authorized Capital stock of the 
Bank; 

(iii) suspend a member; 

(iv) decide appeals from interpretations or applications of this 
Agreement given by the Board of Directors; 

(v) authorize the conclusion of general agreements for Co- 
operation with other international organizations; 

(vi) elect the Directors and the President of the Bank; 

(vii) determine the remuneration of the Directors and Alternate 
Directors and the salary and other terms of the contract of 
Service of the President; 

(viii) approve, after reviewing the auditors’ report, the general 
balance sheet and the Statement of profit and loss of the 
Bank; 

(ix) determine the reserves and the allocation and distribution of 
the net profits of the Bank; 

(x) amend this Agreement; 

(xi) decide to terminate the operations of the Bank and to 
distribute its assets; and 

(xii) exercise such other powers as are expressly assigned to 
the Board of Governors in this Agreement. 

3. The Board of Governors shall retain full power to exercise 

authority over any matter delegated or assigned to the Board of 

Directors under paragraph 2 of this Article, or elsewhere in this 

Agreement. 
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Chapitre VI 

Organisation et gestion 

Article 22 
Structure 

La Banque est dotee d’un Conseil des gouverneurs, d’un 
Conseil d’administration, d’un President, d’un ou plusieurs vice- 
presidents et de tous autres fonctionnaires et agents juges neces- 
saires. 

Article 23 

Conseil des gouverneurs; Composition 

1 . Chaque membre est represente au Conseil des gouverneurs 
et nomme un gouverneur et un Suppleant. Chaque gouverneur et 
chaque Suppleant est revocable ä tout moment au gre du membre 
qui l’a nomme. Aucun supplöant n’est admis ä voter si ce n’est en 
l’absence du titulaire. Lors de chaque assemblee annuelle, le 
Conseil choisit pour President Tun des gouverneurs, qui exercera 
ses fonctions jusqu’ä l’election du President ä l’assemblee 
annuelle suivante. 

2. Les gouverneurs et suppleants ne regoivent pas de retribu- 
tion de la Banque. 

Article 24 

Conseil des gouverneurs: Pouvoirs 

1 . Tous les pouvoirs de la Banque sont d^volus au Conseil des 
gouverneurs. 

2. Le Conseil des gouverneurs peut deleguer au Conseil d’ad- 
ministration tout ou Partie de ses pouvoirs ä l’exception du pou- 
voir: 

(i) d’admettre de nouveaux membres et de fixer les conditions 
de leur admission; 

(ii) d’augmenter ou de reduire le Capital social autoris^ de la 
Banque; 

(iii) de suspendre un membre; 

(iv) de statuer sur les recours exerces contre les decisions du 
Conseil d’administration en matiere d’interpretation ou d’ap- 
plication du present Accord; 

(v) d’autoriser la conclusion d’accords generaux de Coopera- 
tion avec d’autres organisations internationales; 

(vi) d’elire les administrateurs et le President de la Banque; 

(vii) de fixer la remuneration des administrateurs et de leurs 
suppleants ainsi que les emoluments et les autres clauses 
du contrat qui Ile le President ä la Banque; 

(viii) d’approuver, apres examen du rapport de v6rlfication des 
comptes, le bilan general et le compte des pertes et profits 
de la Banque; 

(ix) de determlner le montant des reserves, l’affectation et la 
repartition des benefices nets de la Banque; 

(x) de modlfier le present Accord; 

(xi) de d^cider l’arret d^flnitif des operations de la Banque et de 
repartir ses avoirs; et 

(xii) d’exercer tous autres pouvoirs que le present Accord 
confere expressement au Conseil des gouverneurs. 

3. Le Conseil des gouverneurs conserve tout pouvoir pour 
exercer son autorit§ au sujet de toute affaire qu’il a delegu^e 
ou confiee au Conseil d’administration conformement au para- 
graphe 2 du present article ou ä toute autre dispositlon du present 
Accord. 


r/iaea VI 

OpraHUsaitMJi m ynpaB/ieHne 

CraTbii 22 
CrpyKTypa 

BaHK öyfleT uweTb Cobot ynpaB/iflKDu^nx, Cobot flupeKTopoB, 
npesMfleHTa, OflHoro nnn öonee Bnqe-npeanfleHTOB, a jatoxe 
TaKMX MHblX flOn>KHOCTHblX JlHq M COTpyflHMKOB, KOTOpblX OH 
COHTOT HeOÖXOflMMblMM. 

CraTbsi 23 

Coaer ynpasnsiioii^Mx: Cocras 

1. KaxcflbiH H/ieH npeflcraBneH b CoBere ynpaB/iAKDu^Mx m 
HasHanaeT oflHoro ynpaBjis^ioiqero m OflHoro ero aaMecTme/is^. 
Ka>KflbiM ynpaB/ifljomMM m saMecTMTenb MO)KeT öbiTb oToaaaH b 
nfOöOM MOMOHT no )Ke/iaHMK) ero nneHa. 3aMecTMTe/ib MO)KeT 
npMHMMaTb ynacTMe b ro/iocoBaHMM TO/ibKO b orcyrcTBHe 
ynpaBnflfoiqero. Ha Ka>KflOM cbobm e)KeroflHOM saceflaHmi 
CoBOT MaöMpaeT oflHoro H3 ynpaB/i^fou^Hx b KanecTBe npeflce- 
flarejin, KOTopbiM Bbino/iHflex cbom oöflsaHHOCxH pp viaöpaHHfl 
c/ieflyiomero npeflceflaxen«. 

2. 3a BbinonHOHMe cbomx oöyiaaHHocxeCi ynpaa/iAfOiqHe h hx 
aaMecxHxe/iH B03Harpa>KfleHMfl ox BaHxa He noriynafox. 

Craxbii 24 

Cosex ynpasnniou^iix: riojiHOMOHMsi 

1 . Bce noriHOMOHMfl Banxa «B/iflioxcfl npeporaxMBOM Coeexa 
ynpaB/iflfoiqMx. 

2. CoBex ynpaBnflKDiqMx MO)Kex flenerMpoBaxb CoBexy flHpex- 
XOpOB KaKMe-JlHÖO M/IM BCe CBOM nOJlHOMOHMfl, 3a MCK/lK)HeHMeM 
HM)KenepeHMcneHHbix; 

(i) npMHMwaxb hobwx h/iohob m onpeflen^xb ycjiOBM« mx 
npMCMa; 

(ii) yBeriMHMBaxb mjim yMeHbiuaxb paapeiueHHbiM k BbinycKy 
BKqMOHepHbiM KanMxan Banxa; 

(iii) npMocxanaBJiMBaxb HnencxBo; 

(iv) npMHMMaxb peiueHMfl no ane/inyiqMflM, CBs^aannbiM cxo/iko- 
BBHMeM HacxoflLLiero CorjiaujeHMfl mjim c ero npMMeneHMeM 
CoBexoM flMpeKxopOB; 

(v) flBBaxb noriHOMOHMfl Ha aaK/ifoneHMe renepa/ibHbix 
cornaiijeHMM o coxpyflHMMecxBe c flpyrMMM Mexcflynapofl- 
HbiMM opraHMoaqMPMM; 

(vl) BbiöMpaxb flMpexxopoB M npeaMABHxa Banxa; 

(vii) onpeflenflxb B03Harpa>KfleHMe flMpexxopOB m aaMecxMxe- 
neM flMpexxopOB, a xajoxe aapnnaxy m APyrvie ycnoBM« 
floroBopa c npeaMflenxoM; 

(viii) yxBep>Kflaxb, nocne paccMOxpenM« oxnexa ayflMxopoB, 
oömMM öanaHC m cnex npHöbineü m yöbiXKOB Banxa; 

(ix) onpeflenflxb peaepabi, Hanpaan^xb m pacnpeflenflxb 
HMCxyfo npMöbtrib Banxa; 

(x) BHOCMXb M 3 MeHeHMfl B Hacxofliqee CornaiueHMe; 

(xi) npMHMMaxb peiueHMe o6 OKOHHaxeribHOM npeKpaiqeHMM 
onepaqMM Banxa m o pacnpefleneHMM ero bkxmbob; m 

(xii) ocyiqecxB/iflXb nKDöwe APV^e nonnoMOHMP, Koxopwe b 
H acxofliqeM CornatueHMM np^MO Boanarafoxcfl na Coaex 
ynpaßnflfoiAMx, 

3. CoBex ynpaßJiflfOiAMX coxpan^ex bckd no/iHoxy nonnoMOHMM 
no nioöwM BonpocaM, Ae-nerMpoBannbiw mjim nopyneHHWM 
CoBexy AnpeKxopoB cornacHO nynxxy 2 nacxoflu^eM cxaxbM MnM 
jiioöoMy MHOMy nono)KeHMfO Hacxofliqero CornameHMfl. 
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Artikel 25 

Gouverneursrat: Verfahren 

(1) Der Gouverneursrat hält eine Jahrestagung ab; weitere 
Tagungen können vom Gouverneursrat selbst oder vom Direkto- 
rium anberaumt werden. Das Direktorium beraumt eine Tagung 
des Gouverneursrats an, sobald dies von mindestens fünf (5) 
Mitgliedern der Bank oder von Mitgliedern mit einem Stimmen- 
anteil von mindestens einem Viertel der Gesamtstimmenzahl der 
Mitglieder verlangt wird. 

(2) Der Gouverneursrat ist verhandlungs- und beschlußfähig, 
wenn auf einer Sitzung zwei Drittel der Gouverneure anwesend 
sind und diese Mehrheit mindestens zwei Drittel der Gesamt- 
stimmenzahl der Mitglieder vertritt. 

(3) Der Gouverneursrat kann durch Verfügung ein Verfahren 
festlegen, wonach das Direktorium, wenn es dies für ratsam hält, 
eine Abstimmung der Gouverneure über eine bestimmte Frage 
erwirken kann, ohne eine Tagung des Gouverneursrats anzube- 
raumen. 

(4) Der Gouverneursrat und, soweit dazu ermächtigt, das Direk- 
torium können die für die Führung der Geschäfte der Bank er- 
forderlichen oder geeigneten Regelungen erlassen und Neben- 
organe einsetzen. 

Artikel 26 

Direktorium: Zusammensetzung 

(1) Das Direktorium besteht aus dreiundzwanzig (23) Mitglie- 
dern, die nicht dem Gouverneursrat angehören dürfen; davon 
werden 

i) elf (11) von den Gouverneuren gewählt, die Belgien, Däne- 
mark, die Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, Grie- 
chenland, Irland, Italien, Luxemburg, die Niederlande, Portu- 
gal, Spanien, das Vereinigte Königreich, die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft und die Europäische Investitions- 
bank vertreten; 

ii) zwölf (12) von den Gouverneuren gewählt, die andere Mit- 
glieder vertreten, und zwar 

a) vier (4) von den Gouverneuren, welche die in Anlage A 
als mittel- und osteuropäische Länder, die für die Unter- 
stützung durch die Bank in Frage kommen, aufgeführten 
Länder vertreten; 

b) vier (4) von den Gouverneuren, welche die in Anlage A 
als andere europäische Länder aufgeführten Länder 
vertreten; 

c) vier (4) von den Gouverneuren, welche die in Anlage A 
als nichteuropäische Länder aufgeführten Länder ver- 
treten. 

Die Direktoren können neben den Mitgliedern, von deren Gou- 
verneuren sie gewählt worden sind, auch Mitglieder vertreten, die 
ihnen ihre Stimmen übertragen. 

(2) Die Direktoren müssen hochqualifizierte Wirtschafts- und 
Finanzfachleute sein; sie werden nach Maßgabe der Anlage B 
gewählt. 

(3) Der Gouverneursrat kann mit Zustimmung von mindestens 
zwei Dritteln der Gouverneure, die mindestens drei Viertel der 
Gesamtstimmenzahl der Mitglieder vertreten, die Zahl der Mitglie- 
der des Direktoriums erhöhen oder verringern oder seine Zusam- 
mensetzung ändern, um Änderungen in der Zahl der Mitglieder 
der Bank Rechnung zu tragen. Unbeschadet der Ausübung dieser 
Befugnisse bei späteren Wahlen richten sich die Zahl der Mitglie- 
der und die Zusammensetzung des zweiten Direktoriums nach 
Absatz 1. 

(4) Jeder Direktor ernennt einen Stellvertreter, der bevollmäch- 
tigt ist, in seiner Abwesenheit für ihn zu handeln. Die Direktoren 


Article 25 

Board of Governors: Procedure 

1 . The Board of Governors shall hold an annual meeting and 
such other meetings as may be provided for by the Board or calied 
by the Board of Directors. Meetings of the Board of Governors 
shall be calied, by the Board of Directors, whenever requested by 
not less than five (5) members of the Bank or members holding 
not less than one quarter of the total voting power of the members. 

2. Two-thirds of the Governors shall constitute a quorum for any 
meeting of the Board of Governors, provided such majority repre- 
sents not less than two-thirds of the total voting power of the 
members. 

3. The Board of Governors may by regulation establish a 
procedure whereby the Board of Directors may, when the latter 
deems such action advisable, obtain a vote of the Governors on a 
specific question without calling a meeting of the Board of Gover- 
nors. 

4. The Board of Governors, and the Board of Directors to the 
extent authorized, may adopt such rules and regulations and 
establish such subsidiary bodies as may be necessary or approp- 
riate to conduct the business of the Bank. 


Article 26 

Board of Directors: Composition 

1. The Board of Directors shall be composed of twenty-three 
(23) members who shall not be members of the Board of Gover- 
nors, and of whom: 

(i) Eleven (11) shall be elected by the Governors representing 
Belgium, Denmark, France, the Federal Republic of Ger- 
mäny, Greece, Ireland, Italy, Luxembourg, the Netherlands, 
Portugal, Spain, the United Kingdom, the European 
Economic Community and the European Investment Bank; 
and 

(ii) Twelve (12) shall be elected by the Governors representing 
other members, of whom: 

(a) four (4), by the Governors representing those countries 
listed in Annex A as Central and Eastern European 
countries eligible for assistance from the Bank; 


(b) four (4), by the Governors representing those countries 
listed in Annex A as other European countries; 

(c) four (4), by the Governors representing those countries 
listed in Annex A as non-European countries. 

Directors, as well as representing members whose Governors 
have elected them, may also represent members who assign their 
votes to them. 

2. Directors shall be persons of high competence in economic 
and financial matters and shall be elected in accordance with 
Annex B. 

3. The Board of Governors may increase of decrease the size, 
or revise the composition, of the Board of Directors, in Order to 
take into account changes in the number of members of the Bank, 
by an affirmative vote of not less than two-thirds of the Governors, 
representing not less than three-fourths of the total voting power 
of the members. Without prejudice to the exercise of these powers 
for subsequent elections, the number and composition of the 
second Board of Directors shall be as set out in paragraph 1 of this 
Article. 

4. Each Director shall appoint an Alternate with full power to act 
for him or her when he or she is not present. Directors and 
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Article 25 

Conseil des gouverneurs: Procedure 

1 . Le Conseil des gouverneurs tient une assemblee annuelle et 
se reunit en outre ä sa propre initiative ou sur convocation du 
Conseil d’administration. Une reunion du Conseil des gouver- 
neurs est convoqud par le Conseil d’administration lorsque cinq 
(5) membres au moins de la Banque, ou des membres detenant 
au moins un quart du nombre total des voix attribuees aux 
membres en font la demande. 

2. Le quorum, pour toute reunion du Conseil des gouverneurs, 
est atteint lorsque deux tiers au moins des gouverneurs sont 
presents, ä condition qu’ils representent au moins les deux tiers 
du nombre total des voix attribuees aux membres. 

3. Le Conseil des gouverneurs peut, par voie de regiement, 
instituer une procddure permettant au Conseil d’administration, 
lorsque celui-cl le juge opportun, d’obtenir sur une question ddter- 
minee, un vote des gouverneurs sans convoquer d’assemblee du 
Conseil des gouverneurs. 

4. Le Conseil des gouverneurs ainsi que, dans la mesure oü il y 
est autorise, le Conseil d’administration, peuvent creer les 
Organes subsidiaires et adopter les regles et les reglements 
necessaires ou approprids pour la conduite des affaires de la 
Banque. 

Article 26 

Conseii d’administration: Composition 

1 . Le Conseil d’administration est compose de vingt-trois (23) 
membres qui ne font pas partie du Conseil des gouverneurs et 
dont: 

(i) Onze (11) sont elus par les gouverneurs representant la 
Republlque Fdddraled’Allemagne, la Belgique, le Dänemark, 
l’Espagne, la France, la Grdce, l’Irlande, l’ltalie, le Luxem- 
bourg, les Pays-Bas, le Portugal, le Royaume-Uni, la Com- 
munaute economique europeenne et la Banque europeenne 
d’investissement; et 

(ii) Douze (12) sont elus par les gouverneurs representant d’au- 
tres membres, et dont: 

a) quatre (4) sont dius par les gouverneurs representant 
les pays dnumeres ä l’annexe A dans la cat^gorie pays 
d’ Europa centrale et orientale et qui peuvent beneficier 
de l’assistance de la Banque; 

b) quatre (4) sont dius par les gouverneurs reprdsentant 
les pays enumeres ä l’Annexe A du present Accord 
dans la categorie autres pays europeens; 

c) quatre (4) sont dius par les gouverneurs representant 
les pays dn um eres ä 1’ Annexe A dans la categorie pays 
non-europeens. 

Les administrateurs representent les membres par les gouver- 
neurs desquels ils ont ete elus et peuvent egalement reprdsenter 
les membres qui leur confient leurs voix. 

2. Les administrateurs sont des personnes de haute compe- 
tence en matiere economique et financiere; ils sont dius suivant la 
procedure definie ä 1’ Annexe B. 

3. Le Conseil des gouverneurs peut, par une d^cision expresse 
des deux tiers au moins des gouverneurs, representant au moins 
les trois quarts du nombre total des voix attribudes aux membres, 
augmenter ou r^uire le nombre des membres du Conseil d’admi- 
nistration, ou revoir la composition de celui-ci afin de prendre en 
consideration les modifications intervenues dans le nombre des 
membres de la Banque. Sans prejudice de l’exercice de ces 
pouvoirs pour les diections suivantes, le nombre des membres et 
la composition du deuxidme Conseil d’administration sont ceux 
visds au paragraphe 1 du prdsent article. 

4. Chaque administrateur designe un suppleant qui, en son 
absence, agit en son nom. Les administrateurs et les suppl^ants 


CTaTbn 25 

CoBer ynpaB/iBioii^Mx: ripoi^e/^ypa 

1 . Coeer ynpaBn5»K)i^Mx npoBOflur e>KeroAHoe saceflaHne, a 
rajoKe /ijoöbie APV^ne saceflaHUfi no ycMorpeHMK) Coaexa mdm no 
TpeöoBaHMK) CoBera AMpeKTOpOB. SaceAanMe Coaera ynpaa- 
/if;K}iAMx cosbiBaercJi Cobbtom A^ipeKTOpoB no TpeboeaHMio He 
Menee nsixM (5) nneHOB BaHKa \Am H/ieHOB, na ao^k) Koropbix 
npMxoAHTca He Menee oahom HexBepTM ot oöiAero KoriMHecTBa 
ronocoB, na Koropoe MweioT npaao nneHbi. 

2. flee rpexM ynpaB/isiJoiAMx cocxaa/iyiKDX KBOpyM na n\o6oM 
saceAaHMM Coaexa ynpaansifoiAHX, npM ycnoBHM, mxo xaKoe 
öonbüJMHcxBO npeAcxaBfiyiex ne Menee pßyx xpexen ox oöiAero 
KonMHecxBa ronocoB, na Koxopoe mmgiox npaeo nneHbi. 

3. CoBGx ynpaensifoiAHx MO>Kex cbohm pacnopsDKeHneM ycxa- 
HOBHXb npoqeAypy. cornacHo Koxopoti Coeex A^ip^KxopOB 
Mo>Kex, ecriM coHxex axo qenecoobpasHbiM, npoeecxM ronocoBa- 
HHe nyxeM onpoca ynpaB/iqfoiAMx no KaKOMy-riMöo KOHKpexHOMy 
Bonpocy des cosbiBa saceAaHkiy? Coeexa ynpaB/iyi»oiAMx. 

4. CoBex ynpaennHDiAHx m Coaex A^^pö^xopOB b npeAenax 
CBOHX noriHOMOHHH Moxyx npMHHMaxb xaKMe npaBMfia h 
nono)KeHMq m cosAaaaxb xaKMe BcnoMoraxenbHbie opranbi, 
Koxopbie Moryx öwxb neoöxoAHMbi mdm qenecooöpasHbi a^ji 
ocyiAecxBneHMj; A^^TeribHOCXM BaHKa. 

CxaTbii 26 

CoBex AMpeKTopoB*. CocxaB 

1 . CoBGx A^peKxopOB cocxoMx M3 ABaAMaxM xpex (23) m/ighob, 
Koxopbie He siB/iJiHDXcfl H/ienaMM Coeexa ynpaensiioiAMx, m m3 
Koxopbix: 

(i) OAMHHaAqaxb (11) M36MpaK}xcfl ynpaB/iqfoiAMMM, npeAcxae- 
jisiioiAMMM BenbrMHD, f peqMK), flaHMfo, HpnaHAMio, HcnaHMJO, 
HxanMK), flioKceMöypr, HMAepnanAbi, nopxyra/iMio, Cogah- 
HeHHOG KoponeBCXBO, OeAepaxMBHyjo PecnyöriMKy Fep- 
MaHMfl, OpaHqMKD, EBponeMCKoe SKOHOMMMecKoe coo6- 
lAeCXBO, EBponeMCKMM MHBeCXMqMOHHbIM ÖaHK, a 

(ii) ABöHaAqaxb (12) MaÖMpafoxcJi ynpaen^iioiAMMM, npeACxae- 
nf;K)iAMMM Apyr^ix h/ighob, m 3 Koxopbix: 

a) Hexbipe (4) MaÖMpaioxcsi ynpaen^iioiAMMM, npeAcxae- 
/isiioiAMMM cxpaHbJ, Koxopbie nepeHMcneHbi b npM/io>Ke- 
HMM A KBK CXpaHbl LleHXpaJIbHOM M Bocxohhom 
E eponbi, MMeioiAMe npaeo na no/iyneHMe noMoi^M ox 
BaHKa; 

b) Hexbipe (4) MaöMpaioxcsi ynpaensiioiAMMM, npeACxae- 
nsiioiAUMM xe cxpanw, Koxopbie nepeHMcnenbi b npM- 
no>KeHMM A KaK APyrne eeponeMCKMe cxpanw; 

c) Hexbipe (4) MaÖMpaioxcJi ynpaensiioiAMMM, npeACxae- 
nsiioiAMMM xe cxpanw, Koxopbie nepeHMcneHw b npM- 
no>KeHMM A KBK HeeeponeMCKMe cxpanbi. 

flMpGKXopa, npeAcxae/iJiioiAMe HnenoB, HbM ynpaenjiioiAMe 
M36pajiM MX, Moryx xaioKe npeACxaenaxb xex nneHoe, Koxopbie 
nepGAa/iM mm cbom ronoca. 

2. flMpeKxopaMM sibxijiioxcji BbicoKOKOMnexeHXHbie b skohomm- 
HeCKMX M CjDMHBHCOBblX BOOpOCaX XIMqa, KOXOpbie M36Mpa»OXC?1 B 
cooxeexcxBMM c npMno>KeHMeM B. 

3. Coeex ynpaenyiioiAMx MOJKex yeeriMHMXb MnM yMGHbiuMXb 
HMcno H/ieHOB Coeexa A^^pBKxopoe mxim nepecMoxpexb ero 
cocxae, mcxoa?» h3 M3MeHeHM?i HMcna nneHoe BaHKa, ec/iM 3a 
3X0 nporonocyex ne Menee AByx xpexeM ynpaB/iJiioiAMx, npeA- 
cxaeriflioiAMX ne Menee xpex nexeepxeM ox oöiAero KonMHecxea 
ronocoB, na Koxopoe mmgiox npaeo Hnenbi. Be3 yiAepöa 
ocyiAGCxBneHMj; 3xmx nonnoMOHMM b oxhoujohmm nocneAyfoiAMx 
BblÖOpOB, HMC/IO AUpBKXOpOB M COCXBB BXOpOfO COBGXa AUpGK- 
xopOB ycxaHaeriMBaexcfl nynKxoM 1 nacxosiiABM cxaxbM. 

4. Ka>KAb!M AnpöKxop HasHanaex oAHoro aaMecxMxen?;, non- 
HocxbK} ynoriHOMOHeHHoro ABi^cxeoeaxb ox ero mmohm b ero 
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und ihre Stellvertreter müssen Staatsangehörige von Mitglied- 
ländern sein. Ein Mitglied darf nur von einem einzigen Direktor 
vertreten werden. Stellvertreter dürfen an den Sitzungen des 
Direktoriums teilnehmen, jedoch nur dann mit abstimmen, wenn 
sie für ihren Direktor handeln. 

(5) Die Amtszeit der Direktoren beträgt drei (3) Jahre; sie 
können wiedergewählt werden; jedoch wird das erste Direktorium 
vom Gouverneursrat auf seiner Eröffnungssitzung gewählt und 
bleibt bis zur nächsten unmittelbar folgenden Jahrestagung des 
Gouverneursrats oder, falls der Gouverneursrat dies auf dieser 
Jahrestagung beschließt, bis zur nächsten darauffolgenden Jah- 
restagung im Amt. Ein Direktor bleibt im Amt, bis sein Nachfolger 
gewählt Ist und sein Amt antritt. Verwaist das Amt eines Direktors 
mehr als hundertachtzig (180) Tage vor Ende seiner Amtszeit, so 
wählen die Gouverneure, die den früheren Direktor gewählt hat- 
ten, nach Maßgabe der Anlage B einen Nachfolger für den Rest 
der Amtszeit. Dabei ist die Mehrheit der von diesen Gouverneuren 
abgegebenen Stimmen erforderlich. Verwaist das Amt eines 
Direktors hundertachtzig (180) oder weniger Tage vor Ende sei- 
ner Amtszeit, so können die Gouverneure, die den früheren 
Direktor gewählt hatten, auf dieselbe Weise einen Nachfolger für 
den Rest der Amtszeit wählen; dabei ist die Mehrheit der von 
diesen Gouverneuren abgegebenen Stimmen erforderlich. 
Solange das Amt verwaist Ist, übt der Stellvertreter des bisherigen 
Direktors dessen Befugnisse aus, ausgenommen diejenige zur 
Ernennung eines Stellvertreters. 


Artikel 27 

Direktorium: Befugnisse 

Das Direktorium ist unbeschadet der Befugnisse des Gouver- 
neursrats nach Artikel 24 für die Leitung der allgemeinen 
Geschäftstätigkeit der Bank verantwortlich und übt zu diesem 
Zweck neben den ihm in diesem Übereinkommen ausdrücklich 
zugewiesenen Befugnissen alle diejenigen aus, die ihm vom 
Gouverneursrat übertragen werden, insbesondere die Befugnis, 

i) die Arbeit des Gouverneursrats vorzubereiten; 

ii) im Einklang mit den allgemeinen Weisungen des Gouver- 
neursrats geschäftspolitische Grundsätze aufzustellen sowie 
Beschlüsse zu fassen über Darlehen, Garantien, Kapitalbe- 
teiligungen, Kreditaufnahme durch die Bank, Bereitstellung 
technischer Hilfe und die sonstige Geschäftstätigkeit der 
Bank; 

iii) dem Gouverneursrat auf jeder Jahrestagung den geprüften 
Jahresabschluß für das jeweilige Geschäftsjahr zur Geneh- 
migung vorzulegen und 

iv) den Haushaltsplan der Bank zu genehmigen. 

Artikel 28 

Direktorium: Verfahren 

(1 ) Die Arbeit des Direktoriums vollzieht sich normalerweise am 
Sitz der Bank; es tritt zusammen, sooft die Geschäfte der Bank 
dies erfordern. 

(2) Das Direktorium ist verhandlungs- und beschlußfähig, wenn 
auf einer Sitzung eine Mehrheit der Direktoren anwesend ist, die 
mindestens zwei Drittel der Gesamtstimmenzahl der Mitglieder 
vertritt. 

(3) Der Gouverneursrat erläßt Regelungen, nach denen ein 
Mitglied, falls keiner der Direktoren dessen Staatsangehörigkeit 
besitzt, einen Vertreter zur Teilnahme ohne Stimmrecht an den 
Sitzungen des Direktoriums entsenden kann, wenn eine dieses 
Mitglied besonders berührende Frage behandelt wird. 


Alternates shall be nationals of member countries. No member 
shall be represented by more than one Director. An Alternate may 
participate in meetings of the Board but may vote only when he or 
she is acting in place of his or her princioal. 

5. Directors shall hold Office for a term of three (3) years and 
may be reelected; provided that the first Board of Directors shall 
be elected by the Board of Governors at its inaugural meeting, and 
shall hold Office until the next immediately following annual meet- 
ing of the Board of Governors or, if that Board shall so decide at 
that annual meeting, until its next subsequent annual meeting. 
They shall continue in Office until their successors shall have been 
Chosen and assumed Office. If the Office of a Director becomes 
vacant more than one hundred and eighty (180) days before the 
end of his or her term, a successor shall be chosen in accordance 
with Annex B, for the remainder of the term, by the Governors who 
elected the former Director. A majority of the votes cast by such 
Governors shall be required for such election. If the Office of a 
Director becomes vacant one hundred and eighty (180) days or 
less before the end of his or her term, a successor may similarly 
be Chosen for the remainder of the term, by the votes cast by such 
Governors who elected the former Director, in which election a 
majority of the votes cast by such Governors shall be required. 
While the Office remains vacant, the Alternative of the former 
Director shall exercise the powers of the latter, except that of 
appointing an Alternate. 


Artlcle 27 

Board of Directors: Powers 

Without prejudice to the powers of the Board of Governors as 
provided in Article 24 of this Agreement, the Board of Directors 
shall be responsible for the direction of the general operations of 
the Bank and, for this purpose, shall, in addition to the powers 
assigned to it expressly by this Agreement, exercise all the 
powers delegated to it by the Board of Governors, and in par- 
ticular: 

(i) prepare the work of the Board of Governors; 

(ii) in conformity with the general directions of the Board of 
Governors, establish policies and take decisions concerning 
loans, guarantees, Investments in equity Capital, borrowing 
by the Bank, the furnishing of technical assistance, and other 
operations of the Bank; 

(iii) submit the audited accounts for each financial year for ap- 
proval of the Board of Governors at each annual meeting; 
and 

(iv) approve the budget of the Bank. 

Article 28 

Board of Directors: Procedure 

1 . The Board of Directors shall normally function at the principal 
Office of the Bank and shall meet as often as the business of the 
Bank may require. 

2. A majority of the Directors shall constitute a quorum for any 
meeting of the Board of Directors, provided such majority repre- 
sents not less than two-thirds of the total voting power of the 
members. 

3. The Board of Governors shall adopt regulations under which, 
if there is no Director of its nationality, a member may send a 
repräsentative to attend, without right to vote, any meeting of the 
Board of Directors when a matter particularly affecting that 
member Is under consideration. 
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sont des ressortissants des pays membres. Aucun membre ne 
peut etre repr6sent6 par plus d’un administrateur. Les suppleants 
peuvent prendre part aux reunions du Conseil mais ne peuvent 
voter qu’en l’absence de radministrateur qu’ils remplacent. 

5. Les administrateurs sont 6lus pour trois (3) ans et sont 
r^eligibles, etant entendu que le premier Conseil d’administration 
est elu par le Conseil des gouverneurs lors de sa seance inaugu- 
rale et reste en fonction jusqu’ä Tassemblee annuelle du Conseil 
des gouverneurs qui la suit immediatement ou, sl ce dernier en 
decide ainsi lors de cette assemblee annuelle, jusqu’ä Tassem- 
blee annuelle suivante. Hs restent en fonction jusqu’ä la designa- 
tion et la prise de fonction de leurs successeurs. Si le poste d’un 
administrateur devient vacant plus de cent quatre-vingt (180) 
jours avant l’expiration de son mandat, il sera pourvu, conforme- 
ment aux dispositlons de l’annexe B, par un nouvel administrateur 
choisi, par les gouverneurs qui avaient däsigne l’ancien adminis- 
trateur; ce nouvel administrateur demeurera en fonction pour la 
duräe dudit mandat restant ä courir. Cette election doit etre faite ä 
la majoritä des voix exprimäes par les gouverneurs concernes. Sl 
le poste d’un administrateur devient vacant cent quatre-vingt 
(180) jours ou moins avant l’expiration de son mandat, un succes- 
seur peut de la mäme maniere ätre choisi pour la duree dudit 
mandat restant ä courir par un vote des gouverneurs qui ont älu 
l’ancien administrateur; l’election doit se faire ä la majorite des 
voix exprimees par ces gouverneurs. Pendant la vacance du 
poste, le Suppleant de l’ancien administrateur exerce les pouvoirs 
de ce dernier, sauf celui de nommer un suppläant. 


Article 27 

Conseil d’administration: Pouvoirs 

Sans prejudice des pouvoirs que l’article 24 du present Accord 
confere au Conseil des gouverneurs, le Conseil d’administration 
assure la direction des opärations generales de la Banque; ä cette 
fin, il exerce, outre les competences qui lui sont expressement 
attribuees par le present Accord, tous les pouvoirs qui lui sont 
däiegues par le Conseil des gouverneurs, et en particulier: 

(i) il prepare le travail du Conseil des gouverneurs; 

(ii) conformement aux directives gänerales que le Conseil des 
gouverneurs lui donne, il älabore les politiques et prend les 
decisions concernant les prets, garanties, prises de participa- 
tion, emprunts, assistance technique ainsi que les autres 
operations de la Banque; 

(iii) il soumet ä l’approbation du Conseil des gouverneurs, lors de 
l’assemblee annuelle de celui-ci, les comptes de l’exercice 
apres verification; et 

(iv) il approuve le budget de la Banque. 

Article 28 

Conseil d’administration: Procedure 

1 . Le Conseil d’administration exerce normalement ses fonc- 
tions au siäge de la Banque et se räunit aussi souvent que les 
affaires de la Banque l’exigent. 

2. Le quorum, pour toute reunion du Conseil d’administration, 
est atteint lorsque la majorite des administrateurs representant les 
deux tiers au moins du nombre total des voix attribuees aux 
membres sont presents. 

3. Le Conseil des gouverneurs adopte un regiement aux termes 
duquel un membre qui n’a pas d’administrateur de sa nationalite 
peut envoyer un representant asslster sans droit de vote ä toute 
räunion du Conseil d’administration au cours de laquelle est 
examinäe une questlon qui le concerne particulierement. 


OTcyrcTBue. flwpeKTopa m saMecTUTenw flO/i>KHbi öbiTb rpa>Kfla- 
HaMM CTpaH-HnenoB. Hw oflWH h/ibh ne flpnyKen öbiTb npeflcrae- 
jieH öonee, hbm oflHWM flupeicropoM. 3aMecTWTe/ib MO>KeT 
yMacTBOBaxb b sace/^aHUSx CoBexa flwpeKXOpOB, oflHaKo oh 
WM eex npaBo ronoca, xonbKO, Korfla saiwemaex flwpeKXopa. 

5. flwpeKXopa Bbino/iHflK)x cbow oöfisaHHOCxw b xeneHwe xpex 
(3) /lex w Moryx öbixb wsöpaHbi Ha HOBbtw cpoK npw yc/iOBww, hxo 
nepBbiw CoBex flwpeKXopoB wsöwpaexcfi Cobbxom ynpaB/wiomwx 
Ha ero BcxynwxenbHOM saceflaHww w Bbino/iH^ex cbow oösiaaH- 
Hocxw flo cneflyiomero HenocpeflcxBeHHo sa hwm e>KeroAHoro 
saceflaHWfi Coaexa ynpaB/iBiomwx wnw, ec/iw CoBex xax peujwx 
Ha sxoM e>KerOflHOM saceflaHww, pp CBoero cneflyioiqero e>Ke- 
roflHoro saceflaHWfl. flwpeKXopa npoflon>Ka»ox Bbino/iHfixb cbow 
oöBsaHHOcxw po xex nop, noxa He öyflyx wsöpaHbt wx npeeMHWKw 
w noKa noc/ieflHwe ne npwcxynnx k BbinonneHwio cbowx oöwsaH- 
Hocxei^. Ecm fl0/i>KH0cxb flwpeKXopa cxanoBuxcfl BaKanxHow 
öojiee, HeM sa cxo BoceMbflecsix (180) flHew po OKOHHaHw« 
cpoKa flewcxBWfi ero nojiHOMOHww, ero npeeMHWK wsöwpaexcfi 
Ha ocxaBUjyiocB nacxb cpoxa ynpaenfliomMMM, wsöpaBUjwMw 
öbiBLuero flwpeKXopa, b cooxBexcxBww c npw/io>KeHweM B. ßp9\ 
yKasaHHbix BbiöopoB neoöxo/it^MO coöpaxb öonbUJWHcxBO 
ro/iocoB sxwx ynpaBJiBiomwx. Ecnw flOJi>KHocxb flwpeKxopa 
cxaHOBMXCfl BaKaHXHow sa cxo BOceMbflecflx (180) wjiw Mewee 
flHew flo oKOHHaHWB cpoKa ero nonHOMOHww, npeeMHWK xajoxe 
Mo>Kex öbixb wsöpaH Ha ocxaBiuwwcfl cpoK nyxeM ronocoBaHWfl 
xex ynpaanfiiomwx, Koxopbie wsöpanw öbiBiuero flwpeKxopa, 
w B xofle BbiöopoB xpeöyexcfl öonbiuwHCXBO ronocoB xaKwx 
ynpaanfliomwx. HoKa flOJi>KHocxb ocxaexcB BaKaHXHOw, 
saMecxwxenb dbiBiuero flwpeKXopa ocyiqecxBjiflex ero 
no/iHOMOHwq, sa wcK/noHeHweM no/iHOMOHww no HasHaneHUK) 
saMecxMxe/ifl. 

Crarbfi 27 

COBOT AMpeKXOpOB: nOJIHOMOHMB 

Bes yiqepöa pn9\ nonHOMOHww CoBexa ynpaB/ifiK>U4wx, kbk 
npeflycMOxpeHO b cxaxbe 24 HacxoBUtero Cor/iameHMfl, Coeex 
flwpeKxopoB Hecex oxBexcxeeHHOCXb sa pyKOBOflcxBO oömew 
fleflxe/ibHocxbio BaHKa w sxom qenw b flono/iHeHwe k nojiHO- 
MOHMflM, HenocpeflcxBeHHO npeAOCxae/ieHHbiM ewy HacxoflutwM 
CornaiijeHweM, ocymecxB/iflex Bce nonHOMOHw«, AenerwpoBaH- 
Hbie eMy Coboxom ynpaejifliomwx, w b nacxHOCxw: 

(i) roxoBMx paöoxy Coaexa ynpaa/iBioiHMx; 

(ii) B cooxBexcxBww c oöutwMW yKasaHWBMw Coaexa ynpaa/inio- 
ipvix onpefle/iflex no/iwxwKy w npwHWMaex peujeHw« b 
oxHOUjeHww npeflocxaB/ieHwa sawMoa, rapanxwi^, wHBecxw- 
pm B aKqwoHepHbiw Kanwxan, no/iyneHwa sawMoa Bbhkom, 
OKasaHwfl xexHwnecKOw noMomw w npoHwx onepaqww 
BaHKa; 

(iii) npeACxaanflex npoaepeHHyio ayAwxopaMw oxnexHOcxb sa 
Ka>KAbiM (JjwHaHcoBbiw roA na yxBep>KAeHwe Coaexa ynpae- 
/ifiiOLAwx Ha Ka>KAOM e>Ker0AH0M saceAaHww; w 

(iv) yxBep>KAaex 6K)A>Kex BaHKa. 

Craxbfi 28 

Coaex AMP^KTopoB: npot 4 eAypa 

1 . CoBex AwpeKXOpOB, kbk npaew/io, paöoxaex b ujxaö-Kaap- 
xwpe BaHKa w npoBOA^x saceAannq xaK nacxo, KaK xoro Moryx 
noxpeöoBaxb Aena BaHKa. 

2. Ha /iKDöOM saceAaHww Coaexa A^ipaKxopOB a/i^ KBopyMa 
HeoöxoAHMO öo/ibiiJMHcxBO Ai^PöKXopoB, npw ycnoBww, HXO yKa- 
saHHoe öo/ibuJWHCXBO cocxaB/iflex ne Mewee Aayx xpexew ox 
oömero KonwHecxBa ronocoB, Ha Koxopoe wMeiox npaao H/ieHw. 

3. Coaex ynpaB/iBJOiqwx npwHWMaex pacnopfl>KeHWfl, no koxo- 
pbiM HJieH npw oxcyxcxBww b cocxaae Coaexa A^^peKxopOB 
AwpeKxopa rpa>KAaHWHa ero cxpanw MO>Kex HanpaBwxb cBoero 
npeACxaBMxenfl a^a npwcyxcxBWB des npaea ronoca na njodOM 
saceAanww Coaexa A^P^x^opoB, KorAa paccMaxpwBaexcn 
Bonpoc, HenocpeACXBeHHO KacaioiAMwcn yKasannoro nnena. 
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Artikel 29 
Abstimmung 

(1) Die Stimmenzahl eines Mitglieds ist gleich der Anzahl der 
von ihm gezeichneten Anteile am Stammkapital der Bank. Zahlt 
ein Mitglied einen Teil des aufgrund seiner Zeichnungsverpflich- 
tungen nach Artikel 6 fälligen Betrags nicht, so ist es, solange es 
nicht zahlt, nicht berechtigt, den Hundertsatz seiner Stimmrechte 
auszuüben, der dem des fälligen, aber nicht gezahlten Betrags 
am Gesamtbetrag der von diesem Mitglied gezeichneten einge- 
zahlten Anteile am Stammkapital der Bank entspricht. 


(2) Bel Abstimmungen Im Gouverneursrat ist jeder Gouverneur 
zur Abgabe der Stimmen des von ihm vertretenen Mitglieds 
berechtigt. Sofern in diesem Übereinkommen nicht ausdrücklich 
etwas anderes vorgesehen ist, bedürfen Beschlüsse zu allen dem 
Gouverneursrat vorliegenden Fragen einer Mehrheit der Stim- 
menzahl der an der Abstimmung teilnehmenden Mitglieder. 

(3) Bei Abstimmungen im Direktorium ist jeder Direktor zur 
Abgabe der Anzahl von Stimmen berechtigt, die den Gouverneu- 
ren zusteht, von denen er gewählt worden ist, sowie der Stimmen, 
die den Gouverneuren zustehen, die Ihm nach Anlage B Abschnitt 
D ihre Stimmen übertragen haben. Ein Direktor, der mehrere 
Mitglieder vertritt, kann die Stimmen der von ihm vertretenen 
Mitglieder gesondert abgeben. Sofern in diesem Übereinkommen 
nicht ausdrücklich etwas anderes vorgesehen ist, und außer im 
Fall der Beschlüsse über die allgemeine Politik, die mit einer 
Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der Gesamtstimmenzahl 
der an der Abstimmung teilnehmenden Mitglieder zu fassen sind, 
bedürfen Beschlüsse zu allen dem Direktorium vorliegenden Fra- 
gen einer Mehrheit der Stimmenzahl der an der Abstimmung 
teilnehmenden Mitglieder. 


Artikel 30 
Der Präsident 

(1) Der Gouverneursrat wählt mit den Stimmen einer Mehrheit 
aller Gouverneure, die mindestens eine Mehrheit der Gesamt- 
stimmenzahl der Mitglieder vertreten, einen Präsidenten der 
Bank. Der Präsident darf während seiner Amtszeit weder Gouver- 
neur noch Direktor noch Stellvertreter eines Gouverneurs oder 
Direktors sein. 

(2) Die Amtszeit des Präsidenten beträgt vier (4) Jahre. Er kann 
wiedergewählt werden. Er hat jedoch aus dem Amt auszuschei- 
den, wenn der Gouverneursrat dies mit Zustimmung von minde- 
stens zwei Dritteln der Gouverneure, die mindestens zwei Drittel 
der Gesamtstimmenzahl der Mitglieder vertreten, beschließt. Ver- 
waist das Amt des Präsidenten aus irgendeinem Grund, so wählt 
der Gouverneursrat nach Absatz 1 einen Nachfolger für eine 
Dauer von bis zu vier (4) Jahren. 


(3) Der Präsident hat, abgesehen von der entscheidenden 
Stimme bei Stimmengleichheit, kein Stimmrecht. Er kann an 
Sitzungen des Gouverneursrats teil nehmen und führt bei den 
Sitzungen des Direktoriums den Vorsitz. 

(4) Der Präsident ist der gesetzliche Vertreter der Bank. 

(5) Der Präsident ist Vorgesetzter des Personals der Bank. Er 
Ist entsprechend den vom Direktorium zu erlassenden Regelun- 
gen für das Organisationswesen sowie für die Einstellung und 
Entlassung der leitenden und sonstigen Bediensteten verantwort- 
lich. Bei der Einstellung von leitenden und sonstigen Bediensteten 
hat der Präsident unter Berücksichtigung der vorrangigen Bedeu- 


Articie 29 
Voting 

1. The voting power of each member shall be equal to the 
number of its subscribed shares in the Capital stock of the Bank. In 
the event of any member failing to pay any part of the amount due 
in respect of its obligations in relation to paid-ln shares under 
Article 6 of this Agreement, such member shall be unable for so 
long as such failure continues to exercise that percentage of its 
voting power which corresponds to the percentage which the 
amount due but unpaid bears to the total amount of paid-in shares 
subscribed to by that member in the Capital stock of the Bank. 


2, In voting in the Board of Governors, each Governor shall be 
entitied to cast the votes of the member he or she represents. 
Except as otherwise expressly provided in this Agreement, all 
matters before the Board of Governors shall be decided by a 
majority of the voting power of the members voting. 


3. in voting in the Board of Directors each Director shall be 
entitied to cast the number of votes to which the Governors who 
have elected him or her are entitied and those to which any 
Governors who have assigned their votes to him or her, pursuant 
to Section D of Annex B, are entitied. A Director representing 
more than one member may cast separately the votes of the 
members he or she represents. Except as otherwise expressly 
provided in this Agreement, and except for general policy decl- 
sions in which cases such policy decisions shall be taken by a 
majority of not less than two-thirds of the total voting power of the 
members voting, all matters before the Board of Directors shall be 
decided by a majority of the voting power of the members voting. 


Article 30 
The President 

1 . The Board of Governors, by a vote of a majority of the total 
number of Governors, representing not less than a majority of the 
total voting power of the members, shall elect a President of the 
Bank. The President, while holding Office, shall not be a Governor 
or a Director or an Alternate for either. 


2. The term of Office of the President shall be four (4) years. He 
or she may be re-elected. He or she shall, however, cease to hold 
Office when the Board of Governors so decides by an affirmative 
vote of not less than two-thirds of the Governors, representing not 
less than two-thirds of the total voting power of the members. If the 
Office of the President for any reason becomes vacant, the Board 
of Governors, in accordance with the provisions of Paragraph 1 of 
this Article, shall elect a successor for up to four (4) years. 


3. The President shall not vote, except that he or she may cast a 
deciding vote in case of an equal division. He or she may partipate 
In meetings of the Board of Governors and shall chair the meet- 
Ings of the Board of Directors. 

4. The President shall be the legal repräsentative of the Bank. 

5. The President shall be chief of the staff of the Bank. He or she 
shall be responslble for the Organisation, appointment and dismis- 
sal of the officers and staff in accordance with regulatlons to be 
adopted by the Board of Directors. In appointing officers and staff, 
he or she shall, subject to the paramount Importance of efficiency 
and technical competence, pay due regard to recruitment on a 
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Article 29 
Vote 

1 . Le nombre des voix attribuöes ä chaque membre dolt etre 
egal au nombre des actions qu’il a souscrites dans le Capital social 
de la Banque. Lorsqu’un membre n’a pas paye une quelconque 
Partie du montant exigible au titre des obligations contract^es 
pour les actions ä liberer, definies ä l’article 6 du present Accord, 
ce membre ne peut, aussi longtemps que dure ce defaut de 
paiement, exercer la fractlon de ses droits de vote qui correspond 
au rapport entre le montant du et non paye et le montant total des 
actions ä liberer souscrites par ce membre dans le Capital social 
de la Banque. 

2. En votant au Conseil des gouverneurs, chaque gouverneur 
dispose des voix du membre qu’il represente. Sauf disposition 
contraire du present Accord, toutes les questions que le Conseil 
des gouverneurs est appele ä connaitre sont tranchöes ä la 
majorite des voix attribuees aux membres prenant part au vote. 


3. Lors d’un vote au Conseil d’administration, chaque adminis- 
trateur dispose du nombre de voix attribuees aux gouverneurs quI 
Tont elu et des voix dont dispose tout gouverneur lui ayant confie 
ses voix, conformement aux dispositions de la Section D de 
l’annexe B. Un administrateur representant plus d’un membre ne 
doit pas necessairement emettre en bloc les voix des membres 
qu’il represente. Sauf disposition contraire du present Accord, et 
hormis le cas des decisions de politique generale qui sont prises ä 
la majorite d’au moins deux tiers des voix attribuees aux membres 
prenant part au vote, toutes les questions dont le Conseil d’admi- 
nistration est appele ä connaTtre sont tranchees ä la majorite des 
voix attribuees aux membres prenant part au vote. 


Article 30 
President 

1 , Le Conseil des gouverneurs, par un vote ä la majoritö du 
nombre total des gouverneurs, representant au moins la majoritö 
du nombre total des voix attribuees aux membres, 6lit le President 
de la Banque. Le President ne peut exercer, pendant la duree de 
son mandat, les fonctions de gouverneur, d’administrateur ou de 
Suppleant pour l’une ou l’autre de ces fonctions. 

2. Le mandat du pr6sident est de quatre (4) ans. II est reeligible. 
Toutefois, le President cesse d’exercer ses fonctions sur decislon 
du Conseil des gouverneurs prise par une decision expresse d’au 
moins deux tiers des gouverneurs, representant au moins deux 
tiers du nombre total des voix attribuees aux membres. Si le poste 
de President devient vacant pour quelque raison que ce soit, le 
Conseil des gouverneurs elit conformement aux dispositions du 
paragraphe 1 du present article, un nouveau prösident pour un 
mandat pouvant aller jusqu’ä quatre ans. 


3. Le President ne prend pas part aux votes, sauf en cas de 
partage egal des voix, auquel cas il peut voter et sa voix est alors 
preponderante. II peut participer aux reunions du Conseil des 
gouverneurs et pr6side les reunions du Conseil d’administration. 

4. Le President est le representant legal de la Banque. 

5. Le President est le chef du personnel de la Banque. II est 
responsable de l’organlsation, de la nomination et du licenciement 
des fonctionnaires et des agents dans le cadre des reglementa- 
tions qui seront adoptees par le Conseil d’administration. En 
nommant les fonctionnaires et les agents de la Banque, le Presi- 
dent, tout en ayant pour preoccupation principale d’assurer ä la 


CraTbn 29 
ronocoBaHHe 

1 . Hmc/io ro/iocoB, Ha KOTOpoe HMeeT npaeo Ka>Kflbifi h/ioh, 
paBHO KO/iHHecTBy aKqHM b aKqiioHepHOM Kaniuane BaHKa, Ha 
KOTopoe OH noAnMca/icfl. B c/iynae, ec/in KaKOH-/in6o h/ibh ne 
Bbin/iaTHT KaKyK)-/in6o nacTb toh cyMMbi, KOTOpyio oh AO/i>KeH 
no cbomm o6y?3aTe/ibCTBaM b oTHomeHHii on/ianiiBaeMbix aKqiiH 
cor/iacHO ciaTbe 6 nacTOBiAero CorjiameHMfl, laKOii h/ibh b 
TeneHne Bcero cpOKa Heyn/iaxbi ne MMeer npaea na ly npoqeHT- 
HyK) flo/iKDOT no/iaraiomerocfl eMy Ko/inHecTBa ro/iocoB, KOTopafl 
cooTBBTCTByeT npoqBHTHOH flo/ie Heon/ianeHHbix hm cyMM no 
OTHoujeHHK) K oöiqeH cyMMB on/iaHHBaeMbix aKqHH b aKqHO- 
HepHOM KanMTa/ie BaHKa, na KOTOpbie stot h/ioh noflnuca/icfl. 

2. npH ro/iocoBaHHH B CoBBTe ynpaB/iBK)iqnx Ka>KAbm ynpae- 
/ifliOLMHM HMeeT npaeo ro/iocoBaxb sa H/iena, KOToporo oh npefl- 
CTaB/iBBT. KpoMe Tex c/iynaee, Korfla b HacToy?iAeM Cor/iameHHH 
npBMO npeAycMOTpBHo hhob, bcb Bonpocbt, paccMaTpHBaeMbie 
CoBBTOM ynpae/iBioiqHx, pemaiOTCfl öo/ibiuhhctbom ot oöiqero 
KO/lHHBCTBa TO/IOCOB, HB KOTOpOB HMBIOT OpaBO H/lBHbl, npHHH- 
MaioiqHe ynacTHe b ro/iocoeaHHH. 

3. npH ronocoBaHHH b CoBexe flHpeKxopOB Ka>KAbiH flHpeK- 
Top HMeex npaBO na xo ko/ihhbcxbo to/iocob, na Koxopoe hmbiot 
npaBo HsöpaBUJHe ero ynpaa/iBioiAt^e, a xaK>Ke na xe ro/ioca, na 
Koxopbie HMBiox npBBo ynpaB/iBioiAHB, nepBAaBLUHB eMy cboh 
ro/ioca cor/iacHO pasfle/iy D npH/io>KeHHB B. flnpeKxop, npefl- 
cxaB/iflK)iAHH 6o/iee oflHoro n/iena, mojkbx ro/iocoeaxb 
oxfle/ibHO sa h/ibhob, Koxopbix oh npeACxaB/i«ex. KpoMe xex 
c/iynaeB, KOfAa b HacxoJiiAeM Cor/iameHHH npAMo npeAycMO- 
xpBHO HHoe, H sa HCK/iK)HeHHeM pemeHHH, KacaiotAHxcn oöiabh 
nO/lHXHKH, KO/Aa XaKHB peiUeHHB npHHHMaiOXCfl ÖO/lblUHHCXBOM 
He MBHee pjByx xpexen ox oöinero KO/iHHecxea ro/iocoB, na 
KOxopoe HMBIOX RpaBO H/iBHbi, npHHHMaioiqHe ynacxHe b ronoco- 
BaHHH, Bce Bonpocbi B CoBexe A^^peKTOpOB pemaioxcfl 6o/ib- 
UJHHCXBOM ox oöiqero KO/iHnecxBa ro/iocoB, na Koxopoe hmoiox 
npaeo H/ienbi, npHHHMaioiiiHe ynacxne b ro/iocoeaHHH. 

Crarbsi 30 
npesMA^HT 

1. CoBex ynpaB/i«K)iAHx öo/ibiUHHCxeoM ro/iocoe ox oöiAero 
HHC/ia ynpae/iniOLMnx, npeACxae/ifiioiAHx ne Menee öo/ibiuHHCXBa 
ox oöiqero Ko/iHHecxea ronocoe, na KOXOpoe hmbiox npaeo 
H/ieHbi, HSÖHpaex npesHAenxa BaHKa. ripesHAenx bo epeM« 
npeöbieaHHB b sxoh ao/i>khocxh hb mojkbx öbixb ynpae/ieioiAHM 
H/iH A^^pöKxopOM /ih6o saMecxHxe/ieM ynpae/iJiioiAero h/ih 
AH peKxopa. 

2. CpoK no/iHOMOHHH npBSHAeHxa cocxae/iyiex nexbipe (4) 
roAa. Oh mojkbx öbixb nepensöpaH na hobwC^ cpoK. Oambko oh 
npBKpaxHx Bbino/iHflXb cboh oöBsaHHOCxn no peiueHHio Coeexa 
ynpae/iBioiAHX, ecnn 3a xaKoe pemeHne nporo/iocyiox ynpae/ieio- 
iqHe, npeACxae/iBioiAHe ne Menee a^Y^ xpexen ynpae/iflioiAHx, 
npeACxae/iBioiAHx ne Menee AByx xpexen oxoöiAero KO/iHHecxBa 
ro/iocoB, na KOxopoe hmbiox npaeo H/ienbi. Ecnn no KaKon-zinbo 
npHHHHe nocx npesHAeHxa cxaHOBHXc5i BaKanxHbiM, Coeex 
ynpae/iflioiAMx B cooxBexcxBHH c no/io>KeHHBMH nynKxa 1 nacxo- 
fliqen cxaxbn nsöepex ero npeeMHHKa na cpOK pp nexbipex (4) 
nex. 

3. npesHASHT He npHHHMaex ynacxH« b ronocoBannn, oambko, 
KOFAa ro/ioca pasAe/iBioxce nopoeny, oh HMeex npaeo peiuaio- 
lAero ro/ioca. Oh MO>Kex ynacxBOBaxb b saceAannex Coeexa 
ynpae/iBioiAHx n npeAceAaxe/ibCxeyex na saceAannBx Coeexa 
AnpeKxopoB. 

4. ripesHAeHT BB/ieexcfl saKOHHbiM npeACxaenxe/ieM BaHKa. 

5. npesHAenx BOsmae/iBex nepcona/i BaHKa. Oh necex 
oxBexcxBeHHocxb sa oprannsaMHio paöoxbi, HasHaneHne n/in 
yBO/ibHenne ao/ixchocthbix /inq n coxpyAHHKOB b cooxBexcxBHH 
c npaen/iaMH, ycxanaB/iHBaeMWMH Cobbxom Ai^peKxopoe. flpn 
HasHaHBHHH AO-n>KHOcxHbix nnq n coxpyAHHKOB oh, yHHXbiBae 
nepBOCxenennyio Ba>KH0cxb scjjcjDeKXHBHOcxH n xexHHHecKon 
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tung von Leistungsfähigkeit und fachlichem Können gebührend 
darauf zu achten, daß die Auswahl auf breiter geographischer 
Grundlage unter den Mitgliedern der Bank erfolgt. 

(6) Der Präsident führt nach den Weisungen des Direktoriums 
die laufenden Geschäfte der Bank. 

Artikel 31 
Vlzepräsident(en) 

(1) Das Direktorium ernennt auf Empfehlung des Präsidenten 
einen oder mehrere Vizepräsidenten. Amtszeit, Befugnisse und 
Aufgaben der einzelnen Vizepräsidenten in der Verwaltung der 
Bank werden vom Direktorium bestimmt. Bei Abwesenheit oder 
Dienstunfähigkeit des Präsidenten werden dessen Befugnisse 
und Aufgaben von einem Vizepräsidenten wahrgenommen. 


(2) Ein Vizepräsident kann an den Sitzungen des Direktoriums 
teilnehmen, hat jedoch kein Stimmrecht, abgesehen von der 
entscheidenden Stimme, wenn er für den Präsidenten handelt. 

Artikel 32 

Internationaler Charakter der Bank 

(1 ) Die Bank nimmt keinerlei Sonderfonds oder sonstige Darle- 
hen oder Unterstützung an, die ihren Zweck oder ihre Aufgaben in 
irgendeiner Weise beeinträchtigen, verfälschen oder in anderer 
Weise ändern können. 

(2) Die Bank, ihr Präsident, ihr(e) Vizepräsident(en) sowie die 
leitenden und sonstigen Bediensteten berücksichtigen bei Ihren 
Beschlüssen nur Erwägungen, die für den Zweck, die Aufgaben 
und die Geschäfte der Bank im Sinne dieses Übereinkommens 
maßgeblich sind. Diese Erwägungen werden unparteiisch gegen- 
einander abgewogen, um den Zweck der Bank zu erfüllen und 
ihre Aufgaben durchzuführen. 

(3) Der Präsident, der oder die Vizepräsident(en) sowie die 
leitenden und sonstigen Bediensteten der Bank sind bei der 
Ausübung ihrer dienstlichen Tätigkeit allein der Bank und keiner 
sonstigen Stelle verpflichtet. Jedes Mitglied der Bank achtet den 
internationalen Charakter dieser Verpflichtung und unterläßt alle 
Versuche, diese Personen bei der Erfüllung ihrer Pflichten zu 
beeinflussen. 

Artikel 33 
Sitz 

(1) Der Sitz der Bank befindet sich in London. 

(2) Die Bank kann Niederlassungen oder Zweigstellen im 
Hoheitsgebiet jedes ihrer Mitglieder errichten. 

Artikel 34 

Hinterlegungsstelien 
und Verbindungsstellen 

(1) Jedes Mitglied benennt seine Zentralbank oder eine andere 
mit der Bank vereinbarte Stelle als Hinterlegungsstelle für alle 
Guthaben der Bank in seiner Währung sowie für sonstige Vermö- 
genswerte der Bank. 

(2) Jedes Mitglied benennt eine geeignete amtliche Stelle, mit 
der sich die Bank bezüglich jeder Angelegenheit, die sich im 
Rahmen dieses Übereinkommens ergibt, in Verbindung setzen 
kann. 

Artikel 35 

Veröffentlichung von Berichten und 
Bereitstellung von Informationen 

(1) Die Bank veröffentlicht einen Jahresbericht mit einem 
geprüften Jahresabschluß und übermittelt ihren Mitgliedern vier- 


wide geographical basis among members of the Bank. 


6. The President shall conduct, under the direction of the Board 
of Directors, the current business of the Bank. 

Article 31 
Vice-President(s) 

1 . One or more Vice-Presidents shall be appointed by the Board 
of Directors on the recommendation of the President. A Vice- 
Presldent shall hold Office for such term, exercise such authority 
and perform such functions in the administration of the Bank, as 
may be determined by the Board of Directors. In the absence or 
incapacity of the President, a Vice-President shall exercise the 
authority and perform the functions of the President. 


2. A Vice-President may participate In meetings of the Board of 
Directors but shall have no vote at such meetings, except that he 
or she may cast the deciding vote when acting in place of the 
President. 

Article 32 

International character of the Bank 

1 . The Bank shall not accept Special Funds or other loans or 
assistance that may in any way be prejudice, deflect or otherwise 
alter its purpose or functions. 

2. The Bank, its President, Vice-President(s), officers and staff 
shall in their decisions take into account only considerations 
relevant to the Bank’s purpose, functions and operations, as set 
out in this Agreement. Such considerations shall be weighed 
impartially in Order to achieve and carry out the purpose and 
functions of the Bank. 

3. The President, Vice-President(s), officers and staff of the 
Bank, In the discharge of their Offices, shall owe their duty entirely 
to the Bank and to no other authority. Each member of the Bank 
shall respect the international character of this duty and shall 
refrain from all attempts to influence any of them in the discharge 
of their duties. 

Article 33 
Location of Offices 

1 . The Principal Office of the Bank shall be located in London. 

2. The Bank may establish agencies or branch Offices in the 
territory of any member of the Bank. 

Articie 34 

Depositories and channeis of communication 

1 . Each member shall designate Its central bank, or such other 
Institution as may be agreed upon with the Bank, as a depository 
for all the Bank’s holdings of its currency as well as other assets of 
the Bank. 

2. Each member shall designate an appropriate official entity 
with which the Bank may communicate in Connection with any 
matter arising under this Agreement. 

Article 35 

Pubiication of reports and Provision of Information 

1. The Bank shall publish an annual report containing an 
audited Statement of its accounts and shall circulate to members 
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Banque les Services des personnes possedant les plus hautes KOMneTeHTHocin, yflenaeT flon>KHoe BHuwaHne Ha^My Ha 

qualitös de rendement et de comp^tence technique, veille ä paöoTy ns MneHOB BaHKa Ha lUHpoKoPi reorpa^nHecKow ochobb. 

recruter le personnel sur une large base göographique, parmi les 
membres de la Banque. 


6. Le President conduit les affaires courantes de la Banque, 
SOUS la direction du Conseil d’administration. 

Article 31 
Vice-pr^sident(s) 

1. Le Conseil d’administration nomme un ou plusieurs vice- 
pr^sidents sur recommandation du prösident. Le Conseil d’admi- 
nistration determine la dur^e du mandat du ou des vice-pr6si- 
dents, les pouvoirs qu’ils detiennent, et les fonctions d’administra- 
tion de la Banque dont ils s’acquittent. En cas d’absence ou 
d’incapacite du President, un vice-pr6sident exerce l’autoritö et 
accomplit les fonctions du prösident. 


2. Un vice-pr6sident peut participer aux reunions du Conseil 
d’administration mais ne prend pas part au vote lors de ces 
reunions sauf s’il remplace le President, auquel cas il peut voter et 
sa voix est alors pröpond^rante. 

Article 32 

Caractöre international de la Banque 

1 . La Banque n’accepte ni fonds sp6ciaux, ni prdts, ni assis- 
tance qui puissent de quelque fagon compromettre, fausser ou 
altörer son objet ou sa mission. 

2. La Banque, son President, son ou ses vice-pr6sidents, ses 
fonctionnaires et ses agents se fondent dans leurs döcisions sur 
des considerations relevant exclusivement de l’objet, de la mis- 
sion et des op^rations de la Banque tels que döfinis dans le 
present Accord. Ces considerations sont prises en compte de 
fagon im partiale afin que la Banque puisse remplir son objet et sa 
mission. 

3. Dans l’exercice de leurs fonctions, le prösident, le ou les vice- 
pr^sidents, les fonctionnaires et les agents de la Banque n’ont de 
devoirs qu’envers la Banque, ä l’exclusion de toute autre autoritö. 
Tous les membres de la Banque respectent le caractöre interna- 
tional de ces devoirs et s’abstiennent de toute dömarche visant ä 
influencer Tune quelconque de ces personnes dans l’accomplis- 
sement de ses täches. 

Article 33 
Siege 

1 . Le siöge de la Banque est ötabli ä Londres. 

2. La Banque peut ouvrir des agences ou des succursales sur le 
territoire de ses membres. 

Article 34 

D^positaires et moyens de communicatfon 

1 . Chaque membre dösigne sa banque centrale ou toute autre 
Institution en accord avec la Banque comme depositaire auprös 
duquel celle-ci peut conserver tous les avoirs qu’elle possede 
dans la monnaie dudit membre, ainsi que d’autres avoirs. 

2. Chaque membre designe une entite officielle appropriee 
avec laquelle la Banque peut se mettre en rapport au sujet de 
toute question relevant du präsent Accord. 

Article 35 

Publication de rapports et communication d’lnformations 

1 . La Banque publie un rapport annuet contenant un 6tat certifi^ 
de ses comptes et fait parvenir ä ses membres, ä intervalles de 


6. npesMfleHT ynpaBJifleT TeKyiqeM fleflTenbHOCTbio BaHKa 
nofl pyKOBOflCTBOM CoBeia flupeKTopOB. 

CTaTbii 31 
BM4e-npe3iiAeHT(bi) 

1. no peKOMeHflaqwM npeSHflenTa Cobbt flHpexTopOB nas- 
Hanaer OflHoro mjim öonee Bnqe-npe3WfleHTOB. BMqe-npesHfleHT 
BbinonnsieT cbom oöflsaHHOCTM b reneHHe raKoro cpOKa, pacno- 
jiaraeTTaKWMH nonHOMOHUJiMM m BbinonnyieT xaKne cjDyHKqMH no 
ynpaaneHMK) BanxOM, KOTopbie woryr öbiTb onpeflenenbi CoBe- 
TOM flwpeKTOpOB. B oTcyTCTBMB npesHfleHTB HHM, B cnyHae ero 
HecnocoöHOCTM BbinonHflTb CBOw nonHOMOMMfl, Bnqe-npe3MfleHT 
pacnonaraeT nonnOMOHHBMH h Bbinonnnex cbyHKqww npe3H- 
fleHTa. 

2. BMMe-npe3wfleHT MO>KeT ynacTBOBaTb b aaceflaHHnx 
CoBeja flwpeKTopoB 6e3 npaaa ronoca, 3a MCK/itoHeHHBM 
cnynaeB, Kor^a, aaMenflsi npeaiifleHTa, oh Mweej npaao peiuaio- 
mero ronoca. 

CTaTbn 32 

Me^KAYHapoAHbiM xapaKTep BaHKa 

1. BaHK He npHHWMaej cnequanbHbix cfKJHflOB iinH Apyrux 
3aHM0B wnw cofleücTBMfl, KOTOpbie Moryr kbkhm 6bi to hm öwno 
oöpaaoM HanecTM ymepö ero qenw unw cjDyHKquflM, npMBecTw k 
OTK nOHeHMlO OT HHX WnH MHbIM 06pa30M M3MeHMTb MX. 

2. BaHK, ero npe3MfleHT, BMqe-npe3MfleHT(bi), A0n>KH0CTHbie 
nMqa m coTpyAHMKM b cbomx pemeHMnx npMHMMaiOT bo bhmmbhmb 
nMLub coo6pa)KeHMfl, oTHOcnmMecn k qenM BaHKa, ero cJjyHKqMflM 
M onepaqMBM, onpeflenennbiM b HacTonmeM CornameHMM. TaKMe 
coo6pa)KeHMfl öecnpMCTpacTHO oqeHMBaKDTCfl c tohkm apenMA 
flocTMJKBHMfl qenM BaHKa m BbinonneHMB ero cbynKqMM. 

3. npe3MfleHT, BMqe-npe3MfleHT(bi), Aon>KHOCTHbie nMqa m 
coTpyflHMKM BaHKa npM BbtnonneHMM cbomx obflaaHHocxeM 
cny>KaT TonbKO BaHxy m HMKOMy MHOMy. Kaxgqbit^ sneH BaHxa 
yBa>KaeT wexcflyHapoflHbiM xapaKTep mx nono>KeHMfl m B03flep- 
>KMBaeTCfl OT nioöbix nonbiTOK oKaabiBajb BnMAHMe Ha Koro- 
nMÖo M3 HMx npM BbinonneHMM mmm cbomx oönaaHHOCTeM. 

CraTbH 33 

MecTonojioxceHMe ynpexcAeHM^ BaHKa 

1 . LÜTaÖ-KBapTMpa BaHxa HaxoflMjcn b JloHflOHe. 

2. BaHK MO>KeT ynpexcflaTb arenrcTBa mhm cbMnManw na rep- 
pMTopMM nioöoro Hnena BaHxa. 

CTaTbH 34 

Aeno3MTapMM m Kana/ibi cb5I3m 

1. KaxcflbiM Hnen HaanaHaeT cbom qenTpanbHbiM öbhk MnM 
nioöoe APyroe yMpexcflenMe no cornacoeaHMto c BanxoM b 
xaHecTBe flenoaMtapMn Bcex npMHaAne>*<aiMnx Banxy cpeflCTB b 
Ban tote OToro nnena, a TaK>Ke flpyrnx axTMBOB Banxa. 

2. KaxgqbiM nnen onpeflenner cooTBejcTByioiqMM ocJjMqManb- 
HblM Opran, C XOTOpblM BaHK MOJKBT nOAflepJKMBaJb CBn3b no 
nioöoMy Bonpocy, BOBHMKatoineMy b pawxax nacToniAero 
CornameHM«. 

CTaTbH 35 

nyöjiMKaqiiH OTMeTOB m npeflOCTaBneHMe MHc|)opMaqMM 

1 . BaHK nyönMKyer e>KeroflHbiPi othct, coflepJxaiAMM npoae- 
peHHOe ayflMTopaMM aananenMe o coctohhmm ero chotob, m 
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teljährlich oder in kürzeren Abständen eine zusammenfassende 
Darstellung über ihre finanzielle Lage sowie eine Gewinn- und 
Verlustrechnung, In der die Ergebnisse ihrer Geschäftstätigkeit 
ausgewiesen werden. Die Finanzbuchhaltung wird in ECU 
geführt. 

(2) Die Bank berichtet jährlich über die ökologischen Auswir- 
kungen Ihrer Tätigkeiten und kann weitere Berichte veröffentli- 
chen, soweit sie dies zur Förderung Ihres Zweckes für wün- 
schenswert hält. 

(3) Exemplare aller aufgrund dieses Artikels erstellten Berichte, 
Darstellungen und Veröffentlichungen werden an die Mitglieder 
verteilt. 

Artikel 36 

Zuweisung und Verteiiung der Reineinnahmen 

(1) Der Gouverneursrat legt mindestens einmal im Jahr fest, 
welcher Teil der Reineinnahmen der Bank nach Bildung von 
Rücklagen und, falls erforderlich, von Rückstellungen für etwaige 
Verluste nach Artikel 1 7 Absatz 1 als Überschuß oder für andere 
Zwecke einbehalten wird und welcher Teil gegebenenfalls verteilt 
wird. Beschlüsse über die VenA/endung der Reineinnahmen der 
Bank für andere Zwecke bedürfen einer Mehrheit von mindestens 
zwei Dritteln der Gouverneure, die mindestens zwei Drittel der 
Gesamtstimmenzahl der Mitglieder vertreten. Es erfolgt keine 
Zuweisung und keine Verteilung bis die allgemeine Rücklage 
mindestens zehn (10) v. H. des genehmigten Stammkapitals 
erreicht hat. 


(2) Die Verteilung nach Absatz 1 erfolgt im Verhältnis der 
Anzahl der eingezahlten Anteile der einzelnen Mitglieder; bei der 
Berechnung dieser Anzahl werden jedoch nur Barzahlungen und 
Schuldscheine berücksichtigt, die spätestens am Ende des betref- 
fenden Geschäftsjahrs eingegangen beziehungsweise eingelöst 
worden sind. 

(3) Die Zahlungen an die einzelnen Mitglieder erfolgen in der 
vom Gouverneursrat festgelegten Art und Weise. Diese Zahlun- 
gen sowie ihre Verwendung durch das Empfängerland unterlie- 
gen keiner Beschränkung durch die Mitglieder. 

Kapitel VII 

Austritt und Suspendierung der Mitgliedschaft; 
vorübergehende Einstellung und Beendigung 
der Geschäftstätigkeit 

Artikel 37 

Austrittsrecht der Mitglieder 

(1 ) Ein Mitglied kann jederzeit aus der Bank austreten, indem es 
ihr an ihrem Sitz eine schriftliche Anzeige zugehen läßt. 

(2) Der Austritt eines Mitglieds wird wirksam und seine Mitglied- 
schaft erlischt zu dem in der Anzeige angegebenen Zeitpunkt, 
frühestens jedoch sechs (6) Monate nach Eingang der Anzeige 
bei der Bank. Vor dem endgültigen Wirksamwerden des Austritts 
hat das Mitglied jedoch jederzeit die Möglichkeit, die Austrittsan- 
zeige durch eine schriftliche Mitteilung an die Bank zurückzuneh- 
men. 

Artikel 38 

Suspendierung der Mitgliedschaft 

(1) Kommt ein Mitglied einer seiner Verpflichtungen gegenüber 
der Bank nicht nach, so kann diese seine Mitgliedschaft durch 
Beschluß einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der Gou- 
verneure, die mindestens zwei Drittel der Gesamtstimmenzahl der 
Mitglieder vertreten, suspendieren. Die Mitgliedschaft des 
suspendierten Mitglieds erlischt automatisch ein Jahr nach dem 


at intervals of three (3) months or less a summary Statement of its 
financial Position and a profit and loss Statement showing the 
results of Its operations. The financial accounts shall be kept in 
ECU. 

2. The Bank shall report annually on the environmental impact of 
its activities and may publish such other reports as it deems 
desirable to advance its purpose. 

3. Copies of all reports, Statements and publlcations made 
under this Article shall be distributed to members. 

Article 36 

Allocation and distribution of net income 

1. The Board of Governors shall determine at least annually 
what part of the Bank’s net Income, after making Provision for 
reserves and, if necessary, against possible losses under Para- 
graph 1 of Article 17 of this Agreement, shall be allocated to 
surplus or other purposes and what part, if any, shall be distri- 
buted. Any such decision on the allocatlon of the Bank’s net 
income to other purposes shall be taken by a majority of not less 
than two-thirds of the Governors, representing not less than two- 
thirds of the total voting power of the members. No such alloca- 
tion, and no distribution, shall be made until the general reserve 
amounts to at least ten (10) per cent of the authorized Capital 
stock. 


2. Any distribution referred to In the preceding paragraph shall 
be made In proportion to the number of paid-ln shares held by 
each member; provided that in calculating such number account 
shall be taken only of payments received in cash and promissory 
notes encashed In respect of such shares on or before the end of 
the relevant financial year. 

3. Payments to each member shall be made In such manner as 
the Board of Governors shall determine. Such payments and their 
use by the receiving country shall be without restriction by any 
member. 

Chapter VII 

Withdrawal and Suspension of membership: 

Temporary Suspension and termination 
of operations 

Article 37 

Right of members to withdraw 

1 . Any member may withdraw from the Bank at any time by 
transmitting a notice in writing to the Bank at its principal Office. 

2. Withdrawal by a member shall become effective, and its 
membership shall cease, on the date specified in its notice but in 
no event less than six (6) months after such notice is received by 
the Bank. However, at any time before the withdrawal becomes 
finally effective, the member may notify the Bank in writing of the 
cancellation of Its notice of Intention to withdraw. 


Article 38 

Suspension of membership 

1 . If a member falls to fulfil any of its obligations to the Bank, the 
Bank may suspend its membership by decision of a majority of not 
less than two-thirds of the Governors, representing not less than 
two-thirds of the total voting power of the members. The member 
so suspended shall automatically cease to be a member one year 
from the date of its Suspension unless a decision is taken by not 
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trois (3) mois au plus, un rösume sommaire de sa Situation 
financiere et un etat de ses profits et pertes faisant ressortir les 
resultats de ses opörations. Les comptes financiers sont tenus en 
ecus. 

2. La Banque publie chaque annee un rapport sur l’incidence de 
ses activitös sur l’environnement et peut publier d’autres rapports 
si eile ie juge souhaitable pour favoriser la reaiisation de son objet. 

3. Des exemplaires de tous les rapports, relev6s et publications 
effectues en application du präsent article sont adresses aux 
membres. 

Article 36 

Affectation et repartition du revenu net 

1. Le Conseil des gouverneurs determine au moins chaque 
annee la partie du revenu net de la Banque qui, apres deduction 
des fonds ä verser aux reserves ou, si necessaire, des pertes 
eventuelles en application du paragraphe 1 de I’article 17 du 
present Accord, est affectee aux excödents, ä d’autres emplois 
ou, s’il en existe, distribu^e. Toute decision sur l’affectation du 
revenu net de la Banque ä d’autres emplois est prise ä la majorite 
d’au moins deux tiers des gouverneurs, representant au moins 
deux tiers du nombre total des voix attribuees aux membres. 
Aucune distribution ni aucune affectation n’est faite avant que la 
reserve gönerale n’atteigne dix (10) pour cent au moins du Capital 
social autorise. 


2. Les distributions visees au paragraphe pr6c6dent sont pro- 
portionnelles au nombre d’actions liberees detenues par chaque 
membre; il est entendu que, dans le calcul de ce nombre, seuls 
sont pris en compte les paiements regus en numöraire et les 
billets ä ordre encaisses au titre de ces actions ä la fin de 
l’exercice concernö ou anterieurement. 

3. Les paiements destines ä chaque membre sont effectues 
dans les conditions determinöes par le Conseil des gouverneurs. 
Ces paiements et leur emploi par le pays böneficiaire ne font 
l’objet d’aucune restriction de la pari des autres membres. 

Chapitre VII 

Retrait et Suspension d’un membre: 

Arret temporaire et arret definitif des operations 

Article 37 

Droit de retrait des membres 

1 . Tout membre peut se retirer de la Banque ä tout moment par 
une notification echte au siege de la Banque. 

2. Le retrait prend effet et la qualite de membre cesse ä la date 
precisee dans la notification mais en aucun cas moins de six (6) 
mois apres la date ä laquelle la notification a 6te regue par la 
Banque. Toutefois, le membre peut ä tout moment, avant que son 
retrait ne devienne effectif, revenir sur sa decision de retrait en 
adressant une notification 6crite ä la Banque. 

Article 38 

Suspension d’un membre 

1. Si un membre manque ä l’une de ses obligations envers la 
Banque, celle-ci peut le suspendre par une decision prise ä la 
majoritö d’au moins deux tiers des gouverneurs, representant au 
moins les deux tiers du nombre total des voix attribuees aux 
membres. Le membre ainsi suspendu perd automatiquement sa 
qualite de membre un an apres la date de cette Suspension, ä 


paccbmaeT H/ieHaM He pe>Ke o^Horo pasa b rpn (3) Mecfiqa 
KpaxKHM OTHex o cBoeM 4)MHaHCOBOM no/ioxeHMM, H CHeX npM- 
öbmeü H yöbixKOB, noKaswBaiou^MM pesynbxaxw ero onepaqHii. 
OMHaHCOBbie cnexa Be^yxcn b 3KIO. 

2. BaHK npeflCxaBJiflex e>KeroflHbii^ oxnex o b/imhhmm cBoeü 
fleflxenbHocxM Ha oKpy^Kaiou^yK) cpep^y m Mo>Kex nyönüKOBaxb 
nioöbie MHbie oxnexbi, Koxopwe npeflCxaBJiHK)xcH eMy qe/iecoo- 
ÖpaSHbtMH /^OCXH>KeHHfl cBoeH qe/iH. 

3. Kohmm Bcex oxnexoB, cnexoB h nybnMKaqm?!, ynoMnnyxbtx b 
H acxofliueü cxaxbe, paccbuiaioxc« HnenaM. 

CxaTbSi 36 

HanpasneHMe m pacnpe/^eneHne HMcxoro ^oxo^a 

1 . CoBex ynpaBnflK)U 4 MX ne pe>Ke oAHoro pasa b toa onpeAe- 
jiflex KaKafl nacxb hmcxofo AoxoAa BanKa noc/ie oxHMcneHMM b 
pesepBbi M, npw HeobxoAHMOCTM, oxHMcneHMPi na c/iynaii bos- 
MO>KHbix yöbixKOB comacHo nyHKxy 1 cxaxbM 17 HacxoflU4ero 
ComaiueHMH nanpaB/iflexcH b npMöbijib mjim na Apyue qe/iM, a 
KaKaH HacTb, ecm xaKOBa« MMeexc«, noA/ie>KMX pacnpeAene- 
HMK). Jlioöoe xaKoe peujeniie o Hanpae/ieHMH HMcxoro aoxoas 
BaHKa Ha APyue qe/in npMHMMaexcH öo/ibtUMHCXBOM ne Menee 
AByx xpexePi ynpaenHioiAMX, npeACxaBn^JoiAHX ne Menee AByx 
xpexen ox oöiAero KO/iMHecxBa ronocoB, na Koxopoe MMeiox 
npaBo H/ieHbL TaKoe HanpaaneHMe m pacnpeAB/iBHHe HMCxoro 
AOxoAa ocymecxB/inexcH xo/ibKo, KorAa oöiahm pesepe aocxm- 
rnex ascaxh (10) npoqenxoB ox pasMepa paspeiueHHoro k 
BbinycKy ^KqHonepnoro KanMxana. 

2. /Ijoboe pacnpeAeneHwe cpeACXB, ynoMHHyxoe b npeAbiAV' 
ii\eM nyHKxe, ocymecxBjiflexcfl nponopqMOHanbHO Ko/iMHecxBy 
onnaHMBaeMbix aKU,m, npMHaAne>KaiAMx Ka>KAOMy nneny, npw 
ycnoBMM, Hxo npM noAcnexe KO/iMHecxBa xbkmx aKi\m ynHXbi- 
Bajoxcfl xoJibKo xe aKqMü, Koxopwe onnaneHbi Ha/iüHHbiMM h 
HHK aCCHpOBaHHbIMH HO xaKHM aKqHHM npOCXbIMH BeKCe/lHMH He 
noSAHee Konqa cooxeexcxByioiAero chMHancoBoro roAa. 

3. Bbin/iaxbi Ka>KAOMy nneny ocyiAecxBjiflJOXc« xbkmm cnoco- 
6 om, KoxopbiM onpeAB/iflBT CoBex ynpaB/inioiAMx. TaKMe 
Bbinjiaxbi H MX McnonbsoBaHMe cxpaHoM-no/iynaxeneM ocy- 
lAecxBjiflJoxcfl öes orpanMneHMM KaKMM-jiMöo H/ienoM. 

rnaeaVIl 

BbixoA M3 HneHCTBa n npMocxaHOBKa HJieHCXBa: Bpe- 
MeHHaji npnocraHOBKa m oKOHHarejibHoe npeKpaiAeHne 

onepaMMM 

CxaTbsi 37 

npaso HneHOB Ha sbixoA 

1 . JIjoöom H/ieH MO>Kex BbiMXM M3 BaHKa B njoöoe apeM« nyxeM 
HanpaaneHMfl nMCbMennoro yaeACMneHMH b ujxaö-KBapxMpy 
BaHKa. 

2. BbixoA H/iena Bcxynaex b CM/iy m ero MnencxBO npeKpauna- 
excH c ABTbi, y Kasan HOM b ero yBeAOM/ieHMM, oahbko hm b koom 
cnynae He panee, neM nepes luecxb (6) MecnqeB noc/ie 
nonyHeHMH BanKOM yKasannoro yBeAOM/ieHMH. flpM sxom b 
jiKJöoe BpeMH Ao xoro, kbk bwxoa ms H/ieHCXBa oKOHnaxe/ibHo 
BcxynMX B CMJiy, h/ibh MO>Kex nMCbMenHO cooöiamxb BanKy o6 
aHHy/iMpoaaHMM cBoero yeeAOM/ieHMH o HaMepeHMM bwmxm ms 
BaHKa. 

CxaxbSi 38 

□pMocxaHOBKa HJieHCXBa 

1 . Ecjim KaKOM-JiMöo Hjien ne Bbino/iHnex KaKMx-ziMöo cbomx 
oöHsaxe/ibcxB nepeA BanKOM, BaHK MO)Kex npMocxanoBMXb ero 
H/iencxBo petueHMeM öo/ibUJMHCXBa ne Menee AByx xpexeM ynpae- 
/iHioiAMx, npeAcxaBjiflJoiAMx ne Menee A^yx xpexeM ox oölAero 
KOJiMHecxBa ro/iocoB, Ha Koxopoe mmoiox npaeo H/ieHw. H/ien, b 
oxHOLueHMM Koxoporo npMHflxo xaKoe peiueHMe, aaxoMaxMsecKM 
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Zeitpunkt der Suspendierung, sofern nicht mit mindestens der 
gleichen Mehrheit beschlossen wird, das Mitglied wieder in seine 
Mitgliedschaft einzusetzen. 

(2) Während der Suspendierung kann das Mitglied keine 
Rechte aus diesem Übereinkommen mit Ausnahme des Austritts- 
Rechts wahmehmen, hat aber alle seine Verpflichtungen aus dem 
Übereinkommen zu erfüllen. 

Artikel 39 

Abrechnung mit früheren Mitgliedern 

(1) Ein Mitglied haftet auch nach Erlöschen seiner Mitglied- 
schaft weiterhin für seine unmittelbaren Verpflichtungen und 
Eventualverbindlichkeiten gegenüber der Bank, solange ein Teil 
der vor dem Erlöschen seiner Mitgliedschaft gewährten Darlehen 
oder Garantien beziehungsweise eingegangenen Kapitalbeteili- 
gungen aussteht; ihm entstehen jedoch keine Verbindlichkeiten In 
bezug auf später von der Bank gewährte Darlehen und Garantien 
beziehungsweise eingegangene Kapitalbeteiligungen, und es ist 
weder an den Einnahmen noch an den Ausgaben der Bank 
beteiligt. 

(2) Zum Zeitpunkt des Erlöschens der Mitgliedschaft eines 
Mitglieds trifft die Bank im Rahmen der Abrechnung mit dem 
früheren Mitglied nach diesem Artikel Vorkehrungen für den Rück- 
kauf seiner Anteile. Als Rückkaufpreis der Anteile gilt dabei der 
Buchwert am Tag des Erlöschens der Mitgliedschaft, Im Höchst- 
fall jedoch der ursprüngliche Kaufpreis der einzelnen Anteile. 


(3) Die Bezahlung der aufgrund dieses Artikels durch die Bank 
zurückgekauften Anteile erfolgt zu den nachstehenden Bedingun- 
gen: 

i) Die dem früheren Mitglied für seine Anteile geschuldeten 
Beträge werden einbehalten, solange das frühere Mitglied, 
seine Zentralbank beziehungsweise eine seiner Dienststel- 
len oder Einrichtungen als Kreditnehmer oder Bürge Verbind- 
lichkeiten gegenüber der Bank hat und können bei Fälligkeit 
dieser Verbindlichkeiten von der Bank zu deren Deckung 
verwendet werden. Für Verbindlichkeiten des früheren Mit- 
glieds aufgrund der Zeichnung von Anteilen nach Artikel 6 
Absätze 4, 5 und 7 wird jedoch nichts einbehalten. In jedem 
Fall werden die einem früheren Mitglied für seine Anteile 
zustehenden Beträge nicht vor Ablauf von sechs (6) Monaten 
nach Erlöschen seiner Mitgliedschaft ausgezahlt; 

ii) soweit der als Rückkaufpreis nach Absatz 2 geschuldete 
Betrag die unter Ziffer i genannten Gesamtverbindlichkeiten 
für Darlehen, Garantien und Kapitalbeteiligungen übersteigt, 
können gegen Rückgabe der betreffenden Anteile von Zeit 
zu Zeit Zahlungen auf Anteile geleistet werden, bis das 
frühere Mitglied den vollen Rückkaufpreis erhalten hat; 


iii) die Zahlungen erfolgen in den von der Bank festgelegten voll 
konvertierbaren Währungen beziehungsweise in ECU sowie 
zu den von ihr festgelegten Bedingungen und Zeitpunkten; 

iv) erleidet die Bank Verluste auf bei Erlöschen der Mitglied- 
schaft eines Mitglieds ausstehende Garantien, Beteiligungen 
an Darlehen oder Darlehen oder einen Nettoverlust auf zu 
diesem Zeitpunkt von der Bank gehaltene Kapitalbeteiligun- 
gen und übersteigen diese Verluste den Umfang der bei 
Erlöschen der Mitgliedschaft vorhandenen Rückstellungen 
für Verluste, so hat das frühere Mitglied auf Verlangen den 
Betrag zurückzuzahlen, um den der Rückkaufpreis seiner 
Anteile herabgesetzt worden wäre, wenn die Verluste bei der 
Ermittlung des Rückkaufpreises berücksichtigt worden 
wären. Außerdem ist das frühere Mitglied bei Abruf nicht 
eingezahlter Zeichnungen nach Artikel 6 Absatz 4 weiterhin 


less than the same majorlty to restore the member to good 
Standing. 


2. While under Suspension, a member shall not be entitied to 
exercise any rights under this Agreement, except the right of 
withdrawal, but shall remain subject to all its obligations. 

Article 39 

Settlement of accounts with former members 

1 . After the date on which a member ceases to be a member, 
such former member shall remain liable for its direct obligations to 
the Bank and for its contingent liabilities to the Bank so long as 
any part of the loans, equity investments or guarantees contracted 
before it ceased to be a member are outstanding; but it shall 
cease to incur such liabilities with respect to loans, equity invest- 
ments and guarantees entered into thereafter by the Bank and to 
Share either in the income or the expenses of the Bank. 


2. At the time a member ceases to be a member, the Bank shall 
arrange for the repurchase of such former member’s shares as a 
part of the Settlement of accounts with such former member in 
accordance with the provisions of this Article. For this purpose, the 
repurchase price of the shares shall be the value shown by the 
books of the Bank on the date of cessation of membership, with 
the original purchase price of each share being its maximum 
value. 

3. The payment for shares repurchased by the Bank under this 
Article shall be governed by the following conditions: 

(i) any amount due to the former member for its shares shall be 
withheld so long as the former member, its central bank or 
any of its agencies or instrumentalities remains liable, as 
borrower or guarantor, to the Bank and such amount may, at 
the Option of the Bank, be applied on any such liability as it 
matures. No amount shall be withheld on account of the 
liability of the former member resulting from its subscription 
for shares in accordance with paragraphs 4, 5 and 7 of Article 
6 of this Agreement. In any event, no amount due to a 
member for its shares shall be paid until six (6) months after 
the date upon which the member ceases to be a member; 


(ii) payments for shares may be made from time to time, upon 
their surrender by the former member, to the extent by which 
the amount due as the repurchase price in accordance with 
Paragraph 2 of this Article exceeds the aggregate amount of 
liabilities on loans, equity investments and guarantees in sub- 
paragraph (i) of this paragraph until the former member has 
received the full repurchase price; 

(iii) payments shall be made on such conditions and in such fully 
convertible currencies, or ECU, and on such dates, as the 
Bank determines; and 

(iv) if losses are sustained by the Bank on any guarantees, 
participations in loans, or loans which were outstanding on 
the date when the member ceased to be a member, or if a net 
loss iS sustained by the Bank on equity investments held by it 
on such date, and the amount of such losses exceeds the 
amount of the reserves provided against losses on the date 
when the member ceased to be a member, such former 
member shall repay, upon demand, the amount by which the 
repurchase price of its shares would have been reduced if the 
losses had been taken into account when the repurchase 
price was determined. ln addition, the former member shall 
remain liable on any call for unpaid subscriptions under 
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moins que ies gouverneurs ne decident ä ia meme majorite de iui 
rendre sa qualite de membre. 


2. Un membre frapp6 de Suspension ne peut exercer aucun des 
droits conferes par le present Accord, exception faite du droit de 
retrait; ii reste neanmoins soumis ä toutes ses obligations de 
membre, 

Article 39 

Apurement des comptes des anciens membres de Ia Banque 

1. Apres Ia date ä laqueiie un membre perd sa qualitö de 
membre, ii reste tenu par ses obligations directes ainsi que par 
ses engagements conditionnels envers ia Banque aussi long- 
temps que subsiste un encours des prets et des garanties 
consentis ou des prises de participation reaiisees avant qu’il alt 
cesse d’etre membre; cependant, ce membre cesse d’etre res- 
ponsable des prets et garanties et des prises de participation 
consentis et rbalisös ulterleurement par Ia Banque, et de partici- 
per, soit aux revenus, soit aux depenses de ia Banque. 


2. Lorsqu’un membre perd cette qualite, ia Banque procede ä 
un regiement partiel des comptes avec ce membre, en prenant, 
conformement aux dispositions du present article, toute mesure 
en vue du rachat des actions de celul-ci. A cette fin, ie prix de 
rachat de ces actions est constituö par leur valeur constatöe dans 
Ies livres de Ia Banque ä Ia date ä laqueiie ce membre perd sa 
qualite de membre, le prix initial d’achat de chaque action consti- 
tuant Ia valeur maximale. 

3. Le paiement des parts rächet ees par Ia Banque conformö- 
ment au present article est regi par Ies conditions suivantes: 

(i) tout montant dü au membre au titre de ses actions est retenu 
par Ia Banque aussi longtemps que ce membre, sa Banque 
centrale, !’un de ses organismes ou l’une de ses emanations, 
reste redevable vis-ä-vis de ia Banque en tant qu’emprunteur 
ou garant; ce montant peut, au gr6 de Ia Banque, etre affectö 
ä ia liquidation de ces engagements iorsque ceux-ci arrivent 
ä echeance. Aucun montant n’est retenu ä raison des enga- 
gements de i’ancien membre resultant de sa souscription aux 
actions de Ia Banque conformement aux paragraphes 4, 5 
et 7 de l’article 6 du präsent Accord. En tout 6tat de cause, 
aucun montant dü ä un ancien membre au titre de ses 
actions ne sera verse avant l’expiration d’un delal de six (6) 
mois ä compter de Ia date ä laqueiie ii cesse d’etre membre; 

(ii) le paiement peut s’effectuer par acomptes, apres remise des 
actions ä Ia Banque par l’ancien membre et jusqu’ä ce que 
ledit ancien membre ait regu la totalit^ du prix de rachat pour 
autant que, conformement au paragraphe 2 du present arti- 
cle, le montant correspondant au prix de rachat excede le 
montant global des dettes resultant des prets, investisse- 
ments en Capital et garanties vises ä i’aiinea (i) du present 
paragraphe; 

(iii) Ies paiements sont effectues aux conditions, dans Ies de- 
vises pleinement convertlbles ou en ecus, et aux dates fixees 
par la Banque; et 

(iv) si la Banque subit des pertes, du fait de l’encours des 
garanties, de participations ä des prets, ou de prets existant a 
la date ä laqueiie le membre a perdu cette qualite ou si une 
perte nette est supportöe par la Banque sur Ies investisse- 
ments en capital qu’elle detient ä cette date, et si le montant 
de ces pertes depasse, ä cette date, le montant de la röserve 
constituee pour y faire face ä la date ä laqueiie le membre a 
perdu sa qualite, ledit ancien membre est tenu de rembour- 
ser, sur demande, le montant ä concurrence duquel ie prix de 
rachat de ses actions aurait etö reduit s’il avait ete tenu 
compte de ces pertes au moment de la fixation du prix de 
rachat. En outre, l’ancien membre reste soumis ä tout appel 


nepecraer öwTb h/iohom nepes rofl, HannHan c flarbi npnocra- 
HOBKM, KpoMe Tex c/iynaeB, Korfla no KpaPiHeM Mepe raxuM >Ke 
öo/ibLUMHCTBOM npMHMMaeTcn peiueHne o BoccTaHOB/ieHHn yxa- 
saHHoro HjieHa b ero npaBax. 

2. B nepMOfl npnocraHOBKH h/ioh Tepner Bce npaBa no HacTO- 
Bu^eMy Cor/iameHMK), xpoMe npaaa Ha Bbixo^, ho sa hmm 
coxpaHflKDTCfl Bce ero obflsarenbCTBa. 


CraTbsi 39 

ypery/iMpoeaHMe pacHeroB c öbiBuiMMM H/ieHaiMM 

1 . C flarbi. Ha KOTOpyra snen nepecraer öbirb H/ienoM, raxoM 
öbiBiuMH HneH npoflon>Kaer necrw oreercrBeHHOcrb no cbomm 
npBMbiM oöflsarejibcrBaM nepefl BanKOM, a raK>Ke no ycnoB- 
HbiM oöBsarejibcrBaM nepefl BanxoM flo rex nop, noxa Kaxan- 
jiMöo sacrb safiMOB, MHBecrMqMki b aKqnoHepHbiM Kaniiran v\m 
rapanrHH, o Koropbix öw/ia flocriirHyra floroBOpennocrb flo 
roro, KBK OH nepecran öwrb h/ibhom, ocraercn neyperynMpo- 
BaHHoPi; oflHaKO oh ne necer öonee raxHx oönsare/ibcrB no 
saMMaM, MHBecrMMMHM B aKqMOHepHbiPi Kaniira/i m rapanrHBM, 
npeflocraBjieHHbiM Bbhkom nocne roro, kbk oh nepecran öbirb 
HnenoM, h ne ynacrayer öonee b floxoflax Mnw pacxoflax BaHKa. 

2. Korfla snen nepecraer öbirb nnenoM, BaHK floroeapHBa- 
ercfl 0 BbiKyne y raxoro öbiBiuero snena ero aKi\m b paMKax 
yperynMpoBaHMB pacneroB c raxHM öbiBiuHM nnenoM b coor- 
BercrBMM c nono>KeHMnMM nacronifleM crarbii. C sroM qenbio 
aKqiiM BbiKynararcfl no qene, noKasaHHoPi b KHMrax Banxa na 
flary npeKpaifleHMB nneHcraa, npM sroM MaKCMwanbHofi qenoM 
BBnnercfl qena, no KoropOM Ka>Kflan aKi\m öbina nepeona- 
HanbHO Kynnena. 

3. Bbinnara sa aKqmi, BbiKynneHHwe BanKOM cornacHo 
HacroflifleH crarbe, npoMSBOflMrcn b coorBercrBMM c HM>Kenepe- 
HMCneHHblMM ycnoBMBMM; 

(I) nioöbie cyMMbi, npMHMraioiflMecn öbiBiueMy nneny sa ero 
aKqMM, yflep>KMBaiorcn flo rex nop, noKa öbiBiuHH snen, ero 
qenrpanbHbiM öanx nwöo nioöoe ns ero arencre v\nv\ opra- 
HOB ocraercn orBercreeHHbiM nepefl Bbhkom b KanecrBe 
saeMiflHKa wnM rapanra, h raxHe cyMMw Moryr öbirb no 
ycMorpenmo Banxa oöpaiflenbi b noramenMe raxMx oönsa- 
renbcrB no nacrynneHMM hx cpoxa. HiiKaKMe cywMbi ne 
yflep>KMBaK)rcfl b cner oönsarenbcre öbiBiuero snena, 
BbireKaioiflMX m ero noflnncKM na aKi\m b cooraercrBMH c 
nyHKraMM 4, 5 m 7 crarbH 6 nacroniflero CornaiijeHnn. B 
nwöoM cnysae HMKaKiie cyMMbi, npMHMraioiflMecn sneny sa 
ero aKqMM, ne BbinnaHMeaiorcn panee, hbm nepes luecrb (6) 
MecnqeB c flarw npexpaifleHHn sneHcrea; 

(ii) Bbinnarbi sa aKi\m Moryr npoMSBOflMrbcn BpeMn or Bpe- 
MeHM nocne BpyseHW« hx öbiBiuMM snenoM b rex npeflenax, 
B KBKMX cyMMbi, npMHMraioiflMecn b KasecrBe BbiKynnoM 
qeHbi B coorBercrBMM c nyHKroM 2 HacronifleM crarbM, 
npeBbiLiiaior oöiflyio cyMMy oönsarenbcrB no saMMaM, mhbo- 
crMqMflM B aKMMOHepHbiM KanMran m rapaHrMSM, ynoMSHy- 
rbiM B noflnyHKre (i) Hacroniflero nyHKra, noxa öbiBLUMM 
HneH He nonysMr bck) BbiKynHyio qeny; 

(Iii) Bbinnarbi npoMSBOflnrcn na raxMX ycnoBMnx, b raxMx non- 
HocrbK) KOHBeprMpyeMbix Baniorax MnM 3KI0 m b raKMe 
flarbi, Koropbie onpeflenner Bbhk; m 

(iv) ecnM Bbhk nonecer yöwrxM no KaxMM-nMöo rapaurMSM, 
ynacrMK) b saMMax MnM no saMMaM, Koropwe ocraaanMCb 
HenoraiiieHHbiMM Ha flary, Korfla snen nepecran öbirb sne- 
HOM, MnM ecnM BaHK nonecer HMcrwe yöbirxM no cbomm 
MHBecrMqMflM b aKqMOHepHbiCi KanMran Ha sry flary, m 
cyMMbi raKMx yöbirKOB na flary, Korfla snen nepecraer 
öbirb HneHOM, npeBbicnr pasMep pesepeoB, npeflycMorpen- 
Hbix Ha cnynaM yöbirKOB, raKofi öbiBiUMM sneH flon>KeH no 
rpeöoBaHMK) BbinnarMrb cyMMy, na Koropyio coKparMnacb 
öbi BbiKynnan qeHa, ecnM öbi npM onpefleneHMM sroM qeHW 
öbin npMHnr bo BHMMaHMe pasMep yKasaHHbix yöbirKOB. 
KpoMe roro, öbiBLUMM sneH npoflon>Kaer HecrM orBercr- 
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in der Höhe zur Zahlung verpflichtet, in der es hätte beitragen 
müssen, wenn die Kapitalminderung und der Abruf zum 
Zeitpunkt der Ermittlung des Rückkaufpreises seiner Anteile 
erfolgt wären. 


(4) Stellt die Bank binnen sechs (6) Monaten nach Erlöschen 
der Mitgliedschaft eines Mitglieds ihre Geschäftstätigkeit nach 
Artikel 41 ein, so bestimmen sich alle Rechte des früheren Mit- 
glieds nach den Artikeln 41 bis 43. 

Artikel 40 

Vorübergehende Einstellung der Geschäftstätigkeit 

In Notfällen kann das Direktorium die Geschäftstätigkeit im 
Hinblick auf neue Darlehen, Garantien, Emissionsübernahmen, 
technische Hilfe und Kapitalbeteiligungen vorübergehend einstel- 
len, bis der Gouvemeursrat Gelegenheit hat, sich zu beraten und 
Maßnahmen zu treffen. 

Artikel 41 

Beendigung der Geschäftstätigkeit 

Die Bank kann ihre Geschäftstätigkeit mit Zustimmung von 
mindestens zwei Dritteln der Gouverneure, die mindestens drei 
Viertel der Gesamtstimmenzahl der Mitglieder vertreten, been- 
den. Mit dieser Beendigung stellt die Bank sofort ihre gesamte 
Tätigkeit mit Ausnahme der Arbeiten ein, welche die ordnungsge- 
mäße Verwertung, Sicherung und Erhaltung ihrer Vermögens- 
werte sowie die Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten betreffen. 


Artikel 42 

Haftung der Mitglieder und Begleichung von Forderungen 

(1) Im Fall der Beendigung der Geschäftstätigkeit der Bank 
bleibt die Haftung aller Mitglieder für nicht abgerufene Zeichnun- 
gen auf das Stammkapital der Bank bestehen, bis alle Forderun- 
gen von Gläubigern einschließlich aller Eventualforderungen 
beglichen sind. 

(2) Gläubiger im Zusammenhang mit der ordentlichen 
Geschäftstätigkeit, die unmittelbare Forderungen halten, werden 
an erster Stelle aus den Vermögenswerten der Bank, an zweiter 
Stelle aus der Bank geschuldeten Zahlungen für eingezahlte 
Anteile, die bislang nicht eingezahlt worden sind, und schließlich 
aus der Bank geschuldeten Zahlungen für abrufbares Stammkapi- 
tal befriedigt. Bevor Zahlungen an Gläubiger mit unmittelbaren 
Forderungen geleistet werden, trifft das Direktorium alle nach 
seiner Ansicht notwendigen Vorkehrungen zur Gewährleistung 
einer anteiligen Verteilung auf Gläubiger mit unmittelbaren Forde- 
rungen und Gläubiger mit Eventualforderungen. 

Artikel 43 

Verteilung der Vermögenswerte 

(1) Eine Verteilung von Vermögenswerten nach diesem Kapitel 
an die Mitglieder aufgrund ihrer Zeichnungen auf das Stammkapi- 
tal der Bank erfolgt erst, 

I) wenn alle Verbindlichkeiten gegenüber Gläubigern erfüllt 
sind oder hierfür Vorsorge getroffen ist; 

ii) wenn der Gouverneursrat mit den Stimmen von mindestens 
zwei Dritteln der Gouverneure, die mindestens drei Viertel 
der Gesamtstimmenzahl der Mitglieder vertreten, eine Vertei- 
lung beschlossen hat. 


(2) Die Verteilung der Vermögenswerte der Bank an die Mitglie- 
der erfolgt im Verhältnis ihres jeweiligen Anteils am Stammkapital 


Paragraph 4 of Article 6 of this Agreement, to the extent that it 
would have been required to respond if the impairment of 
Capital had occurred and the call had been made at the time 
the repurchase price of its shares was determined. 


4. If the Bank terminates its operations pursuant to Article 41 of 
this Agreement within six (6) months of the date upon which any 
member ceases to be a member, all rights of such former member 
shall be determined in accordance with the provisions of Arti- 
cles 41 to 43 of this Agreement. 

Article 40 

Temporary Suspension of operations 

In an emergency, the Board of Directors may suspend tem- 
porarily operations in respect of new loans, guarantees, Underwrit- 
ing, technical assistance and equity investments pending an 
opportunity for further consideration and action by the Board of 
Governors. 

Article 41 

Termination of operations 

The Bank may terminate its operations by the affirmative vote of 
not less than two-thirds of the Governors, representing not less 
than three-fourths of the total voting power of the members. Upon 
such termination of operations the Bank shall forthwith cease all 
activities, except those incident to the orderly realization, Conser- 
vation and preservation of its assets and settlement of its obliga- 
tions. 

Article 42 

Liabillty of members and payment of Claims 

1 . In the event of termination of the operations of the Bank, the 
liability of all members for uncalled subscriptions to the Capital 
stock of the Bank shall continue until all Claims of creditors, 
including all contingent Claims, shall have been discharged. 

2. Creditors on ordinary operations holding direct Claims shall 
be paid first out of the assets of the Bank, secondly out of the 
payments to be made to the Bank in respect of unpaid paid-in 
shares, and then out of payments to be made to the Bank in 
respect of callable Capital stock. Betöre making any payments to 
creditors holding direct Claims, the Board of Directors shall make 
such arrangements as are necessary, in Its judgment, to ensure a 
pro rata distributlon among holders of direct and holders of 
contingent Claims. 


Article 43 

Distribution of assets 

1 . No distributlon under this Chapter shall be made to members 
on account of their subscriptions to the Capital stock of the Bank 
until; 

(i) all liabilities to creditors have been discharged or provided 
for; and 

(ii) the Board of Governors has decided by a vote of not less 
than two-thirds of the Governors, representing not less than 
three-fourths of the total voting power of the members, to 
make a distributlon. 


2. Any distributlon of the assets of the Bank to the members 
shall be in proportion to the Capital stock held by each member 
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de souscriptions non liberees, au titre du paragraphe 4 de 
l’article 6 du präsent Accord, dans la mesure oü il y aurait äte 
tenu si la räduction de Capital ätait survenue et Tappe! fait au 
jour de la fixation du prix de rachat. 


4. Si la Banque met fin ä ses operations, conformäment ä 
l’article 41 du present Accord, dans les six (6) mois suivant la date 
ä laquelle un membre perd cette qualite, tous les droits de cet 
ancien membre sont determlnes conformäment aux dispositions 
des articles 41 ä 43 du present Accord. 

Article 40 

Arrät temporaire des opärations 

En cas d’urgence, le Conseil d’administration peut suspendre 
temporairement les operations en matiere de nouveaux prets et 
nouvelles garanties, garantles d’emission, assistance technique 
et prises de participation, en attendant que le Conseil des gouver- 
neurs ait la possibilite d’en delibärer et d en decider. 

Article 41 

Arret definitif des opärations 

La Banque peut mettre fin ä ses opärations par däcision 
expresse des deux tiers au mol ns du nombre des gouverneurs, 
repräsentant au moins les trols quarts du nombre total des voix 
attribuäes aux membres. Des Tarrät däfinitif des opärations, la 
Banque cesse toutes ses activites, ä l’exception de celles qui se 
rapportent ä la räalisation ordonnee, ä la Conservation et ä la 
sauvegarde de ses avoirs, ainsi qu’au regiement de ses obliga- 
tions. 

Article 42 

Responsabilltä des membres et liquidation des cräances 

1. En cas d’arret däfinitif des opärations de la Banque, la 
responsabilite de tous les membres räsultant de leurs souscrip- 
tions non appelees au Capital social de la Banque subsiste jusqu’ä 
ce que toutes les cräances, y compris toutes les cräances condi- 
tionnelles, soient liquidees. 

2. Tous les cräanciers au titre des opärations ordinaires titu- 
laires de cräances directes sont payes en premier lieu sur les 
avoirs de la Banque, en deuxieme lieu sur les sommes dues ä la 
Banque au titre des actions ä liberer non versäes, et enfin sur les 
sommes dues ä la Banque au titre du Capital social appelable. 
Avant d’effectuer quelque paiement que ce soit ä des creanciers 
titulaires de creances directes, le Conseil d’administration prend 
toute disposition qu’il juge näcessaire, pour assurer une reparti- 
tion au prorata entre les cräanciers titulaires de creances directes 
et les creanciers titulaires de creances conditionnelles. 

Article 43 

Distribution des avoirs 

1 . Dans le cadre du präsent chapitre, aucune distribution des 
avoirs n’est falte au profit des membres en raison de leurs 
souscriptions au Capital social de la Banque avant: 

(i) que toutes les obligations envers les creanciers alent ätä 
liquidäes ou aient fait l’objet de mesures appropriäes; et 

(ii) que le Conseil des gouverneurs ait pris la däcision de procä- 
der ä une distribution, par un vote des deux tiers au moins 
des gouverneurs repräsentant au moins trois quarts du nom- 
bre total des voix attribuäes aux membres. 

2. Toute distribution des avoirs entre les membres est propor- 
tlonnelle ä la part de Capital social dätenu par chaque membre, et 


eeHHOCTb no njoöOMy TpeöoeaHMK) na HeonnaHeHHyjo f\on\o 
noflnucKn cornacHO nyuKTy 4 craxbn 6 HacTOflu^ero 
CornameHMfl b tom creneHM, b KaKOii sto noTpeöOBa/iocb 
6bi, ec/iM 6bi npoMSOiuno obpeweHeHne Kannrana m Tpeöo- 
BaHne öbino öbi npeA'b^BneHo b MOMeHT onpeAeneHki^i 
BbiKynHOM qeHbi ero aKi\m. 

4. Ecnn BaHK OKOHHaienbHO npeKpajMT cbom onepaqMn 
cornacHO crarbe 41 HacTOfliAero CornauieHun b TeneHne luecTU 
(6) MecflqeB ot flarbt, Korfla KaKOM-nnöo nneH nepecraer öbiTb 
HneHOM, Bce npaaa xaKoro öbiBiuero Hnena onpeflenniOTCfl b 
cooTBeTCTBMM c nonoKeHMflMM CTaTePi 41-43 HacToniqero 
CornaiueHMfl. 

CraTbsi 40 

BpeMeHHan npiiocTaHOBKa onepaqMM 

B riKDöOM MpesBbiHaMHOM CMTyaquM Cobbt ai^Pbktopob MOx<eT 
BpeMeHHO npnocTaHOBMTb onepaiiMM no npeflOCTaBneHUJO 
HOBbix aaPiMOB, rapaHTUti, rapaHTUpoeaHHOMy pasMeiqeHMK) qen- 
Hbix öyMar, TexHunecKOMy coAeMCTButo m nHBecTuquflM b aKquo- 
HepHbiPi KannTan ao paccMOTpeHun Cobbtom ynpaenntoiAnx co3- 
AaBiuerocfi nonoKeHun m npuHATHfl mm cooTBercTByioiAMX Mep. 

CraTbn 41 

OKOHHare/ibHoe npeKpaiqeHMe onepaqMM 

BaHK MOKBT OKOHHareribHO npBKpaTMTb CBOM onepaqMM, ecnM 
3a 3TO nporonocyer He Menee A^yx TpereM ynpaennjoiAMx, npeA- 
CTaBHflJOiAMx HB MBHee Tpex HBTBepTeM OT oöiAero KO/iMnecTBa 
ronocoB, na KOTopoe mmoiot npaao nneHbi. npM raxoM OKonna- 
TBHbHOM npeKpaiAOHMM onepaqMM BaHK HeMOA/ieHHO npe- 
KpaiAaeT bck) AeflienbHOCTb, aa MCKnJoneHMOM AenienbHOCTM no 
ynopJiAO'^öHHOM peanMaaqMM, KOHcepaatiMM m coxpaneHMK) 
CBOMX aKTMBOB M ypery/iMpoBaHMK) CBOMx oö^aarenbCTB. 

CraTbsi 42 

OTSeTCTBeHHOCTb HJieHOB M OniiaTB npeTeH3MM 

1 . B cnynae OKOHHareribHoro npeKpaiqeHMfl onepaqMM BaHKa 
obflaarenbCTBa Bcex HnenoB no neBocTpeöOBaHHOM nacTM 
aKqMOHBpHoro KanMTana BaHKa, na KOTOpbiM ohm noAnMca/iMCb, 
ocTatoTCfl B CMne ao yAOB/ieTBOpeHMfl Bcex TpeöoBaHMM KpeAH- 
TopoB, BKntoHafl Bce ycnoBHbie TpeöOBaHMfl. 

2. npHMbie TpeöOBaHMfl KpeAHTOpOB no oöbiHHbiM onepaqMflM 
yAOBneTBOpfltOTCfl b nepByto onepeAb m3 bktmbob Bbhkb, bo 
BTOpyto oHepeAb m 3 nnaTe>KeM, KOTopbie AonJKHw öbiTb CAe- 
jiaHbi BaHKy no HeonnaneHHOM Aone onnanMBaeMbix bklimm, m 
aareM m3 nnarexceM, KOTopbie Aon>KHbi öwib cAenanw BaHKy b 
CHei aKLiMOHepHoro Kannrana, noA/ie)KaiAero onnare no xpe- 
öoBaHMK). riepeA ocyiAecxBjieHMeM KaKMx-nMöo nnaxeKOM Kpe- 
AMTOpaM, MMeioiAMM npJiMbie xpeöoBaHMfl, Cobot A^peKTOpoB 
npMHMMaex neoöxoAHMbie, no ero mhohmk), Mepw a^ia oöecne- 
HeHMfl nponopqMOHa/ibHoro pacnpeAenoHMfl Bbinnax Me>KAy 
AepJKaxennMM npAMbix m ycnoBHbix xpeöOBaHMM. 

CraTbB 43 

PacnpeAeneHMe aKTMBOB 

1 . He npOM3BOAMTCfl HMKaKoro pacnpeAeneHMfl cpeAM nnenoB 
B COOTBeXCTBMM C HaCTOfllAOM maBOM B CHBT MX nOAnMCKM Ha 
aKLiMOHepHbiM KanMxan BaHKa noKa: 

(!) Bce oöflaaxenbCTBa nepeA KpeA^TOpaMM ne öyAyr 
noraiueHbi mjim obecneneHbi; m 

(ii) CoBex ynpaB/iflJoiAMx hb npMMex pemeHM« o pacnpeAenenMM 
aKTMBOB öonbiuMHcxBOM To/iocoB HO MBHee A^y^ xpexeti 
ynpaenflioiAMx, npeACxaenfltoiAMx ne Menee xpex HexBepxeM 
ox oöiAero KonMnecxBa ronocoB, na Koxopoe mmbjox npaao 
HneHbi. 

2 . Jljoöoe pacnpeAeneHMB aKXMBOB Banxa cpeA^ HnenoB npo- 
M3BOAMxcfl nponopqMOHanbHO Aone aKqMOHepHoro KanMxana, 
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und zu den Zeitpunkten und Bedingungen, die der Bank gerecht 
und billig erscheinen. Die verteilten Vermögensanteile brauchen 
hinsichtlich ihrer Art nicht einheitlich zu sein. Ein Mitglied hat bei 
der Verteilung der Vermögenswerte erst dann Anspruch auf sei- 
nen Anteil, wenn es alle seine Verbindlichkeiten gegenüber der 
Bank erfüllt hat. 

(3) Ein Mitglied, das aufgrund dieses Artikels verteilte Vermö- 
genswerte erhält, genießt hinsichtlich dieser Vermögenswerte 
dieselben Rechte, wie sie der Bank vor der Verteilung zustanden. 

Kapitel VIII 

Rechtsstellung, Immunitäten, Vorrechte und Befreiungen 

Artikel 44 

Zweck dieses Kapitels 

Um der Bank die Erfüllung ihres Zweckes und der ihr zugewie- 
senen Aufgaben zu ermöglichen, werden ihr im Hoheitsgebiet 
jedes Mitgliedlands die Rechtsstellung sowie die Immunitäten, 
Vorrechte und Befreiungen gewährt, die in diesem Kapitel festge- 
legt sind. 

Artikel 45 

Rechtsstellung der Bank 

Die Bank besitzt volle Rechtspersönlichkeit und insbesondere 
die uneingeschränkte Rechtsfähigkeit, 

i) Verträge zu schließen; 

ii) unbewegliches und bewegliches Vermögen zu erwerben und 
darüber zu verfügen; 

iii) vor Gericht zu stehen. 

Artikel 46 

Stellung der Bank in bezug auf gerichtliche Verfahren 

Klagen gegen die Bank können nur vor einem zuständigen 
Gericht im Hoheitsgebiet eines Landes erhoben werden, in dem 
die Bank eine Geschäftsstelle besitzt, einen Vertreter für die 
Entgegennahme gerichtlicher Urkunden ernannt oder Wertpa- 
piere ausgegeben oder garantiert hat. Es dürfen jedoch keine 
Klagen von Mitgliedern oder von Personen erhoben werden, die 
Mitglieder vertreten oder Forderungen von Mitgliedern ableiten. 
Das Eigentum und die Vermögenswerte der Bank, gleichviel wo 
und in wessen Besitz sie sich befinden, genießen Immunität von 
jeder Form der Beschlagnahme, Pfändung oder Vollstreckung, 
solange nicht ein endgültiges Urteil gegen die Bank ergangen ist. 

Artikel 47 

Befreiung der Vermögenswerte von Zugriff 

Das Eigentum und die Vermögenswerte der Bank, gleichviel wo 
und in wessen Besitz sie sich befinden, sind von Zugriff durch 
Durchsuchung, Beschlagnahme, Einziehung, Enteignung oder 
jede andere Form der Wegnahme oder Zwangsvollstreckung auf 
dem Verwaltungs- oder Gesetzesweg befreit. 

Artikel 48 

Unverletzlichkeit der Archive 

Die Archive der Bank sowie ganz allgemein alle ihr gehörenden 
oder in ihrem Besitz befindlichen Schriftstücke sind unverletzlich. 

Artikel 49 

Befreiung der Vermögenswerte von Beschränkungen 

Soweit es die Erfüllung des Zweckes und der Aufgaben der 
Bank erfordert und vorbehaltlich dieses Übereinkommens sind 
das gesamte Eigentum und alle Vermögenswerte der Bank von 


and shall be effected at such times and under such conditions as 
the Bank shall deem fair and equitable. The shares of assets 
distributed need not be uniform as to type of assets. No member 
shall be entitied to receive its share in such a distribution of assets 
until it has settied all of its obligations to the Bank. 

3. Any member receiving assets distributed pursuant to this 
Article shall enjoy the same rights with respect to such assets as 
the Bank enjoyed prior to their distribution. 

Chapter VIII 

Status, immunities, Privileges and exemptions 

Article 44 

Purposes of chapter 

To enable the Bank to fulfil its purpose and the functions with 
which it is entrusted, the Status, immunities, Privileges and exemp- 
tions set forth in this Chapter shall be accorded to the Bank in the 
territory of each member country. 

Article 45 
Status of the Bank 

The Bank shall possess full legal personality and, in particular, 
the full legal capacity: 

(i) to contract; 

(ii) to acquire, and dispose of, immovable and movable property; 
and 

(iii) to institute legal proceedings. 

Article 46 

Position of the Bank with regard to judicial process 

Actions may be brought against the Bank only in a court of 
competent jurisdiction in the territory of a country in which the 
Bank has an Office, has appointed an agent for the purpose of 
accepting Service or notice of process, or has issued or guaran- 
teed Securities. No actions shall, however, be brought by mem- 
bers or persons acting for or deriving Claims from members. The 
property and assets of the Bank shall, wheresoever located and 
by whomsoever held, be immune from all forms of seizure, 
attachment or execution before the delivery of final judgment 
against the Bank. 

Article 47 

Immunity of assets from seizure 

Property and assets of the Bank, wheresoever located and by 
whomsoever held, shall be immune from search, requisition, 
confiscation, expropriation or any other form of taking or foreclo- 
sure by executive or legislative action. 

Article 48 

Immunity of archlves 

The archives of the Bank, and in general all documents belong- 
ing to it or held by it, shall be inviolable. 

Article 49 

Freedom of assets from restrictions 

To the extent necessary to carry out the purpose and functions 
of the Bank and subject to the provisions of this Agreement, all 
property and assets of the Bank shall be free from restrictions. 


48 



Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/7997 


eile est effectu6e aux dates et dans les conditions que la Banque 
trouve justes et 6quitables. Les parts d’avoirs distribuees ne sont 
pas necessairement de la meme categorle. Aucun membre ne 
peut recevoir sa part des avoirs ainsi disthbuös aussi longtemps 
qu’il ne s’est pas acquitte de toutes ses obligations envers la 
Banque. 

3. Tout membre qui regoit des avoirs distribues conformöment 
aux dispositions du present article est subrogö dans tous les 
droits que la Banque possedait sur ces avoirs avant leur reparti- 
tion. 

Chapitre VIII 

Statut, immunites, Privileges et exemptlons 

Article 44 

Objet du present chapitre 

Pour pouvoir attelndre son but et exercer les fonctions qui lui 
sont confiees, le Statut, les immunites, Privileges et exemptions 
definis dans le present chapitre sont accordes ä la Banque sur le 
territoire de chaque pays membre. 

Article 45 

Statut de la Banque 

La Banque possede la pleine personnalite jurldique et, en 
particulier, la pleine capacite juridique: 

(i) de conclure des contrats; 

(ii) d’acqu6rir et d’aliener des biens mobiliers et immobiliers; et 

(iii) d’ester en justice. 

Article 46 

Situation de la Banque au regard d’actions en justice 

II ne peut etre intentö d’action en justice contre la Banque que 
devant un tribunal compötent sur le territoire d’un pays oü celle-ci 
possöde un bureau ou a nomme un agent aux fins de recevoir 
toute assignation en justice ou sommation, ou a emis ou garanti 
des titres. Aucune action en justice ne peut cependant etre 
intentöe contre la Banque par des membres ou par des personnes 
agissant pour le compte desdits membres, ou detenant d’eux des 
cröances. Les biens et avoirs de la Banque, oü qu’ils soient situös 
et quel qu’en soit le dötenteur, sont exemptes de toute forme de 
saisie, ou mesures d’exöcution aussi longtemps qu’un arret defini- 
tif n’a pas ete rendu contre la Banque. 

Article 47 

Insaisissabillte des avoirs 

Les biens et avoirs de la Banque, oü qu’ils se trouvent et quel 
qu’en soit le detenteur, sont exemptes de perquisition, röquisition, 
confiscation, expropriation ou de toute autre forme de saisie ou de 
mainmise, de la part du pouvoir executif ou legislatif. 

Article 48 

Inviolabilitö des archives 

Les archives de la Banque et, d’une rnaniere genörale, tous les 
documents qui lui appartiennent ou qu’elle detient sont inviola- 
bles. 

Article 49 

Exemptlons relatives aux avoirs 

Dans la mesure nöcessaire pour que la Banque arteigne son 
but et s’acquirte de ses fonctions, et sous reserve des dispositions 
du prösent Accord, tous ses biens et autres avoirs sont exemptes 


npMHaAnex<aiMero xeoKflOMy H/ieny, m ocymecTB/ifleTCfl b raxue 
cpoKM M Ha TaxMx yc/iOBMflx, KOTopwe BaHK coHTeT cnpaBeAriH- 
BbiMH. ripki pacnpe^eiieHHH axTkieoB /^o/ih pasnHHHbix thhob 

aXTMBOB He flOJOKHbl ÖblTb OÖflSaTe/lbHO OAMHaKOBbIMM. Hm 

OAMH H/ieH He MMeeT npaea na no/iyneHMe CBoen flO/iM pacnpe- 
pßneHHbix axTkiBOB, noxa oh ne Bbino/iHkiT Bcex cbohx oö^isa- 
Te/ibCTB nepeA BanxoM. 

3. /1k)6om H/ieH, no/iyHaK)inMM axTMBbi, pacnpefle/iennbie 
cor/iacHO nacTOflineki crarbe, oö/iaflaei tomm >Ke npaeaMH no 
TaxMM axTHBaM, xaxHMH oö/ia/^an Banx nepe^ hx pacnpeflene- 

HHeM. 

r/iaea VIII 

CraTyc, HMMyHHTejbi, npnBM/iernM n MS'bflTMfl 

CraTbn 44 
Me/iü r/iasbi 

HTOÖbl flajb B03M0)KH0CTb BaHXy AOCTHMb CBOeW qe/lH M 
BbinO/lHHTb B03/10)KeHHbie Ha HOrO 4)yHXqHH, Ha TeppHTOpWH 
xa)KflOM cTpaHbi-H/iena Banxy npeflOCTaB/iflK}TCfl cjaryc, UMMy- 
HHTeTbi, npnBn/iernH H Ha'bflTHfl, npeAycMOjpeHHbie nacTOfliAeM 
rnaBOH. 

CraTbSi 45 
Craryc BaHKa 

Banx oö/iaflaeT no/iHOki npaBOcyö'bexTHocTbX) h, b hbcthocth, 
no/iHOM npaBOcnocoöHOCTbK): 

(i) Ha 3ax/iK)HeHMe floroBopoB; 

(ii) Ha npHOöpereHHe m pacnopfl>KeHMe HeflBkOKHMbiM h abm^kh- 
MbtM kiMyiAecTBOM; \a 

(iii) na B036y>KAeHne npoqeccya/ibHWx Ae^cTBHH. 

CTaTbn 46 

no3MqMfi BaHKa b OTHOuieHMM cyAeöHoro npoqecca 

Mcxh npoTMB Banxa Moryr öbub B036y>KAeHbi To/ibxo b xom- 
neTOHTHbix cyAax na TeppMTopMM cTpanw, r/\e Banx MMeer 
yHpe>KAeHne, HaaHaHn/i arenra c qe/ibx) npHH^TH« cyAeöHOH 
nOBecTXH H/iM M3BeiAeHMfl o npoqecce, m6o BwnycTM/i qeHHbie 
6yMarn vim rapaHTMpoBan hx. OAHaxo hcxh ne Moryr 
npeAtflB/iflTbCfl M/ienaMH vim /iHqaMM, AeMCTByK}iAHMn n/in 
npeA'bJ^B/lflKJlAHMH TpeÖOBaHHfl OT MMeHH H/ieHOB. MMymeCTBO H 
axTHBbj Banxa, rAe 6bi ohm hh HaxoA^nHCb h xto 6bi hm 6bm mx 
Aep>KaTe/ieM, oö/iaAaxjT MMMyHMTejOM ot Bcex cfjopM xoh4)hc- 
xaqMM, apecra m/im mhwx 4)opM Mcno/ineHMfl BWHeceHMfl 
oxoHHajejibHoro cyAeöHoro pemeHMA npoTMB Banxa. 

CTaTbn 47 

MMMyHMTeT aKTMBOB OT KOH(t)MCKaqMM 

HMyiAecTBO m axTMBbi Banxa, rAe 6bi ohm hm HaxoAH/iMCb m 
XTO 6bi HM 6bi/i MX Aep^aTe/ioM, oöJiaAaxDT MMMyHMTeroM ot 
oöbicxa, pexBM3MqMM, xOH4)McxaqMM, axcnponpMaqMM m/im 
nXJÖOM MHOM 4)OpMbl MabflTMfl M/IM OTHy>KAeHMfl nyTOM Mcno/IHM- 
Te/ibHbix M/iM saxoHOAaTe/ibHbix aömctbmm. 

CTaTbB 48 

MMUyHMTeT apXMBOB 

ApxMBbi BaHxa m Bce AOKyMOHTbi, npMHaAne>xaLAMe eMy m/im 
AO xyMOHTbi, Aep)*<aTe/ieM xoTopwx oh «B/ifleTCfl, nenpMxocno- 
BeHHbl. 

CTaTbB 49 

CbOÖOAB aKTMBOB OT OrpaHMHBHMM 

B TOM CTeneHM, B XaXOM 3T0 HOOÖXOAHMO A^A AOCTM>KeHMfl 
qe/iM M BwnojiHeHMfl 4)yHxqMM Banxa, m c yneTOM no/io>KeHMM 
nacTOflinero Cor/iameHMfl Bce MMyiAecTBO m axTMBbi Banxa cbo- 
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Beschränkungen, Verwaltungsvorschriften, Kontrollen und Mora- 
torien jeder Art befreit. 

Artikel 50 

Vorrecht für den Nachrichtenverkehr 

Jedes Mitglied gewährt dem amtlichen Nachrichtenverkehr der 
Bank dieselbe Behandlung, die es dem amtlichen Nachrichtenver- 
kehr anderer Mitglieder gewährt. 

Artikel 51 

Immunitäten der leitenden und sonstigen Bediensteten 

Alle Gouverneure, Direktoren, Stellvertreter, leitenden und son- 
stigen Bediensteten der Bank sowie die im Auftrag der Bank 
tätigen Sachverständigen genießen Immunität von der Gerichts- 
barkeit hinsichtlich ihrer in amtlicher Eigenschaft vorgenommenen 
Handlungen, sofern nicht die Bank diese Immunität aufhebt; alle 
ihre amtlichen Schriftstücke sind unverletzlich. Diese Immunität 
gilt jedoch nicht für die zivilrechtliche Haftung für Schäden, die 
sich aus einem von einem Gouverneur, Direktor, Stellvertreter, 
leitenden oder sonstigen Bediensteten oder Sachverständigen 
verursachten Straßenverkehrsunfall ergeben. 


Artikel 52 

Vorrechte der leitenden und sonstigen Bediensteten 

(1) Alle Gouverneure, Direktoren, Stellvertreter, leitenden und 
sonstigen Bediensteten der Bank sowie die im Auftrag der Bank 
tätigen Sachverständigen 

i) genießen, falls sie nicht Inländer sind, die gleiche Befreiung 
von Einwanderungsbeschränkungen, von der Meldepflicht 
für Ausländer und von staatlichen Dienstverpflichtungen so- 
wie die gleichen devisenrechtlichen Erleichterungen, wie sie 
die Mitglieder den in vergleichbarem Rang stehenden Vertre- 
tern und Bediensteten anderer Mitglieder gewähren; 


ii) genießen in bezug auf Reiseerleichterungen die gleiche 
Behandlung, wie sie die Mitglieder den in vergleichbarem 
Rang stehenden Vertretern und Bediensteten anderer Mit- 
glieder gewähren. 

(2) Die Ehegatten und unmittelbaren Angehörigen der Direkto- 
ren, stellvertretenden Direktoren, leitenden oder sonstigen 
Bediensteten und Sachverständigen der Bank, die in dem Land 
ansässig sind, in dem sich der Sitz der Bank befindet, erhalten 
Gelegenheit zur Aufnahme einer Beschäftigung ln diesem Land. 
Den Ehegatten und unmittelbaren Angehörigen der Direktoren, 
stellvertretenden Direktoren, leitenden oder sonstigen Bedienste- 
ten und Sachverständigen der Bank, die in einem Land ansässig 
sind, in dem sich eine Niederlassung oder Zweigstelle der Bank 
befindet, soll in diesem Land im Einklang mit dem innerstaatlichen 
Recht nach Möglichkeit eine ähnliche Gelegenheit eingeräumt 
werden. Die Bank handelt mit dem Land, in dem sich der Sitz der 
Bank befindet, sowie gegebenenfalls mit den anderen betroffenen 
Ländern Sondervereinbarungen zur Umsetzung der Bestimmun- 
gen dieses Absatzes aus. 

Artikel 53 

Befreiung von der Besteuerung 

(1) Im Rahmen ihrer amtlichen Tätigkeiten sind die Bank, ihre 
Vermögenswerte, ihr Eigentum und ihre Einnahmen von allen 
direkten Steuern befreit. 

(2) Werden von der Bank Käufe von beträchtlichem Wert getä- 
tigt oder Dienstleistungen von beträchtlichem Wert In Anspruch 
genommen, die für die Durchführung der amtlichen Tätigkeiten 
der Bank notwendig sind, und enthält der Kaufpreis oder der Preis 
für die Dienstleistungen Steuern oder sonstige Abgaben, so trifft 


regulations, Controls and moratoria of any nature. 


Article 50 

Privilege for Communications 

The official Communications of the Bank shall be accorded by 
each member the same treatment that it accords to the official 
Communications of any other member. 

Article 51 

Immunities of officers and employees 

All Governors, Directors, Alternates, officers and employees of 
the Bank and experts performing missions for the Bank shall be 
immune from legal process with respect to acts performed by 
them in their official capacity, except when the Bank waives this 
immunity, and shall enjoy inviolability of all their official papers and 
documents. This immunity shall not apply, however, to civil liability 
in the case of damage arising from a road traffic accident caused 
by any such Governor, Director, Alternate, officer, employee or 
expert. 


Article 52 

Privileges of officers and employees 

1 . All Governors, Directors, Alternates, officers and employees 
of the Bank and experts of the Bank performing missions for the 
Bank: 

(i) not being local nationale, shall be accorded the same im- 
munities from Immigration restrictions, allen registration re- 
quirements and national Service obligations, and the same 
facilities as regards exchange regulations, as are accorded 
by members to the representatives, officlals, and employees 
of comparable rank of other members; and 


(ii) shall be granted the same treatment in respect of travelling 
facilities as is accorded by members to representatives, 
officials and employees of comparable rank of other mem- 
bers. 

2. The spouses and immediate dependants of those Directors, 
Alternate Directors, officers, employees and experts of the Bank 
who are resident in the country in which the principal Office of the 
Bank is located shall be accorded opportunity to take employment 
in that country. The spouses and immediate dependants of those 
Directors, Alternate Directors, officers, employees and experts of 
the Bank who are resident in a country in which any agency or 
branch Office of the Bank is located should, wherever possible, in 
accordance with the national law of that country, be accorded 
simllar opportunity in that country. The Bank shall negotiate 
specific agreements implementing the provisions of this Para- 
graph with the country in which the principal Office of the Bank is 
located and, as appropriate, with the other countries concerned. 

Article 53 

Exemption from taxation 

1 . Within the scope of its official activities the Bank, its assets, 
property, and income shall be exempt from all direct taxes. 

2. When purchases or Services of substantial value and neces- 
sary for the exercise of the official activities of the Bank are made 
or used by the Bank and when the price of such purchases or 
Services includes taxes or duties, the member that has levied the 
taxes or duties shall, if they are identifiable, take appropriate 
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de restrictlons, reglementations, contröles et moratolres de toute 
nature. 

Articie 50 

Privileges en matiere de Communications 

Chaque membre applique aux Communications officielles de la 
Banque le regime qu’il applique aux Communications officielles 
des autres membres. 

Articie 51 

Immunites des fonctionnaires et agents 

Tous les gouverneurs, administrateurs, suppleants, fonction- 
naires et employes de la Banque ainsi que les experts effectuant 
des missions pour le compte de celle-ci ne peuvent faire l’objet de 
poursuites ä raison des actes accomplis par eux dans l’exercice 
officiel de leurs fonctions, sauf lorsque la Banque leve cette 
immunite; et tous leurs papiers et documents officiel s sont Inviola- 
bles. Toutefois, cette immunit6 ne s’applique pas aux actions 
tendant ä ia mise en oeuvre de la responsabilite civile d’un 
gouverneur, d’un administrateur, d’un suppleant, d’un fonction- 
naire, d’un employe ou d’un expert de la Banque, en cas de 
dommage provenant d’un accident de la route caus6 par ces 
derniers. 

Articie 52 

Privileges des fonctionnaires et employes 

1 . Les gouverneurs, administrateurs, suppleants, fonctionnaires 
et employes de la Banque ainsi que les experts de la Banque 
effectuant des missions pour son compte: 

(i) quant ils ne sont pas des ressortlssants du pays oü ils 
exercent leurs fonctions, beneficient des memes immunites 
relatives aux dispositions limitant rimmigration, aux forma- 
lites d’enregistrement des etrangers et aux obligations de 
Service national ou militaire, et des memes facilites en ma- 
tiere de reglementation des changes, que celles qui sont 
accordees par les membres aux representants, fonction- 
naires et employes de rang analogue des autres membres; et 

(li) beneficient, du point de vue des facilites de deplacement, du 
meme traitement que celui qui est accorde par les membres 
aux representants, fonctionnaires et employes de rang ana- 
logue des autres membres. 

2. Les conjoints et les personnes a Charge des administrateurs, 
des administrateurs-suppieants, des fonctionnaires, des 
employes et des experts de la Banque, qui sont residents dans le 
pays oü est etabli le siege de la Banque, peuvent exercer un 
emploi dans ce pays. Les conjoints et les personnes ä Charge des 
administrateurs, des administrateurs-suppieants, des fonction- 
naires, des employes et des experts de la Banque, qui sont 
residents dans le pays ou est etablie une agence ou une succur- 
sale de la Banque, peuvent exercer, dans la mesure du possible 
et conformement aux lois du pays, un emploi dans ce pays. De 
fagon ä mettre en oeuvre les dispositions du present paragraphe, 
la Banque negociera des accords specifiques avec le pays oü est 
etabli le siege de la Banque et, selon le cas, avec les autres pays 
concernes. 

Articie 53 
immunites fiscales 

1. Dans le cadre de ses activites officielles, la Banque, ses 
avoirs, ses blens et ses revenus sont exemptes de tous impöts 
directs. 

2. Lorsque des achats ou des Services d’une valeur substan- 
tielle et necessaires ä l’exercice des activites officielles de la 
Banque sont effectues ou utlllses par la Banque et lorsque le prix 
de ces achats ou de ces Services comprend des taxes ou des 
droits, le membre qui les pergoit prend les mesures appropriees 


ÖOAHbl OT KaKMX 6bl TO HM Öbl/lO OPpaHMMeHMM, npeflOMCaHMM, 
KOHTpon« M MopaTopMee. 

CraTbn 50 

ripMBM/ierMM B 06 /iaCTM CBnSM 

Ka>KflbiPi H/ieH npeflocTaanseT o4)Mi4MajibHbiM cooöLqeHMWM 
BaHKa TaKOM )Ke pe)KMM, KaK m o4)Mi4MajibHbiM coobineHMSM 
nioöoro flpyroro M/ieHa, 

CraTbn 51 

ÜMMyHMTeT AO/»KHOCTHblX JIML^ M CJiyXCaU^MX 

Bce ynpasnstOLMMe, ^MpeKTopa, saMecTMTeriM, flon)KHOCTHbie 
riMqa m cny>KaiqMe BaHKa, a raioKe SKcnepTw, BbinonHflfoiqMe 
nopyMeHMfl BaHKa, oöna/^aioT MMMyHMTeroM ot cyAeÖHoro npo- 
MSBOflCTBa B OTHOlUeHMM fleMCTBMM, COBepUJeHHblX MMM npM 
Bbino/iHeHMM cny>Ke6Hbix o6«3aHHOCTeM, KpOMe c/iynaeB, Korfla 
BaHK OTKasbiBaeTc« ot SToro MMMyHMTeTa, m Bce mx ochMqManb- 
Hbie AOKyMeHTbi no/ibsytoTc« HenpMKOCHOBeHHocTbio. 3 tot 
MMM yHMTeT He npMMeH^eTCfl, oflnaKO, k rpcUKAancKOM otbotct- 
BeHHOCTM B c/iysae yLqepba b peay/ibTaTe Aopo)KHO-TpaHcnopT- 
Horo npoMCLuecTBM«, coBepiueHHoro niobbiM tbkmm ynpaB/i«K>- 
lAMM, AMpeKTOpOM, 3aMeCTMTe/ieM, AO/l)KHOCTHblM JIMLIOM, 
cny)KaiAMM m/im SKcnepTOM. 

CrarbB 52 

npMBM/ierMM AOJixcHocTHbix JiMi^ M c/iyxcaiAMX 

1. BceM ynpaenwioLMMM, A^PöKTopaM, 3aMecTMTen«M, 
AO/DKHocTHbiM TiMqaM M cny)KautMM BaHKa, a TaioKe SKcnepTaM, 
Bbino/iHflioiAMM nopyneHM« BaHKa: 

(i) He flBn«»oiAMMMc« MecTHbiMM rpa>KAaHaMM, npeAOCTas- 
n«ioTc« TaKMe )Ke MMMyHMTeTW ot MMMMrpaqMOHHbix orpa- 
HMMeHMM, TpeöoBaHMM o pePMCTpaqMM MHocTpaHqeB M rocy- 
AapCTBeHHOM nOBMHHOCTM M Te )Ke /IbrOTbi B OÖnaCTM 
Ba/iiOTHbix npaBMfi, KOTopbie npeAOCTaB/iflfOTcfl H/ienaMM 
npeACTBBMTenwM, ao/dkhocthwm /iMqaM m cny)KaiAMM ana- 
norMHHoro panra ppyrv\x MnenoB; m 

(ii) npeAOCTaB/i«eTC« tot )Ke pexcMM b oönacTM nepeASM- 
)KeHMfl, KOTopbiM npeAOCTaBJifleTCfl nnenaMM npeACTasM- 
TenflM, AOJi^HOCTHbiM riMqaM m cny>KaLMMM ana/iorMHHoro 
panra APyr^x H/ienoB. 

2. CynpyraM m np^MbiM M>KAMBeHi4aM yKaaaHHbtx Ai^peKTopoB, 

3aMecTMTeneM A^^pßKTopoB, ao^^hocthwx cny>KaiAMX m 
SKcnepTOB BaHKa, npo)KMBaK)iAMM b CTpane, b KOTopoPi naxo- 
AMTCfl lUTab-KBapTMpa BaHKa, npeAOCTaB/iaeTc« B03M0)KH0CTb 
TpyAoycTpoMCTBa b yKaaanHOM CTpane. CynpyraM m np«MbiM 
M>KAHBeHqaM yKaaaHHWX AnpeKTopoB, aaMecTMTenefi Anpeicro- 
poB, AO^>*<HOCTHbix riMq, c/iy)KaiAMX m SKcnepTOB BaHKa, npo)KM- 
BaioiAMM B CTpane, b KOTOpoM naxoAMTCf» KaKoe-riMÖo areHTCTBO 
M/iM OTAeneHMe BaHKa, no Mepe bo3MO)Khoctm, b cootbbtctbmm 
c 3aKOHOAaTenbCTBOM 3tom CTpaHbi, npeAOCTaB/iaeTc« ana/io- 
rMHHam bobmokhoctb b stom CTpane. ocytAecTBjieHM« 

nono)KeHMp! HacrowiAero nyHicra Bbhk 3aKn»OHaeT cneqMa/ibHbie 
cornaujeHM« co CTpanoPi, b KOTopoM naxoAHTc« ero lUTab-KBap- 
TMpa, a B cnynae neoöxoAHMOCTM - m c aPV^umm aaMHTepeco- 
BaHHbiMM CTpanaMM. 

CraTbn 53 

OcBOöoxcAeHMe ot HanorooöJioxceHMn 

1. B paMKax CBoeM ocfjMqMa/ibHOM Ae^TenbHOCTM Bbhk, ero 
aKTMBbi, MMyLqecTBO M AOXOA ocBo6o>KAa»OTc« OT np«Mbix nano- 
roB. 

2. EcnM BaHKOM npoM3BeAeHbi Ha 3HaHMTenbHbie cyMMbi 
3aKynKM mtim Mcno/ibaoeaHbi ycnyrM, neoöxoAMMbie a^« Bbinon- 
HeHMfl ero ocfjMqMa/ibHOM Ae^TenbHOCTM, m ec/iM b qeny aaKynOK 
M ycnyr BKnioHeHw na/iorM m/im noiuriMHbi, to nnen, BBMMaioiAMPt 
Ha/iorM M/IM nouj/iMHbi, KorAa mx mo)kho onpeAe/iMTb, npMHMMaeT 
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das Mitglied, das die Steuern oder sonstigen Abgaben erhoben 
hat, geeignete Maßnahmen, um Befreiung von diesen Steuern 
oder sonstigen Abgaben zu gewähren oder für ihre Erstattung zu 
sorgen, sofern sie feststellbar sind. 

(3) Von der Bank eingeführte Waren, die für die Durchführung 
ihrer amtlichen Tätigkeiten notwendig sind, sind von allen Einfuhr- 
zöllen und -abgaben sowie von allen Einfuhrverboten und 
-beschränkungen befreit. Ebenso sind von der Bank ausgeführte 
Waren, die für die Durchführung ihrer amtlichen Tätigkeit notwen- 
dig sind, von allen Ausfuhrzöllen und -abgaben sowie von allen 
Ausfuhrverboten und -beschränkungen befreit. 

(4) Die envorbenen oder eingeführten und nach diesem Artikel 
befreiten Waren dürfen nur in Übereinstimmung mit den von den 
Mitgliedern, welche die Befreiungen oder Erstattungen gewährt 
haben, festgelegten Bedingungen verkauft, vermietet, verliehen 
oder gegen Entgelt oder unentgeltlich weitergegeben werden. 

(5) Dieser Artikel gilt nicht für Steuern oder sonstige Abgaben, 
die lediglich die Vergütung für Leistungen öffentlicher Versor- 
gungsbetriebe darstellen. 

(6) Die Direktoren, stellvertretenden Direktoren, leitenden und 
sonstigen Bediensteten der Bank unterliegen für die von ihr 
gezahlten Gehälter und sonstigen Bezüge nach Maßgabe der 
vom Gouverneursrat Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten 
dieses Übereinkommens festzulegenden Bedingungen und zu 
beschließenden Regeln einer internen effektiven Steuer zugun- 
sten der Bank. Vom Tag der Erhebung dieser Steuer an sind 
diese Gehälter und Bezüge von der staatlichen Einkommensteuer 
befreit. Die Mitglieder können jedoch die befreiten Gehälter und 
Bezüge bei der Festsetzung des auf Einkommen aus anderen 
Quellen zu erhebenden Steuerbetrags berücksichtigen. 


(7) Ungeachtet des Absatzes 6 kann ein Mitglied mit seiner 
Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde eine Erklä- 
rung hinterlegen, wonach es sich und seinen Gebietskörperschaf- 
ten das Recht vorbehält, die von der Bank an seine eigenen 
Staatsangehörigen gezahlten Gehälter und sonstigen Bezüge zu 
besteuern. Die Bank ist von der Verpflichtung zur Entrichtung, 
Einbehaltung oder Einziehung solcher Steuern befreit. Diese 
Steuern werden von der Bank nicht erstattet. 


(8) Absatz 6 Ist auf Renten und Ruhegehälter, die von der Bank 
gezahlt werden, nicht anzuwenden. 

(9) Von der Bank ausgegebene Schuldverschreibungen oder 
Wertpapiere einschließlich der Dividenden oder Zinsen dafür, 
gleichviel in wessen Besitz sie sich befinden, unterliegen keiner 
Art von Besteuerung, 

i) die eine solche Schuldverschreibung oder ein solches Wert- 
papier nur deshalb benachteiligt, well diese Urkunde von der 
Bank ausgegeben worden Ist, oder 

li) deren einzige rechtliche Grundlage der Ort oder die Wäh- 
rung, in denen diese Urkunde ausgegeben oder bezahlt 
worden oder zahlbar ist, oder der Standort einer Geschäfts- 
stelle oder eines Büros der Bank Ist. 


(10) Von der Bank garantierte Schuldverschreibungen oder 
Wertpapiere einschließlich der Dividenden oder Zinsen dafür, 
gleichviel in wessen Besitz sie sich befinden, unterliegen keiner 
Art von Besteuerung, 

i) die eine solche Schuldverschreibung oder ein solches Wert- 
papier nur deshalb benachteiligt, weil diese Urkunde von der 
Bank garantiert ist, oder 


measures to grant exemption from such taxes or duties or to 
provide for their reim bursement. 


3. Goods imported by the Bank and necessary for the exercise 
of its officlal activities shall be exempt from all Import duties and 
taxes, and from all Import prohibitions and restrictions. Similarly 
goods exported by the Bank and necessary for the exercise of its 
official activities shall be exempt from all export duties and taxes, 
and from all export prohibitions and restrictions. 


4. Goods acquired or imported and exempted under this Article 
shall not be sold, hired out, lent or given away against payment or 
free of Charge, except in accordance with conditions laid down by 
the members which have granted exemptions or reimbursements. 


5. The provisions of this Article shall not apply to taxes or duties 
which are no more than charges for public Utility Services. 


6. Directors, Alternate Directors, officers and emptoyees of the 
Bank shall be subject to an internal effective tax for the benefit of 
the Bank on salaries and emoluments paid by the Bank, subject to 
conditions to be laid down and rules to be adopted by the Board of 
Governors within a period of one year from the date of entry Into 
force of this Agreement. From the date on which this tax is 
applied, such salaries and emoluments shall be exempt from 
national Income tax. The members may, however, take Into 
account the salaries and emoluments thus exempt when asses- 
sing the amount of tax to be applied to Income from other sources. 


7. Notwithstanding the provisions of paragraph 6 of this Article, 
a member may deposit, wIth Its Instrument of ratlfication, accept- 
ance or approval, a declaration that such member retains for Itself, 
its polltical subdivislons or Its local authorities the right to tax 
salaries and emoluments pald by the Bank to citizens or nationale 
of such member. The Bank shall be exempt from any Obligation for 
the payment, withholding or collectlon of such taxes. The Bank 
shall not make any reimbursement for such taxes. 


8. Paragraph 6 of this Article shall not apply to pensions and 
annuitles paid by the Bank. 

9. No tax of any kind shall be levied on any Obligation or security 
Issued by the Bank, Including any dividend or Interest thereon, by 
whomsoever held: 

(I) which discriminates against such Obligation or security solely 
because it is issued by the Bank, or 

(li) if the sole jurisdictlonal basis for such taxation is the place or 
currency in which It Is Issued, made payable or paid, or the 
tocation of any Office or place of business maintalned by the 
Bank. 


10. No tax of any kind shall be levied on any Obligation or 
security guaranteed by the Bank, including any dividend or Inter- 
est thereon, by whomsoever held: 

(i) which discriminates against such Obligation or security solely 
because it Is guaranteed by the Bank, or 
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pour accorder Texemption de ces taxes ou droits ou pour en 
assurer le remboursement, lorsqu’ils sont identiflables. 


3. Les biens Importes par la ßanque et n^cessaires ä Texercice 
de ses activites officielles sont exemptös de tous droits ou taxes, 
interdictions ou restrictions ä l’importation. De meme, les biens 
exportes par la Banque et nöcessaires ä l’exercice de ses acti- 
vites officielles sont exemptes de tous droits ou taxes, interdic- 
tions ou restrictions ä l’exportation. 


4. Les biens acquis ou Importes qui sont exonerös conform6- 
ment aux dispositions du präsent article ne peuvent etre vendus, 
lou6s, pretes ou ced6s ä titre onereux ou gratult, qu’aux condi- 
tions flx6es par les membres ayant accorde les exonerations ou 
les remboursements. 

5. Les dispositions du present article ne s’appliquent pas aux 
taxes et droits qui ne sont que la contrepartie de Services rendus. 


6. Les administrateurs, les administrateurs-suppl6ants, les 
fonctionnaires et agents de la ßanque sont soumis ä un impöt 
interne effectif au benefice de la ßanque pergu sur les traitements 
et Emoluments payes par la Banque, selon des conditions ä 
etablir et des regles ä fixer par le Conseil des gouverneurs dans 
un dElal d’un an ä compter de l’entree en vigueur du prEsent 
Accord. A partir de la date ä laquelle cet impöt est appliquE, ces 
traitements et Emoluments sont exemptEs de tout impöt national 
sur le revenu. Toutefois, les membres peuvent prendre en compte 
les traitements et Emoluments ainsi exemptEs pour le calcul du 
montant de l’ impöt sur les revenus provenant d’autres sources. 


7. Nonobstant les dispositions du paragraphe 6 du prEsent 
article, un membre peut lors du dEpöt de son Instrument de 
ratification, d’acceptation, ou d’approbation dEclarer se rEserver 
pour lui-mEme, ses subdivisions politiques ou ses collectivitEs 
territoriales, le droit d’imposer les traitements et Emoluments 
versEs par la ßanque ä ses cItoyens ou ä ses ressortlssants. La 
ßanque est exemptEe de toute Obligation de payer, de retenir ou 
de collecter de tels impöts. La ßanque n’effectue aucun rembour- 
sement pour de tels Impöts. 

8. Le paragraphe 6 du prEsent article ne s’applique pas aux 
pensions et rentes versEes par la ßanque. 

9. Aucun impöt de quelque nature que ce soll n’est pergu sur les 
Obligations ou valeurs Emises par la ßanque ni sur les dividendes 
et intErEts correspondants, quel que soit le dEtenteur de ces titres: 

(i) sl cet impöt constitue une mesure de discrimination contre 
une teile valeur ou Obligation du seut fait qu’elle est Emise par 
la ßanque; ou 

(ii) si un tel impöt a pour seule base juridique le lieu ou la 
monnaie d’Emission, le lieu ou la monnaie de rEglement 
prEvu ou effectif, ou Templacement d’un bureau ou centre 
d’opErations de la ßanque. 


10. Aucun impöt n’est pergu sur une Obligation ou valeur 
garantie par la ßanque, ni sur les dividendes et IntErets corres- 
pondants, quel que soit le dEtenteur de ces titres: 

(i) si cet impöt constitue une mesure de discrimination contre 
une teile valeur ou Obligation du seul fait qu’elle est garantie 
par la ßanque; ou 


cooTBeTCTByioiMMe Mepbi ajis roro, HTOöbi ocBoöoflUTb BaHK ot 
yKaaaHHbix HanoroB mjim noiunnH mjim oöecneHMTb mx Bosweu^e- 
Hue. 


3. BBosMMbie BaHKOM TOBapbi, HeoöxoflMMbie /yis ocyu^ecTB- 
jieHMS ero oc|DMqMa/ibHOM flesTe/ibHOcru, ocBo 6 o>KflaK)Tcs ot 
B cex BBosHbix noiiJjiMH M Ha/iOfOB M OT Bcex sanpeTOB M orpaHM- 
HeHMM, CBfiaaHHblX c MMnOpTOM. riOflOÖHblM >Ke OÖpaaOM, 
TOBapbi, BbiBoskiMbie BaHKOM kl Heoöxo/^kiMbie ocyutecTB- 
jieHMS ero ocjDMmianbHOM flesTe/ibHOCTM, 0 CB 060 )Kflai 0 Tcs ot 
B cex BbiBOSHbix noujjiMH kl HanoroB ki ot Bcex sanpeTOB ki orpaHki- 
HeHkiii, cBsaaHHbix c axcnopTOM. 

4. npMoöpeTeHHbie kijiki kiMnopTkipoBaHHbie TOBapbi, ocbo 6 o>k- 
fleHHbie OT nomjiMH ki HanoroB cornacHo HacTosiqeM cTaTbe, ne 
noAne>KaT npofla>Ke, cflane BnaeM, b apenfly kinki nepeflane sa 
nnaTy kinki öesBOSMesflHO, kpomE xax b cootbotctbhm c ycno- 
BkiflMH, onpefleneHHbiMki HnenaMki, npeflOCTaBnsioimiMH ocbo- 
6 o>KfleHkie ot noiunkiH h nanoroB Mnki BOSMeiqaioiqkiMki kix. 

5. rionoJKeHkis nacToniMeü CTaTbM ne othocstcs k nanoraM 
kinw noiunMHaM, KOTopbie npeflCTaanniOT coöom hmhto kiHoe, kslk 
nnaTy sa KOMMynanbHbie ycnyrw. 

6. flkipeKTopa, saMecTkiTenki flkipeKTOpOB, Aon)KHOCTHbie 
nkiqa ki cny)Kau^kie Banxa noAne>KaT BHyrpeHHOMy cfjaKTkiHec- 
KOMy Hanoroo 6 no>KeHkiio b nonbsy Banxa na sapnnaTy ki Boana- 
rpa>KfleHkin, BbinnaHkiBaeMbie BaHKOM, na ycnoBkinx, KOTopbie 
Aon>KHbi öbiTb onpefleneHbi, ki b cooTBeTCTBkiki c npaBMnaMM, 
KOTopbie flon>KHbi öbiTb npkiHSTbi CoBeTOM ynpaBnnioimix b 
T eneHMe OflHoro ro^a ot flaTbi BCTynneHkis b CMny HacTono^ero 
CornameHkin. C flaTbi, Korfla 3 To Hanoroo 6 no>KeHkie HaHkinaeT 
npHMennTbcs, yKaaaHHas aapnnaTa h B03Harpa>KeHkis ocbo- 
6 o)KflaiOTcn ot HaqkionanbHoro noflOxoflHoro nanora. Hnenbi 
Moiyr, oflHaKo, npkiHkiMaTb b pacneT ocBo 6 o>KfleHHbie ot nano- 
roo 6 no>KeHkin aapnnaTy ki B03Harpa>KfleHMn npki kicHkicneHkiM 
cyMMbi nanora, B3HMaeMoro c flOxoflOB m 3 Apyrux mctohhmkob. 

7. HecMOTpn na nono>KeHkin nyHKra 6 HacTonineM CTaTbki, 
nnen MO>KeT flenoHkipoeaTb BMecTe c flOKyMOHTOM o paTnc|DHKa- 
qkiki, npkiHSTkiki kinM OflOöpeHkiki fleKnapaqmo, cornacHO KOTopoM 
yKaaaHHbiM nnen ocTaanneT aa coöoh, cbommm aAMkiHMCTpa- 
TkiBHO-TeppMTOpkianbHbiMM eAMHMqaMki kinki cbommh MecTHbiMki 
BnacTSMH npaBo na BakiMankie nanoroB c aapnnaTbi ki Boana- 
rpa>igqeHHH, BbinnankiaaeMbix BaHKOM rpa>igqaHaM TaKoro 
Hnena. BanK ocBo 6 o)KflaeTcn ot KaKkix 6 bi to hh öbino oönaa- 
TenbCTB no BbinnaTe, yflep>KaHkiio kinki cöopy TaKkix nanoroB. 
BaHK He BoaMeiqaeT TaKkte nanorki. 

8. nyHKT 6 HacTOfliqeM CTaTbM ne npHMenneTcn k nencHSM ki 
e>KeroAHbiM nocoönnM, BbinnaHkieaeMbiM BaHKOM. 

9. HMKaKkie oönaaTenbCTBa kinki qennbie öyMarki, BbinyiqeH- 
Hbie BaHKOM, a TaiOKe /^kiBki/^en/^bi kinki npoqeHTbi na Hkix neaa- 
BkickiMO OT Toro, KTo nenneTCS hx flep>KaTeneM, ne oönaraioTcn 
HHKaKkiMki HanoraMki: 

(i) KOTopbie flBnniOTcn flMCKpkiMkiHaqnoHHbiMki b OTHOiueHHM 
TaKkix oönaaTenbCTB kinki qeHHbix öyMar TonbKO b ckiny 
Toro, HTO OHki BbinyiqeHbi Bbhkom, kinki 

(ii) ecnki eflkiHCTBeHHbiM fopkiflkiHecKkiM ocHOBaHkieM 
TaKoro Hanoroo 6 no>KeHkin sBnneTcn mocto BbinycKa yxa- 
aaHHbix oönaaTenbCTB kinki qeHHbix öyMar, eanioTa, b koto- 
pOM OHH BbinyiqeHbi, no/vie>KaT onnaTe nnki onnankiBaiOTcs, 
nn 6 o MecTOHaxo)KfleHkie KaKoro-nkiöo yHpe)KfleHkin kinki 
MecTa flesTenbHOCTki, npkiHaAne>Kaiqero Banxy. 

10. HkiKaKkie oönaaTenbCTBa kinki qeHHbie öyMarki, rapaHTki- 
pOBaHHbie BaHKOM, BKniOHan /^kiBki/^eHAbi kinki npoqeHTbi na hmx 
HeaaBkickiMO ot Toro, kto sBnneTcn hx flep>KaTeneM, ne oöna- 
raiOTcn HHKaKHMH nanoraMn: 

(i) KOTOpbie SBnniOTCn ^HCKpHMHHaqHOHHblMH B OTHOUJeHHH 
TaKHx oönaaTenbCTB nnn qeHHbix öyMar TonbKo b cnny 
TOrO, HTO OHH rapaHTHpOBBHbl BaHKOM, Hnn 
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ii) deren einzige rechtliche Grundlage der Standort einer 
Geschäftsstelle oder eines Büros der Bank ist. 


Artikel 54 

Durchführung dieses Kapitels 

Jedes Mitglied trifft unverzüglich alle zur Durchführung dieses 
Kapitels erforderlichen Maßnahmen und unterrichtet die Bank im 
einzelnen von den Maßnahmen, die es ergriffen hat. 

Artikel 55 

Aufhebung der Immunitäten, Vorrechte und Befreiungen 

Die Immunitäten, Vorrechte und Befreiungen aufgrund dieses 
Kapitels werden im Interesse der Bank gewährt. Das Direktorium 
kann in dem Ausmaß und unter den Bedingungen, die es 
bestimmt, die aufgrund dieses Kapitels gewährten Immunitäten, 
Vorrechte und Befreiungen In den Fällen aufheben, in denen dies 
nach seiner Auffassung den Interessen der Bank am besten 
entspricht. Der Präsident hat das Recht und die Pflicht, die 
Immunitäten, Vorrechte und Befreiungen eines leitenden oder 
sonstigen Bediensteten oder eines Sachverständigen der Bank 
mit Ausnahme des Präsidenten und der Vizepräsidenten in den 
Fällen aufzuheben, in denen diese Immunitäten, Vorrechte oder 
Befreiungen nach seiner Auffassung verhindern würden, daß der 
Gerechtigkeit Genüge geschieht, und in denen sie ohne Beein- 
trächtigung der Interessen der Bank aufgehoben werden können. 
Unter ähnlichen Umständen und unter den gleichen Bedingungen 
hat das Direktorium das Recht und die Pflicht, Immunitäten, 
Vorrechte und Befreiungen des Präsidenten und der Vizepräsi- 
denten aufzuheben. 

Kapitel IX 

Änderungen, Auslegung, Schiedsverfahren 

Artikel 56 
Änderungen 

(1) Alle Vorschläge zur Änderung dieses Übereinkommens, 
gleichviel ob sie von einem Mitglied, einem Gouverneur oder dem 
Direktorium ausgehen, sind dem Vorsitzenden des Gouverneurs- 
rats zuzuleiten, der sie dem Rat vorlegt. Wird die vorgeschlagene 
Änderung vom Gouverneursrat gebilligt, so fragt die Bank mit Hilfe 
eines schnellen Kommunikationsmittels bei allen Mitgliedern an, 
ob sie die vorgeschlagene Änderung annehmen. Haben minde- 
stens drei Viertel der Mitglieder - darunter mindestens zwei in 
Anlage A aufgeführte mittel- und osteuropäische Länder -, die 
über mindestens vier Fünftel der Gesamtstimmenzahl der Mitglie- 
der verfügen, die vorgeschlagene Änderung angenommen, so 
bestätigt die Bank dies durch förmliche Mitteilung an alle Mitglie- 
der. 


(2) Ungeachtet des Absatzes 1 

i) ist die Annahme durch alle Mitglieder erforderlich für jede 
Änderung betreffend 

a) das Recht zum Austritt aus der Bank; 

b) die Rechte im Hinblick auf den Erwerb von Stammkapital 
nach Artikel 5 Absatz 3; 

c) die Haftungsbeschränkungen nach Artikel 5 Absatz 7; 

d) den Zweck und die Aufgaben der Bank im Sinne der 
Artikel 1 und 2; 

ii) ist die Annahme durch mindestens drei Viertel der Mitglieder, 
die über mindestens fünfundachtzig (85) v. H. der Gesamt- 
stimmenzahl der Mitglieder verfügen, für jede Änderung des 


(ii) if the sole jurisdictional basis for such taxation is the location 
of any Office or place of business maintained by the Bank. 


Article 54 

Implementation of Chapter 

Each member shall promptly take such action as is necessary 
for the purpose of implementing the provisions of this Chapter and 
shall inform the Bank of the detailed action which it has taken. 

Article 55 

Waiver of immunities, Privileges and exemptions 

The immunities, Privileges and exemptions conferred under this 
Chapter are granted in the interest of the Bank, The Board of 
Directors may waive to such extent and upon such conditions as it 
may determine any of the immunities, Privileges and exemptions 
conferred under this Chapter in cases where such action would, in 
its opinion, be appropriate in the best interests of the Bank. The 
President shall have the right and the duty to waive any immunity, 
privilege or exemption in respect of any officer, employee or 
expert of the Bank, other than the President or a Vice-President, 
where, in his or her opinion, the immunity, privilege or exemption 
would impede the course of justice and can be waived without 
prejudice to the interests of the Bank. In similar circumstances and 
under the same conditions, the Board of Directors shall have the 
right and the duty to waive any immunity, privilege or exemption in 
respect of the President and each Vice President. 


Chapter IX 

Amendments, interpretation, arbitration 

Article 56 
Amendments 

1 . Any proposal to amend this Agreement, whether emanating 
from a member, a Governor or the Board of Directors, shall be 
communicated to the Chairman of the Board of Governors who 
shall bring the proposal before that Board. If the proposed amend- 
ment is approved by the Board the Bank shall, by any rapid means 
of communication, ask all members whether they acept the prop- 
osed amendment. When not less than three-fourths of the mem- 
bers (including at least two countries from Central and Eastern 
Europe listed in Annex A), having not less than four-fifths of the 
total voting power of the members, have accepted the proposed 
amendment, the Bank shall certify that fact by formal communica- 
tion addressed to all members. 


2. Notwithstanding paragraph 1 of this Article: 

(i) acceptance by all members shall be required in the case of 
any amendment modifying: 

(a) the right to withdraw from the Bank; 

(b) the rights pertaining to purchase of capital stock provided 
for in Paragraph 3 of Article 5 of this Agreement; 

(c) the limitations on liability provided for in paragraph 7 of 
Article 5 of this Agreement; and 

(d) the purpose and functions of the Bank defined by Arti- 
cles 1 and 2 of this Agreement; 

(ii) acceptance by not less than three-fourths of the members 
having not less than eighty-five (85) percent of the total voting 
power of the members shall be required in the case of any 
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(ii) si un tel impöt a pour seule base juridique remplacement 
d’un bureau ou d un centre d’operations de la Banque. 


Article 54 

Mise en ceuvre du präsent chapitre 

Chaque membre prend sans delai toutes les mesures neces- 
saires pour mettre en oeuvre les dispositions du present chapitre 
et informe la Banque des mesures detaillees qu’il a prises ä cet 
effet. 

Article 55 

Lev^ des immunitös, Privileges et exemptions 

Les immunites, Privileges et exemptions conferes par le präsent 
chapitre sont accordes dans l’interet de la Banque. Le Conseil 
d’administration peut iever, dans ia mesure et aux conditions qu’ii 
definit, les immunites, Privileges et exemptions conferes par le 
present chapitre dans le cas ou, ä son avis, une teile d^cision 
favoriserait les interets de la Banque. Le President a le droit et le 
devoir de Iever toute immunit^, toute exemption ou tout phvilege 
accord^ ä un fonctionnaire, employe ou expert de ia Banque, 
autre que le President ou un vice<president lorsque, ä son avis, 
l’immunit^, le privilege ou l’exemption entraverait le cours normal 
de la justice et peut etre ieve sans porter atteinte aux interets de ia 
Banque. Dans des circonstances semblables et dans les memes 
conditions, le Conseil d’administration a le droit et le devoir de 
Iever toute immunite, tout privilege ou toute exemption accorde au 
President et ä chaque vice-president. 


Chapitre IX 

Amendennents, Interpretation, arbitrage 

Article 56 
Amendements 

1. Toute proposItion tendant ä modifier le present Accord, 
qu’elle 6mane d’un membre, d’un gouverneur ou du Conseil 
d’administration, est communiqu^e au President du Conseil des 
gouverneurs qui en saisit ledit Conseil. Si l’amendement propose 
est approuve par le Conseil, la Banque demande par un des 
quelconques moyens rapides de communication, ä tous les mem- 
bres, s’lls acceptent cette proposition d’amendement. Quand les 
trois quarts au moins des membres (comprenant au moins deux 
pays d’Europe centrale et orientale enumer^s ä l’annexe A), 
disposant des quatre cinquiemes au moins du nombre total des 
voix attribuees aux membres ont accepte l’amendement propose, 
la Banque ent^rine le fait par une communication formelle qu’elle 
adresse ä tous les membres. 


2. Nonobstant les dispositions du paragraphe 1 ci-dessus: 

(i) l’acceptation par tous les membres est requise dans le cas 
de tout amendement modifiant: 

(a) le droit de se retirer de la Banque, 

(b) les droits relatifs ä la souscription d’actions au Capital 
social pr^vus au paragraphe 3 de l’article 5 du present 
Accord; 

(c) la limitation de la responsabilite des membres prevue au 
paragraphe 7 de l’article 5 du present Accord; et 

(d) l’objet et les missions de la Banque definis par les articles 
1 et 2 du present Accord; 

(ii) l’acceptation par au moins trois quarts des membres dete- 
nant au moins quatre-vingt-cinq (85) pour cent du nombre 
total des voix attribuees aux membres est necessaire pour 


(ii) ecnn e^i^HCTBeHHbiM K)pi^A>^HecKMM ocHoeaHi^eM 

TaKoro Ha/ioroo6no>KeHMn nennercn MecTOHaxoJKfleHne 
KaKoro-nnöo yHpe>KAeHMn mjim Mecra Aenre/ibHocTU, npn- 
HaAne>KaiAero BaHKy. 

CraTbfl 54 

BbinojiHeHMe no/ioxceHMM HacT05iiAeM r/iaabi 

Ka>Kflbm HjieH oneparuBHO npuHUMaex HeoöxoflUMwe Mepbi c 
qenbJO Bbino/iHeHun nono>KeHMi:i HacroniAeM rnaBbi n noflpoöHO 
cooöLAaer BaHKy o6o ecex npHHnrbix Mepax. 

CraTba 55 

OTKaa OT MMNiyHMTeTOB, npMBM/ierMM M MaMTHM 

l/lMMyHHxeTbi, npHBHJierHH H MS'bnTkin, npeflocraB/ineMbie 
cornacHO HacToniAen rnaae, flaiOTcn b HHxepecax Bbhkb. Cobot 
flHpeKTopoB MO>KeT oTKasaxbcn b tom creneHM h Ha raKHx 
ycnoBMnx, Koropwe oh Mo>KeT onpefle/iHTb, ot njobbix HMMyHH- 
reroB, npHBHjiernM h Vi3h9\jm, npeflocraB/ineMbix cor/iacHo 
HacTonineM rnaBe b c/iynanx, Korfla, no ero mhohhk), raKan Mepa 
cooTBercTByeT HHxepecaM BaHKa. flpesHfleHT HMeer npaao h 
oönsaH OTKasaxbcn ot njoöoro MMMyHHTexa, npHBH/ierHM hjim 
n 3 -bnTnn B oTHoiueHHM njoöoro Aon>KHocTHoro Jinqa, cjiy>KaL 4 ero 
H/iH SKcnepra BaHKa, sa MCKnJoneHHeM npesHfleHra Mnw BHqe- 
npesHfleHTa, Korfla, no ero mhohhk), MMMyHHTer, npHBM/ierMn 
M/iH Hs-bnTMe saTpyflHnjOT ornpaB/ieHHe npaeocyflHn m Korfla 
OTKas OT HHx HO HaHocMT yinepöa HnxepecaM BaHKa. B ana/io- 
rHHHbix oöCTonTe/ibCTBax H npH Tex >Ke ycnoBnnx Coeex flHpeK- 
TopoB MMeeT npaBo h oönsaH OTKasaxbcn ot jijoöoro HMMyHH- 
Texa, npMBM/iernn v\m n3bnTnn b oxHoiueHHM npeBMfleHxa h 
K aJKfloro BHqe-npeBHfleHxa. 

T/iaßa IX 

□onpaBKH, TonKOBaHne, Ap6MTpa)K 

CraTba 56 

rionpaBKM 

1 . JlK)6oe npeAno>KeHHe o BHecennn nonpaeoK b HacxoniAee 
CornaiueHHe, nocxynaJOLqee ot H/iena, OTynpaBjiniOLqero mv\ ot 
C oBexa A>^P3KTopoB, aoboahtc^ pß CBeAenbin npeAce^axenn 
CoBexa ynpaBjinjoiAHX, KoxopbiH npeflCTaB/inex axo npeAno>Ke- 
HHe Ha paccMOTpeHvie Coaexa. Ecnn npeA/iaraeMan nonpaBKa 
ofloöpnexcn Cobotom, to Bbhk, Mcno/ibayn /ijoöbie öbicxpo- 
AeHCTByK}LAMe cpe^cxBa cb^bm, BanpaiuHBaex y Bcex h/ibhob 
cornacHe na npe/^iaraeMyK) nonpaeKy. Korfla ne Menee xpex 
HexBepxeH h/iohob (BKjiiOHan, no KpaHHew Mepe, flee cxpanbi 
LteHxpa/ibHOM h Bocxohhoh Eeponbi, nepeHMcneHHbie b npM- 
jio>KeHMn A), Ha flo/iK) Koxopbix npHXOflHxcn He Menee Hexwpex 
nnxbix OT oöiflero KonnHecxBa ronocoB, na Koxopoe MMeJox 
npaBO H/ieHbi, ofloöpnx npeflno>KeHHyK) nonpaBKy, BaHK noflx- 
Bep)KAaex axox cJjaKx, nanpaB/inn oct}nqnanbHoe n3BeifleHne 
BceM H/ienaM. 

2. HeaaBHCHMO ox nojio>KeHMki nyHKxa 1 HacxonifleM cxaxbH: 

(i) cor/iacHe Bcex HjienoB xpeöyexcn b c/iynae jijoöom 
nonpaBKH, H3MeHnK)LfleM: 

(a) npaBO na Bbixofl m BaHKa; 

(b) npaaa, oxHOcnu4necn k noKynKe aKqHonepnoro KanH- 
xana, npeflycMoxpeHHbie b nyHKxe 3 cxaxbH 5 nacxo- 
niflero Cor/iaiueHMn; 

(c) orpaHHHeHHH oxBexcxBeHHocxH, npeflycMoxpeHHbie b 
nyHKxe 7 cxaxbH 5 nacxoniflero Cor/iameHMn; m 

(d) qenb h ct^yHKqHH BaHKa, onpefleneHHbte b cxaxbnx 1 h 2 
Hacxoniflero CornaiueHnn, 

(ii) cor/iacHe ne Menee xpex HexBepxen n/ienoB, na flonjo koxo- 
pbix npMxoflHxcn ne Menee BocbMHflecnxn nnxH (85) npo- 
qenxoB ox oöiflero Ko/iMHecxBa ronocoB, na Koxopoe hmomdt 
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Artikels 8 Absatz 4 erforderlich. 

Sobald die Voraussetzungen für die Annahme einer vorge- 
schlagenen Änderung erfüllt sind, bestätigt die Bank dies durch 
förmliche Mitteilung an alle Mitglieder. 

(3) Änderungen treten für alle Mitglieder drei (3) Monate nach 
dem Datum der in den Absätzen 1 und 2 vorgesehenen förmli- 
chen Mitteilung In Kraft, sofern nicht der Gouverneursrat eine 
andere Frist festsetzt. 

Artikel 57 

Auslegung und Anwendung 

(1) Alle Fragen bezüglich der Auslegung oder Anwendung 
dieses Übereinkommens, die zwischen einem Mitglied und der 
Bank oder zwischen Mitgliedern der Bank auftreten, werden dem 
Direktorium zur Entscheidung vorgelegt. Besitzt keiner der Direk- 
toren die Staatsangehörigkeit eines Mitglieds, das von der zur 
Beratung stehenden Frage besonders betroffen Ist, so hat dieses 
Mitglied während dieser Beratung ein Recht auf direkte Vertretung 
in der Sitzung des Direktoriums. Der Vertreter dieses Mitglieds hat 
jedoch kein Stimmrecht. Das Vertretungsrecht wird vom Gouver- 
neursrat geregelt. 

(2) Hat das Direktorium eine Entscheidung nach Absatz 1 
gefällt, so kann jedes Mitglied verlangen, daß die Frage an den 
Gouverneursrat verwiesen wird; dessen Entscheidung ist endgül- 
tig. Bis zur Entscheidung des Gouverneursrats kann die Bank, 
soweit sie dies für erforderlich hält, auf der Grundlage der Ent- 
scheidung des Direktoriums handeln. 


Artikel 58 
Schiedsverfahren 

Sollte zwischen der Bank und einem Mitglied, dessen Mitglied- 
schaft erloschen ist, oder nach Annahme eines Beschlusses zur 
Beendigung der Geschäftstätigkeit der Bank zwischen der Bank 
und einem beliebigen Mitglied eine Meinungsverschiedenheit auf- 
treten, so wird diese einem Schiedsgericht aus drei (3) Schieds- 
richtern unterbreitet, von denen einer von der Bank, ein weiterer 
von dem betroffenen Mitglied beziehungsweise früheren Mitglied 
und der dritte, sofern die Parteien nichts anderes vereinbaren, 
vom Präsidenten des Internationalen Gerichtshofs oder einer 
anderen in den Regelungen des Gouverneursrats bestimmten 
Stelle ernannt wird. Für eine Entscheidung, die endgültig und für 
die Parteien verbindlich ist, genügt die Mehrheit der Stimmen der 
Schiedsrichter. Der dritte Schiedsrichter hat Vollmacht, alle Ver- 
fahrensfragen zu regeln, über welche die Parteien sich nicht zu 
einigen vermögen. 

Artikel 59 

Als erteilt geltende Genehmigung 

Ist die Genehmigung oder Annahme eines Mitglieds erforder- 
lich, bevor die Bank eine Handlung vornehmen kann, so gilt außer 
im Fall des Artikels 56 diese Genehmigung oder Annahme als 
erfolgt, sofern nicht das Mitglied innerhalb einer angemessenen 
Frist, welche die Bank bei der Notifikation der geplanten Handlung 
an das Mitglied festsetzt, Einspruch erhebt. 


Kapitel X 

Schlußbestimmungen 

Artikel 60 

Unterzeichnung und Hinterlegung 

(1 ) Dieses Übereinkommen, das bei der Regierung der Franzö- 
sischen Republik (im folgenden als „Verwahrer“ bezeichnet) hin- 


amendment modifying paragraph 4 of Article 8 of this Agree- 
ment. 

When the requirements for accepting any such proposed amend- 
ment have been met, the Bank shall certify that fact by formal 
communication addressed to all members. 

3. Amendments shall enter into force for all members three (3) 
months after the date of the formal communication provided for in 
paragraphs 1 and 2 of this Article unless the Board of Governors 
specifies a different period. 

Article 57 

Interpretation and application 

1 . Any question of Interpretation or application of the provisions 
of this Agreement arising between any member and the Bank, or 
between any members of the Bank, shall be submitted to the 
Board of Directors for its decision. If there is no Director of its 
nationallty in that Board, a member particularly affected by the 
question under consideration shall be entitied to direct representa- 
tion in the meeting of the Board of Directors during such consider- 
ation. The representative of such member shall, however, have no 
vote. Such right of representation shall be regulated by the Board 
of Governors. 

2. In any case where the Board of Directors has given a 
decision under paragraph 1 of this Article, any member may 
require that the question be referred to the Board of Governors, 
whose decision shall be final. Pending the decision of the Board of 
Governors, the Bank may, so far as it deems It necessary, act on 
the basis of the decision of the Board of Directors. 

Article 58 

Arbltration 

If a disagreement should arise between the Bank and a member 
which has ceased to be a member, or between the Bank and any 
member after adoption of a decision to terminate the operations of 
the Bank, such disagreement shall be submitted to arbitration by a 
tribunal of three (3) arbitrators, one appointed by the Bank, 
another by the member or former member concerned, and the 
third, unless the parties otherwise agree, by the President of the 
International Court of Justice or such other authority as may have 
been prescribed by regulations adopted by the Board of Gover- 
nors. A majority vote of the arbitrators shall be sufficient to reach a 
decision which shall be final and binding upon the parties. The 
third arbitrator shall have full power to settle all questions of 
procedure In any case where the parties are in disagreement with 
respect thereto. 


Article 59 

Approval deemed given 

Whenever the approval or the acceptance of any member is 
required before any act may be done by the Bank, except under 
Article 56 of this Agreement, approval or acceptance shall be 
deemed to have been given unless the member presents an 
objection within such reasonable period as the Bank may fix in 
notlfiying the member of the proposed act. 


Chapter X 
Final provisions 

Article 60 

Signature and deposit 

1. This Agreement, deposited with the Government of the 
French Republic (hereinafter calied “the Depository”), shall 
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tout amendement modifiant le paragraphe 4 de l’article 8 du 
präsent Accord. 

Lorsque les conditions nöcessaires ä l'adoption de tels amende- 
ments sont reunies, la Banque en donne acte par une communi- 
cation formelle qu’elle adresse ä tous les membres. 

3. Les amendements entrent en vigueur, pour tous les mem- 
bres, trois mois apres la date de la communication formelle 
prevue aux paragraphes 1 et 2 du present article, ä moins que le 
Conseil des gouverneurs n’en dispose autrement. 

Article 57 

Interpretation et appllcatlon 

1 . Toute question relative ä l’ Interpretation ou ä Tapplication des 
dispositions du present Accord survenant entre un membre et la 
Banque ou entre des membres de la Banque, est soumise au 
Conseil d’administration pour dedsion. Si la question affecte 
particulierement un membre qui n’est pas representö par un 
administrateur de sa nationalite, ce membre a en pareil cas le 
droit de se faire representer directement ä la reunion du Conseil 
d’administration qui examine cette question. Son reprösentant ne 
dispose toutefois d’aucun droit de vote. Ce droit de representation 
fait l’objet d’un röglement pris par le Conseil des gouverneurs. 

2. Dans toute affaire oü le Conseil d’administration a pris une 
döcision au titre du paragraphe 1 du präsent article, tout membre 
peut demander que la question soit portäe devant le Conseil des 
gouverneurs dont la d^cision est sans appel. En attendant que le 
Conseil des gouverneurs ait Statut, la Banque peut, dans la 
mesure oü eile l’estime necessaire, agir sur la base de la d^ision 
du Conseil d’administration. 

Article 58 

Arbitrage 

Tout desaccord survenant, apres l’adoption de la ddcision de la 
Banque d’arröter döfinitivement ses opörations, entre celle-ci et 
un membre qui a perdu sa qualit^ de membre, ou entre celle-ci et 
un membre, est soumis ä un tribunal de trois (3) arbitres, compre- 
nant un arbitre nommö par la Banque, un arbitre d6sign6 par le 
membre ou I’ex-membre et un troisieme arbitre qui, ä moins que 
les parties n’en conviennent autrement, est nommö par le Presi- 
dent de la Cour Internationale de Justice ou toute autre autorite 
designee par un regiement adopte par le Conseil des gouver- 
neurs. Les decislons du tribunal des trois arbitres sont sans appel 
et lient les parties; eiles sont prises ä la majorlte des arbitres. Le 
troisiöme arbitre a pleins pouvoirs pour regier toutes les questions 
de proc^dure sur lesquelles les parties seraient en desaccord. 


Article 59 
Approbation tacite 

Lorsque l’approbation ou l’acceptation d’un membre est nöces- 
saire pour que la Banque puisse agir, cette approbation ou 
acceptation est, sauf dans les cas vis^s ä l’article 56 du präsent 
Accord, röput^e donnee, ä moins que ce membre ne präsente des 
objections dans un d6lai raisonnable que la Banque a la facultö de 
fixer en notifiant le membre de la mesure envisagee. 


Chapitre X 
Dispositions finales 

Article 60 
Signatare et d^pöt 

1 . Le prösent Accord depose aupres du Gouvernement de la 
Republique Frangaise (dönomme ci-apres le «D^positaire») res- 


npaeo MneHbi, rpeöyeTCfl b cnynae /ijoöom nonpasKM, M3Me- 
HflioLuefi nyHKT 4 cTarbw 8 HacTOflmero CornaiueHw«. 

Ec/IM coöniofleHbi TpeboeaHUfl no cornacoBaHMJo nioöofi tbkoSi 
npe/vio)KeHHoii nonpasKM, to BaHK noflTBep>KAaeT 3 Tot c|)aKT, 
Hanpaennn och^iqMa/ibHoe kisBeiqeHkie bcbm sneHaM. 

3. rionpaBKH BCTynaioT b cM/iy a/ib Bcex Mneh*'‘B Mepea Tpw (3) 
Mecflqa ot flarbi ocJ)MqManbHoro MSBeiAeHMfl, ynoMAHyroro b 
nyHKTax 1 m 2 HacTOBiAeü cTaTbw, KpoMe rex cnyHaee, Korfla 
CoBer ynpaB/ifliou4Mx ycTaHaeriMBaeT KaKOM-nMv.u WHofi cpoK. 

CraTbsi 57 

To/iKOBaHMe m npMMeHeHMe 

1 . Jlioöofi Bonpoc TOJiKOBaHMfl unw npuMeHeHUB nono>KeHMM 
HacToflineroCornaujeHMfi, BosHMKaioiAMM Me>KAy nraöbiM m/ibhom 
kl BaHKOM M/iki Me>KAy /iioöbiMM HneHaMki BaHKa, nepeAaerc^ Ha 
pemeHMe Coeera AkipeKTopoB. Ecnn b CoBere Hei AMpeKTopa 
cooTBercTByioiAero rpa>KAaHCTBa, to nneH, ocoöo sarpoHyrhiM 
paccMarpkiBaeMbiM BonpocoM, HMeer npaBo Ha np^iMoe npeA- 
CTaBMTenbCTBo Ha saceAaHMU CoBera b xoa© laKoro paccMo- 
TpeHMfl. Oahbko npeACTaBMTe/ib raKoro M/iena ne MMeer npaaa 
ronoca. TaKoe npaao npeACTaBkire/ibCTBa pernaMeHTMpyeTCH 
CoBeTOM ynpaBnflioiAMX. 

2. B nioÖOM cnynae, KorAa Cobbt A*^peKTOpOB npuHUMaer 
KaKoe-nkiöo peiueHHe cornacno nyHKTy 1 HacTOHUtew CTaibki, 
nioöoii HjieH MOJKer noTpeÖOBarb, HToöbi Bonpoc öw/i Bbinecen 
Ha CoBeT ynpaB/iflioLqnx, peiueHMe KOToporo BB/iBercB okohmb- 
Te/ibHbiM. flo pemeHMB CoBeia ynpaBnflioiAMX Bbhk mojkbt b TOki 
creneHM, b KaKof^ oh CHHTaeT axo neoöxoAHMbiM, AaMCTBOBaxb 
Ha ocHOBaHMM peiueHMH CoBexa A^peKTopoB. 

CraTba 58 

ApbMTpaw 

B c/iynae pasHornacMw Me>fCAy Bbhkom m KaKMM-nn6o nne- 
HOM, KOTOpbiM nepecTan öbiTb h/ibhom, Mnw Mexgqy BaHKOM m 
K aKHM-jikiöo H/iBHOM noc/ie npMHflTMfl peujeHMB o6 oKOHHaxenb- 
HOM npeKpaiAeHkiki onepaqkiM BaHKa, xaKkie pasHornackiH nepe- 
AaioTCfl Ha peiueHkie TperewcKoro cyAa m 3 xpex (3) apönxpoB, 
OAHH M3 Koxopbix Ha3HaMaexcn BaHKOM, APyron cooxeexcxByio- 
iqMM MjieHOM kinw öbiBUJHM H/ienoM, a xpexM^^, ecnw cxopoHbi ne 
npkiAyx K MHOMy cornaujeHMK), ripeAceAaxe/ieM MejKAynapoA- 
Horo CyAa m/im KaKMM-jiMöo mhwm opranoM, ycxanoBjieHHbiM 
npaBkinaMki, npHHBXbiMki Coboxom ynpaB/inioutkix. Apökixpbi npn- 
HMMaiox peiueHMe öo/ibiumhcxbom ronocoB, m npMHHXoe mmm 
peiueHMe HB/iflexcfl oKOHHaxenbHWM m oönaaxenbHbiM Ana cxo- 
poH. TpexMM apöMxp öyAex MMexb Bce no/iHOMOHM« a^a ypery- 
jiMpoBaHMfl BCex npoqeAypHbix BonpocoB b nioÖOM cnynae, 
KorAa y cxopoH BosHMKaiox pasHornacMfl b sxom oxHoiueHMM. 

CTaxbfi 59 

flpeAno/iaraeMioe OAOöpeHMe 

Bo Bcex cnyMaflx, KorAa xpeöyexcfl oAoöpeHMe m/im cornacMe 
KaKoro-jiMöo MJieHa Ans xoro, Hxoöbi Bbhk Mor npeAnpMHHXb 
KaKoe-jiMöo AancxBMe, sa MCKmoneHMeM AeMCXBMM no cxaxbe 56 
HacxoHiqero CornaiueHMB, npeAnonaraexcH, mxo oAoöpeHMe m/im 
cornacMe a^ho, ec/iM q/ieH He npeACxaBMx BoapsoKeHMH b xene- 
HMB paayMHoro nepMoAa BpeMeHM, KoxopbiM Moxcex öbixb onpe- 
Aenen Bbhkom npM MaBetqeHMM Hnena o npeAnaraeMOM aö^^cx- 

BMM. 


fnaBa X 

SaK/iioHMxe/ibHbie no/io)KeHM« 

CxaTbfi 60 

MoAnMcaHMe m AanoHMpoaaHMe 

1. HacxoHiAee CornaiueHMe, AanoHMpoBaHHoe y npasM- 
xe/ibCXBa OpaHqyacKot^ pecn/ö/iMKM (Aanee MMBHyeMoro 
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terlegt wird, liegt bis zum 31. Dezember 1990 für die in Anlage A 
genannten voraussichtlichen Mitglieder zur Unterzeichnung auf. 

(2) Der Verwahrer übermittelt allen Unterzeichnern beglaubigte 
Abschriften dieses Übereinkommens. 

Artikel 61 

Ratifikation, Annahme oder Genehmigung 

(1) Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifikation, Annahme 
oder Genehmigung durch die Unterzeichner. Die Ratifikations-, 
Annahme- oder Genehmigungsurkunden werden vorbehaltlich 
des Absatzes 2 bis zum 31 . März 1991 beim Verwahrer hinterlegt. 
Der Verwahrer notifiziert den anderen Unterzeichnern jede Hinter- 
legung und deren Zeitpunkt. 

(2) Jeder Unterzeichner kann Vertragspartei werden, indem er 
bis zum Ablauf eines Jahres nach Inkrafttreten dieses Überein- 
kommens oder, falls erforderlich, bis zu einem von einer Mehrheit 
der Gouverneure, die eine Mehrheit der Gesamtstimmenzahl der 
Mitglieder vertreten, beschlossenen späteren Zeitpunkt eine Rati- 
fikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde hinterlegt. 


(3) Ein Unterzeichner, dessen in Absatz 1 genannte Urkunde 
vor dem Tag des Inkrafttretens dieses Übereinkommens hinter- 
legt worden ist, wird an diesem Tag Mitglied der Bank. Jeder 
andere Unterzeichner, der den Bestimmungen des Absatzes 2 
entspricht, wird an dem Tag Mitglied der Bank, an dem seine 
Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde hinterlegt 
wird. 

Artikel 62 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Übereinkommen tritt in Kraft, wenn Unterzeichner, 
deren Erstzeichnungen mindestens zwei Drittel der Gesamtzeich- 
nungen nach Anlage A ausmachen, darunter mindestens zwei in 
Anlage A aufgeführte mittel- und osteuropäische Länder, ihre 
Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunden hinterlegt 
haben. 

(2) Ist dieses Übereinkommen bis zum 31. März 1991 nicht in 
Kraft getreten, so kann der Verwahrer eine Konferenz der betrof- 
fenen voraussichtlichen Mitglieder anberaumen, die das weitere 
Vorgehen bestimmt und eine neue Frist für die Hinterlegung der 
Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunden festlegt. 

Artikel 63 

Eröffnungssitzung und Aufnahme 
der Geschäftstätigkeit 

(1) Sobald dieses Übereinkommen nach Artikel 62 in Kraft tritt, 
ernennt jedes Mitglied einen Gouverneur. Der Verwahrer beraumt 
binnen sechzig (60) Tagen nach Inkrafttreten dieses Überein- 
kommens gemäß Artikel 62 oder sö bald wie möglich danach die 
erste Sitzung des Gouverneursrats an. 


(2) Auf seiner ersten Sitzung 

i) wählt der Gouvemeursrat den Präsidenten; 

ii) wählt der Gouverneursrat die Direktoren der Bank nach 
Artikel 26; 

iii) trifft der Gouverneursrat Vorkehrungen für die Festlegung 
des Zeitpunkts, zu dem die Bank ihre Geschäftstätigkeit 
aufnimmt! 


remain open until 31 December 1990 for signature by the pros- 
pective members whose names are set forth in Annex A to this 
Agreement. 

2. The Depository shaH communicate certified copies of this 
Agreement to all the Signatories. 


Article 61 

Ratification, acceptance or approval 

1 . The Agreement shall be subject to ratification, acceptance or 
approval by the Signatories. Instruments of ratification, accept- 
ance or approval shall, subject to paragraph 2 of this Article, be 
deposited with the Depository not later than 31 March 1 991 . The 
Depository shall duly notify the other Signatories of each deposit 
and the date thereof. 

2. Any Signatory may become a party to this Agreement by 
depositing an Instrument of ratification, acceptance or approval 
until one year after the date of its entry into force or, if necessary, 
until such later date as may be decided by a majority of Gover- 
nors, representing a majority of the total voting power of the 
members. 


3. A Signatory whose Instrument referred to in paragraph 1 of 
this Article is deposited before the date on which this Agreement 
enters into force shall become a member of the Bank on that date. 
Any other Signatory which complies with the provisions of the 
preceding paragraph shall become a member of the Bank on the 
date on which its Instrument of ratification, acceptance or approval 
is deposited. 

Article 62 
Entry into force 

1 . This Agreement shall enter into force when Instruments of 
ratification, acceptance or approval have been deposited by Sig- 
natories whose initial subscriptions represent not less than two 
thirds of the total subscriptions set forth in Annex A, including at 
least two countries from Central and Eastern Europa listed in 
Annex A. 

2. If this Agreement has not entered into force by 31 March 
1991, the Depository may convene a Conference of interested 
prospective members to determine the future course of action and 
decide a new date by which Instruments of ratification, acceptance 
or approval shall be deposited. 

Article 63 

Inaugurai meeting and commencement of operations 

1 . As soon as this Agreement enters into force under Article 62 
of this Agreement, each member shall appoint a Governor. The 
Depository shall call the first meeting of the Board of Governors 
within sixty (60) days of entry into force of this Agreement under 
Article 62 or as soon as possible thereafter. 

2. At its first meeting, the Board of Governors: 

(i) shall elect the President; 

(ii) shall elect the Directors of the Bank in accordance with 
Article 26 of this Agreement; 

(iii) shall make arrangements for determining the date of the 
commencement of the Bank’s operations; and 
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tera ouvert ä ia signature de tous les membres potentiels 6nu- 
möres ä l’annexe A du präsent Accord jusqu’au 31 döcembre 
1990. 

2. Le Depositare remettra ä tous les signataires des copies 
certifiees cx)nformes du präsent Accord. 

Article 61 

Ratification, acceptatlon ou approbation 

1 . Le present Accord est soumis ä la ratification, ä l’acceptation 
ou ä Tapprobation des signataires. Les Instruments de ratification, 
d’acceptation ou d’ approbation sont, sous reserve des disposi- 
tions du paragraphe 2 du present article, döposös aupres du 
depositaire le 31 mars 1991 au plus tard. Le döpositaire informe 
düment les autres signataires du depöt de chaque instrument et 
de ta date de ce depöt. 

2. Tout Signatare peut devenir partie au prösent Accord en 
deposant un instrument de ratification, d’acceptation ou d’appro- 
bation dans un delai d’un an aprös la date de son entree en 
vigueur ou, si besoin est, jusqu’ö une date ulterieure arretöe par 
une majorite des gouverneurs, representant la majoritö du nom- 
bre total des voix attribuöes aux membres. 


3. Un signataire qui depose un des Instruments visös au para- 
graphe 1 du present article avant ta date d’entröe en vigueur du 
prösent Accord devient membre de la Banque ä cette date. Tout 
autre signataire qui se conforme aux dispositions du paragraphe 2 
devient membre de la Banque ä la date ä laquette son instrument 
de ratification, d’acceptation ou d’approbation est deposö, 

Article 62 
Entröe en vigueur 

1 . Le present Accord entre en vigueur lorsque des signataires 
dont les souscriptions initiales representent deux tiers au moins 
de l’ensemble des souscriptions telles qu’elles sont fixöes dans 
l’annexe A, et comprenant au moins deux pays d’ Europa centrale 
et orientale önumörös ä 1’ Annexe A, ont deposö leur instrument de 
ratification, d’acceptation ou d’approbation. 

2. Si, au 31 mars 1991, le present Accord n’est pas entrö en 
vigueur, le döpositaire peut röunir les membres potentiels inte- 
ressös pour döcider de la conduite ä adopter et fixer une nouvelle 
date limite de döpöt des Instruments de ratification, d’acceptation 
ou d’approbation. 

Article 63 

Seance inauguraie et commencement des opörations 

1 . Des l’entree en vigueur du prösent Accord, conformöment 
aux dispositions de son article 62, chaque membre nomme un 
gouverneur. Le depositaire, conformement aux dispositions du 
meme article, convoque la premiere reunion du Conseil des 
gouverneurs dans les soixante (60) jours qui suivent l’entröe en 
vigueur du present Accord ou ä une date ulterieure la plus proche 
possible. 

2. A sa premiere reunion, le Conseil des gouverneurs: 

(i) elit le President; 

(ii) ölit les administrateurs de la Banque conformöment aux 
dispositions de l’article 26 du prösent Accord; 

(iii) prend des dispositions permettant de döterminer la date ä 
laquelle la Banque commencera ses operations; et 


„flenosMTapni^“), ociaeTCfl OTKpbiTWM flo 31 fleKaöp« 1990 rofla 
flnn noflnucaHun npe/^nonaraeMbiMM H/ieHaMn, nepenMcneH- 
HbiMM B npM/io>KeHMM A K HacTOBut^My Cor/iaiueHMio. 

2. /]eno3MTapHH nepe/^er saeepeHMbie koohh HacTOBU4ero 
Cor/iauueHkiB bcom no<qniicaBLiJiiM ero CTopOHaM. 


CraTbfi 61 

PaTM(t>iiKai4Mii, npMHiiTMe n^m o^oOpeHMe 

1 . Cor/iaiueHMe no/vi6>KbiT paTkich^KaqMti, npkiHBTkiio iAm opp- 
öpeHMio noflnvicaBiuMMM ero CTOpOHaMW. flOKyMeHTw o paTucjivi- 
KaquM, npuHflTMM mjim ofloöpeHMM, npM ycnoBMM coöniofleHMfl 
nyHKTa 2 HacTOflineM ciaTbn flenoHnpyioTCfl y flenosurapuB He 
nosflHee 31 Mapra 1991 r. flenosMTapMM flon>KHbiM oöpasoM 
yBe/toM/iBer o Ka>KAOM AenoHHpoeaHHH h ero paie ppyrtAe 

no/^nHcaemkie CTopOHbi. 

2. Jlioöafl noflnMcaBiijafl CTopoHa MO>KeT cTaib CTOpoHOM b 
CornaujeHMM nyreM flenoHMpoBaHM« flOKyMeHia o ero paTHc})^- 
KaqMM, npMHBTMM M/IM OflOÖpeHMM HO nOSflHee, HBM Mepes OflMH 
rofl c flaTbi ero Bcryn/ieHM« b CM/iy m/im, b cnynae HeoöxoflMMO- 
CTM, He nosflHee tbkom öonee nosflHen flaibi, KOTOpsw Mo>KeT 
öbiTb onpeflenena öo/ibUJMHCTBOM ynpaenAtoiHMx, npeflCTaB/iBio- 
iqMx öo/ibiuMHCTBO OT oöiqero KO/iMHecTBa ronocoB, na KOTopoe 
MMeioT npaBo M/ieHbi. 

3. rioflnMcaBiijgw CTopona, flOKyMenr kotopom, ynoMHHyrbiM b 
nyHKTe 1 HacTOHiiteM CTaibu, flenoHMpoBan po flaibi Bcry- 
nneHMH CornameHM« b CM/iy, CTaHOBMTC« H/ienoM BaHKa 
HaHMH£w c 3TOM flaibi. Jlioöafl Apyrafl noflnHcaBma« CTOpona, 
KOTopafl yflOB/ieTBopHeT nono>KeHMHM npeflbiflyutero nyHKra, 
CTaHOBMTCH H/iBHOM BaHKB c flajbi flenoHMpoBaHMfl flOKyMenra 

O paTH4)MKaqHH, npMHHTHH H/1H O/tOÖpBHHH. 

CTaTbn 62 
Bcryn/ieHMe b CM/iy 

1. HacTOHiqee CornameHMe Bcrynaer b CM/iy, Korfla flOKy- 
MeHTbi o ero paTM4)MKaqMM, npMHHTMM M/iM o/toöpeHHH Öyflyr 
flenoHMpoBaHbi noflnHcaBujHMM CTOponaMM, Hb« nepeona- 
Ha/ibHa« noflOMCKa npeflciaB/ifleT ne Menee fleyx TpeieM ot 
oöuteM noflOMCKM, ycTanoBneHHOM b npnno>KeHMM A, BK/iioHafl no 
KpaMHeM Mepe flBe crpanbi IJeHTpa/ibHOM m Boctohhoü EBponw, 
nepeHMcneHHbie b npMno>KeHMM A. 

2. Ec/im HacToflutee CornaujeHMe ne BCTynm b CM/iy k 31 
Mapra 1991 r., flenoawTapMM Mo>KeT coaBarb KOHchepenqHio 
3aMHTepecoBaHHbix npeflnonaraeMbix snenoB fln« roro, htoöw 
onpefle/iMTb öypyipm nopflflOK aomctbhm m/im npHHBib pemeHMe 
O HOBOM KpaMHeM CpOKe flenOHMpOBaHMH APKyMeHTOB 0 paXH- 
(pVlKapm, npHHBTHH H/IH O/tOÖpeHHM. 


Crarbsi 63 

BcTynMTenbHoe saceAaHMe h nanano Aenre/ibHocTH 

1. Kbk TO/ibKO HacTOfliitee CornameHMe Bcrynkir b CM/iy 
cornacHO crarbe 62 nacTOHutero CornaujeHMfl, KaoKAbiM snen 
Ha3HaHMT ynpaB/iflioiitero. fleno3MTapMti coabiaaer nepBoe aace- 
Aanne Coaera ynpaB/inioLqHx b reseHHe ujecTMAecBTH (60) ahbm 
nocne Bcryn/ieHM« b CM/iy HacTOBiqero CornaujeHMB b coot- 
BerCTBHH CO CrarbeH 62 HJIH B 6nH>KaHUJHH B03M0)KHblH CpOK 

nocne aroro. 

2. Ha CBoeM nepBOM aaceflaHMH Coaer ynpaanafoimix: 

(i) MaöMpaer npeaHfleHra; 

(ii) MsöMpaeT flMpeKTopoB BaHKa b cooTBercTBMM co crarbeM 
26 HacTOHiitero CornaiueHMH; 

(iii) npMHMMaer Mepw onpefleneHMB cpoKa Hana/ia 

fleHTe/lbHOCTM BaHKB; H 
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iv) trifft der Gouverneursrat sonstige Vorkehrungen, die ihm zur 
Vorbereitung der Aufnahme der Geschäftstätigkeit der Bank 
erforderlich erscheinen. 

(3) Die Bank notifiziert ihren Mitgliedern den Zeitpunkt der 
Aufnahme ihrer Geschäftstätigkeit. 


Geschehen zu Paris am 29. Mai 1 990 in einer Urschrift, deren 
deutscher, englischer, französischer und russischer Wortlaut glei- 
chermaßen verbindlich Ist; die Urschrift wird im Archiv des Ver- 
wahrers hinterlegt; dieser übermittelt allen anderen in Anlage A 
genannten voraussichtlichen Mitgliedern beglaubigte Abschriften. 


(iv) shall make such other arrangements as appear to it neces- 
sary to prepare for the commencement of the Bank’s opera- 
tions. 

3. The Bank shall notify its members of the date of commence- 
ment of its operations. 


Done at Paris on 29 May 1990 in a single original, whose 
English, French, German and Russian texts are equally authentic, 
which shall be deposited in the archlves of the Depository which 
shall transmit a duly certified copy to each of the other prospective 
members whose names are set forth In Annex A. 
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(Iv) prend toutes autres dispositions utiles-pour preparer le com- 
mencement des opörations de la Banque. 

3. La Banque notifie aux membres la date ä laquelle eile 
commencera ses opörations. 


(iv) npiiHMMaeT raKne HHbie Mepw, KOTopwe eMy npeflCTae* 
jiflioTcs HeoöxoAMMbiMM flns noAroTOBKM Hanana onepaquM 
BaHKa. 

3. BaHK yBeflOM/iser cboux h/ibhob o flare Hanana cbomx 
onepaquM. 


Fait ä Paris, le 29 mai 1990, en un seu! exemplaire original, dont 
les verslons en langues allemande, anglaise, frangaise et russe 
font egalement foi, et d6pos6 dans les archives du döpositaire qui 
en transmet des copies certifi^es conformes ä tous les membres 
potentiels ^numörös ä Tannexe A du präsent Accord. 


CoBepujeHO b napii>Ke 29 Ma;i 1990 roAa b eA^HCTBeHHOM 
3K3eMnjispe, tokct KOTOporo Ha aHr/iuHCKOM, HeMeqKOM, pycc- 
KOM H cJ)paHqy3CKOM fl 3 biKax HMeer OAHHaKOByio ciiny n koto- 
pbiH noAne>KMT AanoHnpoBaHMio b apxHBax AanosüTapus, koto- 
pbiH nepeAacT AOJi>KHbiM o6pa30M 3aBepeHHyK} Konnio Ka)KAOMy 
M3 ApyrMx npeAnoJiaraeMwx h/ibhob, nepeHMcneHHWx b npM- 
jiO)KeHHM A K HacTOfliqeMy CornaiueHMio. 
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Anlage A 

Erstzeichnungen auf das genehmigte Stammkapital durch 
voraussichtliche Mitglieder, die nach Artikel 61 Mitglieder 
werden können 


Anzahl der Zeichnungen 
Anteile auf das 
Kapital 

in Millionen 
ECU 

A - Europäische Gemeinschaften 


a) 


Belgien 

22 800 

228,00 

Dänemark 

12000 

120,00 

Bundesrepublik Deutschland 

85 175 

851,75 

Frankreich 

85 175 

851 .75 

Griechenland 

6 500 

65,00 

Irland 

3 000 

30,00 

Italien 

85 175 

851,75 

Luxemburg 

2 000 

20,00 

Niederlande 

24 800 

248,00 

Portugal 

4 200 

42,00 

Spanien 

34 000 

340,00 

Vereinigtes Königreich 

85 175 

851,75 

b) 



Europäische Wirtschafts- 



gemeinschaft 

30 000 

300,00 

Europäische Investitionsbank 

30 000 

300,00 


- Sonstige europäische Länder 

Finnland 

12 500 

125,00 

Island 

1 000 

10,00 

Israel 

6 500 

65,00 

Liechtenstein 

200 

2,00 

Malta 

100 

1,00 

Norwegen 

12 500 

125,00 

Österreich 

22 800 

228,00 

Schweden 

22 800 

228.00 

Schweiz 

22 800 

228,00 

Türkei 

11 500 

115,00 

Zypern 

1 000 

10,00 

- Empfängerländer 

Bulgarien 

Deutsche Demokratische 

7 900 

79,00 

Republik 

15 500 

155,00 

Jugoslawien 

12 800 

128,00 

Polen 

12 800 

128,00 

Rumänien 

4 800 

48,00 

Tschechoslowakei 

12 800 

128,00 

Ungarn 

Union der Sozialistischen 

7 900 

79,00 

Sowjetrepubliken 

60 000 

600,00 


Annex A 

Initial subscrIptions to the authorized Capital stock for 
prospective members which may become members in 
accordance with Article 61 


- European Communities 

Number 
of Shares 

Capital 

Sub- 

scription 

in million 
ECUs 

a) 

Belgium 

22,800 

228.00 

Denmark 

12,000 

120.00 

France 

85,175 

851.75 

Germany, Federal Republic of 

85,175 

851.75 

Greece 

6,500 

65.00 

Ireland 

3,000 

30.00 

Italy 

85,175 

851 .75 

Luxembourg 

2,000 

20.00 

Netherlands 

24,800 

248.00 

Portugal 

4,200 

42.00 

Spain 

34,000 

340.00 

United Kingdom 

b) 

European Economic 

85,175 

851.75 

Community 

30,000 

300.00 

European Investment Bank 

30,000 

300.00 


- Other European countries 

Austria 

22,800 

228.00 

Cyprus 

1,000 

10.00 

Finland 

12,500 

125.00 

Iceland 

1,000 

10.00 

Israel 

6,500 

65.00 

Liechtenstein 

200 

2.00 

Malta 

100 

1.00 

Norway 

12,500 

125.00 

Sweden 

22,800 

228.00 

Switzerland 

22,800 

228.00 

Turkey 

11,500 

115.00 

- Recipient countries 

Bulgaria 

7,900 

79.00 

Czechoslovakia 

German Democratic 

12,800 

128.00 

Republic 

15,500 

155.00 

Hungary 

7,900 

79.00 

Poland 

12,800 

128.00 

Romania 

Union of Soviet Socialist 

4,800 

48.00 

Republics 

60,000 

600.00 

Yugoslavia 

12,800 

128.00 
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Souscriptions initiales au Capital social autoris^, pour les 
membres potentiels susceptibles de devenir membres 
conform^ment aux dispositions de l’article 61 


- Communautes europöennes 

a) 

R6publique Föderale 

Nombre 

d’actions 

Sou- 
scription 
au Capital 

(en mil- 
lions 
d’Ecus) 

d’Allemagne 

85 175 

851.75 

Belgique 

22 800 

228,00 

Dänemark 

12 000 

120,00 

Espagne 

34 000 

340.00 

France 

85 175 

851.75 

Grece 

6 500 

65.00 

Irlande 

3 000 

30.00 

italie 

85 175 

851,75 

Luxembourg 

2 000 

20,00 

Pays-Bas 

24 800 

248,00 

Portugal 

4 200 

42,00 

Royaume-Uni 

b) 

Communaut6 6conomique 

85 175 

851.75 

europöenne 

Banque europ6enne 

30 000 

300,00 

d’investissement 

“ Autres pays europ6ens 

30 000 

300,00 

Autriche 

22 800 

228,00 

Chypre 

1 000 

10,00 

Finlande 

12 500 

125,00 

Islands 

1 000 

10,00 

Israel 

6 500 

65,00 

Liechtenstein 

200 

2,00 

Malte 

100 

1,00 

Norvöge 

12 500 

125,00 

Suede 

22 800 

228,00 

Suisse 

22 800 

228,00 

Turquie 

11 500 

115,00 


C - Pays b6n6ficiaires 


Bulgarie 

R^pubiique D^mcx^ratique 

7 900 

79,00 

d’Allemagne 

15 500 

155,00 

Hongrie 

7 900 

79,00 

Pologne 

12 800 

128,00 

Roumanie 

4 800 

48,00 

Tchecoslovaquie 

12 800 

128,00 

Union des R^publiques 



Socialistes et Sovietiques 

60 000 

600,00 

Yougoslavie 

12 800 

128,00 


ripMiioxceHMe A 

riepBOHaManbHafl no^nncKa na paspeuieHHbiM k BbinycKy 
aKi 4 H 0 HepHbiM Kannjan npe/\nonaraeMbix nneHOB, 
KOTopbie Moryr craib nneHaMU b cooTBercTBHM co cxa** 
TbeCi 61 . 



Konn- 

Kanman, Ha 


MeCTBO 

KOTOpbli^ 


aKqMi4 

MO>KeT ÖblTb 


npoMSBSAeHa 

noAHMCKa 

- EBponePtcKne cooöu^ecTBa 

(b Miinni40Hax 
3KIO) 

a) 

Be/ibn^B 

22.800 

228,00 

r pequfl 

6.500 

65,00 


12.000 

120,00 

HpnaHflMfl 

3.000 

30,00 

kIcnaHitB 

34.000 

340,00 

Hrannfl 

85.175 

851,75 

JlHDKCSMÖypr 

2.000 

20,00 

Hi^Aap/iaHAbi 

24.800 

248,00 

DopTyrannfl 

4.200 

42,00 

CoeflUHSHHoe Kopo/isbctbo 

85.175 

851,75 

OeAepaTMBHafl Pecnyö/iiiKa 



PepMaHi^B 

85.175 

851,75 

OpaHquB 

85.175 

851,75 

b) 

EBponePtCKkiPt i4HBecTi4qkioHHbM 



öaHK 

EBponePICKoe aKOHOMMsecKoe 

30.000 

300,00 

COOÖU^eCTBO 

30.000 

300,00 

- Apyi'^a eBponeiiCKHe crpaHbi 

Abctpmb 

22.800 

228,00 

Hspannb 

6.500 

65,00 

\AcnaH/\v^^^ 

1.000 

10,00 

Kunp 

1.000 

10,00 

JlMXTeHUJTePiH 

200 

2,00 

ManbTa 

100 

1,00 

HopBernfl 

12.500 

125,00 

Typqufl 

11.500 

115,00 


12.500 

125,00 

tUBePiqapMB 

22.800 

228,00 

lilBequB 

22.800 

228,00 

- CTpaHbi-nonyHaTenn 

Bonrapufl 

7.900 

79,00 

BeHrpufl 

fepMaHCKa« fleMCKpaTHHecKem 

7.900 

79,00 

Pecnyö/iMKa 

15.500 

155,00 

rio/ibiiia 

12.800 

128,00 

PyMbIHMfl 

COJ03 CoBeTCKMX 

Coquan mctuhsckux 

4.800 

48,00 

Pecnyö/iMK 

60.000 

600,00 

HexocnoBaKMB 

12.800 

128,00 

lOroc/iaBMfl 

12.800 

128,00 
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Anzahl der Zeichnungen 



Anteile 

auf das 
Kapital 

in Millionen 
ECU 

“ Nichteuropäische Länder 

Ägypten 

1 000 

10,00 

Australien 

10 000 

100,00 

Japan 

85 175 

851,75 

Kanada 

34 000 

340,00 

Republik Korea 

6 500 

65,00 

Marokko 

1 000 

10,00 

Mexiko 

3 000 

30,00 

Neuseeland 

Vereinigte Staaten 

1 000 

10,00 

von Amerika 

100 000 

1 000,00 

- Nicht zugewiesene Anteile 

125 

1.25 

Insgesamt 

1 000 000 

10 000,00 



Number 

Capital 


of Shares 

Sub- 

scription 

in million 
ECUs 

- Non-European countries 

Australia 

10,000 

100.00 

Canada 

34,000 

340.00 

Egypt 

1,000 

10.00 

Japan 

85.175 

851.75 

Korea, Republic of 

6,500 

65.00 

Mexico 

3,000 

30.00 

Morocco 

1,000 

10.00 

New Zealand 

United States 

1,000 

10.00 

of America 

100,000 

1,000.00 

- Non allocated shares 

125 

1.25 

Total 

1,000,000 

10,000.00 


(*) Die voraussichtlichen Mitglieder sind nur für die Zwecke dieses Übereinkommens In 
den oben genannten Kategorien aufgeführt. Die Empfängerlär.der werden sonst in 
diesem Übereinkommen als mittel- und osteuropäische Länder bezeichnet. 


(*) Prospective members are tisted under the above categories only for the purpose of 
this Agreement. Redpient countries are referred to elsewhere in this Agreement as 
Central and Eastern European countries. 
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Nombre Sou- 

d’actions scription 

au Capital 

(en mil- 
lions 
d’Ecus) 

D - Pays non europeens 


Australie 

10 000 

100,0 

Canada 

34 000 

340,00 

Republique de Cöree 

6 500 

65,00 

Egypte 

1 000 

10,00 

Etats-Unis 

100 000 

1 000,00 

Japon 

85 175 

851,75 

Maroc 

1 000 

10,00 

Mexique 

3 000 

30,00 

Nouvelle-Z^lande 

1 000 

10,00 


- Actions non allouees 

125 

1,25 

Total 

1 000 000 

10 000,00 


(*) Les membres potentiels sont classes dans les categories visees ci-dessus exclusi- 
vememt aux fins du present Accord. Dans les autres dispositions du prösent Accord, les 
pays beneficiaires figurent sous le nom de pays d’Europe centrale et orientale. 


Kojim- Kannran, na 

MeCTBO KOTOpblÜI 
aKi^Mfi MOJKer öbixb 
npoMSBeAeHa 
noAnMCKa 

(b MMnjlMOHaX 
3KKD) 

D “ HeeBponeMCKne cTpaHbi 


ABCTpanun 

10.000 

100,00 

Ernnex 

1.000 

10,00 

KanaAa 

34.000 

340,00 

KopeMCKan pecnyöjiMKa 

6.500 

65,00 

MapoKKO 

1.000 

10,00 

MeKCMKa 

3.000 

30,00 

HoBan SenaHAM» 

CoeAMHeHHbie LUraTbi 

1.000 

10,00 

AMepMKM 

100.000 

1 .000,00 

RnoHun 

85.175 

851,75 

- HepacnpeAeneHHbie aKi\m 

125 

1,25 

l/lToro 

1.000.000 

1.0000,00 


(*) npe/vio/iaraeMbie M/ieHbi nepeMucneHbi no BwujeyKasaHHbiM KaTeropMflM TonbKO 
L4enM HacTOflmero CornaujeHUfl. CTpaHbf-nonyHaTenn b HacTOHmeM Cor/iaujeHviM 
MMeHyK>TCR CTpawaMM UeHTpa/ibHOM H Boctomhom Eeponbi. 
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Anlage B 

Abschnitt A - Wahl von Direktoren durch die Gouverneure, die 
Belgien, Dänemark, die Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, 
Griechenland, Irland, Italien, Luxemburg, die Niederlande, Portu- 
gal, Spanien, das Vereinigte Königreich, die Europäische Wirt- 
schaftsgemeinschaft und die Europäische Investitionsbank vertre- 
ten (im folgenden als „Gouverneure des Abschnitts A“ bezeich- 
net) 

(1) Die Bestimmungen dieses Abschnitts finden nur auf diesen 
Abschnitt Anwendung. 

(2) Die Kandidaten für das Amt eines Direktors werden von den 
Gouverneuren des Abschnitts A benannt, wobei jeder Gouverneur 
nur eine Person benennen darf. Die Wahl der Direktoren erfolgt 
durch die Gouverneure des Abschnitts A. 

(3) Jeder stimmberechtigte Gouverneur gibt sämtliche Stim- 
men, auf die das Mitglied, das ihn ernannt hat, nach Artikel 29 
Absätze 1 und 2 Anspruch hat, für ein und dieselbe Person ab, 

(4) Vorbehaltlich des Absatzes 10 werden die 11 Personen, 
welche die höchste Stimmenzahl erhalten, Direktoren; jedoch gilt 
nicht als gewählt, wer weniger als 4,5 v. H. der Gesamtzahl der 
Stimmen erhält, die nach Abschnitt A abgegeben werden können 
(berechtigte Stimmen). 

(5) Vorbehaltlich des Absatzes 10 findet, wenn im ersten Wahl- 
gang keine 1 1 Personen gewählt werden, ein zweiter Wahlgang 
statt, bei dem derjenige, der im ersten Wahlgang die niedrigste 
Stimmenzahl erhalten hat, ausscheidet, es sei denn, es standen 
nicht mehr als 11 Kandidaten zur Wahl; an diesem Wahlgang 
beteiligen sich nur 

a) die Gouverneure, die im ersten Wahlgang für eine nicht 
gewählte Person gestimmt haben, sowie 

b) die Gouverneure, von deren für eine gewählte Person abge- 
gebenen Stimmen nach den Absätzen 6 und 7 angenommen 
wird, daß sie die für diese Person abgegebene Stimmenzahl 
auf über 5,5 v. H. der berechtigten Stimmen angehoben 
haben. 

(6) Bei der Beurteilung der Frage, ob von den von einem 
Gouverneur abgegebenen Stimmen anzunehmen ist, daß sie die 
Gesamtstimmenzahl für eine Person auf über 5,5 v. H. der 
berechtigten Stimmen angehoben haben, wird angenommen, daß 
diese 5,5 v. H. zunächst die Stimmen des Gouverneurs einschlie- 
ßen, der die höchste Stimmenzahl für den Betreffenden abgege- 
ben hat, sodann die Stimmen des Gouverneurs, der die nächst- 
höchste Stimmenzahl abgegeben hat, und so fort, bis 5,5 v. H. 
erreicht sind. 

(7) Ein Gouverneur, dessen Stimmen zum Teil mitgezählt wer- 
den müssen, um die Gesamtstimmenzahl für eine Person über 
4,5 V. H. anzuheben, wird so angesehen, als habe er alle seine 
Stimmen für den Betreffenden abgegeben, selbst wenn die 
Gesamtstimmenzahl für den Betreffenden dadurch 5,5 v. H. über- 
steigt; dieser Gouverneur ist bei einem weiteren Wahlgang nicht 
mehr stimmberechtigt. 

(8) Sind nach dem zweiten Wahlgang keine 11 Personen 
gewählt, so finden vorbehaltlich des Absatzes 10 nach Maßgabe 
der in diesem Abschnitt festgelegten Grundsätze und Verfahren 
weitere Wahlgänge statt, bis 11 Personen gewählt sind; jedoch 
kann, wenn in irgendeinem Wahlgang 10 Personen gewählt wer- 
den, die elfte ungeachtet des Absatzes 4 mit einfacher Mehrheit 
der verbleibenden Stimmen gewählt werden. 

(9) Bei einer Erhöhung oder Verringerung der Zahl der Direkto- 
ren, die von den Gouverneuren des Abschnitts A zu wählen sind. 


Annex B 

Section A - Election of Directors by Governors representing 
Belgium, Denmark, France, the Federal Republic of Germany, 
Greece, Ireland, Italy, Luxembourg, the Netherlands, Portugal, 
Spain, the United Kingdom, the European Economic Community 
and the European Investment Bank (hereinafter referred to as 
Section A Governors). 

1. The provisions set out below in this Section shall apply 
exclusively to this Section. 

2. Candidates for the Office of Director shall be nominated by 
Section A Governors, provided that a Governor may nominate 
only one person. The election of Directors shall be by bailot of 
Section A Governors. 

3. Each Governor eligible to vote shall cast for one person all of 
the votes to which the member appointing him or her is entitied 
under paragraphs 1 and 2 of Article 29 of this Agreement. 

4. Subject to Paragraph 10 of this Section, the 11 persons 
receiving the highest number of votes shall be Directors, except 
that no person who receives less than 4.5 per cent of the total of 
the votes which can be cast (eligible votes) in Section A shall be 
considered elected. 

5. Subject to Paragraph 10 of this Section, if 1 1 persons are not 
elected on the first bailot, a second ballot shall be held in which, 
unless there were no more than 1 1 candidates, the person who 
received the lowest number of votes in the first ballot shall be 
ineligible for election and in which there shall vote only: 

(a) those Governors who voted in the first ballot for a person not 
elected and 

(b) those Governors whose votes for a person elected are 
deemed under paragraphs 6 and 7 below of this Section to 
have raised the votes cast for that person above 5.5 per cent 
of the eligible votes. 

6. In determlning whether the votes cast by a Governor are 
deemed to have raised the total votes cast for any person above 
5.5 per cent of the eligible votes, the 5.5 per cent shall be deemed 
to include, first, the votes of the Governor casting the largest 
number of votes for such person, then the votes of the Governor 
Casting the next largest number and so on, until 5.5 per cent is 
reached. 


7. Any Governor, part of whose votes must be counted in order 
to raise the total of votes cast for any person above 4.5 per cent 
shall be considered as casting all of his or her votes for such 
person, even if the total votes for such person thereby exceed 5.5 
per Cent and shall not be eligible to vote in a further ballot. 


8. Subject to Paragraph 10 of this Section, if, after the second 
ballot, 11 persons have not been elected, further ballots shall be 
held in conformity with the principles and procedures laid down in 
this Section, until 1 1 persons have been elected, provided that, if 
at any stage 10 persons are elected, notwithstanding the provi- 
sions of Paragraph 4 of this Section, the 1 1th may be elected by a 
simple majority of the remaining votes cast. 

9. In the case of an increase or decrease in the number of 
Directors to be elected by Section A Governors, the minimum and 
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Section A - Election des administrateurs par les gouverneurs 
reprdsentant la Republique Föderale d’Allemagne, la Belgique, le 
Dänemark, TEspagne, la France, la Grece, l’lrlande, ritalie, le 
Luxembourg, les Pays-Bas, le Portugal, le Royaume-Uni, la Com- 
munaute Economique Europeenne et la Banque Europ^enne 
d’lnvestissement (ci-apres dönommös gouverneurs de la sec- 
tion A). 

1 . Les dispositions ci-apres de la presente Section s’appliquent 
exclusivement ä cette Section. 

2. Les candidats au poste d’administrateur sont dösignds par 
les gouverneurs de la Section A, dtant entendu qu’un gouverneur 
ne peut designer qu’une seule personne. L’ölection des adminis- 
trateurs s’effectue par un vote des gouverneurs de la Section A. 

3. Chacun des gouverneurs admis ä voter accorde ä une seule 
personne toutes les voix qui reviennent au membre qu’il repre- 
sente au titre de l’article 29, paragraphes 1 et 2 du prdsent 
Accord. 

4. Sous reserve de Tapplication du paragraphe 10 de la prä- 
sente Section, les 11 personnes qui recueillent le plus grand 
nombre de voix sont elues administrateurs; toutefois, une per- 
sonne ayant recueilli moins de 4,5 pour cent de Tensemble des 
voix susceptibles d’ötre exprimdes (voix inscrites) au titre de la 
Section A ne peut pas etre r^putee 6lue. 

5. Sous reserve de l’application du paragraphe 10 de la pre- 
sente Section, si 1 1 personnes ne sont pas elues au premier tour, 
il est procedd ä un second tour dans lequel, sauf s’il n’y avait pas 
plus de 11 candidats, la personne qui a obtenu le plus petIt 
nombre de voix au premier tour ne peut participer au scrutin et 
seuls votent: 

a) les gouverneurs qui ont vote au premier tour pour une 
personne non elue et 

b) les gouverneurs dont les voix emises ä une personne elue 
sont rdputees, aux termes des paragraphes 6 et 7 de la 
präsente Section, avoir port^ le nombre des voix recueillies 
par cette personne au-dessus de 5,5 pour cent des voix 
inscrites. 

6. Pour determiner si les voix emises par un gouverneur sont 
r^putees avoir portd le total obtenu par une personne donnee ä 
plus de 5,5 pour cent des voix Inscrites, les 5,5 pour cent sont 
reputds comprendre, premierement, les voix du gouverneur qui a 
apporte le plus grand nombre de voix ä ladite personne, ensuite 
les voix du gouverneur qui en a apportö le nombre immediatement 
inferieur, et ainsi de suite jusqu’ä ce que les 5,5 pour cent soient 
atteints. 

7. Tout gouverneur dont les voix doivent ötre partiellement 
comptdes pour porter le total obtenu par une personne ä plus de 
4,5 pour cent est reput§ donner toutes ses voix ä ladite personne, 
m§me si le total des voix obtenues par celle-ci depasse ainsi 5,5 
pour Cent et ne peut plus participer ä un autre scrutin. 


8. Sous reserve de Tapplication du paragraphe 10 de la pre- 
sente Section, si, aprös le second tour, il n’y a pas encore 1 1 elus, 
il est procddö, suivant les memes principes et procedures ddfinis 
dans la prdsente Section, ä des scrutins suppidmentaires jusqu’ä 
ce qu’il y ait 11 6lus, sous räserve qu’ä tout moment apräs 
l’älection de 10 personnes, la onziäme peut etre älue ä la majoritä 
simple des voix restantes, par derogation aux dispositions du 
paragraphe 4. 

9. Dans le cas d’une augmentation ou d’une räduction du 
nombre des administrateurs ä elire par les gouverneurs de la 


npM/iO)KeHMe B 

Pasfle/i A - Bbiöopbi A^^peKTOpOB ynpaBjinjoiquMM, npeAcxaB- 
/inKDLqkiMM Be/ibrkiKD, rpeqMK), A^hmk), MpnaHA^K), l/lcnaHUK), 
UrajiMK), ÜJOKceMÖypr, HnAep/iaHAbi, nopTyra/inio, CoeAWHeH- 
Hoe KoponeBCTBO, OeAepaxMBHyio Pecnyö/inKy FepMaHun, 
cbpaHqtiio, EBponeiicKMM MHBecTiiqMOHHbiH öaHK n EBponencKoe 
SKOHOMtiHecKoe cooöutecTBO (Aanee uMeHyeMbiMM ynpaB/inio- 
LA^Mki, ynoMnHyrbiMti b pasAene A). 

1 . nono)KeHMn, vi3/io>KeHHbie HMX<e b stom pasAene, npuMe- 
HflioTCfl MCKJiK)HMTe/ibHo K 3TOMy pasA^ny. 

2. KaHAMAaTbi Ha ppnyKHOcjb A^pexTopa npeA/iaraioTcn 
ynpaB/imoiAMMM, ynoMnHyrbiMM b pasp^BnB A, npM ycnoBMM, hto 
ynpaB/iHiomMM MO>KeT npeA/io>KMTb KaHAMA^TyPY 'ronbKO OAHoro 
/iHqa. Bbiöopbi AMP6*<TopoB npoBOA^xc« nyreM ronocoBaHMn 
ynpaB/iHioiAHx, ynoMHHyrbix b pasAene A. 

3 . Ka>KAbiiii ynpaBJiHioiAMM, MweioiAMii npaao ronoca, OTAaer 
Bce ro/ioca. Ha Koropbie cornacHO nyHKTaw 1 m 2 CTaxbn 29 
HacTonutero CornaiueHMH MMeer npaao HasHaHMBiuHH ero H/ien, 
aa OAHO /inqo. 

4. C yneroM nyHicra 10 HacTonutero paspßna cHMraiOTCfl 
MaöpaHHbiMH fl,\ApeKTopaMVi 11 nult, nonyHHBtunx Han6onbmee 
Ko/iMHecTBO ronocoB, OAHBKO jiMqo, nonyHHBiuee wenee 4,5 
npoqeHxa ronocoB ot oöutero KO/iMHecTBa ronocoB, Koropoe 
MO>KeT öbiTb noAano (MMeioiAHxcfl ronocoB) no paaAe/iy A, ne 
MO)KeT CHMTaXbCH HaÖpaHHbIM. 

5. C yneroM nyHKxa 10 HacToniitero paaAe/ia, ec/iM nocne 
nepBoro xypa ronocoBanvin ne yAa/iocb Haöparb 1 1 jiMq, KpoMe 
Tex cnyHaeB, KorAa MweeTCfl ne öonee 1 1 KaHAHAaroB, npoBO- 
AMTCfl BTopoü Typ ronocoBaHMfl, b kotopom /iHqo, nonyHHBiuee 
HaMMeHbLuee KO/iMnecTBO ronocoB b nepBOM Type, ynacTBoeaTb 
He MO)KeT H B KOTOpOM FO/lOCyiOT TO/lbKO: 

a) ynpaBnHiou4ne, ronocoBaBiuMe b nepBOM Type aa /iMqo, 
KOTopoe He öbino Maöpano, m 

b) ynpaBnHiou4ne, HbH ronoca, OTAannbie aa KaKoe-nn6o 
HaöpaHHoe nrnto, cornacHO HM>KenpnBeAeHHbiM nyHicraM 6 
H 7 HacTOHiqero paaAena, noaeonMnn A^^HHOMy n^qy 
coöpaTb öonee 5,5 npoqeHTa MMeioimixcn ronocoB. 

6. Htoöw onpeAenHTb, noaBoniinM nH oTAannwe ynpaBnnio- 
U4MM ronoca KaKOMy-nwöo nviqy coöpaxb öonee 5,5 npoqenTa 
MweioumvixcH ronocoB, 3th 5,5 npoqenTa noHMMaioTCH kbk 
BKniosaioiMMe, BO-nepBbix, ronoca ynpaannioinero, OTAaBtuero 
HaHöonbmee KonMsecTBo ronocoB aa xaKoe nnqo, aaxeM ronoca 
ynpaBnflioiqero, KOTopwM naxoAHTCH na BTopoM Mecxe no Konn- 
necTBy ronocoB, m tbk A^nee, BnnoTb flp AOCTH)KeHMfl 5,5 
npoqeHTa. 

7. JlioöOH ynpaannioutHH, nacTb ronocoB KOToporo Aon>KHa 
npHHMMaxbcn b pacneT c tom, htoöw oöinee KonnHecTBo 
ronocoB, oTAannoe aa KaKoe-nviöo niiqo npeBbiiuano 4,5 npo- 
qeHTa, paccMaTpHBaexcH kbk OTAaBiuMM yKaaaHHOwy nnqy Bce 
CBOM ronoca, Aa>Ke ecnH oöLqee KonMHecTBO ronocoB, OTAannoe 
aa TBKoe niiqo, npM 3Tom npeBWCHT 5,5 npoqeHTa, m tbkoh 
ynpaannioiAHH ne Mo>KeT ynacTBOBaTb b nocneAyJOiqMX xypax 
ronOCOBBHHfl. 

8. C yneTOM nyHKxa 10 HacTOHutero paaAena, ecnn nocne 
BToporo Typa ronocoBanvifl 1 1 niiq MaöpaTb ne yAanocb, npo- 
BOA^TCH nocneAyK)U4Me xypbi ronocoBannfl b cooTBexcTBHM c 
npHHqHnaMH h npoqeAypaMH, yKaaaHHbiMH b nacTonuteM paa- 
Aene, pfi naöpaHMfl 1 1 nwq npw ycnoBWM, hto ecnü na kbkom- 
nnöo 3Tane Haöpano 10 nnq, to neaaBwcHMO ot nono)KeHMM 
nyHKTa 4 HacToniitero paaAena oAUHHaAUaToe nwqo MO>KeT 
öbiTb naöpaHO npocTbiM öonbuJHHCTBOM ocTBBLUHXcn ronocoB. 

9. B cnysae yBeniiHeHMH wnn yMenbiueHMn HMcna A^peKTopoB, 
noAne>Kauü(Hx HaöpaHHio ynpaBnnKDLqHMH, ynoMHHyrbiMH b paa- 
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werden die in den Absätzen 4, 5, 6 und 7 genannten Mindest- und 
Höchsthundertsätze vom Gouverneursrat entsprechend ange- 
paßt. 

(10) Solange ein Unterzeichner oder eine Unterzeichnergruppe, 
deren Anteil am gesamten in Anlage A vorgesehenen Zeich- 
nungskapital mehr als 2,4 v. H. beträgt, keine Ratiflkations-, 
Genehmigungs- oder Annahmeurkunde hinterlegt hat, wird für 
diesen Unterzeichner beziehungsweise diese Unterzeichner- 
gruppe kein Direktor gewählt. Der oder die Gouverneure, die 
einen solchen Unterzeichner oder eine solche Unterzeichner- 
gruppe vertreten, wählen einen Direktor für jeden Unterzeichner 
beziehungsweise jede Unterzeichnergruppe, sobald sie Mitglieder 
werden. Ein solcher Direktor wird so angesehen, als sei er nach 
Artikel 26 Absatz 3 vom Gouvemeursrat auf seiner Eröffnungs- 
sitzung gewählt worden, wenn er während der Amtszeit des 
ersten Direktoriums gewählt wird. 


Abschnitt B - Wahl der Direktoren durch die Gouverneure, die 
andere Länder vertreten 

Abschnitt Bi) - Wahl von Direktoren durch die Gouverneure, 
welche die in Anlage A als mittel- und osteuropäische Länder 
aufgeführten Länder (Empfängerländer) vertreten (im folgenden 
als Gouverneure des Abschnitts B i) bezeichnet). 

(1) Die Bestimmungen dieses Abschnitts finden nur auf diesen 
Abschnitt Anwendung. 

(2) Die Kandidaten für das Amt eines Direktors werden von den 
Gouverneuren des Abschnitts B i) benannt, wobei jeder Gouver- 
neur nur eine Person benennen darf. Die Wahl der Direktoren 
erfolgt durch die Gouverneure des Abschnitts B i). 

(3) Jeder stimmberechtigte Gouverneur gibt sämtliche Stim- 
men, auf die das Mitglied, das ihn ernannt hat, nach Artikel 29 
Absätze 1 und 2 Anspruch hat, für ein und dieselbe Person ab. 

(4) Vorbehaltlich des Absatzes 10 werden die 4 Personen, 
welche die höchste Stimmenzahl erhalten, Direktoren; jedoch gilt 
nicht als gewählt, wer weniger als 12 v. H. der Gesamtzahl der 
Stimmen erhält, die nach Abschnitt B i) abgegeben werden kön- 
nen (berechtigte Stimmen). 

(5) Vorbehaltlich des Absatzes 10 findet, wenn im ersten Wahl- 
gang keine 4 Personen gewählt werden, ein zweiter Wahlgang 
statt, bei dem derjenige, der im ersten Wahlgang die niedrigste 
Stimmenzahl erhalten hat, ausscheidet, es sei denn, es standen 
nicht mehr als 4 Kandidaten zur Wahl; an diesem Wahlgang 
beteiligen sich nur 

a) die Gouverneure, die im ersten Wahlgang für eine nicht 
gewählte Person gestimmt haben, sowie 

b) die Gouverneure, von deren für eine gewählte Person abge- 
gebenen Stimmen nach den Absätzen 6 und 7 angenommen 
wird, daß sie die für diese Person abgegebene Stimmenzahl 
auf über 13 v. H. der berechtigten Stimmen angehoben 
haben. 

(6) Bei der Beurteilung der Frage, ob von den von einem 
Gouverneur abgegebenen Stimmen anzunehmen ist, daß sie die 
Gesamtstimmenzahl für eine Person auf über 1 3 v. H. der berech- 
tigten Stimmen angehoben haben, wird angenommen, daß diese 
13 V. H. zunächst die Stimmen des Gouverneurs einschließen, 
der die höchste Stimmenzahl für den Betreffenden abgegeben 
hat, sodann die Stimmen des Gouverneurs, der die nächst- 
höchste Stimmenzahl abgegeben hat, und so fort, bis 13 v. H. 
erreicht sind. 

(7) Ein Gouverneur, dessen Stimmen zum Teil mitgezählt wer- 
den müssen, um die Gesamtstimmenzahl für eine Person über 
12 V. H. anzuheben, wird so angesehen, als habe er alle seine 


maximum percentages specified in paragraphs 4, 5, 6 and 7 of 
this Section shall be appropriately adjusted by the Board of 
Governors. 

10. So long as any Signatory, or group of Signatories, whose 
Share of the total amount of Capital subscriptions provided in 
Annex A is more than 2.4 per cent, has not deposited its Instru- 
ment or their Instruments of ratification, approval or acceptance, 
there shall be no election for one Director in respect of each such 
Signatory or group of Signatories. The Governor or Governors 
representing such a Signatory or group of Signatories shall elect a 
Director in respect of each Signatory or group of Signatories, 
immediately after the Signatory becomes a member or the group 
of Signatories become members. Such Director shall be deemed 
to have been elected by the Board of Governors at its inaugural 
meeting, in accordance with paragraph 3 of Article 26 of this 
Agreement, If he or she is elected during the period in which the 
first Board of Directors shall hold Office. 


Section B - Election of Directors by Governors representing other 
countries. 

Section B (I): Election of Directors by Governors representing 
those countries listed In Annex A as Central and Eastem Euro- 
pean Countries (recipient countries) (hereinafter referred to as 
Section B (i) Governors). 

1. The provisions set out below in this Section shall apply 
exclusively to this Section. 

2. Candidates for the Office of Director shall be nominated by 
Section B (i) Governors, provided that a Governor may nominate 
only one person. The election of Directors shall be by ballot of 
Section B (I) Governors, 

3. Each Governor eliglble to vote shall cast for one person all of 
the votes to which the member appointing him or her is entitied 
under paragraphs 1 and 2 of Article 29 of this Agreement, 

4. Subject to Paragraph 10 of this Section, the 4 persons 
receiving the highest number of votes shall be Directors, except 
that no person who receives less than 1 2 per cent of the total of 
the votes which can be cast (eligible votes) in Section B (i) shall be 
considered elected. 

5. Subject to Paragraph 1 0 of this Section, if 4 persons are not 
elected on the first ballot, a second ballot shall be held in which, 
unless there were no more than 4 candidates, the person who 
received the lowest number of votes in the first ballot shall be 
ineligible for election and in which there shall vote only; 

(a) those Governors who voted in the first ballot for a person not 
elected and 

(b) those Governors whose votes for a person elected are 
deemed under paragraphs 6 and 7 below of this Section to 
have raised the votes cast for that person above 1 3 per cent 
of the eligible votes. 

6. In determining whether the votes cast by a Governor are 
deemed to have raised the total votes cast for any person above 
1 3 per Cent of the eligible votes, the 1 3 per cent shall be deemed 
to include, first, the votes of the Governor casting the largest 
number of votes for such person, then the votes of the Governor 
Casting the next largest number and so on, until 13 per cent is 
reached. 


7. Any Governor, part of whose votes must be counted in Order 
to raise the total of votes cast for any person above 1 2 per cent 
shall be considered as casting all of his or her votes for such 
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Section A, les pourcentages minimum et maximum döfinis aux 
paragraphes 4, 5, 6 et 7 de la prdsente Section sont ajustes en 
Gonsequence par le Conseil des gouverneurs, 

10. Aussi longtemps qu’un signataire, ou un groupe de signa- 
taires, dont la part du montant total du Capital souscrit definie ä 
TAnnexe A est superieure ä 2,4 pour cent, n’a pas deposö son 
instrument de ratification, d’approbation ou d’acceptation, aucun 
administrateur n’est 6lu pour representer ledit signataire ou 
groupe de signataires. Le gouverneur ou les gouverneurs repr6- 
sentant ledit signataire ou groupe de signataires elisent un admi- 
nistrateur pour chaque signataire ou groupe de signataires, d^s 
que le signataire ou le groupe de signataires devient membre. Cet 
administrateur est r^pute avoir ete elu par ie Conseil des gouver- 
neurs lors de la seance inaugurale, conformement au paragraphe 
3 de l’article 26 du present Accord, s’il est elu pendant la Periode 
au cours de laquelle le premier Conseil d’administration exerce 
ses fonctions. 


Section B - Election des administrateurs par des gouverneurs 
representant d’autres pays 

Section B (i) - Election des administrateurs par des gouverneurs 
representant les pays dnumeres ä l’annexe A dans la categorie 
pays d’Europe Centrale et Orientale (pays bendficiaires) (ci-apr^s 
denommes gouverneurs de la section B (i)). 

1 . Les dispositions ci-aprös de la presente Section s’appliquent 
exclusivement ä cette Section. 

2. Les candidats au poste d’administrateur sont designes par 
les gouverneurs de la Section B (i), 6tant entendu qu’un gouver- 
neur ne peut designer qu’une seule personne. L’election des 
administrateurs s’effectue par un vote des gouverneurs de la 
Section B (i). 

3. Chacun des gouverneurs admis ä voter accorde ä une seule 
personne toutes les voix qui reviennent au membre qu’il repre- 
sente au titre de l’article 29, paragraphes 1 et 2 du present 
Accord. 

4. Sous reserve de l’application du paragraphe 10 de la prä- 
sente Section, les 4 personnes qui recueillent le plus grand 
nombre de voix sont elues administrateurs; toutefois, une per- 
sonne ayant recueilli moins de 12 pour cent de Tensemble des 
voix susceptibles d’etre exprimdes (voix inscrites) au titre de la 
Section B (i) ne peut pas etre reputee diue. 

5. Sous röserve de l’application du paragraphe 10 de la pre- 
sente Section, si 4 personnes ne sont pas 6lues au premier tour, il 
est procede ä un second tour dans lequel, sauf s’il n’y avait pas 
plus de 4 candidats, la personne qui a obtenu le plus petit nombre 
de voix au premier tour ne peut participer au scrutin et seuls 
votent: 

a) les gouverneurs qui ont vote au premier tour pour une 
personne non elue et 

b) les gouverneurs dont les voix donnees ä une personne elue 
sont rdputdes, aux termes des paragraphes 6 et 7 de la 
prdsente Section, avoir portd le nombre des voix recueillies 
par cette personne au-dessus de 13 pour cent des voix 
inscrites. 

6. Pour determiner si les voix emises par un gouverneur sont 
etre rdputöes avoir porte le total obtenu par une personne donnöe 
ä plus de 13 pour cent des voix inscrites, les 13 pour cent sont 
reputes comprendre, premierement, les voix du gouverneur qui a 
apportö le plus grand nombre de voix ä ladite personne, ensuite 
les voix du gouverneur qui en a apporte le nombre immödiatement 
Interieur, et ainsi de suite jusqu’ä ce que les 1 3 pour cent soient 
atteints. 

7. Tout gouverneur dont les voix doivent ötre partiellement 
comptdes pour porter le total obtenu par une personne ä plus de 
12 pour Cent est rdputö donner toutes les voix ä ladite personne, 


/^ene A, MMHMMa/ibHbie v\ MaKCMManbHbie npoqeHTHbie Aonii, 
yKasaHHbie b nyHKrax 4, 5, 6 m 7 HacT05imero pasflena, coot- 
BeTCTByioiJUMM odpasoM KOppeKTupyioTCfl CoeeroM ynpaenyiio- 

1 0. flo Tex nop, noxa KaKaB-jiMöo noflnucaeiuafl CTOpOHa lijiM 
rpynna noflnHCaeiuMx cropoH, flon« oöinet^ cyMMbi noflnMCKii Ha 
KanMTan KOTOpbix, npeflycMOTpeHHafl b npiino>KeHMM A, npe- 
Bbiuiaer 2,4 npoqeHra, ne flenoHiipyer flOKyMOHT m/im flOKy- 
MBHTbl O paTMCpMKaqüM, OflOÖpeHMM m\A npMHSITliM, flMpeKTOp OT 
TBKOifi CTOpOHbl HHM fpynnbl nOflnHCaBUJHX CTOPOH MSÖMpaTbCfl 
He öyfleT. ynpaB/iaiomMM m/im ynpae/iHioiHMe, npeflCTaenaiomiie 
TaKyK) noAnMcaBiijyio CTOpony wim rpynny no/^niicaBUJiix cropOH, 
MSÖMpaiOT flMpeKTOpa OT KeoKflOM noflnHcaBiueM cTopoHbi mjim 
rpynnbi cTopOH cpasy nocne Toro, ksk noflniicaBmem CTOpona 
CTaneT Mnenowi, m/im rpynna noflnMcaeujMx CTOpOH CTaneT M/ie- 
HaMM. TaKOH flMpeKTOp cMMTaeTCfl MSöpaHHWM CoBeTOM ynpaB- 
nHKDiitMx Ha nepBOM saceflaHMM cornacHO nyHxry 3 CTaTbM 26 
HacTOHUtero CornauieHMfl, ec/iH oh MSÖMpaeTca b TeneHiie cpOKa 
AeHTe/ibHOCTH nepBoro CoBeTa flMpeKTopoB. 

Pasflen B - Bbiöopbi flMpeKTOpOB ynpaanatomMMM, npeflCTae- 
nnioiJUMMM Apyri^e cTpanw. 

Pasflen B (i): Bwöopbi AMpeKTopOB ynpaa/ifliomMMM, npeflCTaa- 
nBioutHMii cTpaHbi MeHTpanbHOM m Boctohhom Eeponbi (CTpanbi- 
nonyHaTenn), nepeMHcneHHbie b npH/io>K6HMH A (^anee mmb- 
HyewbiMM ynpaß/iHiomMMM, ynoMHHyrbiMM b pasp^ne B (i)) 

1 . nono>KeHMH, M3no>KeHHbie HM>Ke b 3tom pasfle/ie, npMwe- 
HfliOTCfl MCK/iiOHMTenbHO K 3T0My pasflony. 

2 . KaHflHflaTbi na Aon>KHOCTb flHpeicropa npeA/iaraiOTCB 
ynpaBjiHioiAMMM, ynoMsiHyTbiMM b pasflene B (i), npM ycnoBHM, 
HTO ynpaBnHKUAMM MO>KeT npeAno>KMTb KanflHflaTypy tojibko 
OflHoro JiMqa. Bbiöopbi AMpexTOpOB npOBOA^iTcn nyrew ro/ioco- 
BaHHH ynpaB/iHiOLAHx, ynoMBHyTbix b pasflene B (i). 

3. Ka>KAbiH ynpaBfiHioutHH, MMeioutHA npaBo ronoca, oT^aeT 
Bce ronoca, na KOTopbie cornacHO nyHicraw 1 v\ 2 CTaTbii 29 
HacTonmero CornameHMn mmoot npaso HaSHaMMBiuMH ero nnen, 
3a OAHO nnqo. 

4. C yneTOM nynKra 10 nacTonutero paaflena CHWTaiOTcn 
HaöpaHHbiMH Ai^paKTOpaMM 4 nnqa, nonyMHBuiiie HaiiöonbLuee 
KonHHecTBo ronocoB, oahbko nnqo, nonyMMBiuee Menee 1 2 npo- 
qeHTOB ronocoB ot oömero KonMnecTea ronocoB, KOTopoe 
MO>KeT öbiTb noAaHO (üMeioiAHxcn ronocoB) no paaAeny B (i), ne 
MO>KeT CMMTaTbCn MaÖpaHHbIM. 

5. C yneTOM nynKra 10 nacTOniAero paaAö/ia, ecnw nocne 
nepBoro rypa ronocoBaHMn ne yAanocb Haöparb 4 nwq, KpOMe 
Tex cnynaeB, KorAa MMeercn ne öonee 4 KaHAMAaroB, npOBO- 
AMTcn BTOpOM Typ ronocoBaHMH, b KOTOpOM nnqo, nonyHHBiuee 
HaMMeHbiijee KonvmecTBO ronocoB b nepBOw Type, ynacTBOBaTb 
He MO>KeT M B KOTOpOM ronocyiOT TonbKo: 

a) ynpaBnniOLAHe, ronocoBaBUJMe b nepBOM Type aa n^qo, 
KOTopoe He öbino Maöpano, h 

b) ynpaennioLAMe, ^bv^ ronoca, OTAannbie aa KaKoe-nnöo 
HaöpaHHoe nwqo, cornacHO HM>KenpMBeAeHHbiM nynKraM 6 
H 7 HacToninero paaAöna, noaBonHnw AS^HOMy nMqy 
coöpaTb öonee 13 npoqeHTOB HMeioiAHxcn ronocoB. 

6. Hroöbi onpeAenMTb, no3BonnnM nvi OTAannbie ynpaBnnio- 
lAMM ronoca KaKOMy-nwöo nwqy coöparb öonee 13 npoqenTOB 
MMeioiAMxcn ronocoB, stm 13 npoqeHTOB noHMMaiOTcn ksk 
BKnionaioiAMe, BO-nepBbix, ronoca ynpaBnnioiAero, OTAaBiuero 
HaMöonbiuee KonMnecTBo ronocoB aa raKoe nwqo, aareM ronoca 
ynpaennioiAero, KOTopbiw naxoAMTcn na BTOpoM Meere no Konw- 
HecTBy ronocoB, h tsk Aanee, BnnoTb ao AocTkOKOHMn 13 npo- 
qeHTOB. 

7. Jlioöot^ ynpaBnnioiAMM, nacTb ronocoB KOTOporo Aon>KHa 
npMHMMaTbcn b pacner c reM, HTOöbi oömee KonMnecTBO 
ronocoB, OTAannoe aa KaKoe-nnöo niiqo npeebiLuano 12 npoqen- 
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Stimmen für den Betreffenden abgegeben, selbst wenn die 
Gesamtstimmenzahl für den Betreffenden dadurch 13 v. H. über- 
steigt; dieser Gouverneur ist bei einem weiteren Wahlgang nicht 
mehr stimmberechtigt. 

(8) Sind nach dem zweiten Wahlgang keine 4 Personen 
gewählt, so finden vorbehaltlich des Absatzes 1 0 nach Maßgabe 
der in diesem Abschnitt festgelegten Grundsätze und Verfahren 
weitere Wahlgänge statt, bis 4 Personen gewählt sind; jedoch 
kann, wenn in irgendeinem Wahlgang 3 Personen gewählt wer- 
den, die vierte ungeachtet des Absatzes 4 mit einfacher Mehrheit 
der verbleibenden Stimmen gewählt werden. 

(9) Bel einer Erhöhung oder Verringerung der Zahl der Direkto- 
ren, die von den Gouverneuren des Abschnitts B i) zu wählen 
sind, werden die in den Absätzen 4, 5, 6 und 7 genannten 
Mindest- und Höchsthundertsätze vom Gouverneursrat entspre- 
chend angepaßt. 

(10) Solange ein Unterzeichner oder eine Unterzeichnergruppe, 
deren Anteil am gesamten in Anlage A vorgesehenen Zeich- 
nungskapital mehr als 2,8 v. H. beträgt, keine Ratifikations-, 
Genehmigungs- oder Annahmeurkunde hinterlegt hat, wird für 
diesen Unterzeichner beziehungsweise diese Unterzeichner- 
gruppe kein Direktor gewählt. Der oder die Gouverneure, die 
einen solchen Unterzeichner oder eine solche Unterzeichner- 
gruppe vertreten, wählen einen Direktor für jeden Unterzeichner 
beziehungsweise jede Unterzeichnergruppe, sobald sie Mitglieder 
werden. Ein solcher Direktor wird so angesehen, als sei er nach 
Artikel 26 Absatz 3 vom Gouverneursrat auf seiner Eröffnungssit- 
zung gewählt worden, wenn er während der Amtszeit des ersten 
Direktoriums gewählt wird. 


Abschnitt Bii) - Wahl von Direktoren durch die Gouverneure, 
welche die in Anlage A als andere europäische Länder aufgeführ- 
ten Länder vertreten (im folgenden als Gouverneure des Ab- 
schnitts B ii) bezeichnet). 

(1) Die Bestimmungen dieses Abschnitts finden nur auf diesen 
Abschnitt Anwendung. 

(2) Die Kandidaten für das Amt eines Direktors werden von den 
Gouverneuren des Abschnitts B ii) benannt, wobei jeder Gouver- 
neur nur eine Person benennen darf. Die Wahl der Direktoren 
erfolgt durch die Gouverneure des Abschnitts B ii). 

(3) Jeder stimmberechtigte Gouverneur gibt sämtliche Stim- 
men, auf die das Mitglied, das ihn ernannt hat, nach Artikel 29 
Absätze 1 und 2 Anspruch hat, für ein und dieselbe Person ab. 

(4) Vorbehaltlich des Absatzes 10 werden die 4 Personen, 
welche die höchste Stimmenzahl erhalten, Direktoren; jedoch gilt 
nicht als gewählt, wer weniger als 20,5 v. H. der Gesamtzahl der 
Stimmen erhält, die nach Abschnitt Bll) abgegeben werden 
können (berechtigte Stimmen). 

(5) Vorbehaltlich des Absatzes 10 findet, wenn im ersten Wahl- 
gang keine 4 Personen gewählt werden, ein zweiter Wahlgang 
statt, bei dem derjenige, der im ersten Wahlgang die niedrigste 
Stimmenzahl erhalten hat, ausscheidet, es sei denn, es standen 
nicht mehr als 4 Kandidaten zur Wahl; an diesem Wahlgang 
beteiligen sich nur 

a) die Gouverneure, die im ersten Wahlgang für eine nicht 
gewählte Person gestimmt haben, sowie 

b) die Gouverneure, von deren für eine gewählte Person abge- 
gebenen Stimmen nach den Absätzen 6 und 7 angenommen 
wird, daß sie die für diese Person abgegebene Stimmenzahl 
auf über 21,5 v. H. der berechtigten Stimmen angehoben 
haben. 

(6) Bei der Beurteilung der Frage, ob von den von einem 
Gouverneur abgegebenen Stimmen anzunehmen ist, daß sie die 


person, even if the total votes for such person thereby exceed 13 
per Cent and shall not be eligible to vote in a further ballot. 


8. Subject to Paragraph 10 of this Section, if, after the second 
ballot, 4 persons have not been elected, further ballots shall be 
held in conformity with the principles and procedures laid down in 
this Section, until 4 persons have been elected, provided that, if at 
any stage 3 persons are elected, notwithstanding the provisions of 
Paragraph 4 of this Section, the 4th may be elected by a simple 
majority of the remaining votes cast. 

9. In the case of an increase or decrease in the number of 
Directors to be elected by Section B (i) Governors, the minimum 
and maximum percentages specified in paragraphs 4, 5, 6 and 7 
of this Section shall be appropriately adjusted by the Board of 
Governors. 

10. So long as any Signatory, or group of Signatories, whose 
Share of the total amount of Capital subscriptions provided in 
Annex A is more than 2.8 per cent, has not deposited its Instru- 
ment or their Instruments of ratification, approval or acceptance, 
there shall be no election for one Director in respect of each such 
Signatory or group of Signatories. The Governor or Governors 
representing such a Signatory or group of Signatories shall elect a 
Director in respect of each Signatory or group of Signatories, 
immediately after the Signatory becomes a member or the group 
of Signatories become members. Such Director shall be deemed 
to have been elected by the Board of Governors at its inaugural 
meeting, in accordance with paragraph 3 of Article 26 of this 
Agreement, if he or she is elected during the period in which the 
first Board of Directors shall hold Office. 


Section B (ii): Election of Directors by Governors representing 
those countries listed in Annex A as other European countries 
(hereinafter referred to as Section B (ii) Governors). 

1. The provisions set out below in this Section shall apply 
exclusively to this Section. 

2. Candidates for the Office of Director shall be nominated by 
Section B (ii) Governors, provided that a Governor may nominate 
only one person. The election of Directors shall be by ballot of 
Section B (ii) Governors. 

3. Each Governor eligible to vote shall cast for one person all of 
the votes to which the member appointing him or her is entitied 
under paragraphs 1 and 2 of Article 29 of this Agreement 

4. Subject to Paragraph 10 of this Section, the 4 persons 
receiving the highest number of votes shall be Directors, except 
that no person who receives less than 20.5 per cent of the votes 
which can be cast (eligible votes) in Section B (ii) shall be 
considered elected. 

5. Subject to Paragraph 10 of this Section, if 4 persons are not 
elected on the first ballot, a second ballot shall be held in which, 
unless there were no more than 4 candidates, the person who 
received the lowest number of votes in the first ballot shall be 
ineligible for election and in which there shall vote only; 

(a) those Governors who voted in the first ballot for a person not 
elected and 

(b) those Governors whose votes for a person elected are 
deemed under paragraphs 6 and 7 below of this Section to 
have raised the votes cast for that person above 21.5 per 
cent of the eligible votes. 

6. ln determining whether the votes cast by a Governor are 
deemed to have raised the total votes cast for any person above 
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m^me si le total des voix obtenues par celle-ci d^passe ainsi 

■4 0 tF .^1 nt nn .4 i^li ir> rti^i ^ l irt Ol ifrA or^ri itin 

IO pUUI OOiil CI I IC I^ICUl I^IUO pCI uoipci U Wl I awiiv^ OWiUliii. 


8. Sous r^serve de rapplication du paragraphe 10 de la prä- 
sente Section, si, apres le second tour, il n’y a pas encore 4 elus, il 
est proc6dö, suivant les memes principes et procedures definis 
dans la präsente Section, ä des scrutins supplementalres jusqu’ä 
ce qu’il y ait 4 6lus, sous r§serve qu’ ä tout moment apräs 
r^lection de 3 personnes, la quatrieme peut etre elue ä la ma]orit6 
simple des voix restantes et sans tenir compte des dispositions du 
paragraphe 4. 

9. Dans le cas d’une augmentation ou d’une röduction du 
nombre des administrateurs ä 6lire par les gouverneurs de la 
Section B (i) les pourcentages minimum et maximum definis aux 
paragraphes 4, 5, 6 et 7 de la präsente Section sont ajustes en 
cons6quence par le Conseil des gouverneurs. 

10. Aussi longtemps qu’un signataire, ou un groupe de signa- 
taires, dont la part du montant total du Capital souscrit d^finie ä 
l’Annexe A est sup^rleure ä 2,8 pour cent, n’a pas d^pose son 
Instrument de ratlfication, d’approbation ou d’acceptatlon, aucun 
administrateur n’est 6lu pour representer ledit signataire ou 
groupe de signataires. Le gouverneur ou les gouverneurs repre- 
sentant ledit signataire ou groupe de signataires 6lisent un admi- 
nistrateur pour chaque signataire ou groupe de signataires, des 
que le signataire ou le groupe de signataires devient membre. Cet 
administrateur est r6put6 avoir ete 6lu par le Conseil des gouver- 
neurs lors de la seance inaugurale, conformement au paragraphe 
3 de l’article 26 du präsent Accord, s’ll est elu pendant la perlode 
au cours de laquelle le premier Conseil d’adminlstration exerce 
ses fonctions. 


Section B (ii) - Election des administrateurs par les gouverneurs 
reprösentant les pays enumerös ä TAnnexe A dans la cat^gorie 
autres pays europöens (ci-apres d6nommes gouverneurs de la 
section B (il). 

1. Les dispositions ci-aprös de la präsente Section s’appliquent 
exclusivement ä cette Section. 

2. Les candidats au poste d’administrateur sont d^signös par 
les gouverneurs de la Section B (ii), 6tant entendu qu’un gouver- 
neur ne peut designer qu’une seule personne. L’6lection des 
administrateurs s’effectue par un vote des gouverneurs de la 
Section B (ii). 

3. Chacun des gouverneurs admis ä voter accorde ä une seule 
personne toutes les voix qui reviennent au membre qu’il repr6- 
sente au titre de l’article 29, paragraphes 1 et 2 du present 
Accord. 

4. Sous r^serve de Tapplicatlon du paragraphe 10 de la prä- 
sente Section, les 4 personnes qui recueillent le plus grand 
nombre de voix sont elues administrateurs; toutefois, une per- 
sonne ayant recueilli moins de 20,5 pour cent de l’ensemble des 
voix susceptibles d’§tre exprimöes (voix inscrites) au titre de la 
Section B (ii) ne peut pas etre r6put6e elue. 

5. Sous reserve de l’application du paragraphe 10 de la pre- 
sente Section, si 4 personnes ne sont pas 6lues au premier tour, il 
est proc6d6 a un second tour dans lequel, sauf s’ll n’y avait plus 
de 4 candidats, la personne qui a obtenu le plus petit nombre de 
voix au premier tour ne peut participer au scrutin et seuls votent: 

a) les gouverneurs qui ont vot§ au premier tour pour une 
personne non 6lue et 

b) les gouverneurs dont les voix donnees ä une personne elue 
sont röputees, aux termes des paragraphes 6 et 7 de la 
präsente Section, avoir port6 le nombre des voix recueillies 
par cette personne au-dessus de 21 ,5 pour cent des voix 
inscrites. 

6. Pour d6terminer si les voix 6mises par un gouverneur sont 
etre'reputees avoir porte le total obtenu par une personne donnee 


TOB, paccMaTpMBaeTCfl kbk OTflaBujuPi yxasaHHOMy /inqy Bce 
CBOH ronoca, fla>Ke ecnw oöiqee KonnHecTBO ronocoB, orflaHHoe 
sa TaKoe nnqo, npn 3tom npeBbicwT 13 npoqeHTOB, vi jaKOPi 
ynpaBnnioiqMM He MO>KeT ynacTBOBaTb b nocneflyioiqHx rypax 
ro/iocoBaHHfl. 

8. C yneroM nyHxra 10 HacTOAiqero pasfle/ia, ecjin nocne 
BToporo Typa ronocoBaHun 4 mi\ MsOpaxb He yflanocb, npo- 
BOflnTCfl nocneflyioiHHe Typw ronocoBaHnn b cooTBejCTBuw c 
npHHqnnaMH m npoqe^ypaMii, yKasaHHbiMH b HacToniqeM pas- 
flene, pfi MSöpaHHH 4 nnq npw ycnoBHn, hto ecnw Ha KaKOM- 
/ih6o STane HSöpaHbi 3 nnqa, to nesaBiicHMO ot nono>KeHHH 
nyHKTa 4 HacToninero pasflena HexBepToe mi\o M0>KeT öwTb 
MSÖpaHO npOCTbIM ÖOnbllJHHCTBOM OCXaBUJHXCH TonocOB. 

9. B cnynae yBennneHun nnn yMeHbiueHun WHcna A^tpeKxopOB, 
noAne>KautHx HsöpaHUio ynpaBjwKJiMHMH, ynoMnHyxbiMM b pas- 
Aexie B (i), MHHHMajibHbie h MaKCHMa/ibHbie npoqeHTHbie aohm, 
yKasaHHbie b nyHKxax 4, 5, 6 h 7 Hacxosütero pasflena, coot- 
BeTCTByioii 4 MM oöpasoM KoppeKTHpyioTcn Cobbtom ynpaBJWK)- 
L 14 HX. 

10. flo xex nop, noKa KaKan-nnöo noflnHcaBtuafl cxopona hjih 
rpynna noflnHcaBiUHx CTOpOH, Aonn oöiAew cyMMbi noAnncKH Ha 
KanHxan KOTopbix, npeAycMorpeHHan b npn/ioxceHHH A, npe- 
Bbtiuaex 2,8 npoqeHxa, ne A^noHHpyer AOKyMenr nnn AOKy- 
MeHTbl 0 paTHC^HKaqHH, OAOÖpeHHH \An\A npHHnxHH, AMpeKTOp OT 
TaKOH cTopoHbi MHH ppynnbi noAnwcaBUJHx cTopoH HsöHparbCH 
He OyAOT. ynpaBJin»oiAHH \Am ynpaenmoiqHe, npeAcxaB/inKDini^e 
yKasaHHyfonoAniicaBüjyKDCTopoHy wnn rpynny noAnwcaBUJuxcTO- 
poH, HSöHpafOT A^tpöKTopa OT Ka>KAOM noAnHcaBmew cxopOHbi 
HjiH rpynnbi cTopoH cpasy nocne Toro, kbk noAnncaBLuan cto- 
pOHa cxaneT nnenoM, nnn rpynna noAnMcaBiunx cxopOH cjaneT 
HnenaMM. TaKOH a>^PGktop cHHTaeTcn MSöpaHHbiM Cobbtom 
ynpaBnnioiAHX na nepBOM sacepanm cornacHO nyHKxy 3 cxaTbM 
26 nacToniAero CornaujeHnn, ecnw oh MSöHpaexcn b jeweHHe 
cpoKa AGflTenbHocTH nepBoro CoBexa AJ^peKxopoB. 

PasAen B (ii); Bbiöopbi ai^P^ktopob ynpaannKDiAHMH, npeAcxaB- 
nntOLAHMH APyi'i^^ eaponeHCKHe cxpaHbi, nepeHHcnennbie b npn- 
no>KeHiiH A (Aanee HMenyeMbiMH ynpaBnntoiAHMH, ynoMHHyxbiMH 
B pasAene B (ii)). 

1 . nono)KeHHn, H3no>KeHHbie Hn>Ke b 3xom pa3Aene, npHMe- 
HHioxcn MCKnioMHxenbHO K 3X0My pa3Aeny. 

2. KaHAHAaTbi na AOJi>*<HOcxb A>^P®Kxops npeAnara»oxcn 
ynpaannioLAiiMH, ynoMHHyxbiMH b paaA^ne B (ii), npH ycnoBHH, 
Hxo ynpaBnnioiAHPi M0>Kex npeAno>KHxb KaHAHAaxypy xonbKo 
OAHoro nviuß. Bbiöopbi Ai^P^x^opoB npoBOA^xcn nyxeM ronoco- 
BaHHn ynpaBnnK)ü 4 Hx, ynoMnnyxbix b paaAene B (il). 

3. Ka>KAbiM ynpaBnntoLAHPt, HMeKDLqHH npaBO ronoca, oxAaex 
Bce ronoca, na Koxopbie cornacHO nynxxaM 1 \a 2 cxaxbH 29 
nacxoniAero CornameHun HMeex npaeo HaaHaHWBiiJMM ero nnen, 
3a OAHO nnqo. 

4. C ynexoM nynxxa 10 Hacxoniitero paaAena cHiixaioxcn 
HsöpaHHbiMH A^^P^KTOpaMH 4 HviUß, nonyHHBUJHe HaiiöonbLijee 
KonwHecxBO ronocoB, oAnaKO nwqo, nonyHHBOjee Menee 20,5 
npoqeHxa ronocoB ox oöutero KonMMecxBa ronocoB, Koxopoe 
M0>Kex 6bixb noAano (uMeHDiAnxcn ronocoB) no paaAeny B (ii), ne 
M0>Kex cHHxaxbcn waöpaHHbiM. 

5. C ynexoM nynxxa 10 Hacxoniqero pa3Aena, ecnn nocne 
nepBoro xypa ronocoBanHn ne yAanocb nsöpaxb 4 nnq, xpoMe 
xex cnywaeB, KorAa HMeexcn ne 6 onee 4 KaHAHAaxoB, npOBO- 
AHxcfl BxopoH xyp ronocOBaHHH, b KoxopoM nnqo, nonyHHBiuee 
HaHMeHbiuee KoniinecxBo ronocoB b nepBOM xype, ynacxBOBaxb 
He M 0 )Kex H B KOxopOM ronocyiox xonbKo: 

a) ynpaBnnKJiAHe, ronocoBaBiuwe b nepBOM xype 3a nnqo, 
KOxopoe He öbino Haöpano, h 

b) ynpaennioiA^^e, 4bn ronoca, oxAanHbie 3a KaKoe-nn 6 o 
H36paHH0e nnqo, cornacHo HH>KenpnBeAeHHbiM nyHKxaM 6 
H 7 Hacxonutero pasAena, noaBonwnH A^nHOMy ni^qy 
coöpaxb 6 onee 21,5 npoqenxa HMetoiAHXcn ronocoB. 

6 . Hxoöbi onpeAenuxb, no3BonnnH nn oxAaHHwe ynpaBnnio- 
muM ronoca KaKOMy-nn6o nnqy coöpaxb öonee 21 ,5 npoqenxa 
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Gesamtstimmenzahl für eine Person auf über 21 ,5 v. H. der 
berechtigten Stimmen angehoben haben, wird angenommen, daß 
diese 21,5 v.H. zunächst die Stimmen des Gouverneurs ein- 
schließen, der die höchste Stimmenzahl für den Betreffenden 
abgegeben hat, sodann die Stimmen des Gouverneurs, der die 
nächsthöchste Stimmenzahl abgegeben hat, und so fort, bis 

21.5 V. H. erreicht sind. 

(7) Ein Gouverneur, dessen Stimmen zum Teil mitgezählt wer- 
den müssen, um die Gesamtstimmenzahl für eine Person über 

20.5 V. H. anzuheben, wird so angesehen, als habe er alle seine 
Stimmen für den Betreffenden abgegeben, selbst wenn die 
Gesamtstimmenzahl für den Betreffenden dadurch 21 ,5 v. H. 
übersteigt; dieser Gouverneur ist bei einem weiteren Wahlgang 
nicht mehr stimmberechtigt. 

(8) Sind nach dem zweiten Wahlgang keine 4 Personen 
gewählt, so finden vorbehaltlich des Absatzes 10 nach Maßgabe 
der in diesem Abschnitt festgelegten Grundsätze und Verfahren 
weitere Wahlgänge statt, bis 4 Personen gewählt sind; jedoch 
kann, wenn in irgendeinem Wahlgang 3 Personen gewählt wer- 
den, die vierte ungeachtet des Absatzes 4 mit einfacher Mehrheit 
der verbleibenden Stimmen gewählt werden. 

(9) Bei einer Erhöhung oder Verringerung der Zahl der Direkto- 
ren, die von den Gouverneuren des Abschnitts B ii) zu wählen 
sind, werden die in den Absätzen 4, 5, 6 und 7 genannten 
Mindest- und Höchsthundertsätze vom Gouverneursrat ent- 
sprechend angepaßt. 

(10) Solange ein Unterzeichner oder eine Unterzeichnergruppe, 
deren Anteil am gesamten in Anlage A vorgesehenen Zeich- 
nungskapital mehr als 2,8 v. H. beträgt, keine Ratifikations-, 
Genehmigungs- oder Annahmeurkunde hinterlegt hat, wird für 
diesen Unterzeichner beziehungsweise diese Unterzeichner- 
gruppe kein Direktor gewählt. Der oder die Gouverneure, die 
einen solchen Unterzeichner oder eine solche Unterzeichner- 
gruppe vertreten, wählen einen Direktor für jeden Unterzeichner 
beziehungsweise jede Unterzeichnergruppe, sobald sie Mitglieder 
werden. Ein solcher Direktor wird so angesehen, als sei er nach 
Artikel 26 Absatz 3 vom Gouverneursrat auf seiner Eröffnungssit- 
zung gewählt worden, wenn er während der Amtszeit des ersten 
Direktoriums gewählt wird. 


Abschnitt B iii) - Wahl von Direktoren durch die Gouverneure, 
welche die in Anlage A als nichteuropäische Länder aufgeführten 
Länder vertreten (im folgenden als Gouverneure des Abschnitts 
B iii) bezeichnet). 

(1) Die Bestimmungen dieses Abschnitts finden nur auf diesen 
Abschnitt Anwendung. 

(2) Die Kandidaten für das Amt eines Direktors werden von den 
Gouverneuren des Abschnitts B iii) benannt, wobei jeder Gouver- 
neur nur eine Person benennen darf. Die Wahl der Direktoren 
erfolgt durch die Gouverneure des Abschnitts B iii). 

(3) Jeder stimmberechtigte Gouverneur gibt sämtliche Stim- 
men, auf die das Mitglied, das ihn ernannt hat, nach Artikel 29 
Absätze 1 und 2 Anspruch hat, für ein und dieselbe Person ab. 

(4) Vorbehaltlich des Absatzes 10 werden die 4 Personen, 
welche die höchste Stimmenzahl erhalten, Direktoren; jedoch gilt 
nicht als gewählt, wer weniger als 8 v. H. der Gesamtzahl der 
Stimmen erhält, die nach Abschnitt B iii) abgegeben werden kön- 
nen (berechtigte Stimmen), 

(5) Vorbehaltlich des Absatzes 10 findet, wenn im ersten Wahl- 
gang keine 4 Personen gewählt werden, ein zweiter Wahlgang 
statt, bei dem derjenige, der im ersten Wahlgang die niedrigste 
Stimmenzahl erhalten hat, ausscheidet, es sei denn, es standen 
nicht mehr als 4 Kandidaten zur Wahl; an diesem Wahlgang 
beteiligen sich nur 


21.5 per Cent of the eligible votes, the 21.5 per cent shall be 
deemed to include, first, the votes of the Governor casting the 
largest number of votes for such person, then the votes of the 
Governor casting the next largest number and so on, until 21 .5 per 
Cent is reached. 


7. Any Governor, part of whose votes must be counted in order 
to raise the total of votes cast for any person above 20.5 per cent 
shall be considered as casting all of his or her votes for such 
person, even if the total votes for such person thereby exceed 

21,5 per Cent and shall not be eligible to vote in a further ballot. 


8. Subject to Paragraph 10 of this Section, if, after the second 
ballot, 4 persons have not been elected, further bailots shall be 
held in conformity with the principles and procedures laid down in 
this Section, until 4 persons have been elected, provided that, if at 
any stage 3 persons are elected, notwithstanding the provisions of 
Paragraph 4 of this Section, the 4th may be elected by a simple 
majority of the remaining votes cast. 

9. In the case of an increase or decrease in the number of 
Directors to be elected by Section B (ii) Governors, the minimum 
und maximum percentages specified in paragraphs 4, 5, 6 and 7 
of this Section shall be appropriately adjusted by the Board of 
Governors. 

1 0. So long as any Signatory, or group of Signatories, whose 
Share of the total amount of Capital subscriptions provided in 
Annex A is more than 2.8 per cent, has not deposited its Instru- 
ment or their Instruments of ratification, approval or acceptance, 
there shall be no election for one Director in respect of each such 
Signatory or group of Signatories. The Governor or Governors 
representing such ä Signatory or group of Signatories shall elect a 
Director in respect of each Signatory or group of Signatories, 
immediately after the Signatory becomes a member or the group 
of Signatories become members. Such Director shall be deemed 
to have been elected by the Board of Governors at its inaugural 
meeting, in accordance with paragraph 3 of Article 26 of this 
Agreement, if he or she is elected during the period in which the 
first Board of Directors shall hold Office. 

Section B (Iii): Election of Directors by Governors representing 
those countries listed in Annex A as Non-European Countries 
(hereinafter referred to as Section B (iii) Governors). 

1. The provisions set out below in this Section shall apply 
exclusively to this Section. 

2. Candidates for the Office of Director shall be nominated by 
Section B (iii) Governors, provided that a Governor may nominale 
only one person. The election of Directors shall be by ballot of 
Section B (iii) Governors. 

3. Each Governor eligible to vote shall cast for one person all of 
the votes to which the member appointing him or her is entitied 
under paragraphs 1 and 2 of Article 29 of this Agreement. 

4. Subject to Paragraph 10 of this Section, the 4 persons 
receiving the highest number of votes shall be Directors, except 
that no person who receives less than 8 per cent of the total of the 
votes which can be cast (eligible votes) in Section B (iii) shall be 
considered elected. 

5. Subject to Paragraph 1 0 of this Section, if 4 persons are not 
elected on the first ballot, a second ballot shall be held in which, 
unless there were no more than 4 candidates, the person who 
received the lowest number of votes in the first ballot shall be 
Ineligible for election and in which there shall vote only: 
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ä plus de 21 ,5 pour Cent des voix inscrites, les 21 ,5 pour Cent sont MMeioimixcfl roncxx)B, am 21 ,5 npoi^eHTa noHUMaiOTCfl xax 
r^put^s oomprendre, premierement, les voix du gouverneur qui a BK/iKwaiomiie, BO-nepBWX, ronoca ynpaa/iflioiqero, oTAaBUjero 
apport^ le plus grand nombre de voix ä ladite personne, ensulte Haiiöonbujee KoniinecTBo ronocoB sa Taxoe niiqo, sareM ronoca 
les voix du gouverneur qui en a apport^ le mombre imm^diate- ynpaBnnioLqero, KOTopbiü HaxoAMTcn Ha BTopoM Meere no Konii- 
ment inferieur, et ainsi de suite jusqu’ä ce que les 21,5 pour cent necrey ronocoB, m rax Aanee, annoTb ao AOCTii>xeHiin 21,5 
soient atteints. npoqeHra. 


7. Tout gouverneur dont les voix doivent etre partiellement 
comptöes pour porter le total obtenu par une personne ä plus de 
20,5 pour Cent est r^pute donner toutes les voix ä ladite personne, 
meme si le total des voix obtenues par celle-ci döpasse ainsi 21 ,5 
pour Cent et ne peut plus participer ä un autre scrutin. 


8. Sous r^serve de l’application du paragraphe 10 de la pre- 
sente Section, si, apres le second tour, il n’y a pas encore 4 elus, il 
est procede, suivant les memes principes et proc^ures d^finis 
dans la präsente Section, ä des scrutins supplementäres jusqu’ä 
ce qu’il y ait 4 älus, sous räserve qu’ ä tout moment apres 
l’election de 3 personnes, la quatrieme peut etre älue ä la majorite 
simple des voix restantes, par därogation aux dispositions du 
paragraphe 4. 

9. Dans le cas d’une augmentation ou d’une reduction du 
nombre des administrateurs ä elire par les gouverneurs de la 
Section B (ii) les pourcentages minimum et maximum däfinis aux 
paragraphes 4, 5, 6 et 7 de la präsente Section sont ajustäs en 
consequence par le Conseil des gouverneurs. 

10. Aussi longtemps qu’un signataire, ou un groupe de signa- 
taires, dont la part du montant total du Capital souscrit däfinie ä 
l’Annexe A est superieure ä 2,8 pour cent, n’a pas deposä son 
Instrument de ratification, d’approbation ou d’acceptation, aucun 
administrateur n’est elu pour representer ledit signataire ou 
groupe de signataires. Le gouverneur ou les gouverneurs reprä- 
sentant ledit signataire ou groupe de signataires älisent un admi- 
nistrateur pour chaque signataire ou groupe de signataires, des 
que le signataire ou ie groupe de signataires devient membre. Cet 
administrateur est räpute avoir ätä elu par le Conseil des gouver- 
neurs lors de la säance inaugurale, conformement au paragraphe 
3 de l’article 26 du präsent Accord, s’il est älu pendant la päriode 
au cours de laquelle le premier Conseil d’administration exerce 
ses fonctions. 

Section B (iii) - Election des administrateurs par les gouverneurs 
repräsentant des pays änumäräs ä l’annexe A dans la catägorie 
pays non-europäens (ci-apres dänommäs gouverneurs de la sec- 
tion B (iii). 

1 . Les dispositions ci-apres de la präsente Section s’appliquent 
exclusivement ä cette Section. 

2. Les candidats au poste d’administrateur sont däsignäs par 
les gouverneurs de la Section B (iii), ätant entendu qu’un gouver- 
neur ne peut däsigner qu’une seule personne. L’älection des 
administrateurs s’effectue par un vote des gouverneurs de la 
Section B (iii). 

3. Chacun des gouverneurs admis ä voter accorde ä une seule 
personne toutes les voix qui reviennent au membre qu’il reprä- 
sente au titre de l’article 29, paragraphes 1 et 2 du präsent 
Accord. 

4. Sous räserve de l’application du paragraphe 10 de la prä- 
sente Section, les 4 personnes qui recueillent le plus grand 
nombre de voix sont älues administrateurs; toutefois, une per- 
sonne ayant recueilli moins de 8 pour cent de l’ensemble des voix 
susceptibles d’etre exprimäes (voix inscrites) au titre de la Section 
B (iii) ne peut pas etre räputäe älue. 

5. Sous räserve de l’application du paragraphe 10 de la prä- 
sente Section, si 4 personnes ne sont pas älues au premier tour, il 
est proeäde ä un second tour dans lequel, sauf s’il n’y avait plus 
de 4 candidats, la personne qui a obtenu le plus petit nombre de 
voix au Premier tour ne peut participer au scrutin et seuls votent: 


7. JIk)6om ynpaBJiflK)iAiiv^, nacTb ronocoB xoToporo AO^>KHa 
npliHMMaTbCfl B paCMeT C TOM, HTOÖbl OÖIABB XO/lMMeCTBO 
ro/iocoB, oTAaHHoe sa xaxoe-nnöo niiqo npeBbiiiiano 20,5 npo- 
qeHTa, paccMarpiiBaeTc« xax oTAaBiuMM yxaaaHHOMy niiqy Bce 
CBOM ronoca, Aa^xe ecm oöiqee xonimecTBo ronocoB, oTAaHHoe 
3a Taxoe niiqo, npii 3 Tom npeBWCMT 21,5 npoqeHTa, li raxoM 
ynpaanflKDiAMM He M0>xeT ynacTBOBaTb b nocneAyK)iMiix jypax 
ronocoBaniin. 

8. C yneroM nynxra 10 HacTonmero pasAena, eenii noene 
BToporo Typa ronocoBaniin 4 niiq üsöpaTb ne yAanocb, npo- 
BOA^Tcn nocneAyK)iAMe Typw ronocoBaniin b cooTBercTBHM c 
npiiHAnnaMii li npoqeAypaMM, yxaaaHHbiMM b nacToniAeM paa- 
Aene, ao MaöpaHiin 4 nwq npii ycnoBMii, hto ecnii na xaxoM- 
nMöo arane MSöpaHbi 3 niiqa, to HeaaBiiCMMO ot nono>xeHMiS 
nynxra 4 nacToniAero pasAena neTBeproe niiqo Moxer öbiTb 
MsöpaHo npocTbiM öonbUJiiHCTBOM ocraBUJMXcn ronocoB. 

9. B enynae yBenHHeniin iinii yMeHbmeHMn MMcna A^pexropoB, 
noAne>xaiAMX MsöpaHMK) ynpaBnnioiAiiMM, ynoMflHyrbJMii b paa- 
Aene B (ii), MHHHManbHbie m MaxciiManbHbie npoqeHTHbie Aonii, 
yxaaaHHbie b nynxrax 4, 5, 6 li 7 nacTonmero paaAena, coor- 
BeTCTByK)iAMM oöpaaoM xoppexTMpyK)Tcn Cobbtom ynpaennK)- 
üiyix. 

10. flo rex nop, noxa xaxan-niiöo noAnncaBUjan cropoHa linii 
rpynna noAnücaBUJMX cropoH, Aonn oöiabh cyMMbi noAUMCXH Ha 
xanMTan xoropwx, npeAycMorpeHHan b npiino>xeHiiii A, npe- 
Bbiuiaer 2,8 npoqeHxa, He AonoHiipyer AOxyMenr iinii Aoxy- 
MeHTbi 0 pariichMxaqMM, oAOöpeHMM mvi npiiHnriiM, A^pexrop or 
raxoM CTOpOHbi v\nv\ rpynnbi noAnncaBUJiix cropoH Maöiiparbcn 
He öyAer. VnpaBnniotAHPi nnii ynpaenniotAMe, npeAcraennioiAMe 
yxaaaHHyx) noAniicaBiuyKDcropoHy linii rpynny noAnwcaBUJiixcTO- 
pOH, liaöiipaioT A^pexTopa or xeoxAOü noAnMcaBUjeii cropoHbi 
wnii rpynnw cropOH epaay noene roro, xax noAnMcaBiuan cro- 
pOHa craner nnenoM, linii rpynna noAniicaBiiJiix cropoH craner 
MnenaMH. Taxon Ai^poxrop CHMraeren liaöpaHHbiM Cobbtom 
ynpaenmoiAHX Ha nepBOM aaceAaniiM cornacHO nynxry 3 crarbü 
26 HacTonmero CornaiueHMn, ecnii oh liabHpaercn b reneHiie 
epoxa AO^TenbHocTii nepBoro CoBera A^pexTopoB. 

PaaAen B (iii): Bbiöopw AnpexropoB ynpaBnnK)iAiiMM, npeAcraB- 
nmoiAMMii HeeBponeMCXMe crpaHw, nepeMMcnennwe b npiino>xe- 
Hiiii A (Aanee liMeHyeMbiMii ynpaBnnK)iAiiMii, ynoMflHyrwMii b 
paaAene B (iii)). 

1 . Donoxeniin, ii3no>xeHHbie Hii>xe b aroM paaAene, npiiMe- 
HnK)Tcn licxnioHMTenbHO x aroMy paaAeny. 

2. KaHAHAarw na Aon>xHocTb A^pexropa npeAnaraK)Tcn 
ynpaannioiAiiMii, ynoMnHyrbiMii b paaAene B (iii), npü ycnoBiiii, 
MTo ynpaennioiAiiM Mo>xeT npeAno>xiiTb xaHAüAarypy ronbxo 
OAHoro niiqa. Bwöopbi AMpexropoB npoBOA^ren nyreM ronoco- 
BaHiin ynpaBnniotAiix, ynoMnHyrbix b paaAene B (iii). 

3. Ka>XAbii^ ynpaennioiAMM, liMeioiAiii^ npaeo ronoca, OTAaer 
Bce ronoca, na xoropbie cornacHo nynxraM 1 li 2 crarbii 29 
HacToniAero CornameHMn MMeer npaeo HaaHaHiiBUJHM ero Mnen, 
aa oaho niiqo. 

4. C yneroM nynxra 10 HacroniAero paaAena CMiiraK)rcn 
MaöpaHHbiMH A^pexropaMii 4 niiqa, nonyMMBtuiie Haiiöonbiuee 
xoniiMecreo ronocoB, OAwaxo niiqo, nonymiBiuee Menee 8 npo- 
qeHroB ronocoB or oöiqero xoniiMecrea ronocoB, xoropoe 
M 0 >xer öbirb noAano (üMeioiAiixcn ronocoe) no paaAeny B (iii), ne 
Mo>xer CMiirarbcn liaöpaHHbiM. 

5. C yneroM nynxra 10 nacroniAero paaAena, ecnii noene 
nepBoro rypa ronocoBaniin ne yAanocb iiaöparb 4 niiq, xpoMe 
rex cnynaeB, xorAa MMeercn ne öonee 4 xaHAHAaroß, npoeo- 
Aüren Bropoi^ ryp ronocoBaniin, b xoropOM niiqo, nonyHiiBUJee 
HaiiMeHbiuee xoniiHecreo ronocoe b nepeoM rype, yMacreoBarb 
He Mo>xer m b xoropoM ronocyior ronbxo: 
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a) die Gouverneure, die im ersten Wahlgang für eine nicht 
gewählte Person gestimmt haben, sowie 

b) die Gouverneure, von deren für eine gewählte Person abge- 
gebenen Stimmen nach den Absätzen 6 und 7 angenommen 
wird, daß sie die für diese Person abgegebene Stimmenzahl 
auf über 9 v. H. der berechtigten Stimmen angehoben haben. 

(6) Bei der Beurteilung der Frage, ob von den von einem 
Gouverneur abgegebenen Stimmen anzunehmen ist, daß sie die 
Gesamtstimmenzahl für eine Person auf über 9 v. H. der berech- 
tigten Stimmen angehoben haben, wird angenommen, daß diese 
9 V. H. zunächst die Stimmen des Gouverneurs einschließen, der 
die höchste Stimmenzahl für den Betreffenden abgegeben hat, 
sodann die Stimmen des Gouverneurs, der die nächsthöchste 
Stimmenzahl abgegeben hat, und so fort, bis 9 v. H. erreicht sind. 

(7) Ein Gouverneur, dessen Stimmen zum Teil mitgezählt wer- 
den müssen, um die Gesamtstimmenzahl für eine Person über 
8 V. H. anzuheben, wird so angesehen, als habe er alle seine 
Stimmen für den Betreffenden abgegeben, selbst wenn die 
Gesamtstimmenzahl für den Betreffenden dadurch 9 v. H. über- 
steigt; dieser Gouverneur ist bei einem weiteren Wahlgang nicht 
mehr stimmberechtigt. 

(8) Sind nach dem zweiten Wahlgang keine 4 Personen 
gewählt, so finden vorbehaltlich des Absatzes 1 0 nach Maßgabe 
der in diesem Abschnitt festgelegten Grundsätze und Verfahren 
weitere Wahlgänge statt, bis 4 Personen gewählt sind; jedoch 
kann, wenn in irgendeinem Wahlgang 3 Personen gewählt wer- 
den, die vierte ungeachtet des Absatzes 4 mit einfacher Mehrheit 
der verbleibenden Stimmen gewählt werden. 

(9) Bei einer Erhöhung oder Verringerung der Zahl der Direkto- 
ren, die von den Gouverneuren des Abschnitts B iii) zu wählen 
sind, werden die In den Absätzen 4, 5, 6 und 7 genannten 
Mindest- und Höchsthundertsätze vom Gouverneursrat ent- 
sprechend angepaßt. 

(10) Solange ein Unterzeichner oder eine Unterzeichnergruppe, 
deren Anteil am gesamten in Anlage A vorgesehenen Zeich- 
nungskapital mehr als 5 v. H. beträgt, keine Ratifikations-, Geneh- 
migungs- oder Annahmeurkunde hinterlegt hat, wird für diesen 
Unterzeichner beziehungsweise diese Unterzeichnergruppe kein 
Direktor gewählt. Der oder die Gouverneure, die einen solchen 
Unterzeichner oder eine solche Unterzeichnergruppe vertreten, 
wählen einen Direktor für jeden Unterzeichner beziehungsweise 
jede Unterzeichnergruppe, sobald sie Mitglieder werden. Ein 
solcher Direktor wird so angesehen, als sei er nach Artikel 26 
Absatz 3 vom Gouverneursrat auf seiner Eröffnungssitzung 
gewählt worden, wenn er während der Amtszeit des ersten Direk- 
toriums gewählt wird. 


Abschnitt C - Regelungen für die Wahl der Direktoren, die nicht in 
Anlage A aufgeführte Länder vertreten 

Beschließt der Gouverneursrat nach Artikel 26 Absatz 3, die 
Zahl der Mitglieder des Direktoriums zu erhöhen oder zu verrin- 
gern oder seine Zusammensetzung zu ändern, um Änderungen in 
der Zahl der Mitglieder der Bank Rechnung zu tragen, so prüft der 
Gouverneursrat zunächst, ob diese Anlage geändert werden muß, 
und nimmt solche Änderungen gegebenenfalls im Rahmen seines 
Beschlusses vor. 


Abschnitt D - Übertragung von Stimmen 

Ein Gouverneur, der nicht an der Stimmabgabe für die Wahl 
teilnimmt oder dessen Stimme nicht zur Wahl eines Direktors 
nach Abschnitt A oder Abschnitt Bi), Abschnitt Bii) oder 
Abschnitt Biii) beiträgt, kann die ihm zustehenden Stimmen einem 
gewählten Direktor übertragen; jedoch muß der Gouverneur dazu 


(a) those Governors who voted in the first bailot for a person not 
elected and 

(b) those Governors whose votes for a person elected are 
deemed under paragraphs 6 and 7 below of this Section to 
have raised the votes cast for that person above 9 per cent of 
the eligible votes. 

6. In determining whether the votes cast by a Governor are 
deemed to have raised the total votes cast for any person above 9 
per Cent of the eligible votes, the 9 per cent shall be deemed to 
include, first, the votes of the Governor casting the largest number 
of votes for such person, then the votes of the Governor casting 
the next largest number and so on, until 9 per cent is reached. 


7. Any Governor, part of whose votes must be counted in Order 
to raise the total of votes cast for any person above 8 per cent 
shall be considered as casting all of his or her votes for such 
person, even if the total votes for such person thereby exceed 9 
per Cent and shall not be eligible to vote in a further bailot. 


8. Subject to Paragraph 10 of this Section, if, after the second 
bailot, 4 persons have not been elected, further bailots shall be 
held In conformity with the principles and procedures laid down in 
this Section, until 4 persons have been elected, provkJed that, if at 
any stage 3 persons are elected, notwithstanding the provisions of 
Paragraph 4 of this Section, the 4th may be elected by a simple 
majority of the remaining votes cast. 

9. In the case of an increase or decrease in the number of 
Directors to be elected by Section B (iii) Governors, the minimum 
and maximum percentages specified in paragraphs 4, 5, 6 and 7 
of this Section shall be appropriately adjusted by the Board of 
Governors. 

10. So long as any Signatory, or group of Signatories, whose 
Share of the total amount of Capital subscriptions provided in 
Annex A is more than 5 per cent, has not deposited its Instrument 
or their Instruments of ratificatlon, approval or acceptance, there 
shall be no election for one Director in respect of each such 
Signatory or group of Signatories. The Governor or Governors 
representing such a Signatory or group of Signatories shall elect a 
Director in respect of each Signatory or group of Signatories, 
immediately after the Signatory becomes a member or the group 
of Signatories become members. Such Director shall be deemed 
to have been elected by the Board of Governors at its inaugural 
meeting, in accordance with paragraph 3 of Article 26 of this 
Agreement, if he or she is elected during the period in which the 
first Board of Directors shall hold Office. 


Section C: Arrangements for the election of Directors representing 
countries not listed in Annex A. 

If the Board of Governors decides, in accordance with Para- 
graph 3 of Article 26 of this Agreement, to increase or decrease 
the size, or revise the composition, of the Board of Directors, in 
Order to take into account changes in the number of members of 
the Bank, the Board of Governors shall first consider whether any 
amendments are required to this Annex, and may make any such 
amendments as it deems necessary as part of such decision. 


Section D: Assignment of votes. 

Any Governor who does not participate in voting for the election 
or whose vote does not contribute to the election of a Director 
under Section A or Section B (i) or Section B (ii) or Section B (iii) of 
this Annex may assign the votes to which he or she is entitied to 
an elected Director, provided that such Governor shall first have 
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a) les gouverneurs qui ont vote au premier tour pour une 
personne non elue et 

b) les gouverneurs dont les voix donnöes ä une personne 6lue 
sont röputees, aux termes des paragraphes 6 et 7 de la 
präsente Section, avoir porte le nombre des voix recueillies 
par cette personne au-dessus de 9 pour cent des voix 
inscrites. 

6. Pour determiner si les voix 6mises par un gouverneur sont 
etre reputees avoir porte le total obtenu par une personne donnee 
ä plus de 9 pour cent des voix inscrites, les 9 pour cent sont 
reputes comprendre, premierement, les voix du gouverneur qui a 
apporte le plus grand nombre de voix ä ladite personne, ensuite 
les voix du gouverneur qui en a apporte le nombre immediatement 
Interieur, et ainsi de suite jusqu’ä ce que les 9 pour cent soient 
atteints. 

7. Tout gouverneur dont les voix doivent etre partiellement 
comptees pour porter le total obtenu par une personne ä plus de 8 
pour Cent est r^pute donner toutes les voix ä ladite personne, 
meme si le total des voix obtenues par celle-ci depasse ainsi 9 
pour Cent et ne peut plus participer ä un autre scrutin. 


8. Sous reserve de Tapplication du paragraphe 10 de la pre- 
sente Section, si, apres le second tour, ii n’y a pas encore 4 6lus, ii 
est proced^, suivant les memes principes et proc^dures definis 
dans la präsente Section, ä des scrutins suppl^mentaires jusqu ä 
ce qu’il y ait 4 6lus, sous reserve qu’ä tout moment apres l’ölectlon 
de 3 personnes, la quatrieme peut etre 6lue ä la majorite simple 
des voix restantes, par derogation aux dispositions du para- 
graphe 4. 

9. Dans le cas d’une augmentation ou d’une röduction du 
nombre des administrateurs ä elire par les gouverneurs de la 
Section B (iii) les pourcentages minimum et maximum definis aux 
paragraphes 4, 5, 6 et 7 de la präsente Section sont ajustes en 
consequence par le Conseil des gouverneurs. 

10. Aussi longtemps qu’un signataire, ou un groupe de signa- 
taires, dont la pari du montant total du Capital souscrit definie ä 
l’Annexe A est superieure ä 5 pour cent, n’a pas d^pose son 
Instrument de ratification, d’approbation ou d’acceptation, aucun 
administrateur n’est elu pour reprösenter ledit signataire ou 
groupe de signataires. Le gouverneur ou les gouverneurs reprö- 
sentant ledit signataire ou groupe de signataires eiisent un admi- 
nistrateur pour chaque signataire ou groupe de signataires, des 
que le signataire ou le groupe de signataires devient membre. Cet 
administrateur est r^pute avoir ete elu par le Conseil des gouver- 
neurs lors de la seance inaugurals, conform^ment au paragraphe 
3 de l’article 26 du present Accord, s’ii est elu pendant la periode 
au cours de laquelle le premier Conseil d’administration exerce 
ses fonctions. 


Section C - Procedures relatives ä l’election des administrateurs 
representant des pays ne figurant pas ä l’annexe A. 

Si le Conseil des gouverneurs decide, conformöment au para- 
graphe 3 de l’article 26 du präsent Accord, d’augmenter ou de 
r^duire le nombre des administrateurs, ou de modifier la composi- 
tion du Conseil d’administration, afin de prendre en consideration 
les changements intervenus dans le nombre de membres de la 
Banque, le Conseil des gouverneurs devra prealablement exami- 
ner s’il est necessaire d’amender la presente annexe, et dans 
l’affirmative, il peut procöder aux amendements quH juge n6ces- 
saires dans le cadre de ladite decision. 

Section D: Vote par procuration 

Tout gouverneur qui ne participe pas au vote lors de l’ölection 
d un administrateur ou dont le vote ne contribue pas ä ladite 
election, conformement aux sections A, B (i), B (ii) ou B (iii) de la 
presente Annexe, peut confier les voix dont il dispose ä un 
administrateur elu, ä condition que ce gouverneur ait pr^alable- 


a) ynpaB/imoique, ronocoBaeujue b nepBOM Type sa nnqo, 
KOTopoe He öbijio HSöpaHO, h 

b) ynpaBjiflioiqMe, HbH ronoca, oTflaHHbie sa KaKoe-ziMöo 
HSöpaHHoe jiHqo, cornacHO Hi4>KenpHBeAeHHbiM nyHKjaM 6 
H 7 HacToniqero pasflena, nosBO/iM/iM flaHHOMy jinqy 
coöpaTb öo/iee 9 npoqeHTOB MMeioiqHxcn ro/iocoB. 

6 . HToöbi onpefle/iHTb, no3BO/injin m OTflaHHbie ynpaB/inio- 
utHM ronoca KaxoMy-nMöo nwqy coöpatb 6onee 9 npoqeHTOB 
MMeioiqHXcn ronocoB, stm 9 npoqeHTOB noHHMaioTcn kbk 
BK nionaioiqHe, BO-nepBbix, ronoca ynpaBnn»oiqero, OTflaBtuero 
HaMöonbtijee KonnHecTBO ronocoB sa raxoe nnqo, sareM ronoca 
ynpaanniomero, KOTopbiM HaxoflHTcn Ha BTopoM Meere no Konw- 
HecTBy ronocoB, h tbk flanee, BnnoTb flo flocTn>KeHHfl 9 npo- 
qeHTOB. 

7. /1k>6oi4 ynpaBnntoiquH, nacTb ronocoB KOToporo flon)KHa 
npHHHMaibcn b pacner c tbm, HTOöbi oöiqee KonnHecTBo 
ronocoB, OTflaHHoe sa KaKoe-nn6o nnqo npesbiujano 8 npoqeH- 
TOB, paccMarpHBaeren kbk oT/^aBiuHH yKasannoMy nnqy Bce 
CBOH ronoca, flßMe ecnii oöiqee KonnHecTBo ronocoB, oTflaHHoe 
sa TBKoe nnqo, npH stom npeBwcHT 9 npoqeHTOB, h tbkom 
ynpaBnnioiMHH ne mokot ynacTBOBaTb b nocnefly»oiqnx rypax 
ronOCOBBHHfl. 

8. C yseTOM nyHKra 10 HacToniqero pasflena, ecnH noene 
BToporo rypa ronocoBBHHn 4 nwq HSöpaTb ne yflanocb, npo- 
BOAnren nocneflyioiqHe Typw ronocoBBHHn b cootbotctbhh c 
npHHqnnaMH h npoqeAypaMH, yKasaHHbiMH b HacToniqeM pas- 
flene, flO H36paHnn 4 niiq npH ycnoBnn, hto ecnH na kbkom- 
nn6o srane MSöpaHbi 3 nHqa, to nesaBHCHMo ot nono)KeHHM 
nyHKTB 4 HacToniqero pasflena neTBeproe nnqo mokot öwTb 
HSöpano npocTbiM bonbiuHHCTBOM ocTaBiuHxcn ronocoB. 

9. B enynae yBeni44eHnn v\m yMeHbiueHHn Hucna flüpeKTopoB, 
noAne)Kaiqnx hsöpbhhk) ynpaBnnK)iqnMn, ynoMnHyrbiMH b pas- 
flene B (iii), MUHHManbHbie m MBKCHManbHbie npoqeHTHbie Aonn, 
yKasBHHbie b nyHKrax 4, 5, 6 h 7 HacToniqero pasflena, coot- 
BercTByioiqHM oöpasoM KOppeKTHpyioTcn Cobotom ynpaennio- 
LqHX. 

10. Ao Tex nop, noxa KaKan-nn6o noflnHcaBiuan cropona uim 
rpynna noAnHcaBiUHX cropoH, Aonn oöaten cyMMbi noAnncKH na 
Kannran KOTOpbix, npe^ycMorpeHHan b npHnOKeHHH A, npe- 
Bbiiuaer 5 npoqeHTOB, He flenoHHpyer flOKyMenr i4nn flOKyMenTbi 
o paTHct^HKaMHH, OAOöpeHHii \Am npHnnTHn, A^peKTop ot tbkoh 
CTOpOHbi nnii rpynnbi noAnHcaeiuHx CTOpOH nsöMpaTbcn ne 
öyAeT. ynpaenfliomuH MnH ynpaenmoique, npeAcraennioiAHe 
yKasBHHyio noAnncBBiuyK) CTopony vim rpynny noAnHcaBiuiix 
CTOpOH, HSÖHpatOT AHpeKTOpa OT Ka>KAOH nOAnHCBBUJeH CTOpOHbl 
MnH rpynnbi cTopoH epasy noene Toro, kbk noAnMcaBiuan cto- 
poHB CTBHeT HneHOM, Hnii rpynna noAnncaBUJHX CTopoH craner 
HneHBMH. Tbkoh A^P^KTop CHHTaercn HsöpaHHbiM CoeeroM 
ynpaennioiAHX na nepBOM saceAaHMH cornacHO nynicry 3 crarbM 
26 HacTonLqero CornaiueHHn, eenn oh lisöiipaercn b TeneHHe 
epOKB AöJ^TenbHOCTH nepBoro CoBera A^peKTOpOB. 

PasAen C: nono>KeHnn o Bwöopax AnpeKTopoB, npeAcraennio- 
ii\m crpaHbi, ne nepeniicneHHbie b npnno)KeHni4 A 

Ecnii CoBer ynpaBnmoiqHx pemaer b cootbotctbhh c nyHKTOM 
3 craTbH 26 HacToniqero CornaiueHun yßenHMHTb i4nn 
yMeHbiuMTb HHcno HneHOB CoBera A^tpe^TOpOB Mnn nepecMO- 
TpeTb ero coctbb, htoOw orpasHTb HSMeneHun b KonHHecree 
HneHOB BaHKa, Cobot ynpaBnnioiAHx npe^KAe Bcero paccMatpH- 
Baer neoöxoAHMOCTb BHeceHHn KaKHx-nn6o nonpaaoK b hbcto- 
niAee npnno)KeHne h Mo>KeT bhoctm nioöbie nonpaBKH, KOTOpbie 
OH coHTer HeoöxoAHMbiMH KBK HBCTb TBKoro peujeHH«. 

PasAen D: nepeAana ronocoB 

/lioöOH ynpaBnnioiAHM, ne ynacTeyioiAHH b ronocoBannH b xoac 
BbiöopoB AHpeKTopa Hnii ynpaBnnioiAHü, Hbi4 ronoca ne npuHH- 
MBioTCfl B pacner npii Bbiöopax A^peKTopa cornacHO pasAeny A, 
pasAeny B (i), pasAeny B (ii) HnH pasAeny B (iii) HacTOfliqero 
npnno)KeHnn, mokot nepeAarb ronoca, na Koropbie oh uMeer 
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zunächst die Zustimmung aller Gouverneure einholen, die den 
Direktor gwählt haben. 


obtained the agreement of all those Governors who have elected 
that Director to such assignment. 


Ein Beschluß eines Gouverneurs, nicht an der Stimmabgabe 
für die Wahl eines Direktors teilzunehmen, läßt die Berechnung 
der berechtigten Stimmen nach Abschnitt A, Abschnitt B i), 
Abschnitt B ii), oder Abschnitt B iii) unberührt. 


A decision by any Governor not to participate in voting for the 
election of a Director shall not affect the calculation of the eligible 
votes to be made under Section A, Section B (i), Section B (ii) or 
Section B (iii) of this Annex. 


An den Präsidenten der Konferenz 
über die Errichtung der 
Europäischen Bank für Wiederaufbau 
und Entwicklung 

Herr Präsident! M. Chairman, 


To the Chairman of the Conference 
on the Establishment of the 
European Bank for 
Reconstruction and Development 


Wie sie wissen, hat die Initiative des französischen Staats- 
präsidenten Mitterrand zur Errichtung der Europäischen Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung mit dem Ziel, den Übergang der 
Volkswirtschaften der mittel- und osteuropäischen Länder zur 
Marktwirtschaft zu erleichtern, Verständnis und Unterstützung 
seitens der sowjetischen Behörden gefunden. Die sowjetische 
Delegation hat an den Verhandlungsrunden zur Abfassung der für 
die Bank maßgeblichen Urkunden teilgenommen. Die Gründer- 
länder haben dadurch erhebliche Fortschritte bei der Ausarbei- 
tung des Übereinkommens zur Errichtung der Europäischen Bank 
für Wiederaufbau und Entwicklung erzielt. 

Gleichzeitig sind gewisse Schwierigkeiten aufgetreten, weitge- 
hend bedingt durch die Befürchtungen einer Reihe von Ländern, 
die Sowjetunion könnte aufgrund der Größe ihrer Volkswirtschaft 
Hauptempfänger der Darlehen der Bank werden und dadurch 
deren Möglichkeiten, anderen mittel- und osteuropäischen Län- 
dern Hilfe zu gewähren, schmälern. 


As you know, the initiative of the President of France M. F. 
Mitterrand to establish the European Bank for Reconstruction and 
Development for the purpose of facilitating the transition of Central 
and Eastern European countries towards market-oriented 
economies has found understanding and support on behalf of the 
Soviet authorities. The Soviet delegaton participated in the ses- 
sions of talks on drafting the constituent documents of the Bank. 
As a result the constituent countries have reached considerable 
progress in drawing up the Agreement establishing the European 
Bank for Reconstruction and Development. 

At the same time, certain difficulties largely stem from fears of a 
number of countries that due to the size of its economy the Soviet 
Union may become the principal recipient of credits of the Bank 
and therefore will narrow its capacity to extend aid to other Central 
and Eastern European Countries. 


In diesem Zusammenhang, verehrter Herr Präsident, möchte 
ich Ihnen versichern, daß die Absicht der Sowjetunion, ein gleich- 
berechtigtes Mitglied der Bank zu werden, In erster Linie auf ihrem 
Willen beruht, eine neue Institution der multilateralen Zusammen- 
arbeit zu schaffen, um die Durchführung historischer Reformen 
auf dem europäischen Kontinent zu fördern. 

Ich darf Sie davon unterrichten, daß meine Regierung bereit ist, 
ihren Zugang zu den Mitteln der Bank nach Artikel 8 Absatz 4 des 
Übereinkommens für einen Zeitraum von 3 Jahren ab Inkrafttreten 
des Übereinkommens zu begrenzen. Während dieses Zeitraums 
wünscht die Sowjetunion, daß die Bank technische Hilfe und 
andere Arten von Unterstützung zur Finanzierung ihrer Privatwirt- 
schaft, zur Erleichterung des Übergangs staatseigener Unterneh- 
men in Privateigentum und unter private Kontrolle sowie zur 
Unterstützung von Unternehmen, die auf Wettbewerbsgrundlage 
arbeiten und eine Teilnahme an der Marktwirtschaft anstreben, 
gewährt, und zwar unter Vorbehalt des in Artikel 1 1 Absatz 3 
festgelegten Verhältnisses. Der Gesamtbetrag der von der Bank 
auf diese Welse gewährten Unterstützung würde den von der 
Sowjetunion für ihre Anteile gezahlten Gesamtbetrag in Barmitteln 
und Schuldscheinen nicht übersteigen. 


In this connexion I would iike to assure you, dear Mr. Chairman, 
that the intentions of the Soviet Union to become an equal 
member of the Bank account primarily for its will to establish a new 
institution of multilateral co-operation so as to foster historical 
reforms on the European conti nent. 

I would iike to inform you that my government is prepared to 
limit its access to the Bank’s resources, pursuant to paragraph 4 
of Article 8 of the Articles of Agreement of the Bank, for a period of 
three years starting from the entry into force of the Articles of 
Agreement of the Bank. 

Düring that period, the Soviet Union wishes that the Bank will 
provide technical assistance and other types of assistance 
directed to finance its private sector, to facilitate the transition of 
state -owned enterprises to private sector ownership and control 
and to help enterprises operating competitively and moving to 
participation in the market-oriented economy, subject to the Prop- 
ortion set forth in paragraph 3 of Article 1 1 of this Agreement. The 
total amount of any assistance thus provided by the Bank would 
not exceed the total amount of the cash disbursed and the 
promissory notes issued by the Soviet Union for its shares. 


Ich bin zuversichtlich, daß die fortschreitenden wirtschaftlichen 
Reformen in der Sowjetunion in jedem Fall die Ausdehnung der 
Tätigkeiten der Bank auf das Gebiet der Sowjetunion begünstigen 
werden. Da die Sowjetunion jedoch an der Gewährleistung des 
multilateralen Charakters der Bank interessiert Ist, wird sie nicht 
veranlassen, daß die von ihr aufgenommenen Darlehen zu 
irgendeinem Zeitpunkt in der Zukunft den mit der Erhaltung der 
erforderlichen Vielfalt in der Geschäftstätigkeit der Bank und der 
vorsichtsbedingten Begrenzung ihres Engagements vereinbarten 
Betrag übersteigen. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 

Leiter der sowjetischen Delegation 

Präsident der Staatsbank der UdSSR 

Victor V. Gerashchenko 


I am conf ident, that continuing economic reforms in the Soviet 
Union will inevitably promote the expansion of the Bank’s activities 
Into the territory of the Soviet Union. However, the USSR, being 
interested in securing the multilateral character of the Bank, will 
not choose that at any time in future the Soviet borrowings will 
exceed an amount consistent with maintaining the necessary 
diversity in the bank’s operations and prudent limits on its expo- 
sure. 


Please accept, Mr. Chairman, the assurances of my highest 
consideration. 

Head of Soviet Delegation 
Chairman of the Board 
of the State Bank of the USSR 
Victor V. Gerashchenko 
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ment obtenu Taccord de tous les gouverneurs ayant choisi cet 
administrateur pour une teile procuration. 


Une decision prise par un gouverneur qui ne participe pas au 
scrutin lors de l’election d’un administrateur, n’affecte en rien le 
calcul des voix inscrites effectu^ conform^ment aux sections A, B 
(i), B (ii), ou B (iii) de la presente annexe. 

Au President de la Conference etablissant 

la Banque Europeene 

pour la Reconstruction et le Developpement 

M. le President, 

Comme vous le savez, l’initiative du President frangais, Mon- 
sieur Mitterrand -d’etablir la Banque Europeenne pour la Recon- 
struction et le Developpement afin de favoriser la transition des 
economies des pays d’Europe centrale et orientale vers une 
economie de marche-, a ete accueillie avec comprehension et 
soutenue par les autorites sovietiques. La deiegation sovietique a 
participe ä toutes les sessions de negociations visant ä reiabora- 
tion des documents statutaires de la Banque. En En consö- 
quence, les pays fondateurs ont realise des progres considera- 
bles dans la mise au point de l’Acte portant cr^ation de la Banque 
Europeenne pour la Reconstruction et le Developpement. 

Dans le meme temps, des difficultös sont apparues et decou- 
lent, dans une large mesure, des craintes d’un certain nombre de 
pays de voir T Union Sovietique -en raison des dimensions de son 
economie-, devenir le principal beneficiaire des credits de la 
Banque. Si tel etait le cas, ces possibilites d’etendre l’aide en 
faveur des pays d’Europe centrale et orientale s’en trouveraient 
reduites. 

A cet egard, je tiens ä vous assurer, M. le President, que 
l’intention de l’ Union Sovietique de devenir membre ä part entiere 
decoule principalement de sa volonte d’etablir une nouvelle Insti- 
tution de Cooperation multilaterale afin de procedere ä des refor- 
mes historiques sur le continent europeen. 

Je tiens ä vous informer que mon gouvernement est pret ä 
limiter son acces aux ressources de la Banque, conformement au 
paragraphe 4 de l’article 8 de l’Acte constitutif de la Banque, pour 
une Periode de trois ans ä compter de la date d’entree en vigueur 
de l’Accord portant creation de la Banque. 

L’ Union Sovietique entend que, durant cette Periode, la Banque 
fournisse l’assistance technique ou tout autre type d’assistance 
visant a financer son secteur priv^, ä faciliter le passage d’entre- 
prises du secteur d’Etat ä la propriete et au controte priv^s et ä 
aider les entreprises fonctionnant de maniere concurrentielle et se 
pr^parant ä op^rer selon les r^gles de l’^onomie de march^, et 
ce dans la proportion vis^e au paragraph 3 de l’article 11 de 
l’Accord. Le montant total de toute assistance ainsi fournie par la 
Banque ne peut ex^er le montant total des liquidit^s d^iss^es 
et des billets a ordre ^mis par 1’ Union Sovietique au titre de ses 
actions. 

Je suis persuade que la pousuite des fformes economiques 
engagees en Union Sovietique ne manquera pas de promouvoir 
l’expansion des activites de la Banque sur le territoire de 1’ Union 
Sovietique. Toutefois, l’URSS, desireuse de preserver le caratere 
multilateral de la Banque, ne choisi ra ä aucun moment de proce- 
der ä des emprunts dont le montant empecherait le maintien de la 
necessaire diversite des operatlons de la Banque ou qui depasse- 
rait les limites prudentes de son encours. 


Je vous prie de croire, M. le President, a l’assurance de ma plus 
haute consideration. 

Chef de la deiegation sovietique 
Presidente du Consil d’administration 
de la Banque d’Etat d’URSS 

VIctorV. Gerashchenko 


npaeo, MsöpaHHOMy flUpeKTopy, npM ycnoBMM, hto yKasaHHbi« 
ynpaB/iflKDiqMM npeABapuTe/ibHo sapvHMTCfl cor/iacneM HaTaxyto 
nepeflany co CTopoHbi Bcex rex ynpaB/iAtoutiix, KOTOpbie 
MsöpajiM yKasaHHoro AMpexTOpa. 

PeiueHne Kaxoro-jiMöo ynpaa/iAtomero He ynacTBOBaTb b 
ro/iocoBaHHH B xoflß BbiöopoB ^HpeKTOpa He cKasbiBaercfi na 
noflcHere MMeHDmMxcfl ronocoB cornacHo pasfleny A, pasfleny 
B (i), pasfle/iy B (ii) h/ih pasfle/iy B (iii) nacTOflütero npH- 
/io>KeHHn. 

n pe/^ce^a Ten K) KOHchepenqHH 
no yHpe>KfleHHK) 
EBponeHCKoro öanKa 
peKOHCTpyxqHki ki pasBHTHn 

focnoAUH npeAceflarenb! 

Kax BaM HSBecTHO, HHMqMaTMBa npesHfleHra OpaHqMM cp. Mmt- 
repana o6 ynpexcfleniiH EBponeiicKoro öanxa peKOHCTpyxqHH m 
pasBHTHfl B qennx coflePicTBun nepexofly crpan IJeHTpanbHofi m 
Boctohhoh EBponbi k opneHTMpoBaHHOM na pbiHOK aKOHOMMxe 
BCTpexHna noHHManMe m nopj\ep}KKy co cropoHbi coBercKoro 
pyKOBOflCTBa. fleneraqHn CCCP ynacTBOBana bo Bcex payn^ax 
neperoBopoB no paspaöoTKe yHpeflMTenbHbix floxyMeHTOB 
Banxa. CTpaHbi-ynpeflHTenM AoöMnMCb sHaHHxenbHoro npo- 
rpecca b BbipaöOTxe CornaiuenMn o6 ynpexcfleHMH EBponetic- 
xoro öanxa pexoHCTpyxqviM h pasBMTHn. 

B TO >xe BpeMfl onpefleneHHbie cno>XHocTH B03HMxnn b ochob- 
HOM M3-3a onaceHHti p^Aa rocyAapcTB, hto Cobotcxhm Cok )3 b 
ckiny pa3MepoB CBoePi 3 xohommxh moxxot npeBpaTMTbcn b 
ocHOBHoro nonynaTenfl xpeA^TOB Banxa h tom caMbiM ywenb- 
lUMTb B03M0>XH0CTM BaHxa 00 npeAOCTaBneHHK) noMotqn ApyrHM 
CTpanaM LJeHTpanbHOM m BoctohhoJi Eaponbi. 

B 3T0H cBn3H xoTon 6bi aaBepMTb Bac, yBaxcaeMBbi^ rocnoAMH 
npeAceAaTenb, hto naMepeHHn CoaeTcxoro Cowaa CTaTb non- 
HonpaBHbiM HneHOM Banxa npoAnxTOBanbi, b nepByio onepeAb, 
CTpeMneHMeM C03AaTb HOBbiPi HHCTMTyr MHorocrropoHHero 
COTpyAHMHeCTBa A/IJ^ TOrO, HT 06 bI COAOMCTBOBaTb MCTOpMHeC- 
XHM npeoöpaaoBannnM na eaponei^cxoM xoHTHHeHTe. 

XoTen 6bi aoboctm ao Bamero CBeAeHM«, hto npaBMTenbCTBO 
CCCP roTOBo B COOTBOTCTBHM CO CTOTbeM 8 (n.4) CornaiueHH« 
o6 ynpexcAOHMH Banxa orpanMHiiTb cTOti AOCTyn x pecypcaM 
Banxa na nepnoA b Tpn roAa c MOMenTa BCTyonennn b cnny 
CornaiueHMn o6 ynpexcAonnn Banxa. 

CCCP mcxoamt M3 Toro, hto b Tenenne 3Toro nepnoAa Banx 
öyAOT oxaabiBaTb CoBeTcxowy Coioay TexHnnecxoe coAencTBue 
n Apy^^ BkiAbi noMOLqn, nanpaanennbie na chnnancnpOBanne 
ero nacTHoro cexTopa, oenernenne nepexoAa rocyAapCTBennbix 
npeAnpnnTMfi b nacTHoe BnaAenne n noA nacTHbin xoHTponb n 
na oxaaanne noMotqn npeAnpnnTnnM, AeftcTByKDtqnM b ycnoBunx 
xoHxypenqnn n nepexoAnutnM xynacTHio b opnenTkipoBannon na 
pbiHOx axoHOMMxe c yneTOM c<x)THoiijeHM5i, yxaaannoro b CTBTbe 
11 (n.3) CornaiueHMfl. Rpn 3 tom oöi^eM npeAOCTaBnneMoro 
BanxoM coAencTBnn ne npeBWiuan 6bi o6i4eM cyMMbi nnaTe>Ken 
nannnnbiMH n npocTbix aexcenen, BbicTaBnennbix Cobotcx^m 
C 0 I 030 M no CBOHM axqHnM. 

yaepen, hto npoqecc axonoMnnecxMX pec^opM b Cobstcxom 
C oioae öyAOT Hen36e>KH0 cnocoöcTBoaaTb paciuMpennio 
AenTenbHOCTM Banxa na TeppMTOpMM CCCP. B to >xe BpeM« 
CCCP, öyAynn aannTepecoBannbiM b oöecneHennii MnorocTO- 
ponnero xapaxrepa Banxa, m b AB/ibne^iueM öyAOT cTpeMMTbc^ 
X TOMy, HTOöbi ero aanMCTBOBannn ne npeBbiujann cyMMbi, coot- 
BOTCTeyKJ^et^ noAA6p>KaHMio neoöxoAMMon AUBepcnchnxaMMn 
onepaqnPf Banxa m önaropaayMHbix npeAonoB oöu^ero paaMepa 
ero xpeAHTOB. 

npHMMTe, rocnoAMH npeAceABTenb, yBepennn b moom aecbMa 
BbicoxoM X BaM yBa>KeHnn. 

B. B. fepatAenxo 

rnaaa AeJ^eraqnn CCCP, 
npeAceAaTenb npaenennn 
rocyAapcTBennoro Banxa CCCP 
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Denkschrift zum Übereinkommen 
I. Allgemeines 

1, Vorgeschichte 

Der Europäische Rat hat auf seiner Sitzung am 8./ 
9. Dezember 1989 den folgenden Beschluß gefaßt: 

»Der Europäische Rat hat die Schaffung einer Europäi- 
schen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung gebilligt. 
Ziel der Bank wird es sein, in Absprache mit dem IWF 
und der Weltbank Anlageinvestitionen und Investitionen 
zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit in den 
Staaten Mittel- und Osteuropas zu fördern, gegebenen- 
falls die mit der Vergabe von Krediten für diese Volks- 
wirtschaften verbundenen Risiken zu verringern, den 
Übergang zu einer stärker marktwirtschaftlich orientier- 
ten Volkswirtschaft zu erleichtern und die erforderlichen 
strukturellen Anpassungen zu beschleunigen. Die 
betreffenden mittel- und osteuropäischen Länder kön- 
nen sich am Kapital und an der Leitung der Bank 
beteiligen; die Mitgliedstaaten, die Gemeinschaft und 
die Europäische Investitionsbank werden die Mehrheit 
des Kapitals halten. Andere Länder, insbesondere die 
übrigen OECD-Mitgliedstaaten, werden aufgefordert, 
sich daran zu beteiligen. Der Europäische Rat hat den 
Wunsch, daß die Schaffung der Europäischen Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung möglichst rasch erfolgt. 
Der Europäische Rat ersucht darum, daß die notwendi- 
gen Maßnahmen getroffen werden, damit die Verhand- 
lungen bereits im Januar 1990 aufgenommen werden 
können.“ 

Die Verhandlungen wurden am 14. Januar 1990 begon- 
nen. Die Unterzeichnung fand am 29. Mai 1990 statt. 

2. Beurteilung 

Die Gründung der Europäischen Bank für Wiederaufbau 
und Entwicklung (EBWE) stellt eine wichtige europäische 
Initiative zur Unterstützung der politischen und wirtschaft- 
lichen Umgestaltung in den mittel- und osteuropäischen 
Ländern dar. Die Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft und darüber hinaus alle anderen Teilneh- 
mer an der Gründungskonferenz geben damit ihrer Sym- 
pathie und ihrer Unterstützung für diesen Reformkurs Aus- 
druck. 

Die EBWE ergänzt wirkungsvoll das bereits vorhandene 
Instrumentarium zur Unterstützung der mittel- und osteuro- 
päischen Staaten. 

Das Übereinkommen entspricht in vielen Elementen den 
Übereinkommen anderer regionaler Entwicklungsbanken. 


II. Inhalt des Abkommens 
1. Ziel und Aufgaben 

Das Ziel der Bank ist es, den wirtschaftlichen Fortschritt 
und Wiederaufbau der mittel- und osteuropäischen Staa- 
ten zu unterstützen, die sich den Grundsätzen des Plura- 


lismus, der Marktwirtschaft und des privatwirtschaftlichen 
Handelns verpflichten. 

Im einzelnen soll die Bank in den kreditnehmenden mittel- 
und osteuropäischen Staaten 

- den Übergang zur Marktwirtschaft fördern, 

- die Rahmenbedingungen für wettbewerbsorientierte pri- 
vatwirtschaftliche Tätigkeiten verbessern und insbeson- 
dere kleine und mittlere Betriebe unterstützen, 

- Infrastrukturmaßnahmen finanzieren, soweit dies zur 
Entfaltung der privaten und unternehmerischen Initiative 
notwendig ist, 

- technische Hilfe leisten, 

- die Entwicklung von Kapitalmärkten anregen und unter- 
stützen, 

- im Rahmen ihrer Tätigkeiten eine ökologisch auch lang- 
fristig unbedenkliche Entwicklung fördern. 

Die EBWE soll insbesondere mit dem Internationalen 
Währungsfonds und den der Weltbankgruppe angehören- 
den Institutionen sowie mit anderen interessierten Organi- 
sationen eng Zusammenarbeiten. 

Kreditnehmer der Bank können private und im Wettbewerb 
stehende Unternehmen werden sowie solche öffentliche 
Unternehmen, die eine Teilnahme an der Marktwirtschaft 
anstreben und dem Wettbewerb ausgesetzt sind oder die 
privatisiert werden sollen; dabei soll die Beteiligung von 
ausländischem und/oder privatem Kapital erleichtert wer- 
den. 

Ein Land, das noch nicht die Kriterien der Marktwirtschaft, 
der Rechtsstaatlichkeit und der Mehrparteiendemokratie 
erfüllt, kann im Rahmen einer Übergangszeit für begrenzte 
Zwecke (technische Hilfe, Privatisierung von Staatsunter- 
nehmen) Kredite erhalten. Diese Unterstützungsmaßnah- 
men dürfen den von dem betreffenden Land für seine 
Anteile in Barmitteln und Schuldscheinen gezahlten 
Gesamtbetrag nicht übersteigen. 

Die Bank kann Kredite aus Eigen- und Fremdmitteln ver- 
geben, Kapitalbeteiligungen erwerben und Garantien 
übernehmen. Sie darf jedoch keine Garantien für Export- 
kredite übernehmen und keine Versicherungsgeschäfte 
betreiben. 

Die EBWE ist ermächtigt, In Mitglied- und Nichtmitglied- 
staaten Kredite aufzunehmen und von ihr emittierte, 
garantierte oder erworbene Wertpapiere zu verkaufen 
oder zu kaufen. 

Der ausstehende Gesamtbetrag der von der Bank gewähr- 
ten Darlehen, Kapitalbeteiligungen und Garantien darf den 
Gesamtbetrag des gezeichneten Kapitals, der Rücklagen 
und der Überschüsse, soweit diese für die ordentliche 
Geschäftstätigkeit verfügbar sind, nicht übersteigen. 

Die Bank ist ermächtigt, auf der Grundlage von dritter Seite 
zur Verfügung gestellter Treuhandmittel Sonderfonds ein- 
zurichten, mit deren Hilfe z. B. zinsgünstige Kredite ver- 
geben werden können. 
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2. Geschäftsgrundsätze 

Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben läßt sich die EBWE 
vor allem von folgenden Grundsätzen leiten: 

- Die Geschäftstätigkeit der Bank dient in erster Linie der 
Finanzierung privater Investitionsvorhaben. Dies 
geschieht über die Gewährung bzw. - zusammen mit 
multilateralen Institutionen, Geschäftsbanken oder son- 
stigen interessierten Kapitalgebem - Kofinanzierung 
von Darlehen oder die Beteiligung an Darlehen. 

- Der Gewährung eines Kredits oder einer Garantie sowie 
der Übernahme einer Beteiligung geht eine detaillierte 
Projektprüfung voraus. Dabei ist die Kreditwürdigkeit 
des Darlehensnehmers und seines etwaigen Garanten 
zu beachten. Ebenso sind die Möglichkeiten des Dar- 
lehensnehmers oder seines Garantiegebers, die erfor- 
derlichen Mittel zu angemessenen Konditionen auch 
aus anderen Quellen zu erhalten, zu berücksichtigen. 

- Bei Darlehen oder Darlehensgarantien zugunsten staat- 
licher Unternehmen kann die Bank für die Erfüllung des 
Schuldendienstes eine Garantie des Mitgliedstaates 
oder einer geeigneten öffentlichen Einrichtung verlan- 
gen. 

- Die Darlehensbedingungen müssen dem jeweiligen 
Projekt angemessen sein. Für Gewährung von Garan- 
tien und Sicherheiten wird eine angemessene Risiko- 
vergütung erhoben, 

- Höchstens 40% des Gesamtbetrags der von der Bank 
gewährten Darlehen, Garantien und Kapitalbeteiligun- 
gen werden dem staatlichen Sektor zur Verfügung 
gestellt. 

- Technische Hilfe wird zum Wiederaufbau oder zum 
Ausbau der für die Entwicklung der Privatwirtschaft und 
den Übergang zur Marktwirtschaft erforderlichen Infra- 
struktur gewährt. Dies schließt die Berücksichtigung von 
Umweltbelangen ein. 

Das Direktorium der Bank überprüft mindestens einmal 
jährlich die Geschäftstätigkeit und die Kreditvergabepolitik 
der Bank in den einzelnen Empfängerländern, um sicher- 
zustellen, daß diese Tätigkeiten den Aufgaben und Zielen 
der Bank voll entsprechen. Im Rahmen dieser Überprü- 
fung werden u. a. die Fortschritte der einzelnen Empfän- 
gerländer bei der Dezentralisierung der wirtschaftlichen 
Entscheidungsprozesse, der Beseitigung von Monopolen 
und der Privatisierung öffentlicher Unternehmen berück- 
sichtigt. 


3. Mitgliedschaft und Beteiligungen 

Die Mitgliedschaft der Bank steht allen europäischen Län- 
dern sowie denjenigen nichteuropäischen Ländern offen, 
die Mitglieder des Internationalen Währungsfonds sind. 
Außerdem treten die Europäische Wirtschaftsgemein- 
schaft und die Europäische Investitionsbank der Bank bei. 

Gründungsmitglieder sind die in Anlage A des Überein- 
kommens aufgeführten Staaten und Institutionen. 

Der Wertmaßstab des Kapitals ist die ECU. 

Das ursprüngliche genehmigte Stammkapital der Bank 
beträgt 10 Mrd. ECU. Hiervon sind 30 % in fünf Jahres- 
raten einzuzahlen. Der Rest ist Haftungskapital, das nach 
Maßgabe von Artikel 17 zur Deckung von Verlusten der 
Bank abgerufen werden kann. 


Der Kapitalanteil der Bundesrepublik Deutschland beträgt 
8,5175 %. Die Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaft und die beiden europäischen Institutionen (Europäi- 
sche Wirtschaftsgemeinschaft und Europäische Investi- 
tionsbank) halten zusammen 51 ,0 % des Kapitals. (Für die 
Aufteilung der Kapitalanteile im einzelnen siehe Anlage A 
des Übereinkommens.) 

4. Organisation und Entscheidungsprozeß 

Organe der EBWE sind der Gouverneursrat, das Direkto- 
rium und der Präsident. Der Gouverneursrat als höchstes 
Organ der Bank beschließt über alle Angelegenheiten der 
Bank von grundsätzlicher Bedeutung, wie z. B. über den 
Beitritt neuer Mitglieder, Kapitalerhöhungen, Änderungen 
des Abkommens und die Wahl des Präsidenten. Im Gou- 
verneursrat sind alle Mitgliedstaaten vertreten. 

Das Direktorium ist für die Leitung der laufenden 
Geschäfte der Bank verantwortlich. Es entscheidet u. a. 
über die Gewährung von Krediten. Es umfaßt 23 Mitglie- 
der. Elf Mitglieder werden von den Gouverneuren gewählt, 
die die Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften 
sowie die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft und die 
Europäische Investitionsbank vertreten. Zwölf Direktoren 
werden von den Gouverneuren gewählt, die die anderen 
Mitglieder vertreten. Jeder Direktor ernennt einen Stellver- 
treter. Die Wahl der Direktoren erfolgt gemäß Anlage B des 
Übereinkommens. 

Der Präsident ist Vorgesetzter des Bankpersonals und 
führt die laufenden Geschäfte der Bank. Er wird vom 
Gouverneursrat mit der Mehrheit der Gesamtzahl der Gou- 
verneure und der Mehrheit der Gesamtstimmen gewählt. 

Die Stimmrechtsverhältnisse im Gouverneursrat und im 
Direktorium entsprechen den Kapitalanteilen. Die Ent- 
scheidungen des Gouverneursrates und des Direktoriums 
bedürfen, sofern nicht im Einzelfall qualifizierte Mehrheiten 
vorgesehen sind, der Mehrheit der Stimmen der Mitglieder, 
die In der Sitzung vertreten sind. Beschlüsse z. B. über 
Satzungsänderungen und Aufnahme neuer Mitglieder 
erfordern qualifizierte Mehrheiten. 


III. Überblick über die Beitrittsbedingungen 
für die Bundesrepublik Deutschiand 

1. Zeichnung von Kapitalanteiien 

Der Kapitalanteil der Bundesrepublik Deutschland beträgt 
wie der von Frankreich, Großbritannien, Italien und Japan 
8,5175 %. Der Kapitalanteil der USA beträgt 10 %. 

Die Beteiligung der Bundesrepublik Deutschland beläuft 
sich somit auf 85 175 Anteile am Kapital der Bank. Der 
Preis eines Bankanteils beträgt 10 000 ECU. Die Betei- 
ligung der Bundesrepublik Deutschland beläuft sich somit 
auf 851,75 Mio. ECU. Von dem Zeichnungskapital sind 
30 %, d. h. rd. 256 Mio, ECU einzuzahlen. Rd. 596 Mio. 
ECU sind Haftungskapital. 

Gemäß Artikel 6 Absatz 1 des Übereinkommens ist das 
Einzahlungskapital in fünf Raten von 20 % des Gesamtbe- 
trags zu leisten. Die erste Rate ist innerhalb von 60 Tagen 
nach Inkrafttreten des Übereinkommens oder nach Hinter- 
legung der Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungs- 
urkunde zu zahlen, falls diese später erfolgt. Die restlichen 
vier Raten werden jeweils ein Jahr nach Fälligwerden der 
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vorhergegangenen Rate fällig. Einzahlungsverpflichtun- 
gen können in ECU oder - zu einem anfänglich bestimm- 
ten Wechselkurs - auch in US-Dollar oder In japanischen 
Yen eingegangen werden. Hat sich ein Mitglied in ECU 
verpflichtet, so kann die tatsächliche Zahlung in jeder voll 
konvertierbaren Währung zu dem Wechselkurs erfolgen, 
der an dem Tag der Einzahlung gültig Ist. Bis zu 50 % der 
Einzahlungsverpflichtung kann durch Hinterlegung von 
nichtübertragbaren, unverzinslichen Schuldscheinen 
erfüllt werden, die auf Anforderung der Bank einzulösen 
sind. 


2. Aufstockung des Kapitals der Bank 

Es ist In Zukunft mit Aufstockungen des Kapitals der Bank 
zu rechnen. Die Bundesrepubfik Deutschland Ist nach 
Artikel 5 Absatz 3 nicht verpflichtet, sich an Aufstockungen 
zu beteiligen. 


3. Beteiligung der Bundesrepublik Deutschland an 
den Beschlußorganen der Bank 

Die Bundesrepublik Deutschland wird durch einen Gouver- 
neur und einen stellvertretenden Gouverneur Im Gouver- 
neursrat sowie gemäß den Bestimmungen über das Wahl- 
verfahren von Direktoren In Anlage B durch einen eigenen 
Direktor und einen stellvertretenden Direktor Im Direkto- 
rium der Bank vertreten sein. 

IV. Voraussetzungen für das Inkrafttreten 
des Übereinkommens zur Errichtung der Bank 

Das Übereinkommen tritt In Kraft, wenn Länder, deren 
Erstzeichnungen mindestens % der Gesamtzeichnungen 
nach Anlage A des Übereinkommens ausmachen, dar- 
unter mindestens zwei In Anlage A aufgeführte mittel- und 
osteuropäische Länder, Ihre Ratifikations-, Annahme- oder 
Genehmigungsurkunden hinterlegt haben. 
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